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Handlungsempfehlungen zur Steigerung der Akzeptanz von 
Agrarumweltmaßnahmen – Ergebnisse einer Befragung von 

Landwirten und Landwirtinnen in Niedersachen

Von Christine Niens, Rainer Marggraf, Göttingen

1  Einleitung und Zielsetzung

Gegenstand dieses Beitrags ist die Untersuchung der Einstellungen von Landwirten und 
Landwirtinnen zu Niedersächsischen Agrarumweltmaßnahmen (AUM). AUM sollen 
umweltfreundliche Bewirtschaftungspraktiken in der Landwirtschaft fördern und damit 
dem Natur- und Umweltschutz dienen. Heutige AUM werden jedoch nicht im erhofften 
Maße durch die Landwirtschaft in Anspruch genommen. Darüber hinaus wird von wissen-
schaftlicher Seite vermehrt die Integration marktwirtschaftlicher Prinzipien und partizi-
pativer, regionaler Ansätze in Agrarumweltprogramme gefordert. Vor diesem Hintergrund 
werden nachstehend drei Fragestellungen erörtert:

Welche Faktoren bestimmen die Akzeptanz von AUM seitens der Landwirtschaft?I.	
Wie beurteilen Landwirte und Landwirtinnen eine verstärkte Berücksichtigung markt-II.	
wirtschaftlicher Grundsätze sowie regionaler und partizipativer Komponenten im 
Zusammenhang mit AUM?
Welche Maßnahmen sind geeignet, um die Akzeptanz und Teilnahmebereitschaft an III.	
Agrarumweltprogrammen in Niedersachsen zu sichern oder zu erhöhen?

Die Ausführungen stützen sich auf Erkenntnisse, die die Verfasser im Rahmen einer 
schriftlichen Befragung niedersächsischer Landwirte und Landwirtinnen gewinnen konn-
ten. Diese Untersuchung wurde im Rahmen der Ausschreibung „Neue Potenziale für die 
Landwirtschaft – Herausforderungen für die Agrarpolitik“ von der Edmund Rehwinkel-
Stiftung der Landwirtschaftlichen Rentenbank finanziert. 

Die Durchführung der Studie und deren Auswertung werden in Kapitel 5 dieses Bei-
trags dargestellt. In Kapitel 6 werden die wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst und 
Handlungsempfehlungen für die Steigerung der Teilnahmebereitschaft niedersächsischer 
Landwirte und Landwirtinnen an AUM abgeleitet.

Der Beitrag beginnt mit einem Überblick über die wichtigsten Aspekte von AUM 
(Kap.  2). Danach werden die Niedersächsischen Agrarumweltprogramme, die gleicher-
maßen auch für Bremen gelten, vorgestellt (Kap. 3). Anschließend folgt eine Darstellung 
des bisherigen Standes der Akzeptanzforschung zu AUM (Kap. 4).

2  Zur Bedeutung von Agrarumweltprogrammen

Im ersten Kapitel dieses Beitrags werden die wichtigsten Aspekte von AUM zusammen-
gefasst. Zunächst wird das Problemfeld Landwirtschaft und Naturschutz kurz dargelegt. 
In diesem Zusammenhang wird der Entstehungshintergrund von AUM erläutert, bevor 
ihre inhaltliche Gestaltung, die rechtliche Verankerung und die Umsetzung von AUM in 
Deutschland beschrieben werden. 
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2.1  Der Entstehungshintergrund von Argraumweltmaßnahmen
Die zunehmende Umweltbelastung und der Umweltschutz sind bereits seit fast einem 
halben Jahrhundert fester Bestandteil der gesellschaftlichen Diskussion. Ausgelöst durch 
die negativen Umweltfolgen der Industrialisierung entwickelte sich in den 1960er-Jahren 
ein wachsendes Umweltbewusstsein im westlichen Europa.

Den, durch die landwirtschaftliche Produktion verursachten, Umweltbelastungen wird 
seit den 1980er-Jahren des letzten Jahrhunderts vermehrt Aufmerksamkeit geschenkt. Im 
Jahr 1985 lieferte der Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesrepublik Deutsch-
land eine detaillierte und umfangreiche Darstellung von Umweltproblemen der Landwirt-
schaft (35). In den folgenden Jahren erschienen weitere überarbeitete und aktualisierte 
Versionen. Die schwerwiegendsten Probleme des Spannungsfeldes Landwirtschaft und 
Naturschutz sind in Tabelle 1 zusammengefasst:

Tabelle 1. Umweltprobleme durch landwirtschaftliche Produktion in Deutschland

Rückgang bedrohter Tier- und Pflanzenarten●●
Verlust von Biotopen und Biotoptypen●●
Zerstörung von Kulturlandschaften●●
Bedrohung der genetischen Vielfalt der Kultursorten●●
Verdichtung des Bodens durch schwere Maschinen und häufiges Befahren●●
Minderung der Qualität von Grund- und Oberflächengewässern●●
Hoher Energieverbrauch durch Produktion und Vertrieb●●
Emissionen●●

Quelle: (29, S. 6)

Die immer offensichtlicher werdenden Umweltbeeinträchtigungen durch die Landwirt-
schaft veranlassten die Agrarpolitik schließlich zum Handeln. Zur Problemlösung muss-
ten umweltpolitische Maßnahmen entwickelt werden, die die negativen Folgen landwirt-
schaftlicher Produktion mildern. Als bedeutendste Entwicklung aus diesen Bemühungen 
gingen auf EU-Ebene die AUM hervor. Seit 1992 sind sie obligatorischer Bestandteil 
der „Gemeinsamen Agrarpolitik“ (GAP). Zunächst sollten die AUM jedoch nicht nur der 
Umsetzung von Umweltzielen dienen, sondern als „flankierende“ Maßnahme das vorran-
gige Ziel der Marktentlastung der Agrarreform von 1992 unterstützen (33, S. 2). Inzwi-
schen haben sich die Agrarumweltprogramme zum zentralen Element der Kooperation 
zwischen Umwelt-, Naturschutz und der Landwirtschaft entwickelt. Für Linck et al. (21) 
stellen diese AUM das wichtigste Instrument zur Förderung umweltgerechter Produkti-
onsverfahren mittels finanzieller Anreize dar.

2.2  Die Gestaltung von Agrarumweltmaßnahmen
Unter Agrarumweltmaßnahmen versteht man bestimmte Bewirtschaftungspraktiken oder 
Zielvereinbarungen, die dem Erreichen von Umweltzielen durch die Landwirtschaft die-
nen und entsprechend Art. 39 der ELER Verordnung (2) über die Maßnahmen der guten 
fachlichen Praxis und Cross Compliance hinausgehen. Die Landwirte und Landwirtinnen 
können auf freiwilliger Basis an den Maßnahmen teilnehmen und erhalten im Gegenzug 
eine Ausgleichzahlung für die Erbringung der vereinbarten ökologischen Leistung. 

Der finanzielle Ausgleich soll die Landwirte und Landwirtinnen zur Durchführung 
umweltschonender Produktionsweisen motivieren, indem die dadurch entstehenden finan-
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ziellen Einbußen kompensiert werden. Dementsprechend muss sich die Prämienhöhe an 
den durch die umweltfreundlichen Bewirtschaftungsweisen entstandenen Kosten und Ein-
kommensverlusten orientieren (2, Art. 39 (4)). 

AUM verfolgen zwar immer Ziele des Natur- und Umweltschutzes, sind aber trotzdem 
recht unterschiedlich konzipiert. Die einzelnen AUM differieren zum einen hinsichtlich 
ihrer formalen Ausgestaltung. Sie können beispielsweise handlungs- oder ergebnisori-
entiert ausgerichtet sein. Zum anderen können Maßnahmen einzelflächenbezogen oder 
ausschließlich gesamtbetrieblich angeboten werden.

Des Weiteren lassen sich die AUM in produktions- oder naturschutzbezogene Maß-
nahmen unterteilen (37, S. 25, 26). Die vorwiegend produktionsbezogenen AUM zielen 
in erster Linie auf den Boden- oder Gewässerschutz ab. Insbesondere durch die Förderung 
extensiver Bewirtschaftungsweisen im Acker- und Grünlandbereich soll eine aus ökolo-
gischer Sicht gute Boden- und Wasserqualität sichergestellt werden. Die überwiegend 
naturschutzbezogenen AUM dienen vor allem der Pflege von Kulturlandschaften und dem 
Erhalt von Artenvielfalt und Biodiversität. Hierzu zählen unter anderem der Schutz beson-
derer Biotoptypen oder die Anlage von Blühstreifen. Außerdem gibt es Förderprogramme 
zur Sicherung der genetischen Ressourcen, wie beispielsweise durch die Zucht und Hal-
tung bedrohter Haustierrassen, welche zwar produktionsbezogen sind, aber gleichzeitig 
naturschützerische Funktion besitzen.

Während einige AUM nur in bestimmten Gebietskulissen angeboten werden, unterlie-
gen andere diesbezüglich keinen Einschränkungen. Die Beschränkung auf ausgewählte 
Gebietskulissen bezieht sicht vor allem auf die naturschutzbezogenen Maßnahmen. Diese 
Regionalisierung begründet sich mit dem Vorkommen besonders schützenswerter Umwelt-
güter, wie beispielsweise bedrohter Tier- oder Pflanzenarten, deren Erhalt Gegenstand der 
Förderung ist.

2.3  Rechtliche Grundlagen von Agrarumweltmaßnahmen
Die AUM sind Teil der als „zweite Säule der GAP“ bezeichneten Politik für ländliche 
Räume Europas in den Jahren 2007–2013. Die rechtliche Basis dafür bildet die ELER-
Verordnung 1698/2005, die vom Rat der Europäischen Union (EU) beschlossen wurde. 
Mit der ELER-Verordnung werden drei allgemeine Ziele für die ländliche Entwicklung 
verfolgt (Tab. 2). Diesen drei Zielen entspricht jeweils ein Schwerpunkt der zweiten Säule 
der GAP. Darüber hinaus existiert als vierter Schwerpunkt die „LEADER“- Achse, die 
zielübergreifend wirken soll. Die AUM fallen unter den zweiten Schwerpunkt, der sich auf 
den „Umweltschutz und die Landschaftspflege durch Landmanagement“ bezieht. 

Tabelle 2. Ziele der ELER-Verordnung

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft●●
Umweltschutz und Landschaftspflege durch Landmanagement●●
Steigerung der Lebensqualität im ländlichen Raum und Diversifizierung der länd-●●
lichen Wirtschaft

Quelle: (2, Art.4 (1)) 

Die Planung und Umsetzung der ELER-Verordnung erfolgt über einen mehrstufigen 
Ansatz. Die EU legt zunächst bestimmte strategische Leitlinien fest, auf deren Basis die 
Mitgliedsstaaten ein nationales Strategiepapier entwerfen. In diesem Strategiepapier wird 
dargelegt, wie die Ziele der zweiten Säule der GAP auf nationaler Ebene erreicht werden 
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sollen. Abschließend werden die Konzepte der Europäischen Kommission zur Genehmi-
gung vorgelegt. Danach beginnen die Mitgliedsstaaten mit der Umsetzung.

2.4  Die Umsetzung von Agrarumweltmaßnahmen in Deutschland
In Deutschland wird der nationale Strategieplan vom Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) in enger Kooperation mit den Bundes-
ländern erarbeitet. Nach der Genehmigung durch die EU werden die AUM im Rahmen der 
„Entwicklungsprogramme zur Förderung des Ländlichen Raums“ angeboten. Nationale 
Rechtsgrundlage der AUM ist das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK). Unter dem Grundsatz zur Förderung 
einer „markt- und standortangepassten Landbewirtschaftung“ (MSL) der GAK werden 
zahlreiche AUM zusammengefasst. Im Einzelnen werden Maßnahmen aus folgenden 
Bereichen gefördert (Tab. 3):

Tabelle 3. Förderung von AUM über die MSL der GAK

Ökologischer Landbau●●
Extensive Produktionsverfahren im Ackerbau oder bei Dauerkulturen●●
Extensive Grünlandnutzung●●
Mehrjährige Stilllegung von Ackerflächen●●
Umwelt- und tiergerechte Haltungsverfahren●●

Quelle: (12)

Die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung der AUM fallen in den Zuständigkeitsbereich 
der Bundesländer. Dementsprechend verfügt jedes Bundesland über eigene, individuell 
gestaltete AUM. In einigen Ländern umfassen die Agrarumweltprogramme neben den 
AUM im engeren Sinn auch den Vertragsnaturschutz und die Erschwerniszulage, wie zum 
Beispiel das Bayrische Agrarumweltprogramm. Des Weiteren bieten einige Länder, u. a. 
Thüringen und Bayern, auch Maßnahmen zur Pflege der Kulturlandschaft an, die nicht 
unter die Rahmenregelung der GAK fallen (7; 14).

2.4.1  Vertragslaufzeit
Die Bewirtschaftungsverträge haben in aller Regel eine Laufzeit von fünf bis sieben Jah-
ren (2, Art. 39, (3)). Begründet wird diese mehrjährige Vertragsbindung damit, dass ein 
gewisser Zeitraum notwendig sei, bis eine spürbare umweltwirksame Aufwertung erzielt 
werden könne. In der Vergangenheit wurde sogar angeregt, die Mindestlaufzeit der Ver-
träge noch zu erhöhen, da fünf Jahre oft nicht ausreichten, um die gewünschten Umwelt-
effekte zu erzielen (13). 

2.4.2  Finanzierung
Die Förderung von AUM erfolgt in Deutschland im Rahmen der GAK unter Beteiligung 
des Bundes und der Länder sowie durch Finanzmittel der EU. Der Anteil der Kofinan-
zierung durch die EU beträgt im Regelfall bis zu 55 % und in Konvergenzgebieten bis 
zu 80 %. 

Außerdem bieten einige Länder Maßnahmen im Rahmen ihrer Agrarumweltprogramme 
an, die nicht den Grundsätzen der MSL entsprechen. Dazu zählen beispielsweise der Ver-
tragsnaturschutz, die Förderung der Landschafts- oder Biotoppflege sowie die Zucht und 
Haltung bedrohter lokaler Nutztierrassen. Diese Maßnahmen können nicht über die MSL 
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der GAK kofinanziert, sondern müssen ausschließlich mit EU- und Landesmitteln geför-
dert werden.

3  Die Förderung von Agrarumweltmaßnahmen in Niedersachsen

In diesem Kapitel werden zunächst die Niedersächsischen und Bremischen Agrarumwelt-
programme beschrieben (Abschn. 3.1). Danach wird auf die Inanspruchnahme dieser Pro-
gramme durch die niedersächsische Landwirtschaft eingegangen (Abschn. 3.2).

3.1  Die Niedersächsischen und Bremer Agrarumweltprogramme
Der Förderschwerpunkt „Agrarumweltmaßnahmen“ umfasst in Niedersachen in der 

Förderperiode 2007–2013 drei Komponenten (Tab. 4):

Tabelle 4. AUM in Niedersachsen und Bremen

Das Niedersächsische und Bremische Agrarumweltprogramm NAU/BAU●●
Die Grundwasserschonende Landbewirtschaftung GSL●●
Das Kooperationsprogramm Naturschutz KoopNat●●

Quelle: (27, S.19)

Im Folgenden werden diese drei Einzelprogramme näher beschrieben.

3.1.1  Das Niedersächsische und Bremische Agrarumweltprogramm NAU/BAU
Im Rahmen des NAU/BAU werden besonders umweltverträgliche und ressourcenscho-
nende Produktionsverfahren im Ackerbau und in der Grünlandnutzung gefördert. Das Pro-
gramm setzt sich insgesamt aus sechs Einzelmaßnahmen zusammen, die in drei Bereiche 
gegliedert sind. 

Der erste Teil (A) umfasst Maßnahmen zur Förderung extensiver Produktionsverfahren 
im Acker- und Grünlandbereich. Dazu gehören die „Anwendung von Mulch- oder Direkt-
saat oder Mulchpflanzverfahren im Ackerbau“, das „Ausbringen von flüssigem Wirt-
schaftsdünger auf Acker- und Grünland mit besonders umweltfreundlichen Ausbringungs-
verfahren“ und die „Anlage von ein- oder mehrjährigen Blühstreifen auf Ackerflächen“. 

Der zweite Teil (B) beinhaltet Maßnahmen zur Förderung extensiver Grünlandnutzung 
auf Einzelflächen. Hierzu zählen die „Förderung extensiver Grünlandnutzung durch Ver-
ringerung der Betriebsmittelanwendung“ und die „Förderung einer wertvollen Grünland-
vegetation nach dem Prinzip der ergebnisorientierten Honorierung“.

Der dritte Teil (C) dient der Förderung ökologischer Anbauverfahren im gesamten 
Betrieb nach der Verordnung (EG) Nr. 1834/2007, wobei dies sowohl die Einführung als 
auch die Beibehaltung ökologischen Landbaus einschließt.

Die AUM des NAU/BAU werden zum Teil nur unter bestimmten gebietsspezifischen 
Vorrausetzungen angeboten. Damit beispielsweise die Anwendung von Mulch- oder 
Direktsaatverfahren zuwendungsberechtigt ist, müssen die betreffenden Flächen potenzi-
ell durch Wassererosion gefährdet sein. Einschränkungen gibt es auch für die Blühstreifen-
programme. Dagegen ist die Einführung und Beibehaltung ökologischer Anbauverfahren 
generell förderungswürdig. 

Zuständig für die AUM des NAU/BAU ist das Niedersächsische Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung (ML). 
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Die teilnehmenden Landwirte und Landwirtinnen erhalten für die Durchführung einer 
Maßnahme einen finanziellen Ausgleich der jährlich gezahlt wird. Die Höhe der Aus-
gleichzahlung ist abhängig von der Flächengröße und den zu erfüllenden Auflagen. Für 
die Einführung ökologischen Gemüseanbaus erhält ein landwirtschaftlicher Betrieb bei-
spielsweise eine Prämie von 271 €/ha jährlich. Dagegen beträgt die Höhe der Ausgleichs-
zahlungen für die Anwendung von Mulch- oder Direktsaat oder Mulchpflanzverfahren nur 
40 €/ha und Jahr. Finanziert werden die AUM des NAU/BAU über die Fördermittel der 
EU sowie über Bundes- und Landesmittel im Rahmen der GAK.

3.1.2  Die Grundwasser schonende Landbewirtschaftung GSL
Die Maßnahmen der GSL dienen dazu, in Wasserschutzgebieten Schadstoffeinträge in das 
Grundwasser zu verringern. Dadurch soll eine Verbesserung der Wasser- und Bodenqua-
lität erzielt werden. Die AUM der GSL fallen nicht unter die MSL und werden dement-
sprechend ohne die Unterstützung des Bundes ausschließlich aus EU- und Landesmitteln 
finanziert. Im Einzelnen umfasst die GSL die „Umwandlung von Ackerflächen in extensiv 
bewirtschaftetes Grünland“, die „Grundwasser schonende ökologische Bewirtschaftung 
von Ackerflächen“ sowie „Vorhaben zur Gewässer schonenden ökologischen Bewirtschaf-
tung, die über Bewirtschaftungsauflagen gemäß VO (EWG) Nr. 2092/1991 hinausgehen“. 
Zuständig für die GSL ist das Niedersächsische Ministerium für Umwelt und Klimaschutz 
(MU).

3.1.3  Das Kooperationsprogramm Naturschutz KoopNat
Das KoopNat umfasst Vertragsnaturschutzmaßnahmen für landwirtschaftliche Betriebe zur 
Umsetzung von Natura 2000. Es setzt sich aus mehreren Einzelmaßnahmen zusammen. 
Hierzu zählen Naturschutzmaßnahmen auf Dauergrünlandflächen nach handlungs- und 
ergebnisorientiertem Ansatz sowie Maßnahmen auf Ackerflächen und -randstreifen zum 
Schutz von Ackerwildkräutern, Vögeln und sonstigen Tierarten. Honoriert wird außerdem 
der Erhalt besonderer Biotoptypen durch Mahd oder Beweidung und das Bereitstellen 
von strömungsarmen Rast- und Nahrungsflächen für nordische Gastvögel im Acker- und 
Grünlandbereich.

Diese AUM werden nur in eng umrissenen Gebietskulissen angeboten. Dazu zäh-
len u. a. Natura 2000 Gebiete, Naturschutzgebiete, Nationalparks, Biosphärenreservate, 
besondere Lebensraumtypen und Gebiete, in denen bestimmte Tier- und Pflanzenarten 
sowie vom Aussterben bedrohte oder stark gefährdete Pflanzenarten der Roten Liste Nie-
dersachsens und Bremens vorkommen. 

Die Maßnahmen des KoopNat fallen nicht unter die GAK und werden somit aus-
schließlich durch die Kofinanzierung der EU und von den Ländern Niedersachsen und 
Bremen getragen. Verantwortlich für die AUM des KoopNat ist das MU.

3.1.4  Das Baukastensystem
Zur Verbesserung der Abstimmung der Agrarumweltprogramme des ML und des MU 
wurde ein „Baukastensystem“ für den Bereich „Grünland“ nach ergebnis- und handlungs-
orientiertem Honorierungsprinzip eingeführt. Die Basisförderung stellt die Maßnahmen 
des Teils B des NAU/BAU dar. Diese können die Landwirte und Landwirtinnen mit den 
Grünlandmaßnahmen des KoopNat ergänzen, sofern die betreffenden Flächen in beson-
ders schützenswerten Gebieten liegen. Die Prämien für die Durchführung der AUM addie-
ren sich in diesem Fall, da es keine Überschneidung in den Bewirtschaftungsauflagen 
gibt. Ein derartiges Baukastensystem ist auch für die GSL und Teilbereiche des NAU/
BAU vorgesehen.
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3.2  Die Inanspruchnahme von Agrarumweltmaßnahmen  
in Niedersachsen und Bremen

Im Jahr 2007 wurden insgesamt 477 000 ha Landfläche im Rahmen von AUM gefördert 
(27,  S.  19). Das entspricht gut 18  % der landwirtschaftlichen Gesamtfläche von Nie-
dersachen und Bremen. Insgesamt wurden im Jahr 2007 26,3 Mio. € für AUM gezahlt, 
6,8 Mio. € entfielen davon auf Verpflichtungen vorhergehender Jahre (27, S. 19). Bis zum 
Ende der aktuellen Förderperiode stehen insgesamt 340,3  Mio.  € für die Honorierung 
ökologischer Leistungen der Landwirtschaft zur Verfügung (27,  S.  18). Das entspricht 
einem Jahresdurchschnitt von 48,6 Mio. €. 

Hinzu kommen Gelder, die im Zuge der Modulation in die zweite Säule der GAP ver-
schoben werden. Bis 2012 soll der ursprüngliche Modulationssatz von 5 % schrittweise 
auf insgesamt 10  % angehoben werden, wodurch das Fördervolumen für AUM stetig 
steigt (3).

Darüber hinaus ist eine betriebsspezifische Anpassung des Modulationssatzes geplant. 
Für landwirtschaftliche Großunternehmen, die mehr als 300 000 € Direktzahlungen pro 
Jahr erhalten, ist eine Anhebung der Modulationsrate ab 2010 um zusätzliche 4  % auf 
insgesamt 14 % bis 2012 vorgesehen (3). Die gute Agrarstruktur in Niedersachsen und 
Bremen lässt vermuten, dass davon einige Betriebe betroffen sein werden. Somit werden 
zukünftig weitere Modulationsmittel für den Schwerpunkt  2 und damit auch für AUM 
bereitgestellt.

Die Ausführungen verdeutlichen, dass das Budget zur Förderung von AUM zurzeit 
nicht ausgeschöpft wird. Damit alle bereitstehenden Finanzmittel aufgewendet werden 
können, müssen deutlich mehr Flächen als bisher im Rahmen von AUM gefördert wer-
den. Aufgrund der oben angegebenen Zahlen kann man davon ausgehen, dass sich die im 
Jahresdurchschnitt geförderte Fläche ungefähr verdoppeln müsste. 

Die verantwortlichen Ministerien hoffen zwar auf eine deutliche Zunahme von Ver-
tragsabschlüssen in den Folgejahren (27, S. 22). Allerdings gibt es auch zahlreiche Fakto-
ren, die gegen eine zukünftig verstärkte Inanspruchnahme von AUM sprechen. 

So kann man argumentieren, dass die Streichung der Anreizkomponente die Teilnah-
mebereitschaft der Landwirte und Landwirtinnen negativ beeinflussen wird (16). In der 
vorhergehenden Programmperiode war noch die Zahlung eines finanziellen Anreizes von 
bis zu 20 % der Verlustkompensation erlaubt (1, Art. 24 (1); 31, S. 14). Diese Möglich-
keit, Landwirte und Landwirtinnen zur Teilnahme an AUM zu motivieren, gibt es in der 
aktuellen Förderperiode 2007–2013 nicht mehr. Dazu kommt eine erhöht Kontrollinten-
sität infolge der Cross Compliance-Regelung, die zu einer verminderten Akzeptanz der 
Programme seitens der Landwirtschaft führen könnte (16). 

Ein weiteres wichtiges Argument, welches gegen die Nutzung von AUM spricht, ist der 
Anstieg der Opportunitätskosten ökologischer Leistungen der Landwirtschaft. Die Höhe 
der Opportunitätskosten wird durch zwei Faktoren bestimmt. Zum einen sorgt die Energie-
politik der Bundesregierung, insbesondere die Förderung von Bioenergie, für eine wach-
sende Nachfrage nach Agrarflächen zum Anbau von Energiepflanzen. Zum anderen ist der 
vermehrte Nahrungsmittelbedarf infolge der ständig wachsenden Weltbevölkerung für die 
Erhöhung der Opportunitätskosten bedeutsam. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen 
vergrößert sich die Weltbevölkerung jährlich um 76 Mio. Menschen (38). Infolge dessen 
prognostiziert die OECD einen Anstieg des Weltgetreideverbrauchs um 15 % beziehungs-
weise 298 Mio. t bis 2015 (32). Sowohl aus der stärkeren Förderung von Bioenergie als 
auch aus dem steigenden Getreidebedarf resultieren als Folge schwankende, aber tenden-
ziell hohe Nahrungsmittel- und Energiepreise. Dies führt zu einer Konkurrenzsituation 
zwischen der Prämienhöhe für AUM und der Preisentwicklung auf den Agrarmärkten 
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(30). Aus wirtschaftlicher Sicht erscheint die Durchführung von AUM für landwirtschaft-
liche Betriebe daher, insbesondere in ertragsreichen Gebieten, nur begrenzt sinnvoll. 

Fraglich ist, ob sich vor diesem Hintergrund das Ziel der Länder Niedersachsen und 
Bremen, bis zum Ende der aktuellen Programmperiode die im Rahmen von AUM geför-
derte Fläche kontinuierlich zu erhöhen, realisieren lässt. Um die Nutzung und damit auch 
die ökologische Relevanz der Programme sicherzustellen, wird es notwendig sein, die 
Attraktivität der AUM für die Landwirtschaft zu erhöhen. 

4  Zur Akzeptanz von Agrarumweltprogrammen  
durch die Landwirtschaft

Die Wirksamkeit von AUM wird neben der ökologischen Treffsicherheit insbesondere 
von der Akzeptanz durch die Landwirtschaft bestimmt. Schließlich kann die Integration 
von Naturschutzmaßnahmen in die landwirtschaftliche Produktion nur gelingen, wenn 
die entsprechenden Programme von den landwirtschaftlichen Betrieben in ausreichendem 
Maße genutzt werden. 

Bisherige Untersuchungen ergaben, dass die Akzeptanz der Landwirte und Landwirtin-
nen für Maßnahmen zur Förderung von Umweltleistungen durch verschiedene Faktoren 
bedingt wird, die sich fördernd oder hemmend auf eine Programmteilnahme auswirken.

Wilstacke und Plankl (40) untersuchten noch vor der Einführung der AUM die 
Akzeptanz von Grünbracheprogrammen und anderen Angeboten zur freiwilligen Pro-
duktionsminderung in Niedersachsen. Dazu führten sie vollstandardisierte Interviews mit 
2200 Landwirten und Landwirtinnen durch. Die Stichprobe setzte sich aus Teilnehmern 
und Nichtteilnehmern zusammen (40, S. 4, 5).

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass für die Durchführung von Extensivierungsmaßnah-
men in erster Linie wirtschaftliche Gründe ausschlaggebend sind. Für rund die Hälfe der 
Befragten ist die Einsparung von Betriebsmitteln ein wichtiger Grund für die Teilnahme 
an dem niedersächsischen Grünbracheprogramm. Zwei Drittel geben an, die Maßnahmen 
auf Flächen mit geringem oder unsicherem Ertrag durchgeführt zu haben und drei Viertel 
erwarteten höhere Erträge im Jahr nach der Brache (40, S. 75.). 

Entscheidend für die Nichtteilnahme am Grünbracheprogramm ist neben organisatori-
schen und betrieblichen Gründen vor allem das Autonomiestreben der Befragten und feh-
lendes Vertrauen in die Verlässlichkeit agrarpolitischer Aussagen. Positiv hervorzuheben 
ist, dass auch unter den Nichtteilnehmern keine generelle Ablehnung von Grünbrache- und 
Extensivierungsprogrammen besteht (40, S. 78–80).

Auch Mährlein (23) beschäftigt sich mit den Gründen für die Teilnahme an Grün-
landschutzprogrammen. Dabei unterscheidet der Autor zwischen ökonomischen und nicht 
ökonomischen Motiven. Es zeigt sich, dass sowohl für die Inanspruchnahme als auch für 
die Ablehnung der Maßnahmen beide Motivgruppen bedeutend sind. 

Für eine Teilnahme sprechen aus ökonomischer Sicht vor allem die Ausgleichszahlun-
gen, die eine konstante Einnahmequelle für Flächen darstellen, die sonst gar nicht oder 
nur unrentabel zu bewirtschaften wären (23, S. 311). Das wichtigste nicht ökonomische 
Motiv für eine Programmteilnahme ist die moralische Verpflichtung. Der Forderung der 
Landwirtschaft nach freiwilligem Umweltschutz wird durch die moderne Agrarumwelt-
politik vermehrt Rechnung getragen. Die Landwirte und Landwirtinnen stehen daher im 
Zugzwang, diese Angebote auch zu nutzen, damit es nicht zu verpflichtenden Auflagen für 
alle Betriebe kommt (23, S. 312).

Das bedeutendste ökonomische Argument gegen eine Nutzung von Grünlandprogram-
men sind zu geringe, beziehungsweise unangepasste Ausgleichszahlungen (23, S. 313). 
An erster Stelle der nicht ökonomischen Motive steht überwiegend ein geringes Vertrauen 
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in die Naturschutzpolitik. Die Landwirte und Landwirtinnen befürchten beispielsweise, 
ihre Flächen nach Ablauf der Verträge nicht mehr auflagenfrei bewirtschaften zu können, 
falls sich im Zuge der Maßnahme dort bedrohte Tier- oder Pflanzenarten angesiedelt haben 
(23, S. 314). 

Die Ergebnisse von Mährlein (23) zur Teilnahmemotivation an Grünlandschutzpro-
grammen stimmen grundsätzlich mit den Erkenntnissen von Wilstacke und Plankl (40) 
überein. Beide Autoren sehen in der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen ein entscheiden-
des Kriterium für eine Nutzung der Programme. Gegen eine Teilnahme sprechen neben 
ökonomischen Aspekten vor allem fehlendes Vertrauen in die Agrarumwelt- und Natur-
schutzpolitik. 

Als wesentliche Feststellung geht aus beiden Studien die Erkenntnis hervor, dass 
die Teilnahmebereitschaft an Agrarumweltprogrammen sowohl von ökonomischen als 
auch von nicht ökonomischen Motiven beeinflusst wird. In der weiteren Darstellung der 
akzeptanzbestimmenden Faktoren von AUM wird daher unterschieden zwischen dem 
direkten Einfluss finanzieller Anreize (Abschn. 4.1), den wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen (Abschn. 4.2) und weiteren Bestimmungsfaktoren für die Akzeptanz von AUM 
(Abschn. 4.3).

4.1  Zum direkten Einfluss finanzieller Anreize
Das Entscheidungskriterium der Wirtschaftlichkeit beziehungsweise des ökonomischen 
Nutzens der Programmteilnahme wurde durch zahlreiche Untersuchungen bestätigt. Im 
Folgenden werden Studien erörtert, die einen direkten Einfluss finanzieller Anreize auf 
die Teilnahmebereitschaft an AUM belegen.

Weis et al. (39) zeigten im Rahmen einer Untersuchung zur Akzeptanz von Biotop- 
und Landschaftspflegeprogrammen in der Eifel, dass die Einstellungen der Landwirte und 
Landwirtinnen zu AUM in erster Linie von vier Faktoren beeinflusst werden. Die größte 
Bedeutung kommt der Kombination von auferlegten Restriktionen und der Prämienhöhe 
zu. Die Bewirtschaftungsauflagen bestimmen den Arbeitsaufwand des Landwirts und sind 
somit kostenwirksam (39, S. 109). Ausschlaggebend ist daher, ob die Ausgleichszahlun-
gen ausreichen, um die im Zuge der Programmteilnahme anfallenden Kosten für Mehr-
arbeit und die zu erwartenden Ertragseinbußen zu decken. Für die Akzeptanz von AUM 
ist es somit entscheidend, ob Auflagenhöhe und Prämiensätze in einem angemessenen 
Verhältnis stehen. 

Zu einem ähnlichen Schluss kommen auch Baudoux et al. (6). Sie befragten 150 Land-
wirte und Landwirtinnen zu ihrer Teilnahmemotivation an AUM in Baden Württemberg. 
Auch hier zeigt sich, dass die Akzeptanz freiwilliger Umweltleistungen vor allem von 
einer angemessenen Honorierung der Maßnahme abhängt.

Müller et al. (26, S. 147) führen an, dass der Hauptbeweggrund der Landwirte und 
Landwirtinnen für die Auseinandersetzung mit umweltschonenden Bewirtschaftungswei-
sen der wirtschaftliche Zwang sei. Dabei ist die Förderpolitik ein entscheidender Faktor 
für die Akzeptanz, da die Prämien für den Großteil der Landwirte und Landwirtinnen 
einen erheblichen Anteil des Einkommens ausmachen. 

Im Kontext einer Studie zur Akzeptanz von Förderprogrammen zur naturschutzge-
rechten Grünlandnutzung im Landkreis Rügen identifiziert Höft (17, S. 63) ebenfalls den 
wirtschaftlichen Nutzen als wichtigsten Teilnahmegrund an AUM. Für 75  % der land-
wirtschaftlichen Betriebe stellen finanzielle Gründe das bedeutendste Argument für eine 
Inanspruchnahme von AUM dar. 
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Auch Schrameck et al. (34) weisen den starken Einfluss des ökonomischen Aspekts auf 
die Teilnahmebereitschaft an Agrarumweltprogrammen nach. Ihre Analyse der Teilnahme-
motivation von Landwirten und Landwirtinnen aus Hessen bestätigt, dass die Durchfüh-
rung von AUM in erster Linie finanziell motiviert ist.

Schließlich belegt die Untersuchung der Akzeptanz innovativer nachhaltiger Nut-
zungsstrategien bei landwirtschaftlichen Unternehmen durch Matthes et al. (24), dass die 
Wirtschaftlichkeit einer AUM für deren Akzeptanz im Wesentlichen bestimmend ist.

4.2  Zum Einfluss wirtschaftlicher Rahmenbedingungen
In den nachstehenden Ausführungen werden Studien zur Akzeptanz von Agrarumweltpro-
grammen behandelt, die Faktoren herausstellen, die indirekt Einfluss auf die Wirtschaft-
lichkeit einer AUM nehmen. Dazu zählen zum einen für die Landwirte und Landwirtinnen 
exogene Merkmale wie die Agrarstruktur oder das Programmdesign, welches durch seine 
Ausgestaltung den finanziellen Nutzen und damit die Attraktivität einer AUM bestimmen 
kann. Zum anderen gehören dazu betriebsbezogene Merkmale wie die Kompatibilität der 
AUM mit dem Betriebsablauf und der geplanten Betriebsentwicklung, also die jeweiligen 
einzelbetrieblichen Vorrausetzungen. 

4.2.1  Das Programmdesign
Kazenwadel et al. (18) kommen auf der Grundlage von quantitativen Studien aus Deutsch-
land und den Niederlanden zu dem Schluss, dass die Teilnahmebereitschaft an AUM stark 
durch das Programmdesign und besonders durch das Honorierungssystem beeinflusst 
wird. Demzufolge ist die Teilnahme an AUM aus ökonomischer Sicht nur für Haupter-
werbsbetriebe mit großer landwirtschaftlicher Nutzfläche attraktiv. Von Betreibern kleiner 
landwirtschaftlicher Unternehmen, die zum Teil sogar als Nebenerwerb bewirtschaftet 
werden, wird die Durchführung von AUM dagegen als unwirtschaftlich beurteilt.

Autsch (5), Mährlein (23) sowie Bruckmeier und Riegert (11) beschäftigen sich 
mit einem anderen Aspekt der Maßnahmenausgestaltung. Die Autoren unterstellen einen 
Einfluss der Vertragslaufzeit auf die Teilnahmebereitschaft an Agrarumweltprogrammen. 
Uneinigkeit besteht allerdings hinsichtlich der optimalen Vertragsdauer. Während Mähr-
lein (23) und Autsch (5) eine möglichst lange Vertragslaufzeit als vorteilhaft bezeichnen, 
da den landwirtschaftlichen Betrieben nur so ausreichende Planungssicherheit geboten 
würde, bemerken Bruckmeier und Riegert (11), dass weniger die langfristige Entschei-
dung für eine umweltschonende Bewirtschaftung als die kurzfristige finanzielle Förderung 
Beweggrund für eine Teilnahme an AUM sei.

4.2.2  Die agrarstrukturellen und natürlichen Bedingungen
Die betrieblichen Auswirkungen einer Durchführung von Agrarumweltprogrammen dif-
ferieren in Abhängigkeit von den Standortverhältnissen und der Standortqualität. Unter-
schiede bestehen zum Beispiel hinsichtlich des Einflusses auf die Arbeitsorganisation oder 
bezüglich der Ertragsminderung (6, S. 190). Einen empirischen Beleg des direkten Einflus-
ses der agrarstrukturellen und natürlichen Standortbedingungen auf die Teilnahmebereit-
schaft an AUM liefern Lettmann (20) und Höft (17). Lettmann (20) prüft die Akzeptanz 
von Extensivierungsstrategien und Umweltschutzprogrammen in Nordrhein-Westfalen. Er 
geht davon aus, dass eine Teilnahme an Extensivierungs- und Umweltschutzprogrammen 
von Betrieben mit verhältnismäßig hohem Grünlandanteil und relativ geringem Viehbe-
satz eher in Betracht gezogen wird, als von ertragsstarken Ackerbaubetrieben oder von 
Veredlungsbetrieben mit hohem Viehbesatz.

Auch bei Höft (17) zählen die objektiven Umgebungsfaktoren zu den wichtigsten 
Einflussgrößen auf die Bereitschaft zur Teilnahme an AUM. Die agrarstrukturellen Gege-
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benheiten, wie ein geringer Viehbesatz oder die natürlichen Standortbedingungen, wie 
primär nur extensiv nutzbares Grünland, werden von den Befragten nach wirtschaftlichen 
Motiven als zweitwichtigster Beweggrund für eine Nutzung von AUM angeführt.

4.2.3  Einzelbetriebliche Verhältnisse
Zeddies und Doluschitz (42) befragten Landwirte und Landwirtinnen zur Teilnahme am 
baden-württembergischen Agrarumweltprogramm MEKA. Sie kommen zu dem Ergebnis, 
dass vor allem AUM umgesetzt werden, die bereits in den Betrieben praktiziert werden 
oder nur geringe Umstellungsmaßnahmen erfordern und vergleichsweise geringe Ertrags-
einbußen zur Folge haben. Eine verschwindend geringe Akzeptanz erfahren dagegen Maß-
nahmen, die umfangreiche Betriebsanpassungen und/oder hohe Erwerbsverluste verursa-
chen, die die Produktqualität herabsetzten oder Investitionen erfordern (42, S. 215–216). 

Dieser Befund wird durch zahlreiche Untersuchungen untermauert. Nach Müller et al. 
(26, S. 146) gilt für die Einführung umweltfreundlicher Bewirtschaftungsweisen grund-
sätzlich Folgendes: Die Akzeptanzwahrscheinlichkeit einer Maßnahme steigt, je einfa-
cher eine Neuerung in die bestehenden Handlungsabläufe integriert werden kann. Ziel der 
landwirtschaftlichen Betriebe sei es, möglichst wenige Änderungen in der Arbeitsorgani-
sation und in der Betriebsstruktur vornehmen zu müssen. Dabei spiele die Vereinbarkeit 
vorhandener Technik mit Neuanschaffungen eine wichtige Rolle. Eine Maßnahme werde 
entsprechend umso eher akzeptiert, je weniger Investitionen dafür nötig seien. Weiterhin 
müsse ein reibungsloser Arbeitsablauf gewährleistet werden können, das heißt, mit der 
Durchführung der Maßnahme sollten möglichst nur unerhebliche Bewirtschaftungser-
schwernisse oder -einschränkungen einhergehen. Akzeptanzhemmend wirkten „Neben-
wirkungen“ der umweltfreundlichen Landbewirtschaftung, die einen Ertragsrückgang zur 
Folge haben, wie erhöhter Unkrautdruck oder vermehrter Schädlingsbefall. Demzufolge 
stellt auch die Ertrags- beziehungsweise Einkommenssicherheit ein weiteres wesentliches 
Kriterium zur Beurteilung einer Maßnahme dar (26, S. 146).

Die Analyse von Matthes et  al. belegt ebenfalls eine hohe Akzeptanz für Maßnah-
men, die einfach und unproblematisch umsetzbar sind und kaum in die Betriebs- und 
Bewirtschaftungsstruktur eingreifen. Gleiches gilt für die Untersuchung von Baudoux 
et al. (6).

Von grundlegender Bedeutung für die Integrierbarkeit einer AUM in den Betriebsablauf 
kann neben der individuellen Arbeitsorganisation auch die Betriebsform sein. Lettmann 
(20) führt beispielsweise an, dass die Einführung ökologischer Anbauverfahren für fast 
ein Viertel der untersuchten Futterbau- und Gemischtbetriebe vorstellbar wäre. Dagegen 
ziehe aber nicht mal jeder zehnte Veredlungs- und Marktfruchtbaubetrieb eine Umstellung 
auf ökologische Bewirtschaftungspraktiken in Betracht (20, S. 125).

4.3  Weitere Bestimmungsfaktoren
Die Teilnahme an AUM muss nicht zwingend einen finanziellen Hintergrund besitzen. 
Auch nicht ökonomische Anreize können Auswirkungen auf die Motivation zur Teilnahme 
an Programmen für umweltschonende Bewirtschaftungsweisen haben. Luz (22) setzte sich 
qualitativ mit der Akzeptanz von Projekten zur Extensivierung, Biotopvernetzung und 
anderen Maßnahmen des Natur- und Umweltschutzes auseinander. Er kommt zu dem 
Schluss, dass die Akzeptanz von Umweltprogrammen durch den Einsatz eines individuel-
len Beraters deutlich gesteigert werden kann. Für eine erfolgreiche Implementierung von 
Naturschutzmaßnahmen in die landwirtschaftliche Produktion sei insbesondere die Ver-
mittlung der einzelbetrieblichen Auswirkungen für die betroffenen Landwirte und Land-
wirtinnen und die Darlegung der Projektziele bestimmend, konstatiert Luz (22, S. 191). 
Ähnlich argumentieren Müller et al. (26). Auch sie sehen in der Beratung ein zentrales 
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Element zur Akzeptanzsteigerung von Maßnahmen zur umweltfreundlichen Landbewirt-
schaftung.

Bedeutend für die Teilnahmebereitschaft an Agrarumweltprogrammen sind nach Weis 
et al. (39) aber auch die rechtlichen Konsequenzen, die mit einem Vertragsabschluss ver-
bunden sind. Hier bestehen zum Teil erhebliche Unsicherheiten aufseiten potenzieller 
Programmteilnehmer. Die daraus resultierenden Ängste könnten schließlich dazu führen, 
dass kein Vertragsabschluss erfolgt, obwohl eine grundsätzliche Bereitschaft vorhanden 
sei (39, S. 109–114). Außerdem beeinflussen die gesellschaftliche Anerkennung die Land-
wirte und Landwirtinnen für ökologische Leistungen erhalten und das Verhältnis zu den 
Betreuern der Programme die Akzeptanz von AUM (39, S. 109). 

Matthes et al. (24) belegen einen Zusammenhang zwischen der Akzeptanz innovativer 
nachhaltiger Produktionsweisen und persönlichen Merkmalen wie Alter und Ausbildung. 
Entscheidend für die Einstellung gegenüber Programmen zur umweltfreundlichen Land-
bewirtschaftung ist nach Matthes et al. (24) weiterhin, ob ökologische oder konventio-
nelle Landwirtschaft betrieben wird. Weis et al. (39) und Baudoux et al. (6) beweisen den 
Einfluss der Betriebsgröße und der Erwerbsform auf die Bereitschaft zur Durchführung 
von AUM. Müller et al. (26) ergänzen die individuelle Problemwahrnehmung, die bereits 
vorhandenen Erfahrungen mit einer Maßnahme, das soziale Umfeld und die gesetzlichen 
Regelungen als akzeptanzrelevante Komponenten von AUM.

Knierim (19) identifiziert weitere außerökonomische Einflussfaktoren für die Akzep-
tanz von naturschutzgerechten Bewirtschaftungsweisen. Ein positiver Einfluss auf die 
Teilnahmebereitschaft landwirtschaftlicher Unternehmen an AUM konnte auch für Pro-
gramme nachgewiesen werden, die kooperative und partizipative Ansätze im Gegensatz 
zum Top-Down-Ansatz berücksichtigen. Dieser Befund deckt sich mit den Ergebnissen 
von Baudoux et al. (6, S. 196). Auch hier beurteilen die befragten Landwirte und Landwir-
tinnen regionale Ansätze positiv, wobei die Vorbehalte gegenüber derartigen Konzepten 
mit abnehmendem Mitspracherecht zunehmen.

Eine eher untergeordnete Bedeutung im Entscheidungsprozess spielt hingegen das 
Umweltbewusstsein der Landwirte und Landwirtinnen. Nach Baudoux et al. (6) werden 
die grundsätzlichen Einstellungen zu Agrarumweltprogrammen von anderen erklärenden 
Variablen, wie der Erwerbsform oder der Standortqualität, überlagert. Dementsprechend 
sind die grundsätzlichen Einstellungen der Landwirte und Landwirtinnen zum Umwelt-
schutz und zu AUM nur eingeschränkt verhaltensbestimmend.

Matthes et  al. (24) unterstützen diese These. Ihnen zufolge ist die Teilnahme an 
umweltschutzorientierten Förderprogrammen ebenfalls nicht auf ein bewusstes Engage-
ment für den Naturschutz zurückzuführen. Die Akzeptanz nachhaltiger Wirtschaftsweisen 
hänge vielmehr von agrarpolitischen Rahmenbedingungen ab, stellen die Autoren fest. Zu 
einem ähnlichen Ergebnis kommt auch Stoll (36). Auch er hebt die Bedeutung der Rah-
menbedingungen für die Erbringung ökologischer Leistungen hervor. Stoll (36, S. 54) 
bemerkt, dass eine hohe Akzeptanz nur dann zur tatsächlichen Durchführung einer Maß-
nahme führt, wenn die Randbedingungen (sozioökonomische, politische, rechtliche) dies 
zumindest zulassen oder sogar unterstützen und fördern. Unberechenbare agrarpolitische 
Verhältnisse bewirkten wiederum eine Akzeptanzminderung. Die positiven ökologischen 
Effekte umweltfreundlicher Bewirtschaftungsweisen interessierten hingegen oft nur 
am Rande. Begrüßt werde jedoch, wenn sie „nebenbei“ auftreten, fügen Müller et  al. 
(26, S. 147) in diesem Zusammenhang hinzu.

4.4  Schlussfolgerungen zur Akzeptanz von Agrarumweltprogrammen
Fasst man die Ergebnisse der oben dargestellten empirischen Studien zur Akzeptanz und 
Teilnahmebereitschaft von Landwirten und Landwirtinnen an natur- und umweltschutz-
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orientierten Förderprogrammen zusammen, ergibt sich für die Attraktivität von AUM Fol-
gendes:

Ob AUM eingesetzt werden oder nicht, wird nach einem Vergleich zwischen der Höhe 
der Ausgleichszahlung und den aus der Durchführung der AUM resultierenden Opportu-
nitätskosten entschieden. Von Bedeutung für die Akzeptanz von AUM ist nicht nur das 
Ergebnis dieses Vergleichs, sondern auch, für wie belastbar dieses Ergebnis gehalten wird. 
Diese Belastbarkeit hängt insbesondere von der Konstanz agrarpolitischer Rahmenbedin-
gungen ab. Wichtig für die Verhaltenswirksamkeit des Vergleichsergebnisses ist auch, dass 
der Vergleich unter Anleitung, d. h. in Zusammenarbeit mit einem kompetenten Berater 
stattfindet. Unerheblich für die Akzeptanz von AUM ist dagegen das Umweltbewusst-
sein der Landwirte und Landwirtinnen. Die grundsätzliche Einstellung zum Umwelt- und 
Naturschutz ist für eine Teilnahme an Agrarumweltprogrammen nicht entscheidend.

5  Zur Akzeptanz von Agrarumweltprogrammen in Niedersachsen − 
Ergebnisse einer Befragung von Landwirten und Landwirtinnen

In den folgenden Kapiteln werden die Ergebnisse einer Befragung von Landwirten und 
Landwirtinnen aus Niedersachsen zur Akzeptanz von AUM skizziert. Die Untersuchung 
wurde von der Agrarwissenschaftlichen Fakultät der Universität Göttingen in Zusammen-
arbeit mit der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, dem ML und dem MU im Juni 
2008 durchgeführt.

5.1  Die Zielsetzung der Studie
Die Ausführungen zur Inanspruchnahme von AUM in Niedersachen und Bremen haben 
gezeigt, dass das Budget zur Honorierung ökologischer Leistungen der Landwirtschaft 
zurzeit nicht ausgeschöpft wird. Wünschenswert wäre daher eine Erhöhung der Teilneh-
merzahl, um umweltschonende Bewirtschaftungsweisen umfassend in die landwirtschaft-
liche Produktion Niedersachsens und Bremens zu integrieren. Gefordert wird aber nicht 
nur eine vermehrte Inanspruchnahme von AUM, sondern auch eine Erhöhung ihrer ökono-
mischen und ökologischen Effizienz. Erreicht werden kann dies über die Integration neuer 
innovativer Komponenten in AUM. Dazu zählen die Ergebnisorientierung (41; 8; 10), das 
Ausschreibungsverfahren für Umweltleistungen (15) sowie regionale und partizipative 
Ansätze (9; 4; 26). Ziel der Erweiterung der AUM um die beschriebenen Komponenten 
ist einerseits eine verstärkte marktwirtschaftliche Ausrichtung. Anderseits sollen die posi-
tiven Umweltwirkungen der Programme verstärkt werden. Beide Effekte können schließ-
lich zu einer verbesserten Akzeptanz der AUM durch die Landwirtschaft beitragen.

Vor diesen Hintergrund sollten mit der nachstehend beschriebenen empirischen Ana-
lyse vier Fragestellungen untersucht werden:
a)	 Wie sind Landwirte und Landwirtinnen aus Niedersachen gegenüber den aktuellen 

Agrarumweltprogrammen eingestellt?
b)	 Inwieweit können soziodemografische und betriebliche Faktoren für die Erklärung der 

Teilnahmeentscheidung herangezogen werden?
c)	 Welchen Einfluss hat die einzelbetriebliche Beratung zur Durchführung von AUM auf 

die potenzielle Teilnahmebereitschaft in Niedersachsen?
d)	 Akzeptieren niedersächsische Landwirte und Landwirtinnen die Integration der neuen 

Programmkomponenten Ausschreibung, Ergebnisorientierung sowie Partizipation und 
Regionalität?

Die ersten drei Fragestellungen (a, b und c) waren bereits Gegenstand verschiedener empi-
rischer Studien. Die erneute Untersuchung dient in erster Line dazu, die Aktualität und 
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Übertragbarkeit der Ergebnisse auf niedersächsische Landwirte und Landwirtinnen zu 
testen. Mit der letztgenannten Fragestellung (d) werden bisher kaum untersuchte Bereiche 
angesprochen.

Anschließend werden die der Studie zugrunde liegenden Hypothesen vorgestellt. 
Danach werden die Datengrundlage und Methodik der Erhebung erläutert. Es folgt die 
Auswertung der Untersuchung.

5.2  Hypothesen der Untersuchung
Unter Berücksichtigung des derzeitigen Erkenntnisstandes zur Akzeptanz von Agrarum-
weltprogrammen konnten verschiedene Annahmen bezüglich der oben dargelegten Frage-
stellungen (Abschn. 5.1) formuliert werden. Diese betreffen die Einstellungen der Land-
wirte und Landwirtinnen zu AUM im Allgemeinen, zu den neuen Komponenten und zur 
Beratung. Tabelle 5 zeigt die Hypothesen, die der Untersuchung der Akzeptanz von AUM 
durch die niedersächsische Landwirtschaft zugrunde liegen. Mit den Hypothesen H1 bis 
H5 wird an frühere Untersuchungen zur Akzeptanz von AUM seitens der Landwirtschaft 
angeknüpft. Die Hypothesen H6 bis H10 dienen der Überprüfung der Akzeptanz neuer 
innovativer Komponenten von AUM, was in Niedersachsen bisher kaum untersucht wor-
den ist.

Tabelle 5. Hypothesen der Studie zu AUM

H1:	 Der finanzielle Anreiz ist der wichtigste Teilnahmegrund an AUM.
H2:	 Es gibt regionalspezifische Unterschiede bei der Inanspruchnahme von AUM.
H3:	 Landwirte und Landwirtinnen wünschen sich AUM, die unproblematisch in 

den Betriebsablauf zu integrieren sind.
H4:	 Die Teilnahmebereitschaft an AUM steigt mit der Größe der landwirtschaft-

lichen Nutzfläche der Betriebe.
H5:	 Landwirte und Landwirtinnen wünschen sich mehr betriebsspezifische Bera-

tungsangebote zu AUM.
H6:	 In den nächsten Jahren ist keine vermehrte Teilnahme an AUM in Nieder-

sachen zu erwarten.
H7:	 Die Landwirte und Landwirtinnen stehen den neuen Programmkomponenten 

grundsätzlich offen gegenüber.
H8:	 Regionaler Bezug der AUM führt zu stärkerer Akzeptanz und Nutzung der 

Programme.
H9:	 Ergebnisorientierung erhöht die Teilnahmebereitschaft an AUM.
H10:	 Der Beratungsbedarf steigt durch die Integration neuer Komponenten in AUM.

Quelle: eigene Darstellung

5.3  Datengrundlage und Vorgehensweise
Im Folgenden werden der zur Datenerhebung eingesetzte Fragebogen, die Stichproben-
eigenschaften und die Vorgehensweise bei der Durchführung der Befragung beschrieben.

5.3.1  Konstruktion des Erhebungsinstruments
Zur Messung der Einstellungen der Landwirte und Landwirtinnen zu umweltschonenden 
Bewirtschaftungspraktiken in Niedersachsen wurde ein Fragebogen erstellt. Dieser ist in 
mehrere Abschnitte gegliedert und umfasst sowohl offene als auch geschlossene Fragen 
zum Thema „Agrarumweltprogramme in Niedersachen“. Der erste Teil des Fragebogens 
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dient der Erfassung soziodemografischer Merkmale und der Betriebsdaten der Befrag-
ten. Im zweiten Abschnitt wird die Akzeptanz von NAU/BAU, GSL und Koop/Nat, den 
Niedersächsischen und Bremischen Agrarumweltprogrammen, ermittelt. Der dritte Teil 
dient der Messung der Einstellungen der Landwirte und Landwirtinnen zu den neuen 
Komponenten von AUM. Der vierte Teil beinhaltet Fragen zu den Beratungsangeboten 
für landwirtschaftliche Betriebe zu AUM.

Der Fragebogen wurde im Vorfeld der Hauptuntersuchung im Rahmen eines Pretests 
mittels der „Thinker-Loud“- Methode und der Augenscheinvalidität hinsichtlich der Mess-
genauigkeit überprüft. Zur Sicherstellung der Reliabilität wurden jeweils mindestens drei 
Items pro zu messendem Merkmal formuliert.

5.3.2  Stichprobeneigenschaften und Durchführung der Befragung
Für die Erhebung des erforderlichen Datenmaterials wurden 2000 zufällig ausgewählte 
landwirtschaftliche Unternehmen aus Niedersachsen mittels des oben beschriebenen Fra-
gebogens postalisch befragt. Angesprochen wurden somit ca. 3,5 % der niedersächsischen 
Betriebe.

Ziel war es, Betriebe unterschiedlicher niedersächsischer Regionen in die Befragung 
einzubeziehen, sodass eine Auswertung unter Berücksichtigung regionaler Unterschiede 
erfolgen konnte. Das Bundesland Niedersachsen wurde für diese Studie gewählt, da es 
eine große Vielfalt unterschiedlicher Agrarräume aufweist. Neben Intensivräumen, wie 
den Veredlungsregionen im Raum Weser-Ems und den Ackerbauregionen in der Hildes-
heimer Börde, finden sich auch eine Vielzahl extensiv bewirtschafteter Gebiete, z. B. im 
Bereich der Lüneburger Heide, in der Wesermarsch und in den Mittelgebirgen des südli-
chen Niedersachsens.

Die Stichprobe besteht zu 30 % aus Teilnehmer an AUM und zu 70 % aus Nichtteilneh-
mern. Von den teilnehmenden Betrieben führten 2/3 zum Untersuchungszeitpunkt Maß-
nahmen des NAU/BAU durch. 1/3 nutzt die Angebote des KoopNat. Alle ausgewählten 
Betriebe besitzen eine landwirtschaftliche Nutzfläche von mehr als 10 ha.

Die Untersuchung wurde von der Fakultät für Agrarwissenschaften der Georg-August-
Universität Göttingen in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
dem ML und dem MU durchgeführt.

5.3.3  Auswertungsmethodik
Für die Aufarbeitung des erhobenen Datenmaterials wurden verschiedene qualitative und 
quantitative Verfahren eingesetzt. Zur Auswertung der offenen Fragen wurde eine quali-
tative Inhaltsanalyse nach Mayring (25) durchgeführt. Die Auswertung der geschlossenen 
Fragen erfolgte mittels einer computergestützten quantitativen Datenanalyse mit dem Pro-
gramm SPSS 16.0. Dabei kamen deskriptive und analytische Methoden zur Anwendung. 
Im Einzelnen wurden Häufigkeiten, Mittelwerte sowie Streuungs- und Zusammenhangs-
maße ermittelt. Ferner wurden Mittelwertvergleiche und Varianzanalysen durchgeführt.

5.4  Ergebnisse der Befragung
Die Darstellung der Untersuchungsergebnisse ist analog zum Fragebogen in vier Abschnitte 
gegliedert. Im ersten Teil werden soziodemografische Daten sowie Angaben zu den land-
wirtschaftlichen Betrieben der Untersuchungsteilnehmer dargestellt. Der zweite Teil zeigt 
die Einstellungen der Befragten zu AUM unter den aktuellen Bedingungen. Im dritten 
Abschnitt richtet sich das Augenmerk auf die Umstrukturierung und Erweiterung von 
AUM. Hier wird das Akzeptanzniveau der neuen Komponenten Ergebnisorientierung, 
Ausschreibung, Regionalität und Partizipation in AUM detailliert untersucht. Abschlie-
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ßend erfolgt eine Analyse des Beratungsbedarfs der Landwirte und Landwirtinnen zu 
AUM. 

Positiv ist die hohe Teilnehmerzahl an dieser Untersuchung zu bewerten. Von den 
2000 an niedersächsische Landwirte und Landwirtinnen verschickten Fragebögen wurden 
621 zurückgesandt. Dies entspricht einer Rücklaufquote von 31,05 %. Dieser hohe Anteil 
ist auch auf die erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Landwirtschaftskammer (LWK) 
zurückzuführen. Die Tatsache, dass diese Befragung auch im Namen der LWK durchge-
führt wurde, hat offenbar mehr Landwirte und Landwirtinnen als üblich zur Beantwortung 
des Fragebogens bewegt.

5.4.1  Soziodemografische Merkmale und betriebliche Daten
Die Befragung wurde mit Landwirten und Landwirtinnen aus fünf verschiedenen Agrarre-
gionen in Niedersachsen durchgeführt. Dazu gehören die Region Cloppenburg, in der vor 
allem Veredlungsbetriebe zu finden sind, die Wesermarsch, das sogenannte „nasse Drei-
eck“ mit besonders stark ausgeprägter Milchviehhaltung, die Intensivregion Hildesheimer 
Börde sowie die verhältnismäßig ertragsschwache Region Lüneburg und die Referenzre-
gion Süd Niedersachsen. Im Einzelnen haben sich 245 Landwirte und Landwirtinnen aus 
der Region Hildesheimer Börde, 168 Landwirte und Landwirtinnen aus Cloppenburg, 71 
aus Südniedersachsen, 66 aus der Wesermarsch und 60 aus der Region Lüneburg an der 
Studie beteiligt. Damit stammen fast 70 % der Befragten aus den Regionen Hildesheimer 
Börde (40,16 %) und Cloppenburg (27,54 %). Die übrigen 30 % sind annährend gleich 
auf die anderen drei Untersuchungsregionen Südniedersachsen (11,64 %), Wesermarsch 
(10,82 %) und Lüneburg (9,84 %) verteilt. 

Die Untersuchung der Alterstruktur zeigt, dass mehr als die Hälfte der befragten Land-
wirte und Landwirtinnen (65,79 %) zwischen 35 und 54 Jahre alt sind. Die geringsten 
Anteile der Stichprobe machen die unter 24- und über 65-Jährigen aus.

Beinahe alle befragten Landwirte und Landwirtinnen (93,15 %) sind Leiter des Betrie-
bes oder haben eine ähnliche Funktion (2,61  %). Die Übrigen (4,24  %) geben an, der 
Betriebsnachfolger zu sein.

Das Ausbildungsniveau der Befragten weist eine heterogene Struktur auf. 97 Landwirte 
und Landwirtinnen, das entspricht 15,90 % geben an, gar keine landwirtschaftliche Aus-
bildung zu besitzen. Demgegenüber stehen 65 Befragte (10,66 %), die ein landwirtschaft-
liches Studium absolviert haben. Am häufigsten sind Landwirtschaftmeister (29,51 %) und 
staatlich geprüfte Landwirte (24,92  %) unter den Untersuchungsteilnehmern vertreten. 
Eine Fachschule haben 116 Landwirte und Landwirtinnen (19,02 %) besucht.

Die Auswertung der betrieblichen Angaben der Befragten zeigt, dass 77,69 % ihren 
Betrieb im Haupterwerb bewirtschaften. Nur 22,31 % geben an, die Landwirtschaft als 
Nebenerwerb zu betreiben.

Die landwirtschaftliche Nutzfläche der Untersuchungsteilnehmer liegt im Durchschnitt 
bei 95,4 ha. Die Verteilung der Größe der Landfläche weist eine Standardabweichung von 
98,3 auf. Das deutet darauf hin, dass die landwirtschaftliche Nutzfläche der berücksich-
tigten Betriebe stark variiert. Den größten Anteil der Gesamtlandfläche nimmt Ackerland 
(71,8 ha im Durchschnitt) ein. Danach folgen mit einigem Abstand Grünland- und Wald-
flächen (18,1 ha und 6,9 ha im Durchschnitt). Durchschnittlich 14,23 % der Gesamtland-
fläche befindet sich in einem Schutzgebiet.

Die Untersuchungsteilnehmer wurden außerdem danach gefragt, welcher Betriebsform 
ihr Betrieb zuzuordnen ist. Am häufigsten werden Marktfrucht- und Gemischtbetriebe 
(31,21 % und 28,10 %) von den Landwirten und Landwirtinnen betrieben. An dritter und 
vierter Stelle liegen Veredelungsbetriebe (20,42 %) und der Futterbau (18,79 %). Nur neun 
von 621 Befragten besitzen einen Dauerkulturbetrieb (1,47 %).
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Die Landwirte und Landwirtinnen betreiben überwiegen konventionelle Landwirt-
schaft (94,62 %). Damit verbleiben 5,38 % der Betrieb, die nach ökologischen Richtlinien 
bewirtschaftet werden. 

Des Weiteren wurden die Landwirte und Landwirtinnen gebeten, sich zur Perspektive 
ihrer Betriebe zu äußern. Hier fällt auf, dass mehr als ein Drittel der Befragten (35,83 %) 
keine konkrete Aussage bezüglich der Entwicklung ihres Betriebes treffen können. Etwas 
mehr als ein Zehntel (10,91 %) rechnet mit einer Hofaufgabe. Von einer positiven Ent-
wicklung, wie dem Ausbau der Landwirtschaft oder einer gesicherten Hofnachfolge, geht 
nicht einmal die Hälfte (42,67 %) aus. Bedenkt man, dass es sich bei den Betrieben mit 
unsicheren Perspektiven vor allem um verhältnismäßig kleine Höfe handelt, zeichnet sich 
in den Untersuchungsregionen eine Fortsetzung des andauernden Strukturwandels in der 
Landwirtschaft ab. 

5.4.2  Einstellungen der Landwirtschaft zu NAU/BAU und Koop/Nat
Um erste Anhaltspunkte über die Aktualität und Präsenz des Themas Landwirtschaft 
und Umweltschutz unter den Befragten zu erhalten, sollten diese zunächst angeben, wie 
viele AUM sie kennen. Die Ergebnisse zeigen, dass der Gesamtüberblick der Landwirte 
und Landwirtinnen über die Niedersächsischen Agrarumweltprogramme verhältnismäßig 
gering ist. Fast 75 % der Befragten kennen nur eine bis fünf AUM. Darüber hinaus geben 
5,6 % an, überhaupt keine AUM zu kennen. Demgegenüber stehen nur 5,8 % der befrag-
ten Personen, denen mehr als zehn AUM bekannt sind. Alle 16 AUM Niedersachsens aus 
dem Programmangebot von 2008 zu kennen berichten gerade einmal 0,3 % der Befragten. 
Diese Zahlen können einen Hinweis auf ein Informationsdefizit bezüglich der angebote-
nen AUM unter den Landwirten und Landwirtinnen in Niedersachsen geben.

Abb. 1. AUM nach Teilnahme aktuell
Quelle: eigene Erhebung
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Weiterhin wurden die Landwirte und Landwirtinnen gefragt, ob sie zurzeit an Agrar-
umweltprogrammen teilnehmen und welche Maßnahmen sie nutzen. Es zeigt sich, dass 
sich unter den Befragten zu fast gleichen Anteilen Teilnehmer an AUM und Nichteilneh-
mer befinden. Diese Gleichverteilung lässt darauf schließen, dass sich prozentual mehr 
Landwirte und Landwirtinnen, die AUM in Anspruch nehmen, an der Untersuchung betei-
ligt haben. Denn wie oben dargelegt, setzt sich die Stichprobe aus 70 % Nichtteilnehmer 
und 30 % Teilnehmer zusammen.

Am häufigsten führen die Befragten Mulch-, Direktsaat- oder Mulchpflanzverfahren 
(101) durch. Ebenfalls sehr beliebt sind die umweltfreundliche Gülleausbringung (92) und 
die Anpflanzung von Zwischenfrüchten oder Untersaaten auf Ackerflächen (91). Gerne in 
Anspruch genommen werden auch die Blühstreifenprogramme A5 (59) und A6 (51). Sel-
ten genutzt werden dagegen die Maßnahmen des Kooperationsprogramms Naturschutz. 
Mit zehn teilnehmenden Landwirten findet KoopNat-Nordische Gastvögel zurzeit den 
größten Zuspruch (Abb. 1).

Geprüft wurde, ob das Alter und die Ausbildung der befragten Landwirte und Land-
wirtinnen einen signifikanten Einfluss auf die Teilnahme an AUM ausüben. Ein derartiger 
Zusammenhang kann nicht nachgewiesen werden. Jüngere Personen nehmen nicht ver-
mehrt an AUM teil. Signifikante ausbildungsspezifische Unterschiede sind ebenfalls nicht 
nachweisbar.

Festgestellt werden können dagegen signifikante Unterschiede bezüglich einer Teil-
nahme an AUM und der Betriebsgröße. Der Mittelwertvergleich belegt einen Anstieg 
der tatsächlichen Teilnahmebereitschaft mit zunehmender Landfläche. Größere Betriebe 
beteiligen sich also signifikant häufiger an AUM als kleinere.

Darüber hinaus sind regionale Abweichungen hinsichtlich der Inanspruchnahme von 
AUM zu beobachten. Es besteht ein signifikanter Zusammenhang zwischen der geografi-
schen Lage eines Betriebes und der Teilnahme an AUM. 

Neben der aktuellen Teilnahme der befragten Landwirte und Landwirtinnen an AUM 
wurde auch die zukünftige Teilnahmebereitschaft abgefragt. Gut 54 % der Untersuchungs-
teilnehmer geben an, in den nächsten fünf Jahren AUM in Anspruch nehmen zu wollen, 
knapp 45 % sprechen sich dagegen aus. Damit weicht die zukünftige Teilnahmebereit-
schaft nur unwesentlich von der momentanen Beteiligung an AUM ab.

Fraglich ist, ob die derzeitigen Teilnehmer auch diejenigen sind, die zukünftig AUM 
in Anspruch nehmen wollen, oder ob eine Umkehr der Teilnahmebereitschaft vorliegt. 
Die weitere Auswertung der Daten ergibt jedoch, dass keine wesentliche Veränderung im 
Verhaltensmuster vorliegt.

Die geografische Lage der untersuchten Betriebe übt einen signifikanten Einfluss auf 
die künftige Teilnahmebereitschaft an AUM aus. Darüber hinaus steigt die Teilnahmebe-
reitschaft signifikant mit der Größe der Landfläche an. Zwischen dem Alter der Befrag-
ten und der zukünftigen Beteiligung an AUM ist kein Zusammenhang belegbar. Diese 
Befunde stimmen mit den Ergebnissen der Analyse der aktuellen Teilnahme überein. 
Abweichungen sind hingegen für die Variable „Ausbildung“ beobachtbar. Anders als die 
aktuelle Inanspruchnahme von AUM wird die künftige durch das Ausbildungsniveau der 
Untersuchungsteilnehmer beeinflusst.

Werden die aktuelle und die künftige Teilnahmebereitschaft (51,48 % und 54,68 %) 
mit der vergangenen Beteiligung (54,34 %) an AUM verglichen, zeigen sich kaum nen-
nenswerte Unterschiede. Die Teilnahmebereitschaft an AUM bleibt damit im untersuchten 
Zeitraum annährend konstant.

Gefragt wurden die Landwirte und Landwirtinnen weiterhin nach ihren Motiven für die 
Inanspruchnahme von AUM. Dazu sollten die Befragten verschiedene Aussagen, die für 
eine Nutzung von AUM sprechen, nach ihrer Wichtigkeit bewerten. Das stärkste Motiv für 
eine Teilnahme stellt der finanzielle Anreiz dar. Fast genauso wichtig ist, dass die fragliche 
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Fläche die Voraussetzungen für AUM erfüllt. Große Zustimmung findet auch die Tatsache, 
dass die Durchführung von AUM die beste Nutzungsform für bestimmte Flächen darstellt. 
Entscheidend für eine Beteiligung ist ebenso die gute Integrierbarkeit der Maßnahme in 
den Betriebsablauf und das Bestreben, etwas für den Umweltschutz tun zu wollen. Weni-
ger ausschlaggebend für eine Teilnahme an Agrarumweltprogrammen sind Gründe wie 
die Imageverbesserung des Betriebes oder das Vorhandensein ausreichender Arbeitszeit 
für deren Umsetzung (Abb. 2).

Ebenfalls untersucht wurde, warum die Befragten sich nicht oder nicht mehr an AUM 
beteiligen. Dazu wurde der Grad der Zustimmung zu verschiedenen Kritikpunkten an der 
Gestaltung der AUM gemessen. Die Rangliste führt hier der zu hohe bürokratische Auf-
wand an. Gegen eine Inanspruchnahme von AUM, sprechen nach Meinung der Landwirte 
und Landwirtinnen, außerdem zu hohe Auflagen, zu geringe Prämien und die gestiegenen 
Preise für Agrarprodukte. Einen weiteren wichtigen Grund für eine Nichtteilnahme stellen 
die starren Bewirtschaftungsauflagen sowie die komplizierte und praxisferne Maßnah-
mengestaltung dar. Darüber hinaus verhindern eine zu geringe Planungssicherheit und die 
zu hohe Kontrolldichte eine Inanspruchnahme von AUM (Abb. 3).

Um weitere Einblicke in das Meinungsbild der Untersuchungsteilnehmer zu erhal-
ten, wurden diese mittels einer offenen Frage gebeten, Verbesserungsvorschläge für die 
Gestaltung von AUM zu nennen. Knapp ein Drittel der Landwirte und Landwirtinnen hat 
sich diesbezüglich geäußert. Am häufigsten gewünscht werden ein stärkerer Praxisbezug 

Abb. 2. Motive für Teilnahme an AUM
Quelle: eigene Erhebung
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bei der Festlegung von Auflagen und Grenzwerten einzelner Maßnahmen (n=34) und eine 
allgemeine Flexibilisierung der Programme zur besseren Integration in den Betriebsablauf 
und zur Anpassung an unvorhersehbare Umweltereignisse (n=32). Fast genauso wichtig 
ist den Befragten eine Erhöhung und Anpassung der Prämien an die aktuelle Preisent-
wicklung (n=29). An vierter Stelle folgen der Bürokratieabbau und die Vereinfachung des 
Antragsverfahrens (n=24). Außerdem sprechen sich die Landwirte und Landwirtinnen für 
eine bessere Übersichtlichkeit des Maßnahmenangebots (n=14), die Herabsetzung von 
Mindestflächengrößen (n=11) und die Einführung neuer Programmbestandteile (n=11) aus 
(Tab. 6).

Abb. 3. Kritik an AUM
Quelle: eigene Erhebung
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5.4.3  Akzeptanz für neue Komponenten von AUM
Im Rahmen dieser Akzeptanzanalyse wird die potenzielle Teilnahmebereitschaft an AUM 
unter Einbeziehung der neuen Komponenten Ergebnisorientierung, Ausschreibungsver-
fahren, Regionalität und Partizipation ermittelt. Eine Erweiterung der AUM um diese 
Bestandteile dient in erster Linie der Steigerung der ökonomischen und ökologischen 
Effizienz. Inwieweit eine derartige Modifikation der Maßnahmen zu einer Akzeptanz-
steigerung der AUM unter den Landwirten und Landwirtinnen beitragen kann, wird im 
Nachstehenden dargelegt.

Um einen ersten Eindruck über die Einstellung der Landwirte und Landwirtinnen zu 
gewinnen, wurden diese zu ihrer generellen Teilnahmebereitschaft an AUM unter Hinzu-
nahme der oben genannten neuen Komponenten befragt. Die breiteste Zustimmung erhält 
dabei die Ergebnisorientierung. Gut 86 % der Befragten ziehen den ergebnisorientierten 
Ansatz klaren Handlungsvorgaben vor. 

Ebenfalls deutlich favorisiert gegenüber universellen AUM und dem Top-Down-
Prinzip werden Maßnahmen mit regionalem Bezug und lokaler Beteiligung. Fast 71 % 
der Landwirte und Landwirtinnen geben an, dass ihre Teilnahmebereitschaft unter diesen 
Voraussetzungen steigen würde. Unentschlossen sind die Befragten dagegen in Bezug auf 
die Einführung von Ausschreibungsverfahren. Nur bei gut der Hälfte aller untersuchten 
Landwirte und Landwirtinnen (51,19 %) haben selbst festgelegte Preise einen positiven 
Einfluss auf die potenzielle Inanspruchnahme von AUM (Abb. 4).

Tabelle 6. Verbesserungsvorschläge für AUM

Quelle: eigene Erhebung
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Die weitere Analyse der Akzeptanz von Ausschreibungsverfahren in Verbindung mit 
AUM bestätigt diese Tendenz. Direkt gefragt, welche der beiden Möglichkeiten, „ Ange-
botspreis“ oder „einheitliche Prämie“ grundsätzlich bevorzugt wird, geben nur gut 38 % 
der Befragten an, den selbst festlegten Angebotspreis, einer einheitlichen Prämie vorzu-
ziehen. Fast genauso viele Landwirte und Landwirtinnen (40,03 %) möchten lieber die 
bisherigen Vergütungsmodalitäten beibehalten. Dieses Ergebnis deutet auf eine zum jetzi-
gen Zeitpunkt begrenzte Akzeptanz von Ausschreibungsverfahren in der Landwirtschaft 
hin (Abb. 5). 

Beachtlich ist die Zahl derer (21,45 %), die sich nicht eindeutig zu dieser Frage äußern 
konnten. Offenbar sind Ausschreibungen für die Landwirte und Landwirtinnen noch mit 
vielen Unsicherheiten verbunden, die dazu führen, dass die Möglichkeit einer individuel-
len Prämienauszahlung bisher nicht stärker befürwortet wird. Durch gezielte Information 
und Aufklärung über die Vorteile von Ausschreibungsverfahren könnte sich das Mei-
nungsbild zugunsten der Prämienfestlegung nach marktwirtschaftlichen Prinzipien ver-
schieben lassen.

Zur Absicherung der oben dargelegten Befunde im Hinblick auf die Akzeptanz neuer 
Programmkomponenten von AUM wurde auch die potenzielle Teilnahmebereitschaft an 
AUM, die auf den Artenschutz ausgerichtet sind, unter Einbeziehung des ergebnisorien-
tierten Ansatzes gemessen. Knapp 30 % der Befragten würden sich an Programmen für 
den Artenschutz beteiligen, sofern diese ergebnisorientiert gestaltet wären. Nicht einmal 
12 % würden handlungsorientierte Maßnahmen für den Artenschutz nutzen. Für gut 8 % 

Abb. 4. Erhöhung der Teilnahmebereitschaft bei Einführung neuer Komponenten in AUM
Quelle: eigene Erhebung
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Abb.5. Ausschreibung oder einheitliche Prämie?
Quelle: eigene Erhebung

Abb. 6. Teilnahmebereitschaft an AUM für den Artenschutz 
Quelle: eigene Erhebung
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spielt das Programmdesign in Verbindung mit Artenschutzprogrammen keine Rolle. Sie 
würden in jedem Fall an einem solchen Programm teilnehmen (Abb. 6). 

Damit wird die Favorisierung des ergebnisorientierten Ansatzes gegenüber der Hand-
lungsorientierung bestätig. Eine detaillierte Analyse des Antwortverhaltens zeigt, dass 
die positive Einstellung der Befragten zur Ergebnisorientierung in erster Linie auf dem 
größeren Handlungsspielraum und der damit verbundenen besseren Integrierbarkeit der 
Maßnahmen in den Betriebsablauf beruht. 

Genauer nachgegangen wurde auch der Frage, inwieweit regionale und partizipative 
Elemente die Akzeptanz von AUM beeinflussen. Dazu wurden die Befragten gebeten, 
verschiedene Aussagen hinsichtlich ihrer Richtigkeit mittels einer fünfstufigen Skala von 
1: „stimme voll und ganz zu“ bis 5: „stimme überhaupt nicht zu“ zu bewerten. Insgesamt 
kann davon ausgegangen werden, dass partizipative und regionale Ansätze im Zusam-
menhang mit Agrarumweltprogrammen von den befragten Landwirten und Landwirtinnen 
positiv bewertet werden. Alle Aussagen zur Erhöhung der Effektivität und Akzeptanz der 
AUM werden mindestens zum Teil, überwiegend sogar eher bejaht (Abb. 7).

Die größte Zustimmung erhält die Notwendigkeit einer Anpassung der AUM an die 
naturräumlichen Besonderheiten einer Region. Außerdem sind die Befragten der Ansicht, 
dass Naturschutz nur unter Einbeziehung der Öffentlichkeit erfolgreich sein kann. Dement-
sprechend befürworten mehr als drei Viertel der Landwirte und Landwirtinnen (77,90 %), 
wenn über die Förderung und Gestaltung von Agrarumweltprogrammen durch regionale 
Experten aus den Bereichen Landwirtschaft, Naturschutz, Verwaltung und Politik ent-
schieden wird. 

Abb. 7. Mittlere Zustimmung zu Partizipation und Regionalisierung
Quelle: eigene Erhebung
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Von den besonderen Kompetenzen regionaler Vertreter für die Gestaltung der AUM 
sind die Befragten allerdings nicht restlos überzeugt. Nur gut die Hälfte (51,85 %) glaubt, 
dass lokale Experten für die optimale Konzeption von AUM besonders geeignet wären. 
Dennoch gehen die Landwirte und Landwirtinnen größtenteils (65,54 %) von einer akzep-
tanzsteigernden Wirkung bei Übertragung der Entscheidungskompetenzen an lokale Ver-
treter aus. Allerdings würde sich die individuelle Teilnahmebereitschaft an partizipativ 
erstellten AUM aus Sicht der Befragten nicht zwangsläufig erhöhen.

Tabelle 7. Vorschläge für neue AUM von Landwirten und Landwirtinnen

Quelle: eigene Erhebung

Die Landwirte und Landwirtinnen erhielten abschließend die Möglichkeit, im Rahmen 
einer offenen Fragestellung Anregung für neue AUM in ihrer Region zu äußern. Tabelle 7 
zeigt das Antwortverhalten der Befragten. Favorisiert wird demnach eine Einführung oder 
Erweiterung von AUM, die dem Bodenschutz (n=136) sowie dem Erhalt der Artenvielfalt 
und Biodiversität (n=112) dienen. Ebenfalls befürwortet wird der Ausbau von Maßnah-
men des Gewässerschutzes (n=55). Beachtung findet auch die Einführung klimarelevanter 
AUM (n=10).
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5.4.4  Informations- und Beratungsbedarf zu AUM in Niedersachsen
In den vorhergehenden Ausführungen ist ein Informationsdefizit als mögliche Einfluss-
größe für die Akzeptanz von neu ausgerichteten AUM bereits erwähnt worden. An dieser 
Stelle wird explizit dargelegt, inwiefern die Einführung der oben genannten neuen Kom-
ponenten von AUM mit einem erhöhten Beratungsbedarf einhergeht.

Die Landwirte und Landwirtinnen wurden gebeten, die aktuelle Qualität der Bera-
tungsangebote zu AUM zu bewerten. 42,50  % der Befragten fühlen sich nur teilweise 
gut beraten. 34,33 % und damit ungefähr ein Drittel beurteilt die Beratungsqualität als 
eher gut oder sehr gut. Allerdings sind fast ein Viertel der untersuchten Landwirte und 
Landwirtinnen (23,17 %) der Meinung, die Beratungsangebote seien eher nicht gut oder 
sogar sehr schlecht. Damit empfindet die deutliche Mehrheit der Befragten die derzeitigen 
Informationsangebote als verbesserungswürdig. Nicht einmal 6 % sind mit der bisherigen 
Beratung rundum zufrieden.

Eine gezielte Information zu neuen AUM ist für den Großteil der untersuchten Land-
wirte und Landwirtinnen von entscheidender Bedeutung. Knapp 75  % der Befragten 
wünschen sich mehr betriebsbezogene Informationen zu AUM. Für mehr als drei Viertel 
(79,87 %) der untersuchten Personen spielt eine fachkundige Beratung eine wichtige Rolle 
bei der Entscheidung an einer neuen AUM teilzunehmen. Unwichtig ist eine gezielte Auf-
klärung lediglich für 8 % der Landwirte und Landwirtinnen (Abb. 8).

Getestet wurde, ob der Beratungsbedarf der Landwirte und Landwirtinnen in Abhän-
gigkeit von der aktuellen oder der zukünftigen Teilnahmebereitschaft variiert. Derartige 
signifikante Unterschiede sind nicht nachweisbar. Damit ist der Beratungsbedarf sowohl 
unabhängig von der tatsächlichen, wie auch der künftigen Teilnahmebereitschaft an AUM. 
Auch vonseiten der Nichtteilnehmer scheint also ein Interesse an AUM zu bestehen. Sie 

Abb. 8. Beratungsbedarf bei Einführung neuer AUM
Quelle: eigene Erhebung
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lehnen Informationsangebote zu den Programmen nicht grundsätzlich ab. Dieses Ergebnis 
deutet darauf hin, dass die Beratung als wirksames Mittel für die positive Beeinflussung 
der zukünftigen Teilnahmebereitschaft der Landwirte und Landwirtinnen an AUM ein-
gesetzt werden könnte und zwar insbesondere bei denen, die bisher keine Programme 
nutzen.

5.5  Diskussion
Die Vermutung, dass veränderte rechtliche Rahmenbedingungen, wie der Wegfall der 
Anreizkomponente und die Entwicklungen auf den Agrarmärkten, einer stärkeren Inan-
spruchnahme von AUM entgegenstehen, hat sich bestätigt. Die Untersuchungsergebnisse 
zeigen eindeutig, dass zukünftig nicht mit einer stärkeren Beteiligung an Agrarumweltpro-
grammen in Niedersachsen gerechnet werden kann, sofern das derzeitige Maßnahmenmo-
dell beibehalten wird. Die Hypothese H6 – „In den nächsten Jahren ist keine vermehrte 
Teilnahme an AUM in Niedersachen zu erwarten“ darf nicht verworfen werden. 

Die Teilnahmebereitschaft an Agrarumweltprogrammen in Niedersachen wird durch 
den Standort und die landwirtschaftliche Nutzfläche eines Betriebes beeinflusst. Damit 
konnten die H2 – „Es gibt regionalspezifische Unterschiede bei der Inanspruchnahme 
von AUM“ und die H4 – „Die Teilnahmebereitschaft an AUM steigt mit der Größe der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche der Betriebe“ im Rahmen der statistischen Analyse belegt 
werden.

Die Akzeptanz von AUM ist in erster Linie davon abhängig, ob diese flexibel und pra-
xisnah gestaltet sind. Starre Regelungen und großer bürokratischer Aufwand erschweren 
den Landwirten und Landwirtinnen die Integration der Maßnahmen in den Betriebsablauf 
und führen damit zu Problemen bei der Umsetzung der AUM in der landwirtschaftlichen 
Praxis. Folglich ist die H3 – „Landwirte und Landwirtinnen wünschen sich AUM, die 
unproblematisch in den Betriebsablauf zu integrieren sind“ aufrechtzuerhalten.

Das ausschlaggebende Motiv für die Teilnahme an AUM ist der finanzielle Anreiz. Zu 
niedrige Prämien und hohe Preise für Agrarprodukte zählen zu den wichtigsten Gründen, 
sich nicht an AUM zu beteiligen. Der monetäre Nutzen ist also entscheidend für die fak-
tische Teilnahmebereitschaft an AUM. Die H1 - „Der finanzielle Anreiz ist der wichtigste 
Teilnahmegrund an AUM“ wird angenommen.

Um auch in Zeiten steigender Preise für Agrarprodukte diesen Anreiz erhalten zu kön-
nen und eine konstante Teilnehmerzahl zu gewährleisten, ist es unbedingt notwendig, 
die Ausgleichszahlungen der Preisentwicklung von Agrarprodukten und den steigenden 
Kosten für Betriebsmittel anzupassen. Eine Möglichkeit der automatischen Prämienre-
gulierung stellt die Anwendung von Ausschreibungsverfahren dar. Diese werden von den 
Befragten allerdings noch nicht eindeutig akzeptiert. Vielmehr herrscht Unentschlossen-
heit in der Landwirtschaft darüber, wie eine Prämienfestlegung nach marktwirtschaftli-
chem Prinzip zu bewerten ist.

Generell positiv eingestellt sind die befragten Landwirte und Landwirtinnen gegenüber 
den neuen Programmbestandteilen Ergebnisorientierung sowie Regionalität der Maßnah-
men und Partizipation. Der H7 – „Die Landwirte und Landwirtinnen stehen den neuen 
Programmkomponenten grundsätzlich offen gegenüber“ kann damit zumindest hinsicht-
lich dieser Komponenten zugestimmt werden. Bezüglich der Hypothesen H8 – „Regio-
naler Bezug der AUM führt zur stärkerer Akzeptanz und Nutzung der Programme“ und 
H9 - „Ergebnisorientierung erhöht die Teilnahmebereitschaft an AUM“ konnten positive 
Wirkungen der Gestaltungsmerkmale aufgezeigt werden.

Die These eines bestehenden Informationsdefizits in Bezug auf AUM H5 – „Land-
wirte und Landwirtinnen wünschen sich mehr betriebsspezifische Beratungsangebote zu 
AUM“ wird durch die Untersuchung des Beratungsbedarfs bestätigt. Die fachkundige 
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Beratung stellt für die Landwirte und Landwirtinnen ein entscheidendes Kriterium bei der 
Entscheidung für oder gegen die Teilnahme an neuen AUM dar. Dies gilt insbesondere 
bei Einführung neuer Komponenten in Agrarumweltprogramme. Auch die H10 – „Der 
Beratungsbedarf steigt durch die Integration neuer Komponenten in AUM“ wird damit 
empirisch belegt.

6  Schlussfolgerung zur Erhöhung der Akzeptanz und Nutzung von 
AUM durch die Landwirtschaft

Abschließend lassen sich folgende Handlungsempfehlungen zur Steigerung der Akzep-
tanz und Inanspruchnahme an Agrarumweltprogrammen aus den Befragungsergebnissen 
ableiten:

Der hohe Verwaltungsaufwand wirkt abschreckend auf die Landwirte und Landwir-I.	
tinnen. Folglich ist die Vereinfachung des Antragsverfahrens anzustreben.
Die Festlegung von Auflagen und Grenzwerten sollte unter besonderer Berücksich-II.	
tigung der Praktikabilität, Flexibilität und Integrierbarkeit in den Betriebsablauf 
erfolgen, beispielsweise hinsichtlich Mäh- und Umbruchterminen oder bezüglich der 
Auflagen zur Gülleausbringung. 
Der finanzielle Anreiz ist elementar für die Beteiligung an Agrarumweltprogrammen. III.	
Vor diesem Hintergrund ist die Prämienhöhe unbedingt regelmäßig an die Preisent-
wicklung auf den Agrarmärkten anzupassen.
Das Zulassen eines größeren Handlungsspielraums bei der Umsetzung der Maßnah-IV.	
men für die Programmteilnehmer, beispielsweise durch die Integration einer ergeb-
nisorientierten Honorierung, sollte ermöglicht werden.
Eine Regionalisierung der AUM fördert die Akzeptanz und Teilnahmebereitschaft. V.	
Daher ist grundsätzlich eine Ausrichtung der Maßnahmen an die speziellen Schutz-
ziele und -erfordernissen einer Region zu empfehlen. 
Nicht nur AUM, auch die finanzielle Komponente von Agrarumweltprogrammen VI.	
könnte „regionalisiert“ werden. In diesem Fall würde sich die Prämienhöhe an den 
gebietsspezifischen Ertragsverlusten und Aufwendungen des landwirtschaftlichen 
Betriebes orientieren. Dadurch könnte die Akzeptanz der AUM in den Intensivregi-
onen erhöht werden.
Die Einbeziehung der Öffentlichkeit sowie der Landwirte und Landwirtinnen bei der VII.	
Gestaltung und Umsetzung der AUM erhöht die Akzeptanz der Maßnahmen. Folg-
lich sollte eine stärkere Integration partizipativer Elemente, beispielsweise in Form 
regionaler Beiräte, in Betracht gezogen werden.
Betriebe mit verhältnismäßig großer landwirtschaftlicher Nutzfläche beteiligen sich VIII.	
signifikant häufiger an AUM als kleinere Betriebe. Dieses Ungleichgewicht könnte 
mit einer Herabsetzung der Mindestflächengrößen und einer stärkeren Ausrichtung 
auf produktionsintegrierte AUM beseitigt werden.
Die befragten Landwirte und Landwirtinnen sprechen sich mehrheitlich für weitere IX.	
und bessere Beratungsangebote aus. Bei der Einführung neuer Maßnahmen wird 
Beratung besonders stark nachgefragt. Um die Nutzung neuer Maßnahmen sicherzu-
stellen ist ein Ausbau der Beratungsangebote anzuraten. 
Die befragten Landwirte und Landwirtinnen befürworten insbesondere die Einfüh-X.	
rung und Stärkung von AUM aus dem Bereichen Artenschutz und Biodiversität 
sowie Gewässer- und Bodenschutz. Gebunden an der jeweiligen Notwendigkeit für 
solche AUM ist über einen Ausbau entsprechender Maßnahmen in geeigneten Regi-
onen nachzudenken.
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Zusammenfassung
Agrarumweltmaßnahmen (AUM) sind seit 1992 obligatorischer Bestandteil der zweiten Säule der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU. Ziel der AUM ist die Integration des Natur- und Umweltschutzes 
in die landwirtschaftliche Produktion. In Deutschland werden die AUM auf Länderebene umge-
setzt.

Derzeit wird das Fördervolumen zur Honorierung der Durchführung von AUM in Niedersachsen 
und Bremen jedoch nicht ausgeschöpft. Wünschenswert wäre daher eine stärkere Nutzung der Pro-
gramme durch die Landwirtschaft.

Dieser Beitrag zeigt, wodurch die Einstellungen der Landwirte und Landwirtinnen zu AUM 
bestimmt werden und wie die Teilnahmebereitschaft an den Programmen gesteigert werden kann.

Zunächst werden auf der Basis einer umfassenden Literaturanalyse verschiedene ökonomische 
und nicht ökonomische Faktoren als Einflussgrößen der Akzeptanz von AUM identifiziert. Entschei-
dend für die Akzeptanz einer Maßnahme ist aus ökonomischer Sicht, dass die Prämienhöhe den 
Kosten der Durchführung einer AUM angemessen ist. Zu den wichtigsten nicht ökonomischen Ein-
flussgrößen zählen die Beratung zu AUM und das subjektive Vertrauen der Landwirte und Landwir-
tinnen in die Agrarumweltpolitik.

In einem zweiten Schritt werden die Ergebnisse einer von den Autoren im Juni 2008 durch-
geführten Befragung von Landwirten und Landwirtinnen in Niedersachsen vorgestellt. Neben den 
Einstellungen zu den aktuellen Agrarumweltprogrammen wurde auch die Akzeptanz innovativer 
Komponenten von AUM gemessen. Dazu zählen die Ergebnisorientierung, das Ausschreibungsver-
fahren sowie die Partizipation und die Regionalisierung. 

Es zeigt sich, dass die Teilnahmebereitschaft an AUM durch die Einführung einer ergebnisorien-
tierten Honorierung, stärkerer Berücksichtigung der naturräumlichen Besonderheiten einer Region 
sowie durch Einführung partizipativer Elemente gesteigert werden kann. Vorbehalte bestehen dage-
gen hinsichtlich der Ausschreibungsverfahren für Umweltleistungen. 

Wenn die Teilnehmerzahl an Agrarumweltprogrammen zukünftig erhöht werden soll, ist es not-
wendig, die Wünsche der Landwirte und Landwirtinnen zu berücksichtigen. Andernfalls ist mit einer 
vermehrten Inanspruchnahme der Programme nicht zu rechnen. Erfolg versprechend erscheinen vor 
allem die Implementierung des ergebnisorientierten Ansatzes, die Prämienanpassung sowie die 
Regionalisierung der AUM. Diese Komponenten können sowohl zur Steigerung der Akzeptanz als 
auch zur Erhöhung der ökonomischen und ökologischen Effizienz beitragen.

Summary 
Recommendations for increasing the acceptance of agri- environmental schemes – Results of 

an empirical study in Lower Saxony
Since 1992 agri-environmental schemes (AES) have been a mandatory part of the second pillar of 
the Common Agricultural Policy of the European Union. The goal of AES is to integrate nature 
protection and conservation into agricultural production. In Germany AES are implemented by the 
Federal States. Currently in Lower Saxony and Bremen the budget for rewarding the achievement 
of AES has not been exhausted to the full extent. Therefore, it is desirable to increase farmers’ par-
ticipation in AES.

This paper shows how farmers’ attitudes towards AES are generated and how participation rates 
could be increased. First of all, different economic and non-economic factors which have an impact 
on the acceptance of AES will be identified on the basis of a detailed literature analysis. From the 
economic point of view it is decisive for the acceptance of AES that the compensatory payment 
equates to the costs incurred in carrying out the AES. Two of the most important non-economic 
influencing factors are the advisory services concerning the implementation of AES and the farmers’ 
level of confidence in agri-environmental policy.

In a second step the results of an empirical study conducted by the authors in June 2008 among 
farmers in Lower Saxony will be presented. In the course of this empirical study the farmers’ attitu-
des towards AES and towards new innovative elements of AES were elicited. These include result- 
oriented payment, auctions, participative elements and regionalisation.

It becomes apparent that the farmers’ participation in AES can be increased by result-oriented 
payment, by the possibility of participation during the development process of AES and by regiona-
lisation. However, there are uncertainties regarding auctions. 

To increase participation in AES it would be necessary to account for the wishes of the farmers. 
Otherwise participation in AES could not be expected to increase. The implementation of result- ori-
ented payment, regionalisation and suitable rewards could help to augment the participation in AES. 
An integration of these elements in AES would lead to higher acceptance and to improved economic 
and ecological efficiency. 
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Résumé 
Recommandations d’action pour une augmentation de l´acceptation des mesures agro-environ-

nementales – Résultats d’une enquête empirique auprès d’agriculteurs de Basse-Saxe
Depuis 1992, les mesures agro-environnementales (MAE) constituent un élément obligatoire du 
second pilier de la Politique Agricole Commune de l’Union Européenne. Les MAE visent à intégrer 
la protection de la nature et de l’environnement dans la production agricole. En Allemagne, les MAE 
sont mises en œuvre par les länder. Actuellement, le volume de l’aide fournie au titre de la mise 
en œuvre des MAE n’est cependant pas épuisé en Basse-Saxe et à Brême. Un recours accru à ces 
programmes par les agriculteurs serait de ce fait souhaitable.

La présente contribution présente les facteurs qui déterminent l’attitude des agriculteurs quant à 
leur participation aux MAE et examine comment celle-ci peut être optimisée. 

En premier lieu, il s’agit d’identifier, à travers une analyse documentaire détaillée, plusieurs 
facteurs économiques et non économiques déterminants pour l’acceptation des MAE par les ag-
riculteurs. Le fait que le montant des primes soit proportionnel aux coûts liés à la mise en œuvre 
des MAE constitue, d’un point de vue économique, un facteur essentiel pour l’acceptation de ces 
dernières. Les conseils en matière de mise en œuvre des MAE et la confiance subjective des agri-
culteurs dans la politique agro-environnementale comptent parmi les facteurs non économiques les 
plus importants.

Dans un second temps, il s’agit de présenter les résultats d’une enquête menée en juin 2008 par 
les auteurs du présent article auprès d’agriculteurs de Basse-Saxe. Cette enquête évaluait non seule-
ment l’attitude des agriculteurs vis-à-vis des programmes agro-environnementaux actuels, mais aussi 
l’acceptation de composants innovants des MAE tels que les versements en fonction des résultats, 
les procédures d’appel d’offres ainsi que la participation et la régionalisation.

Il en ressort que la volonté des agriculteurs de participer aux MAE pourrait être accrue grâce à 
l’instauration de versements en fonction des résultats, à une plus grande prise en considération des 
particularités des espaces naturels régionaux et à l’introduction d’éléments participatifs. Il existe par 
contre des réticences vis-à-vis des procédures d’appel d’offres pour les services environnementaux. 

Si l’on veut faire croître le nombre de participants aux MAE, il est indispensable de prendre 
en considération les souhaits des agriculteurs, faute de quoi on ne peut pas s’attendre à ce qu’un 
plus grand nombre d’entre eux recourent à ces programmes. Ce sont surtout la mise en œuvre des 
versements en fonction des résultats, l’adaptation des primes et la régionalisation des MAE qui sont 
prometteuses. Ces éléments peuvent non seulement contribuer à une plus grande acceptation des 
MAE, mais aussi à une augmentation de leur efficacité économique et écologique. 
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Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen auf dem 
Acker – naturschutzfachliche Einschätzung und rechtliche 
Bewertung am Beispiel von intensiv genutzten Agrarregi-

onen in drei Bundesländern
Von Juliane Mante, Anett Wagner, Detlef Czybulka und Bärbel Gerowitt, Rostock

1  Einleitung

1.1  Intensiv genutzte Agrarlandschaften
Intensiv genutzte Agrarregionen stehen in einem Spannungsfeld verschiedener Nutzungs-
interessen. In aller Regel besonders begünstigt durch hohe Bodenqualitäten, ist die land-
wirtschaftliche Nutzung aufgrund hoher Erträge hier sehr lukrativ. Dadurch entstehen 
Konflikte mit Naturschutzinteressen: Arten, die sich durch die jahrhundertelange landwirt-
schaftliche Nutzung an den Offenlandcharakter dieser Regionen angepasst haben, wer-
den durch eine zunehmende Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion in ihrem 
Lebensraum bedroht (7; 38; 39). Dies geschieht vor allem durch eine Intensivierung des 
Einsatzes von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, die Monotonisierung der Fruchtfolgen 
und das Entfernen von Strukturelementen, die eine wichtige Funktion als Rückzugs-, 
Nahrungs- und Vernetzungshabitate haben. Agrarumweltmaßnahmen erfahren aber gerade 
in diesen Regionen aufgrund höherer Opportunitätskosten eine vergleichsweise geringe 
Akzeptanz und Umsetzung (12; 23; 43). Vor allem in Ballungsräumen übt ein weiterer 
Umstand Druck auf die Fläche aus: Immer mehr Fläche wird für Siedlungs-, Verkehrs- 
und Gewerbezwecke bebaut und damit der Nutzung für Landwirtschaft und Naturschutz 
entzogen. Die Auswirkungen dieses Bebauungsdrucks für den Naturschutz sollen zwar die 
im Naturschutz- und Baurecht verankerten Eingriffs- und Ausgleichsregelungen (E+A-
Regelungen) mindern; die derzeitig überwiegende Form ihrer Anwendung verschärft aber 
die Konkurrenz zwischen den verschiedenen Nutzungsinteressen. Zunächst führt der Man-
gel an geeigneten Kompensationsflächen in diesen Regionen dazu, dass immer weniger 
Realkompensationen durchgeführt werden, sondern zunehmend Ersatzgelder bereitgestellt 
werden müssen. Aber auch die Einsatzmöglichkeiten dieser Ersatzgelder für Zwecke des 
klassischen Naturschutzes und der Landschaftspflege sind gerade in intensiv genutzten 
Ballungsregionen begrenzt. Auf der anderen Seite geht bei einer Umsetzung klassischer 
Naturschutzmaßnahmen als Kompensationsmaßnahmen wertvolle landwirtschaftliche 
Fläche verloren. Diese Entwicklungen machen deutlich, dass es notwendig ist, Möglich-
keiten zur Entschärfung dieser regionalen Nutzungskonflikte zu finden.

1.2  Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen
Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen können dazu beitragen, die Flächen-
nutzungskonflikte in intensiv genutzten Regionen zu mindern. Sie schließen die land-
wirtschaftliche Nutzung nicht aus, sondern verbinden vielmehr die landwirtschaftliche 
Nutzung mit naturschutzfachlichen Zielen (42). Beispiele hierfür sind die großflächige 
oder streifenförmige Extensivierung des Ackerbaus durch Verzicht oder Restriktionen im 
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Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz, eine Erweiterung oder Anpassung der Fruchtfol-
gen zur Förderung bestimmter Zielarten, die naturschutzgerechte Grünlandbewirtschaf-
tung mit Vorgaben zum Betriebsmitteleinsatz, zur Beweidung und zum Mahdregime oder 
die Bewirtschaftung von Streuobstwiesen. 

Wechselnde Blühstreifen als eine mögliche Form produktionsintegrierter Kompensa-
tionsmaßnahmen stehen bei unserer Betrachtung im Fokus, da sie sich aus verschiedenen 
Gründen zur Verfolgung von Naturschutzzielen in intensiv genutzten Ackerbauregionen 
eignen. Der Naturschutzwert wechselnder Blühstreifen ist allerdings umstritten: Kritik-
punkte sind sowohl die Ansaat einer Blühmischung und damit Unterdrückung von am 
Standort vorkommenden Arten als auch – in Abhängigkeit von Rotationsfrequenz und 
Pflegeregime – die geringe Dauer des störungsfreien Habitats am Standort. Sie sind aber 
für Landwirte akzeptabel, da sie die Produktion aufgrund ihres geringen Flächenumfangs 
und ihrer Rotationsmöglichkeit innerhalb der Fruchtfolge wenig beeinträchtigen (26). 
Außerdem kann die Ansaat von Blühmischungen im Vergleich zur Sukzession gerade auf 
nährstoffreichen Böden die Gefahr einer Verbreitung von Problemunkräutern mindern. 
Diese wird sowohl von den Landwirten gefürchtet und läuft auch durch die Unterdrückung 
konkurrenzarmer Arten Naturschutzzielen zuwider. In intensiv genutzten Agrarregionen 
können wechselnde Blühstreifen daher einen Kompromiss für den Naturschutz darstellen, 
da sie Strukturelemente schaffen und vernetzen und in Abhängigkeit von der Blühmi-
schung das Nahrungsangebot für viele Tiere der Offenlandschaft erhöhen.

1.3  Die Eingriffsregelung auf Bundesebene
1.3.1  Die naturschutzrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsregelung

Die naturschutzrechtliche E+A-Regelung setzt das umweltrechtliche Verschlechterungs-
verbot um und soll überall (ubiquitär) für einen Minimalnaturschutz (13) sorgen. Für jeden 
rechtmäßigen, gestatteten Eingriff in Natur und Landschaft besteht – unabhängig davon, 
wer der Eingriffsverursacher ist – die Pflicht zur Kompensation. Verankert war die natur-
schutzrechtliche E+A-Regelung in den §§ 18 bis 21 BNatSchG 2002 (Das Manuskript des 
Beitrages wurde im November 2009 fertiggestellt. Das BNatSchG 2010 wurde berück-
sichtigt. Auf das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGBNatSchG) vom 19. Februar 2010 wird hingewiesen). Mit der Gesetzesänderung 
zum 1. März 2010 ist die E+A-Regelung in den §§ 13 bis 19 BNatSchG 2010 zu finden. Die 
Änderung war nötig geworden, da das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
nach der verfassungsrechtlichen Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen durch die 
Föderalismusreform nunmehr in den Bereich der konkurrierenden Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes fällt (Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG). Die Länder haben künftig eine „Abwei-
chungskompetenz“, dies gilt aber nicht für die allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes, 
für das Recht des Artenschutzes und das Meeresnaturschutzrecht (Art.  72 Abs. 3 Nr. 2 
GG). Als „Allgemeiner Grundsatz“ ist innerhalb der E+A-Regelung die Rechtsfolgenhier-
achie abweichungsfest, d. h. für alle Bundesländer bindend geregelt (15). Die Rechtsfol-
genhierachie hat im BNatSchG 2010 durch die Gleichstellung von Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen eine wesentliche Änderung erfahren (§  13 BNatSchG  2010). Vermeidbare 
Eingriffe sind (wie bisher auch) durch den Verursacher zu unterlassen und unvermeidbare 
Eingriffe durch entsprechende Maßnahmen auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder 
(bisher nachrangig) zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ist eine Kompensation nicht oder nur 
teilweise möglich, sind die mit dem Eingriff repräsentierten Belange (z. B. verkehrspoliti-
scher Art) und die Belange von Natur und Landschaft gegeneinander abzuwägen. Überwie-
gen die naturschutzrechtlichen Belange, ist der Eingriff zu untersagen. Für diesen Fall sieht 
§ 15 Abs. 6 BNatSchG 2010 die zusätzliche Möglichkeit von Ersatzzahlungen vor. Bisher 
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wurde die Ersatzzahlung nur auf Landesebene geregelt (§ 19 Abs. 4 BNatSchG 2002). 
Der Verursacher des Eingriffs ist für die Kompensationsmaßnahmen sowohl durchfüh-
rungsverantwortlich als auch kostentragungspflichtig. Regelverfahren ist das sogenannte 
„Huckepack-Verfahren“. Über Eingriffe, die nach anderem Fachrecht (z.  B. Baurecht, 
Immissionsschutzrecht) einer Genehmigung bedürfen, entscheidet die zuständige Fach-
behörde im Benehmen mit der Naturschutzbehörde, soweit (im Landesrecht) nicht eine 
weitere Form der Mitwirkung vorgesehen ist (§ 20 Abs. 2 BNatSchG 2002, § 17 Abs. 1 
BNatSchG 2010). „Benehmen“ bedeutet, dass die Fachbehörde der Naturschutzbehörde 
(nur) Gelegenheit zur Stellungnahme geben muss. Landesrechtliche Verschärfungen, die 
ein Einvernehmen (Einverständnis) der Naturschutzbehörde fordern, sind aber zulässig. 
Künftig wird es daneben auch auf Bundesebene ein subsidiäres Genehmigungsverfahren 
der Naturschutzbehörden für Eingriffe geben, die keiner (anderweitigen) behördlichen 
Zulassung oder Anzeige bedürfen und auch nicht von Behörden durchgeführt werden 
(§ 17 Abs. 3 BNatSchG 2010).

1.3.2  Die planungsrechtliche Eingriffs- und Ausgleichsregelung
Neben der naturschutzrechtlichen gibt es die planungsrechtliche Variante der E+A-Rege-
lung, die ihre Grundlage im Baugesetzbuch (BauGB) (3) hat. Das Verhältnis beider Rege-
lungsarten ist in § 21 BNatSchG 2002 bzw. § 18 BNatSchG 2010 festgelegt. Ausgleichs-
maßnahmen i. S. d. BauGB erfassen auch Ersatzmaßnahmen (§ 200a BauGB). Ausgleichs-
flächen und -maßnahmen können bei den entsprechenden Darstellungen im Flächennut-
zungsplan und den Festsetzungen im Bebauungsplan („planungsrechtliche Lösung“), bei 
einem städtebaulichen Vertrag oder auf sonstige Weise auf von der Gemeinde bereitge-
stellten Flächen berücksichtigt werden (§ 1a Abs. 3 BauGB). Im Allgemeinen trägt die 
Durchführungsverantwortlichkeit (wie im Naturschutzrecht) der Vorhabenträger; wurden 
durch die Gemeinde aber Festsetzungen auf Grundstücken außerhalb des Eingriffsgrund-
stücks getroffen, ist die Gemeinde zur Durchführung der Maßnahmen verpflichtet, der 
Vorhabenträger bleibt kostentragungspflichtig (§ 135 Abs. 1 und 2 BauGB). 

1.3.3  Der räumliche, funktionale und zeitliche Zusammenhang
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen unterscheiden sich in der naturschutzrechtlichen 
Variante der E+A-Regelung (auch nach neuem Recht) durch ihre Anforderungen an den 
räumlichen, funktionalen und zeitlichen Zusammenhang. Dieser ist bei Ersatzmaßnah-
men und bei der planungsrechtlichen Variante generell lockerer (§  200a BauGB). Der 
funktionale Zusammenhang zielt (funktionsbezogen) auf den Zustand von Naturhaushalt 
und Landschaftsqualität vor und nach Durchführung der Kompensationsmaßnahmen ab. 
Bei Ausgleichsmaßnahmen ist eine gleichartige Wiederherstellung der beeinträchtigten 
Funktionen nötig, bei Ersatzmaßnahmen reicht eine gleichwertige Wiederherstellung aus. 
Grundsätzlich eignen sich nur Flächen zur Durchführung von Kompensationsmaßnahmen, 
die aufwertungsbedürftig und -fähig sind (11). Es muss sich also um ökologisch minder-
wertige (i. S. v. nicht schon hochwertige) Flächen handeln (Aufwertungsbedürftigkeit), 
die durch entsprechende Maßnahmen in einen ökologisch höherwertigen Zustand ver-
setzt werden können (Aufwertungsfähigkeit). Bezüglich des räumlichen Zusammenhangs 
müssen die Ausgleichsmaßnahmen ihre Wirkung im beeinträchtigten Raum entfalten, 
während Ersatzmaßnahmen lediglich in einer weiteren räumlichen Beziehung zum Ein-
griffsort stehen müssen. Der zeitliche Zusammenhang gibt vor, innerhalb welcher Frist 
die Kompensationsmaßnahmen durchzuführen sind und der bezweckte Erfolg eintreten 
soll. Sowohl bei Ausgleichs- als auch bei Ersatzmaßnahmen ist eine möglichst zeitnahe 
Umsetzung zum Eingriff anzustreben. In der planungsrechtlichen Variante sind schon jetzt 
vorgezogene Kompensationsmaßnahmen allgemein zulässig, vgl. § 9 Abs. 1a BauGB. Im 
Naturschutzrecht besteht (wie auch schon bisher in einzelnen Landesgesetzen vorgesehen) 
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die Möglichkeit zeitlicher Flexibilisierung durch die Bevorratung von Kompensations-
maßnahmen (insbesondere durch ein „Ökokonto“) nach Maßgabe des Landesrechts. In 
§ 16 BNatSchG 2010 ist künftig aber bundeseinheitlich geregelt, welche Anforderungen 
bundesweit an vorgezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für eine Anerkennung zu 
stellen sind.

Bisher werden produktionsintegrierte Maßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung 
kaum genutzt. Es sollen daher folgende Fragen beantwortet werden: 
a)	 Welche rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen stehen derzeit einer 

Umsetzung produktionsintegrierter Kompensationsmaßnahmen und speziell wechseln-
der Blühstreifen im Wege? 

b)	 Wie müssen diese Rahmenbedingungen ausgestaltet werden, um eine verstärkte Umset-
zung dieser Maßnahmen zu ermöglichen und Hemmnisse zu beseitigen? 

Zunächst wurden beispielhaft für die Bundesländer Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen Naturschutzexperten in qualitativen Interviews befragt, um die Umset-
zungs- und Akzeptanzprobleme in der Praxis zu erheben. Zusätzlich wurden die relevan-
ten rechtlichen Rahmenbedingungen in diesen Bundesländern näher untersucht.

2  Naturschutzexpertenbefragung

2.1  Die Regionen
Ziel war es, Landkreise mit einer möglichst intensiven landwirtschaftlichen Nutzung in 
die Befragung einzubeziehen. So erklärten sich Naturschutzexperten der Landkreise Wei-
ßenfels, Burgenland und Börde in Sachsen-Anhalt, der Landkreise Mettmann, Heinsberg 
und Neuss in Nordrhein-Westfalen und der Landkreise Northeim und Hildesheim in Nie-
dersachsen zu einem Interview bereit. Tabelle  1 zeigt einige Eigenschaften der Land-
nutzungs-, Betriebs- und Agrarstruktur der involvierten Landkreise zum Zeitpunkt der 
Untersuchung (2006).

Tabelle 1. Landnutzungs-, Betriebs- und Agrarstruktur  
der involvierten Landkreise (Stand 2006)

Niedersachsen Sachsen-Anhalt Nordrhein-Westfalen
Hildes-
heim

Northeim Burgen-
landkr.*)

Börde-
kreis

Heins-
berg

Mett-
mann

Neuss

Fläche gesamt (ha) 120 500 126 700 141 346 236 619 62 801 40 709 57 633

Anteil LN (%) 57 46 66 64 61 34 51
Anteil Ackerland an 
Gesamt-LN (%)

94 83 94 89 88 83 91

Ø Ertragsmesszahl 75 61 72 85 70 61 80
Ø LN/Betrieb (ha) 52 42 243 247 36 29 42
Ø GV/Viehbetrieb 22 30 52 157 47 21 31

*)	 Der Landkreis Weißenfels und der Burgenlandkreis wurden 2007 im Rahmen einer 
Kreisgebietsreform zum neuen Burgenlandkreis zusammengeschlossen
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2009
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2.2  Material und Methodik
Die Interviewpartner der potenziellen Befragungsregionen wurden telefonisch akquiriert. 
Dabei wurden zunächst gezielt Vertreter der Unteren Naturschutz- (Niedersachsen, Sach-
sen-Anhalt) und Landschaftsbehörden (Nordrhein-Westfalen) des jeweiligen Landkreises 
angesprochen. Erklärten sich diese zu einem Interview bereit, wurden sie nach weite-
ren potenziellen Interviewpartnern unter den Naturschutz- bzw. Landschaftsbeauftragten 
ihres Landkreises gefragt. Die Befragung fand schließlich im Winter 2006/2007 statt. 
Die Experten erhielten zur Vorbereitung auf das Interview einen Gesprächsleitfaden, der 
die Kernfragen des Interviews enthielt. Er war thematisch in drei Bereiche gegliedert. 
Der erste Teil enthielt Fragen zur naturschutzfachlich optimalen Ausgestaltung von Blüh-
streifenmaßnahmen, der zweite Teil behandelte die Eignung von Blühstreifen als Kom-
pensationsmaßnahmen im Rahmen der E+A-Regelung und der dritte Teil befasste sich 
mit der Problematik invasiver Pflanzenarten. Das Interview orientierte sich inhaltlich an 
dem Gesprächsleitfaden, wurde jedoch für weitere Fragen und Themen geöffnet, wenn es 
sich als sinnvoll herausstellte. Dieser Beitrag analysiert ausschließlich die Ergebnisse des 
zweiten Teils des Gesprächsleitfadens. 

3  Ergebnisse Naturschutzexpertenbefragung

Insgesamt nahmen 14 Naturschutzexperten an der Befragung teil. In Niedersachsen wur-
den ein Vertreter der Unteren Naturschutzbehörde und ein Naturschutzbeauftragter des 
Landkreises Northeim sowie ein Vertreter der Unteren Naturschutzbehörde des Landkrei-
ses Hildesheim befragt. In Nordrhein-Westfalen nahmen zwei Landschaftsbeauftragte und 
ein Vertreter der Unteren Landschaftsbehörde des Landkreises Mettmann, ein Vertreter 
der Unteren Landschaftsbehörde des Landkreises Heinsberg sowie ein Vertreter der Unte-
ren Landschaftsbehörde des Landkreises Neuss an der Befragung teil. In Sachsen-Anhalt 
wurden ein Vertreter der Unteren Naturschutzbehörde und zwei Naturschutzbeauftragte 
des Landkreises Weißenfels interviewt, ein Vertreter der Unteren Naturschutzbehörde und 
ein Naturschutzbeauftragter des Burgenlandkreises sowie ein Vertreter der Unteren Natur-
schutzbehörde des Bördekreises. Die Interviews hatten eine durchschnittliche Dauer von 
1,5 Stunden. 

3.1  Hemmnisse für die Umsetzung produktionsintegrierter 
Kompensationsmaßnahmen

Neun der 14 befragten Experten gaben an, bereits Erfahrungen mit produktionsintegrierten 
Kompensationsmaßnahmen gemacht zu haben. Berücksichtigt man die Landkreiszuge-
hörigkeit der Experten, waren zum Zeitpunkt der Befragung in jedem Landkreis produk-
tionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen in Umsetzung, wie zum Beispiel Grünland-
extensivierung (vier Nennungen), Streuobstwiesen (zwei Nennungen) und Grasstreifen 
(zwei Nennungen). Maßnahmen auf Acker, wie Ackerextensivierung (eine Nennung) oder 
Umwandlung von Acker in Grünland (eine Nennung) spielen jedoch eine auffallend unter-
geordnete Rolle.

Die größten Schwierigkeiten sahen die Experten in der Kontrollierbarkeit produkti-
onsintegrierter Kompensationsmaßnahmen (acht Nennungen), bedingt durch den hiermit 
verbundenen hohen notwendigen personellen und finanziellen Aufwand (vier Nennun-
gen). Dass die Bedenken der Experten gerechtfertigt sind, zeigen Studien, die belegen, 
dass durchschnittlich nur etwa 50 % der festgelegten Kompensationsmaßnahmen in der 
vorgeschriebenen Form verwirklicht werden (1; 9; 27). Ein Grund für dieses Umsetzungs-
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defizit wird aber auch in einer unzureichenden Kommunikation zwischen den beteiligten 
Behörden gesehen (16). 

Im Allgemeinen wird es als schwierig angesehen, die Dauerhaftigkeit der Umsetzung 
– auch aus Gründen einer zu geringen Vertragstreue seitens der Landwirte (drei Nennun-
gen) – wirklich zu gewährleisten. Eine geringe Akzeptanz der Landwirte ist ein Problem 
(vier Nennungen), das besonders dann auftritt, wenn die angebotenen Maßnahmen nicht 
in die betriebliche Ausrichtung passen (vgl. auch 16). Auch eine unzureichende Beratung 
der Landwirte wird bemängelt (eine Nennung). 

Innerhalb der Unteren Naturschutzbehörden bzw. Unteren Landschaftsbehörden wer-
den weitere Hindernisse gesehen: hier wird einerseits von mangelnder Akzeptanz pro-
duktionsintegrierter Maßnahmen gesprochen (eine Nennung), von einer unzureichenden 
Qualifizierung der für Verwaltung und Kontrolle verantwortlichen Personen (eine Nen-
nung) und von Unsicherheiten über die Umsetzbarkeit produktionsintegrierter Maßnah-
men und die Art der durch sie zu kompensierenden Eingriffe (eine Nennung). Auch wenn 
nur einmal direkt genannt, hat sich im Laufe der Befragung der Eindruck verfestigt, dass 
das letztgenannte Problem durchaus eine große Rolle spielt. Das Problem einer unzurei-
chenden Qualifizierung der für Verwaltung und Kontrolle von Kompensationsmaßnahmen 
verantwortlichen Personen benennen auch Gasber et al., 2007 (16).

3.2  Rechtliche Sicherungsmöglichkeiten
Auf die Nachfrage, ob die rechtlichen Möglichkeiten zur Sicherung der Auflagen für pro-
duktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen als ausreichend angesehen werden, ant-
worteten 10 der 14 Experten mit einem Ja. Hauptproblem sei nicht die rechtliche Siche-
rung für produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen, sondern der nicht zu bewäl-
tigende höhere Aufwand für die Verwaltung und Kontrolle.

Als geeignete Sicherungsmöglichkeiten für Flächen werden von den Experten die Ein-
tragung von Baulasten (drei Nennungen) oder die Eintragung einer Reallast ins Grund-
buch (eine Nennung) angesehen (für beide ist jeweils die Zustimmung des Eigentümers 
notwendig). Auch die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit oder 
einer Grunddienstbarkeit in das Grundbuch (jeweils eine Nennung) werden als geeig-
net angesehen. In Nordrhein-Westfalen wurden gute Erfahrungen mit dem Abschluss von 
Bewirtschaftungsverträgen gemacht (zwei Nennungen). Insgesamt ist jedoch festzuhalten, 
dass es hinsichtlich der Eignung der verschiedenen rechtlichen Sicherungsinstrumente 
eine große Unsicherheit unter den Befragten gab.

3.3  Akzeptanz von Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen
Erfahrungen mit Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen gab es in keinem Landkreis. 
In Nordrhein-Westfalen wurde jedoch aus haushaltsterischen Gründen zum Zeitpunkt der 
Befragung die Finanzierung der im dortigen Kulturlandschaftsprogramm KULAP angebo-
tenen Blühstreifen über Ersatzgelder geplant. In einem nordrhein-westfälischen Landkreis 
war unabhängig davon die Umsetzung von wechselnden Blühstreifen als Kompensati-
onsmaßnahmen schon einmal geplant gewesen; sie scheiterte jedoch aufgrund rechtlicher 
Unsicherheiten bei der Festlegung der einzubeziehenden Flächen.

Bedenken haben die Experten hauptsächlich in einem Punkt: Da Blühstreifen einer 
dauerhaften Pflege und somit auch permanenten Kontrolle bedürfen, sehen sie Probleme 
in dem notwendigen höheren Kontrollaufwand, für die die vorhandenen personellen und 
finanziellen Ressourcen nicht ausreichen (sieben Nennungen). Durch die notwendige dau-
erhafte Pflege werden außerdem größere Probleme bezüglich der Vertragstreue erwartet 
(drei Nennungen). Bedenken gibt es auch hinsichtlich eines geringeren naturschutzfach-
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lichen Wertes von Blühstreifen (zwei Nennungen) und einer ausreichenden rechtlichen 
Sicherung der Flächen (eine Nennung). Trotz dieser Bedenken sehen 13 von 14 Natur-
schutzexperten die Umsetzung von Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen als denk-
bar an, wenn auch unter bestimmten Voraussetzungen (siehe Abb. 1). 

Den Bedenken bezüglich einer zu geringen naturschutzfachlichen Wertigkeit der Blüh-
streifen wird dadurch begegnet, die Auflagen standortangepasst und zielartengerecht aus-
zugestalten (zehn Nennungen), die Blühstreifen in Verbindung mit anderen Biotopen zu 
setzen (sechs Nennungen) bzw. nur als Teil eines Maßnahmenpakets umzusetzen (drei 
Nennungen). Die dauerhafte Umsetzung und Pflege der Blühstreifen muss vor dem Hinter-
grund des damit verbundenen höheren Aufwands nach Ansicht der Experten gewährleistet 
werden (zehn Nennungen). Als förderlich wird hierfür eine hinreichende rechtliche Siche-
rung der Auflagen auf der Fläche (vier Nennungen) angesehen, aber auch die Übertragung 
der Verwaltungs- und Kontrollaufgaben auf einen Träger (drei Nennungen).

3.4  Welche Eingriffe können durch Blühstreifen kompensiert werden?
Die Experten wurden weiterhin nach ihrer Einschätzung gefragt, welche Eingriffe durch 
Blühstreifen kompensiert werden könnten (siehe Abb. 2). 

Vier Experten präferierten die Verwendung von Blühstreifen nur im Rahmen eines 
Maßnahmenpaketes in Kombination mit weiteren Maßnahmen und nicht als Einzelmaß-
nahme. Bei der Umsetzung von Blühstreifen als Einzelmaßnahme rangierten die Kom-
pensation bodenbezogener Eingriffe wie die Versiegelung landwirtschaftlicher Flächen 
(8 Nennungen) und andere Eingriffe in Bodenstrukturen, wie z. B. Bodenabbau (acht Nen-
nungen) an erster Stelle. Die Entfernung oder der Bau von Feldwegen (vier Nennungen), 
die Beeinträchtigung des Bildes oder Erholungswertes der Landschaft (vier Nennungen), 
die Beeinträchtigung spezieller Arten oder Lebensgemeinschaften, die durch Blühstreifen 
gefördert werden könnten (vier Nennungen) und Unterbrechungen von Biotopvernetzun-
gen (zwei Nennungen) wurden als weitere durch Blühstreifen kompensierbare Eingriffe 
angesehen.

Abb. 1. Voraussetzungen für die Umsetzung von Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen



44 Juliane Mante, Anett Wagner, Detlef Czybulka und Bärbel Gerowitt

3.5  Akzeptanz wechselnder Blühstreifen als „wandernder Ausgleich“
Neben der Umsetzung von Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen an sich stel-
len wechselnde Blühstreifen als sogenannter „wandernder Ausgleich“ eine zusätzliche 
Herausforderung im Rahmen der Eingriffsregelung dar. Auf die Frage, ob wechselnde 
Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen denkbar wären, stimmte keiner der Experten 
bedenkenlos zu (siehe Abb. 3).

Sieben Experten knüpften ihre Zustimmung an bestimmte Bedingungen, wie z. B. dass 
ihre Umsetzung hinreichend rechtlich gesichert sein muss (zwei Nennungen). Um einen 
ausreichenden Überblick zu gewährleisten, sollten die Blühstreifen nur innerhalb eines 
räumlich eingegrenzten, vordefinierten Bereiches wandern (zwei Nennungen) und es soll-
ten nur wenige Landwirte eine solche Maßnahme umsetzen. Die Betreuung durch einen 
Träger und eine zielartenangepasste Ausgestaltung waren weitere Bedingungen (jeweils 
eine Nennung).

Die Probleme decken sich mit denen bei der Umsetzung von Blühstreifen als Kompen-
sationsmaßnahmen generell erwarteten: zwei Experten sehen den wandernden Ausgleich 
mit Blühstreifen als nicht kontrollierbar an, während zwei weitere einen zu hohen Auf-
wand in Verwaltung und Kontrolle erwarten. Auch die zu geringe naturschutzfachliche 
Wertigkeit und eine zu geringe Sicherungsmöglichkeit der Auflagen auf der Fläche werden 
als Probleme gesehen (jeweils eine Nennung).

Abb. 2. Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die aus Sicht der Experten durch 
Blühstreifen kompensiert werden könnten
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4  Grundlegende Umsetzbarkeit von Blühstreifen  
als Kompensationsmaßnahmen

4.1  Rechtliche Zulässigkeit

Kompensationsmaßnahmen müssen zu einer naturschutzfachlichen Aufwertung der Flä-
chen führen. Dies kann durch Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen geschehen. Wäh-
rend durch Entwicklungsmaßnahmen neue Biotopstrukturen geschaffen werden, fördern 
Pflegemaßnahmen die gewünschte Entwicklung bestehender Biotopstrukturen (10). Pfle-
gemaßnahmen, die lediglich bereits vorhandene Biotopstrukturen sichern (rein konser-
vierender Charakter), stellen mangels Aufwertung der Flächen grundsätzlich keine geeig-
neten Kompensationsmaßnahmen dar (sogenannte Erhaltungspflege). (Wechselnde) Blüh-
streifen werden durch (gestaffelte) Ausbringung von Blühmischungen auf den Feldern, 
meist an Ackerrändern, angelegt. Sie schaffen neue Biotopstrukturen und sind somit als 
Entwicklungsmaßnahmen einzustufen. Die manuelle Unkrautbeseitigung auf den Flächen 
und das Häckseln oder Mähen (bei Belassen des Mahdgutes auf der Fläche) können als 
dauerhafte Maßnahmen (sogenannte Entwicklungspflege) erforderlich sein. Vor allem bei 
intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen können Blühstreifen durch die Ansiede-
lung von Ackerwildkräutern und Agrarfauna zum Erhalt der Agrobiodiversität beitragen 
(Aufwertungsfähigkeit und -bedürftigkeit).

Blühstreifen können bei jeder Feldbestellung angelegt werden und die Entwicklungs-
phasen sind deutlich kürzer als bei der Neuanlage von anderen Lebensräumen wie z. B. 
Wald (zeitlicher Zusammenhang). Hervorzuheben ist ihre Eignung für Kompensations-
maßnahmen, wenn die Eingriffe auf landwirtschaftlichen Flächen erfolgen (funktionaler 
Zusammenhang). 

Blühstreifen erfüllen somit grundsätzlich die Anforderungen an Kompensationsmaß-
nahmen. Bei wechselnden Blühstreifen sollte jedoch darauf geachtet werden, dass es zwi-

Abb. 3. Ist für die befragten Experten ein „wandernder Ausgleich“ mit wechselnden Blühstreifen 
denkbar?
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schen dem Umbruch des alten Streifens und der Neuansaat auf der nachfolgenden Fläche 
keine zeitliche Unterbrechung gibt. 

Kompensationsmaßnahmen auf Ackerflächen müssen zudem über bindende Stan-
dards für die Landwirtschaft – die gute fachliche Praxis (gfP) und die Cross Compli-
ance-Regelungen – hinausgehen. Mindestanforderungen für die gfP werden zwar in § 5 
BNatSchG gefordert, verbindliche und detaillierte Konkretisierungen fehlen aber sowohl 
im Naturschutzrecht als auch im Bodenschutzrecht. Im landwirtschaftlichen Fachrecht 
(insbesondere Düngemittel- und Pflanzenschutzrecht) sind vereinzelt Schwellenwerte 
und Definitionen zu finden. Für die Einrichtung von Blühstreifen ist §  5 Abs.  4 Spie-
gelstrich 3 BNatSchG 2002, § 5 Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG 2010 von Bedeutung, der den 
Erhalt und (nach Möglichkeit) die Vermehrung von Landschaftselementen fordert. Die 
Landwirtschaft soll so im Rahmen der gfP durch Bereitstellung von unbewirtschafteten 
Flächen einen Beitrag zum Erhalt bzw. zur Wiederherstellung der regionalen Ausstattung 
an Biotopstrukturen leisten (§ 5 Abs. 3 BNatSchG 2002, § 21 Abs. 6 BNatSchG 2010). 
Die Biotopvernetzung soll durch lineare und punktförmige Elemente wie Saumstruktu-
ren, insbesondere Hecken und Feldraine sowie Trittsteinbiotope erfolgen. Feldraine sind  
schmale, lang gestreckte mit gras- und krautartigen Pflanzen bewachsene Streifen zwi-
schen Nutzflächen oder an Wegen (34, § 5). Auf Blühstreifen, die entlang von Feldern 
angelegt werden, wachsen Ackerwildkräuter. Sie sind damit wohl zu den Feldrainen zu 
zählen. Teil der gfP ist es aber lediglich, vorhandene Landschaftselemente, wie Blühstrei-
fen, zu erhalten und nach Möglichkeit zu vermehren. Für den einzelnen Landwirt besteht 
keine normative Pflicht, derartige Strukturen zu vermehren oder aktive Erhaltungs- und 
Pflegemaßnahmen durchzuführen (34, § 5). Die Auferlegung von Pflegeverpflichtungen 
auf der Basis einer entsprechenden Rechtsgrundlage ist aber grundsätzlich in gewissem 
Umfang zulässig und entspricht der ökologischen Inhaltsprägung des Eigentumsobjekts 
(14). Das geht aber über die gfP hinaus.

Neben der gfP sind die Cross Compliance-Anforderungen (Überkreuz-Verpflichtung 
von Förderrecht und Fachrecht nach Verordnung VO (EG) Nr. 73/2009) zu beachten, wenn 
der Landwirt – wie im Regelfall – Direktzahlungen erhält. Die Umsetzung der Richtlinie 
erfolgte in Deutschland durch das DirektZahl-VerpflG und die hierauf ergangene Direkt-
Zahl-VerpflV. Nach § 2 Abs. 2 DirektZahl-VerpflG i. V. m. § 5 Abs. 1 DirektZahl-VerpflV 
dürfen Landschaftselemente, wie Hecken, Baumreihen, Feldgehölzen, Feuchtgebieten und 
Einzelbäumen nicht beseitigt werden. Blühstreifen werden nicht erwähnt. Unabhängig 
davon, ob Blühstreifen dennoch hierunter zu fassen sind, beinhaltet das Beseitigungsver-
bot jedenfalls keine Vermehrungs- oder Pflegeverpflichtung (vgl. § 5 Abs. 3 DirektZahl-
VerpflV). 

Die Entwicklung und Pflege von (wechselnden) Blühstreifen übersteigt also die Anfor-
derungen der gfP und der Cross Compliance-Regelungen, daher ist ihre Umsetzung zur 
Kompensation von Eingriffen als rechtlich zulässig zu bewerten. 

4.2  Rechtliche Sicherung
Die Erfüllung der Kompensationspflicht durch den Eingriffsverursacher ist rechtlich zu 
sichern, da die Kompensations- ebenso wie die Eingriffsmaßnahmen regelmäßig auf Dauer 
angelegt sind. Die Durchsetzung der Kompensationsverpflichtung wird in der behördli-
chen Entscheidung (ins. Genehmigungsbescheid im Huckepack-Verfahren) mittels ent-
sprechender Auflagen oder selbstständiger Anordnungen im Verfahren der Naturschutz-
behörde festgelegt. Zusätzlich sind die Verfügbarkeit der Kompensationsfläche und die 
ordnungsgemäße Durchführung der festgelegten Maßnahme durch geeignete juristische 
Instrumente sicherzustellen. Es findet sich bislang jedoch bundesrechtlich lediglich eine 
Verordnungsermächtigung für die Länder, Regelungen zur Sicherung der Durchführung 
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von Kompensationsmaßnahmen zu erlassen (§ 18 Abs. 5 BNatSchG 2002). In § 15 Abs. 4 
BNatSchG 2010 wird künftig geregelt, dass Kompensationsmaßnahmen durch den Verur-
sacher oder dessen Rechtsnachfolger zu unterhalten und zu sichern sind. Es besteht zudem 
eine Verordnungsermächtigung für den Bund, dass Nähere hinsichtlich der Kompensation 
von Eingriffen zu regeln (§ 15 Abs. 7 BNatSchG 2010). Die Verordnung bedarf des Ein-
vernehmens des BMU mit dem BMELV und dem BMVBS sowie der Zustimmung des 
Bundesrates. 

Die Flächensicherung ist vor allem im Hinblick auf einen Wechsel des Grundstücks-
eigentümers – insbesondere durch Veräußerung und im Erbfall – von Bedeutung. Mögli-
che Nutzungsänderungen auf den Flächen erfordern eine Maßnahmesicherung. Während 
schuldrechtliche Rechte (Pachtvertrag und Pflegevertrag) als mögliche Instrumente nur 
zwischen den Parteien Wirkungen entfalten, gelten die dinglichen Rechte (beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit und Reallast) gegenüber jedermann (Absolutheitsprinzip). 
Schuldrechtliche Verträge können einseitig durch einen Vertragspartner beendet werden 
(z. B. Kündigung des Pachtvertrages, § 584 BGB). Dingliche Rechte werden ins Grund-
buch eingetragen (Publizitätsprinzip). Eine Löschung der Eintragung ist nur mit Bewil-
ligung des Begünstigten möglich. Eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit (§  1090 
BGB) sichert insbesondere die Duldung bestimmter Nutzungen oder den Ausschluss 
bestimmter Handlungen. Zur Sicherung bestimmter Handlungspflichten eignet sich die 
Reallast (§ 1105 BGB). Zumeist wird sich eine Kombination von schuldrechtlichen und 
dinglichen Rechten anbieten (6).

Im Rahmen der planungsrechtlichen E+A‑Regelung bestehen für die Gemeinden mit 
der Baulast und dem städtebaulichen Vertrag weitere Sicherungsmöglichkeiten (29). Die 
Baulast ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück und wird mit der Eintragung in das 
Baulastverzeichnis wirksam. Sie wirkt auch gegenüber Rechtsnachfolgern des Eigentü-
mers und erlischt einzig durch Verzicht der Bauaufsichtsbehörde. Ferner kann ein städte-
baulicher Vertrag zwischen der Gemeinde und dem Vorhabenträger geschlossen werden. 
Greift der Vertrag in Rechte Dritter ein, wie bei der Anlage von Blühstreifen auf Flächen 
im Eigentum eines Landwirtes, ist dessen schriftliche Zustimmung erforderlich (§  58 
Abs. 1 VwVfG). Einer solchen Zustimmung geht regelmäßig ein Vertrag zwischen dem 
Landwirt und dem Vorhabenträger über die entgeltliche Durchführung der Maßnahmen 
voraus. 

Bei Maßnahmen auf wechselnden Flächen, wie z. B. wechselnden Blühstreifen, ist eine 
Sicherung des gesamten Grundstücks oder eines verselbstständigten Grundstücksteils (§ 7 
GBO) erforderlich. Grundsätzlich möglich wäre auch eine Sicherung der Fläche im Wege 
einer Unterschutzstellung. Geeignet sind hierfür beispielsweise Naturschutz- oder Land-
schaftsschutzgebiete (vgl. §§ 22 ff. BNatSchG). In intensiv genutzten Agrarlandschaften 
wird dieses Sicherungsinstrument wegen der möglichen Bewirtschaftungsauflagen für 
umliegende Flächenteile aber von untergeordneter Bedeutung sein. 

In der anschließenden Tabelle 2 sind Instrumente zur dauerhaften Sicherung von Kom-
pensationsmaßnahmen erfasst.



48 Juliane Mante, Anett Wagner, Detlef Czybulka und Bärbel Gerowitt

Tabelle 2. Instrumente zur dauerhaften Sicherung von Kompensationsmaßnahmen

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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5  Rahmenbedingungen für Blühstreifen als Kompensationsmaß-
nahmen in Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen

5.1  Aufwertungsbedürftigkeit und Aufwertungsfähigkeit der Flächen –  
Bewertungsverfahren auf Länderebene

Auf Landesebene existieren für die zuständigen Behörden untergesetzliche Regelwerke 
(Verordnungen) oder auch „nur“ Arbeitshilfen, Richtlinien und Handreichungen als Hil-
festellung zur Beurteilung von Flächen und ihrer Aufwertungsfähigkeit. Auf kommunaler 
Ebene sind vereinzelt eigene Regelwerke, so z. B. der „Aachener Leitfaden zur Bewer-
tung von Eingriffen in Natur und Landschaft“ (36), zu finden. Im Wesentlichen gibt es 
im Rahmen der E+A-Regelung vier Kategorien von Verfahren: Biotopwertverfahren, 
Kompensationsfaktor-Modelle, verbal-argumentative Kompensationsermittlung und den 
Herstellungskostenansatz (24; 35). In Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-
Anhalt kommen zumeist Biotopwertverfahren zum Einsatz. Bei Biotopwertverfahren wer-
den den unterschiedlichen Biotoptypen aufgrund ihrer naturschutzfachlichen Bedeutung 
Werte zugeordnet. Der Kompensationsumfang wird durch eine Bilanzierung ermittelt, in 
dem die naturschutzfachliche Situation vor und nach dem Eingriff verglichen wird.

In der Arbeitshilfe zur E+A-Regelung in Niedersachsen werden jedem Biotoptyp Wert-
stufen (Biotopwerte) von I (geringe Bedeutung) bis V (besondere Bedeutung) zugeordnet 
(33). Für die verschiedenen Ackerbiotope (Sandacker, Basenarmer Lehmacker, Basenrei-
cher Lehm-/Tonacker, Kalkacker, Mooracker und sonstiger Acker) sind Wertstufen von  
I bis III angegeben.

Nach dem Bewertungsmodell von Sachsen-Anhalt wird zwischen dem Biotopwert zur 
Ermittlung des Kompensationsbedarfs und des Ausgangswertes für die Kompensations-
fläche und dem Planwert zur Bestimmung des Zielwertes für die Kompensationsfläche 
unterschieden (28). Der Planwert ist im Regelfall niedriger als der Biotopwert, um die Ent-
wicklungsdauer und das Wiederherstellungsrisiko der einzelnen Biotope zu berücksichti-
gen. Der höchste naturschutzfachliche Wert wird durch den Biotopwert 30 ausgedrückt. 
Bei ackerbaulich genutzten Biotopen wird zwischen intensiv (Biotopwert 5) und extensiv 
genutztem Acker (Biotopwert 14, Planwert 12) differenziert.

Die Arbeitshilfe „Numerische Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in 
Nordrhein-Westfalen“ (Fortschreibung der Biotopbewertung für in Nordrhein-Westfalen 
angewandte Bewertungsverfahren) arbeitet ebenfalls mit zwei Werten, dem Biotopwert 
und dem Prognosewert (25). Die Biotope werden anhand einer Skala von 0 bis 10 (stei-
gende naturschutzfachliche Bedeutung) bewertet. Zusätzlich zu den Prognosewerten der 
verschiedenen Zielbiotoptypen wurden Maßnahmenkombinationen aufgenommen. Auch 
hier erfolgt eine Unterscheidung der Ackerbiotope nach intensivem Acker und wildkraut-
reichem Acker. Es werden Wertpunkte von drei bis fünf angesetzt. Die Ackerbrachen (flä-
chig oder streifig) werden unterteilt in Einsaatbrache mit Nutzpflanzen, Ackerwildkraut-
brache auf nährstoffreichen Böden oder auf nährstoffarmen Sand- und flachgründigen 
Böden. Eine Aufwertung um einen Wertpunkt (Maximalwert 6) erfolgt bei begründeter 
besonderer Relevanz für den Artenschutz und bei Einsaat mit authochonten blühfreudigen 
Ackerwildkräutern. Bei der Anlage von streifenförmigen Brachen (z. B. Blühstreifen) ist 
eine Mindestbreite von 3 m einzuhalten. Bei der Einsaat von blühfreudigen autochthonen 
Ackerwildkrautarten (und ggf. Nachsaat) erhöht sich der Prognosewert um einen Wert-
punkt. 

Nach allen drei Bewertungsverfahren der Bundesländer werden Ackerflächen ver-
gleichsweise niedrige Werte zugeordnet. 
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5.2  Der funktionale, räumliche und zeitliche Zusammenhang  
auf Länderebene

In allen Landesnaturschutzgesetzen finden sich E+A-Regelungen, die die Vorgaben des 
BNatSchG 2002 umsetzen. Die Regelungen enthalten daneben teilweise Konkretisierun-
gen und Flexibilisierungen bei der Ausgestaltung des räumlichen, funktionalen und zeitli-
chen Zusammenhanges von Eingriffs- und Kompensationsmaßnahmen. 

Tabelle  3 zeigt die Anforderungen an den funktionalen, räumlichen und zeitlichen 
Zusammenhang von Kompensationsmaßnahmen in den Bundesländern Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt.

Tabelle 3. Anforderungen an den funktionalen, räumlichen und  
zeitlichen Zusammenhang auf Länderebene

Spezielle  
Anforderungen

Niedersachsen
(NNatG)

Nordrhein- 
Westfalen
(LG NRW)

Sachsen-Anhalt
(NatSchG LSA)

Funktionaler 
Zusammenhang 
bei 
Ausgleichsmaß
nahmen

Ausgleich, sodass 
keine erheblichen 
Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes 
zurückbleiben 
(§ 10 Abs. 1)

wie BNatSchG 
2002

wie BNatSchG 
2002

Funktionaler 
Zusammenhang 
bei Ersatzmaß-
nahmen

Ersatz der durch den 
Eingriff zerstörten 
Funktionen oder Werte 
des Naturhaushalts oder 
des Landschaftsbildes 
in ähnlicher Weise 
(§ 12 Abs. 1)

wie BNatSchG 
2002

wie BNatSchG 
2002

Räumlicher Zu
sammenhang bei 
Ausgleichsmaß
nahmen

Ausgleich durch 
Herrichtung der 
vom Eingriff betrof-
fenen Grundfläche 
(§ 10 Abs. 1)

wie BNatSchG 
2002

wie BNatSchG 
2002

Räumlicher Zu
sammenhang bei 
Ersatzmaßnah-
men

Ersatz an anderer Stelle 
des von dem Eingriff 
betroffenen Raumes 
(§ 12 Abs. 1)

Ersatz in der 
betroffenen natur-
räumlichen Region 
(§ 4a Abs. 2 S. 3)

wie BNatSchG 
2002

Instrument 
zur zeitlichen 
Flexibilisierung

wie BNatSchG 2002 Anerkennung vorge
zogener Kompensati
onsmaßnahmen 
(§ 5a)

Ökokonto 
(§ 20)

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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5.3  Dauerhafte Sicherung von Maßnahmen und Flächen auf Länderebene
Bemerkenswert ist mangels bundesrechtlicher Vorgaben die Regelung zur dauerhaften 
Sicherung von Maßnahmen und Flächen in Nordhein-Westfalen. Zwar ist in allen drei 
Ländern ausdrücklich eine (aus dem Zwangsvollstreckungsrecht bekannte) Sicherheits-
leistung vorgesehen (vgl. Tab. 4). Zweck dieses Instruments ist aber die Sicherstellung 
der tatsächlichen Durchführung der Kompensationsmaßnahme, nicht jedoch die rechtliche 
Sicherung der Flächen und Maßnahmen. Die Länder Nordrhein-Westfalen und Sachsen-
Anhalt sehen daneben die Anlage von Naturschutzregistern bzw. Verzeichnissen vor; hier-
durch soll eine Doppelbelegung von Flächen vermieden werden. In Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt sind im Rahmen der Antragsverfahren für die Genehmigung des Eingriffs 
bestimmte Nachweise zu erbringen. Es handelt sich um Einverständniserklärungen der 
Eigentümer oder sonstiger Berechtigter mit den Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Diese 
Einverständnisse bewirken aber keine dauerhafte Sicherung der Flächen oder gar der Maß-
nahmen, da sie grundsätzlich keine Bindungswirkung für einen möglichen Rechtsnach-
folger entfalten. 

Tabelle 4. Sicherungsinstrumente auf Länderebene

Land Instrumente zur Sicherung Norm
Niedersachsen
(NNatG)

Sicherheitsleistung
Nachweispflicht (Einverständnis Eigentümer oder 
sonstiger Berechtigter)
Antragsunterlagen

§ 13 Abs. 2 
§ 13 Abs. 2 

§ 13 Abs. 3 
Nordrhein-
Westfalen
(LG NRW)

Sicherheitsleistung
Sicherung der Flächen durch beschränkte  
persönliche Dienstbarkeit, Baulast oder vertrag-
liche Sicherung 
Sicherung bei wechselnden Kompensationsflächen 
Verzeichnis

§ 4a Abs. 9 S. 1 
§ 4a Abs. 9 S. 2 
und 3 

§ 4a Abs. 9 S. 4 
§ 6 Abs. 8 

Sachsen-
Anhalt
(NatSchG 
LSA)

Sicherheitsleistung
Nachweispflicht (Einverständnis Eigentümer oder 
sonstiger Berechtigter)
Naturschutzregister und -verzeichnis

§ 23 Abs. 3 
§ 23 Abs. 3 

§ 42 
Quelle: Eigene Zusammenstellung

Nach § 4 Abs. 9 LG NRW können die Flächen, für die Kompensationsmaßnahmen fest-
gesetzt worden sind, im Grundbuch durch Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit gesichert werden. In Betracht kommt auch die Eintragung einer Baulast 
oder der Abschluss eines Vertrages, wenn dadurch eine vergleichbare Sicherung gewähr-
leistet ist. Bei Kompensationsmaßnahmen auf wechselnden Flächen gilt die Erfüllung der 
Kompensationsverpflichtung als gewährleistet, wenn vertraglich ein geeigneter Maßnah-
menträger einbezogen wird (§§ 4 Abs. 9, 4a Abs. 4 LG NRW). 

Als Maßnahmenträger kommen beispielsweise Garten- und Landschaftsbaubetriebe, 
Biologische Stationen, Landschaftspflege- und Naturschutzverbände, aber auch Stiftun-
gen und Vereine in Betracht. Durch die Einschaltung von Maßnahmenträgern sind weitere 
Ausgestaltungsvarianten bei der Sicherung und Durchführung von Kompensationsmaß-
nahmen denkbar. Zum einen könnte der Maßnahmenträger das Eigentum an den Flächen 
innehaben oder erwerben und dann die Maßnahmen durchführen oder durchführen lassen. 
Zum anderen könnten die Flächen im Eigentum des Eingriffsverursachers oder eines Drit-
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ten stehen und der Maßnahmenträger übernimmt die Durchführung der Maßnahme selbst, 
oder bindet hierfür einen Dritten (z. B. Landwirt) ein. Vertraglich abzusichern ist in die-
sem Fall zusätzlich das Verhältnis zwischen Maßnahmenträger und Eingriffsverursacher 
und Eigentümer bzw. Landwirt. Bei privaten Maßnahmenträgern ist die Rechtsformen-
wahl im Hinblick auf steuerrechtliche und insolvenzrechtliche Aspekte von Bedeutung. In 
Nordrhein-Westfalen wurde beispielsweise die Stiftung Rheinische Kulturlandschaft als 
geeigneter Maßnahmenträger anerkannt. 

5.4  Innovative Ansätze für Kompensationsmaßnahmen
Innovative Ansätze hinsichtlich der Gestaltung von Kompensationsmaßnahmen auf land-
wirtschaftlichen Flächen finden sich landesrechtlich nur in Nordrhein-Westfalen. Nach 
§ 4a Abs. 6 LG NRW sind Kompensationsmaßnahmen vorrangig Maßnahmen, die keine 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme bewirken oder auf eine ökologische Verbesserung 
bestehender landwirtschaftlicher Bodennutzungen und vorhandener landwirtschaftlicher 
Strukturen gerichtet sind. Pflegemaßnahmen und Maßnahmen einer naturverträglichen 
Bodennutzung kommen als Kompensationsmaßnahmen bei Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts in Betracht, wenn sie der dauerhaften Verbesserung des Biotop- und Arten-
schutzes dienen (§ 4a Abs. 4 LG NRW). Eine ähnliche Regelung findet sich nun in § 15 
Abs. 3 BNatSchG 2010: Land- und forstwirtschaftliche Flächen sollen möglichst nicht für 
Kompensationszwecke der Nutzung entzogen werden. Auf agrarstrukturelle Belange ist 
Rücksicht zu nehmen, insbesondere sind die für die landwirtschaftliche Nutzung beson-
ders geeigneten Böden nur im notwendigen Umfang in Anspruch zu nehmen. Ist eine 
Inanspruchnahme erforderlich, sollen vorrangig Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen 
eingesetzt werden, die der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Land-
schaftsbildes dienen, um die Flächen für die Nutzung zu erhalten.

6  Schlussfolgerungen

Sowohl die Ergebnisse der Naturschutzexpertenbefragung als auch die Untersuchung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen machen deutlich, dass die grundlegenden Hemmnisse 
einer Umsetzung produktionsintegrierter Kompensationsmaßnahmen nicht vorrangig 
in den vorhandenen rechtlichen Rahmenbedingungen zu finden sind. Eine Umsetzung 
von (wechselnden) Blühstreifen als Kompensationsmaßnahmen ist aus rechtlicher Sicht 
grundsätzlich möglich. Die Anforderungen der naturschutzrechtlichen und der planungs-
rechtlichen E+A-Regelung an Kompensationsmaßnahmen werden durch (wechselnde) 
Blühstreifen auf intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen erfüllt, da sie den erfor-
derlichen räumlichen, funktionalen und zeitlichen Zusammenhang zwischen Eingriffs-
maßnahme und Kompensationsmaßnahme wahren können und intensiv genutzte landwirt-
schaftliche Flächen in aller Regel aufwertungsbedürftig und aufwertungsfähig sind. Die 
dauerhafte Sicherung der Kompensationsflächen und -maßnahmen wird durch verschie-
dene rechtliche Instrumente ausreichend ermöglicht, wobei zumeist eine Kombination 
von schuldrechtlichen und dinglichen Instrumenten sinnvoll ist (6). Die Aufnahme von 
konkreten Sicherungsmitteln in das BNatSchG oder in die Naturschutzgesetze der Länder, 
wie im LG NRW, könnte jedoch noch mehr Klarheit bringen.

Die Hauptprobleme, die einer verstärkten Umsetzung produktionsintegrierter Kom-
pensationsmaßnahmen zur Entschärfung von Flächennutzungskonflikten in intensiv 
genutzten Agrarregionen entgegenstehen, liegen in den zu geringen Kapazitäten der für 
Verwaltung und Kontrolle zuständigen Unteren Naturschutz- bzw. Landschaftsbehörden. 
Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen ziehen einen höheren Verwaltungs- 
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und Kontrollaufwand nach sich als Maßnahmen, die keiner dauerhaften Pflege bedürfen, 
wie z. B. Sukzessionsflächen. Die Forderung einer Aufstockung finanzieller und perso-
neller Kapazitäten wäre vor dem Hintergrund knapper Haushaltskassen unrealistisch. Die 
Einführung eines flächendeckenden, behördenübergreifenden Kompensationskatasters ist 
eine Lösung, die Verwaltung und Kontrolle von Kompensationsmaßnahmen insgesamt 
erleichtern würde (2; 16). Sinnvoll ist außerdem die Übertragung der Verwaltungs- und 
Kontrollaufgaben, aber auch des Zugriffrechts auf die Fläche, an Träger, wie z. B. Stif-
tungen, Landschaftspflegeverbände oder Biologische Stationen. Erfolgreiches Beispiel für 
eine solche Trägerschaft ist in Nordrhein-Westfalen die Stiftung Rheinische Kulturland-
schaft. 

Das Problem der zu geringen Akzeptanz solcher Maßnahmen durch die Landwirte 
könnte durch Beratungsangebote und eine frühzeitige Beteiligung der Landwirte an der 
Entwicklung der Maßnahmen verringert werden. Im Rahmen der Naturschutzexperten-
befragung wurden aber auch Hemmnisse innerhalb der Verwaltungsbehörden deutlich: 
mangelnde Qualifizierung, Unsicherheiten bezüglich der Umsetzbarkeit und eine geringe 
Akzeptanz produktionsintegrierter Kompensationsmaßnahmen. Das Problem der man-
gelnden Qualifizierung innerhalb der Verwaltungsbehörden kann durch Qualifizierungs-
maßnahmen behoben werden, durch die Übertragung an kompetente Träger würde sich 
dieses Problem jedoch automatisch erübrigen.

Die geringe Wertschätzung von Biotopen auf dem Acker spiegelt sich in den auf Lan-
desebene vorhandenen Bewertungsverfahren zur E+A-Regelung wider. Vor dem Hinter-
grund des fortschreitenden Rückgangs von Offenlandarten und zunehmender Flächennut-
zungskonkurrenz muss aber – zumindest in intensiv genutzten Agrarlandschaften – ein 
Umdenken stattfinden. Innovative Ansätze hinsichtlich der Gestaltung von Kompensati-
onsmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen finden sich im Landesrecht bisher einzig 
in § 4a LG NRW. Die Regelungen des BNatSchG 2010, das am 1. März 2010 in Kraft 
treten wird, sind jedoch zu begrüßen: Sie geben neuen, Flächen schonenden Kompensati-
onsmaßnahmen den Vorrang gegenüber Maßnahmen, bei denen wertvolle landwirtschaft-
liche Fläche verloren geht. Es wäre aus naturschutzfachlicher Sicht zu begrüßen, wenn 
diese Vorgaben Einzug in die behördliche Umsetzung finden würden. 

Zusammenfassung
Intensiv genutzte Agrarregionen und Ballungsräume sind durch eine starke Konkurrenz verschie-
dener Flächennutzungen – Bauvorhaben, Landwirtschaft, Naturschutz – geprägt. Die überwiegende 
Form der Umsetzung der Eingriffs- und Ausgleichsregelung (E+A-Regelung) verschärft diese Kon-
kurrenz, da Kompensationsmaßnahmen wertvolle Böden der landwirtschaftlichen Nutzung entzie-
hen können. 

Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen, bei denen die landwirtschaftliche Bewirt-
schaftung unter Naturschutzgesichtspunkten weiterhin stattfindet, sind eine Lösung für dieses Pro-
blem; sie werden jedoch kaum umgesetzt. In intensiv genutzten Agrarregionen der Bundesländer 
Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen wurden im Winter 2006/2007 14 Natur-
schutzexperten in qualitativen Interviews nach Umsetzungs- und Akzeptanzproblemen in der Praxis 
befragt. Zusätzlich wurden die relevanten rechtlichen Rahmenbedingungen dieser Bundesländer auf 
Möglichkeiten und Hemmnisse analysiert. Der Fokus dieser Untersuchungen lag auf der Umsetzung 
von wechselnden Blühstreifen. 

Die Untersuchungsergebnisse machen deutlich, dass die Anlage von wechselnden Blühstreifen 
als Kompensationsmaßnahmen grundsätzlich rechtlich zulässig ist. Die Hauptprobleme liegen in 
den zu geringen Kapazitäten der zuständigen Unteren Naturschutz- bzw. Landschaftsbehörden und 
in der Qualifizierung der für Verwaltung und Kontrolle zuständigen Personen. Die Übertragung der 
Verwaltung und Kontrolle an kompetente Träger, wie Stiftungen, Landschaftspflegeverbände oder 
Biologische Stationen, würde diese Probleme lösen.
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Summary
Flowering strips as compensation measures on arable land – nature conservation valuation 

and legal interpretation using the example of intensively used agricultural areas in three German 
federal states

Intensively used agricultural and high-density areas are characterised by strong competition between 
different types of land use – e.g. building development, agriculture and nature conservation. The 
most common form of implementation of the German impact regulation (Eingriffs- und Ausgleichs-
regelung) intensifies this competition, because compensation measures withdraw valuable land from 
agricultural production. Production-integrated compensation measures solve this problem, because 
they allow agricultural cultivation under certain nature conservation conditions. However, they are 
seldom used. 

In winter 2006/2007 fourteen nature conservation experts in intensively used agricultural areas 
of the German federal states Saxony-Anhalt, North Rhine-Westphalia and Lower Saxony were asked 
in in-depth interviews about implementation and acceptance constraints. Additionally, the relevant 
regulatory framework of these three federal states was analysed in terms of potential for, and obsta-
cles to, the wider implementation of production-integrated compensation measures. These studies 
focused on a rotational use of certain strips of land as flowering strips.

The research results show that the implementation of flowering strips on a rotational basis as 
compensation measures is basically legally permissible. The main problems are the insufficient ca-
pacities of the lower nature conservation authorities and the training of the persons in charge of 
administration and control within these agencies. One solution is to delegate the administration and 
control tasks to competent supporting organisations, e.g. foundations or Landscape associations.

Résumé
Utilisation de bandes fleuries comme mesures de compensation dans les champs – estimation 

et évaluation juridique sous l’angle de la protection de la nature à travers l’exemple des régions 
agricoles à utilisation intensive dans trois Länder allemands

Les régions agricoles et les agglomérations utilisées de manière intensive se caractérisent par une 
forte concurrence entre différents modes d’aménagement du territoire - projets de construction, agri-
culture, protection de la nature. La forme la plus courante de mise en œuvre de régimes d’intervention 
et de compensation (E+A-Regelung en allemand) renforcent cette concurrence, étant donné que les 
mesures de compensation peuvent priver l’exploitation agricole de sols précieux. Les mesures de 
compensation intégrées dans la production sont aptes à résoudre ce problème puisqu’elles permettent 
une exploitation agricole tout en respectant les aspects de la protection de la nature. Elles ne sont 
pourtant guère mises en œuvre.

Dans les régions agricoles utilisées de manière intensive des Länder de Saxe-Anhalt, de Rhénanie 
du Nord-Westphalie et de Basse-Saxe, 14 spécialistes de la protection de la nature ont été consultés 
à l’hiver 2006/2007 lors d’interviews qualitatives sur les problèmes de mise en œuvre et d’adhésion 
dans la pratique. Par ailleurs, le cadre juridique respectif de ces Länder a été analysé quant aux 
possibilités et obstacles existants. La mise en œuvre d’une alternance de bandes fleuries était au 
centre de ces études. 

Les résultats de l’enquête montrent que l’aménagement de bandes fleuries renouvelées en tant 
que mesure de compensation est en principe conforme à la loi. Les problèmes essentiels résident 
dans les capacités insuffisantes des autorités inférieures de protection de la nature ou du paysage 
compétentes et dans la qualification des personnes chargées de l’administration et du contrôle. Le 
transfert de l’administration et du contrôle à des organismes responsables compétents comme par 
exemple des fondations, des associations de conservation du paysage ou des stations biologiques 
résoudrait ces problèmes.
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Entwicklungen und Bestimmungsgründe der  
Landpachtpreise in Deutschland

Von Hendrik Habermann und Charlotte Ernst, Kiel

1  Einleitung

Das Verständnis der Bestimmungsgründe landwirtschaftlicher Pachtpreise ist, beginnend 
mit den Arbeiten von Johann Heinrich von Thünen (39), schon lange Forschungsgegen-
stand der Agrarökonomie. Aufgrund eines durchschnittlichen Pachtanteils der deutschen 
landwirtschaftlichen Betriebe von inzwischen mehr als 50 % in den alten Bundesländern 
(ABL) und rund 80 % in den neuen Bundesländern (NBL) hat die Pachtpreishöhe einen 
maßgeblichen Einfluss auf das verfügbare Einkommen der aktiven Landwirte. Laut Agrar-
strukturerhebung (ASE) 2007 betragen die durchschnittlichen jährlichen Pachtzahlungen 
pro Pachtbetrieb in Deutschland 7 557  €. Insbesondere bei den sogenannten Zukunfts-
betrieben mit meist höherer Flächenausstattung und höherem Pachtflächenanteil steigt 
dieser Betrag deutlich an. So zahlen die Pachtbetriebe mit einer Betriebsgröße von über 
100  ha landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) jährlich durchschnittlich 33 743  € für 
Pachtflächen (35). Für viele Betriebe ist die Pachtung zusätzlicher Flächen eine wich-
tige, oftmals einzige Möglichkeit, Wachstum und somit Skalenerträge zu realisieren. Der 
Konkurrenzkampf auf dem Pachtmarkt ist daher groß. Deshalb sind die Pachtmärkte für 
landwirtschaftlich genutzte Flächen auch heute noch ein interessantes und vor allem rele-
vantes Forschungsgebiet, dem viel Beachtung geschenkt wird. 

Ziel dieses Beitrages ist es dem Leser einen Überblick zum Stand und zur Entwick-
lung der Pachtflächenanteile und der Pachtpreise in Deutschland zu geben. Dafür wer-
den die Entwicklung des Pachtflächenanteils im Verlauf des letzten Jahrhunderts und die 
deutschlandweite Entwicklung der Pachtpreise seit 1975 beschrieben und deskriptiv illus-
triert. Hierbei wird außerdem explizit auf die regionalen Unterschiede der Pachtpreise für 
Acker- und Grünland eingegangen. Bisher sind zu diesem Bereich, abgesehen von den 
gesetzlich vorgegebenen Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes, sehr wenige 
Studien vorhanden (19). Im zweiten Teil des Beitrages werden darauf folgend mögliche 
Einflussfaktoren von landwirtschaftlichen Pachtpreisen auf Ebene der Landkreise näher 
analysiert. Dies erfolgt auf Basis aktueller und deutschlandweit vergleichbarer Daten und 
unter Berücksichtigung von möglichen räumlichen Abhängigkeiten, welche in empiri-
schen Untersuchungen zu Pachtpreisen bisher erst wenig betrachtet worden sind (vgl. 
12; 13; 27). Ein besonderes Augenmerk wird hierbei darauf gelegt, inwiefern sich Pacht-
preise nachbarschaftlicher Landkreise gegenseitig beeinflussen (5). Für beide Teile des 
Beitrages werden mehrere Erhebungsjahrgänge der ASE als wesentliche Datengrundlage 
verwendet. 

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Die Datengrundlage wird im nachfolgenden Kapitel 
vorgestellt. In Kapitel 3 werden die Pachtpreise für Acker- und Grünland auf regionaler 
Ebene genauer untersucht. Kapitel 4 widmet sich den pachtpreisbestimmenden Faktoren. 
Anschließend werden die gewonnen Ergebnisse vor dem Hintergrund der bestehenden 
Literatur diskutiert und entsprechende Schlussfolgerungen gezogen.



58 Hendrik Habermann und Charlotte Ernst

2  Die Datengrundlage

Als Grundlage für die Untersuchungen in diesem Beitrag werden die Daten der Agrar-
strukturerhebung bzw. Landwirtschaftszählung genutzt, welche durch die Forschungsda-
tenzentren der Statistischen Landesämter bereitgestellt werden (15). Die ASE ist eine 
dezentrale Bundesstatistik, die seit 1975 alle zwei Jahre erhoben wird. Bei der verwen-
deten Landwirtschaftszählung von 1999 sowie der Agrarstrukturerhebung aus dem Jahr 
2007 handelt es sich um Totalerhebungen, d. h. alle Betriebe Deutschlands oberhalb der 
Erfassungsgrenzen wurden befragt.1) Dazu zählen Betriebe mit einer landwirtschaftlich 
genutzten Fläche von mindestens zwei Hektar (vor 1999: mindestens einem Hektar) oder 
festgelegten Mindestgrößen an Tierbeständen bzw. Sonderkulturen. In der ASE werden 
bestimmte Merkmalskomplexe allerdings nur repräsentativ bei rund 25 % aller Betriebe 
erhoben (in 2007 etwa 100 000 Betriebe). Die Auswahl dieser sogenannten Stichprobenbe-
triebe erfolgt gemäß einer Schichtung nach Größe und Produktionsrichtung. Bei flächen-
starken Betrieben (>200 ha LF, >25 ha Zuckerrüben oder Kartoffeln) oder Betrieben mit 
umfangreicher Tierhaltung (>150 Milchkühe oder Zuchtsauen) wird eine Totalerhebung 
durchgeführt. Das erklärt auch, dass rund 55 % der Fläche durch diese 100 000 Betriebe 
bewirtschaftet werden. 

In der ASE ist der Betrieb die Erhebungseinheit; dabei gilt das „Betriebssitzprinzip“. 
Dies bedeutet, dass die Merkmale des landwirtschaftlichen Betriebes vollständig seinem 
Betriebssitz zugeordnet werden. Betriebssitz ist die Gemeinde, in der sich die wichtigsten 
Wirtschaftsgebäude des Betriebes befinden. Die Daten werden mithilfe postalischer oder 
persönlicher Befragung durch Erhebungsbeauftragte erhoben, wobei die Betriebsinhaber 
aufgrund des gesetzlichen Rahmens zur Auskunft verpflichtet sind. Alle Merkmale wer-
den zu einem einheitlichen Erhebungstermin im Mai des entsprechenden Erhebungsjahres 
erfasst. Der Merkmalskatalog umfasst die folgenden Themengebiete: Rechtsform, selbst-
bewirtschaftete Gesamtfläche, ökologischer Landbau, Anbau auf Ackerland, Flächenstill-
legung, Zwischenfruchtanbau, Viehbestände, Gewinnermittlung, Umsatzbesteuerung, 
Arbeitskräfte und außerbetriebliche Einkommensquellen. Die 100 000 Stichprobenbe-
triebe werden darüber hinaus zu ihren Eigentums- und Pachtverhältnissen, Pachtflächen 
und -entgelten, Wirtschaftsdüngern, Einkommenskombinationen und Umweltmerkmalen 
befragt. 

Zur Genauigkeit der Erhebung werden stichprobenbedingte Fehler und nicht stichpro-
bendbedingte Fehler unterschieden. Für erstere findet eine Berechnung des einfachen rela-
tiven Standardfehlers als Maß für die Größe des Zufallsfehlers statt. Durch das geschich-
tete Auswahlverfahren (26 Schichten) resultieren beispielsweise für die Merkmale „Land-
wirtschaftliche Betriebe“ und „Landwirtschaftlich genutzte Fläche“ Standardfehler von 
lediglich 0,38 bzw. 0,23 (vgl. 35, Jahrgang 2007, S. 15). Bei den nicht stichprobenbeding-
ten Fehlern wird eine rechnerische Bereinigung der Antwortausfälle und eine Korrektur 
von falschen Angaben durch Plausibilitätskontrollen bzw. Rückfragen der Statistischen 
Landesämter in den Betrieben vorgenommen. 

Die im Weiteren analysierten Merkmale wurden auf Basis der Totalerhebung auf 
Bundesland- und Landkreisebene aggregiert. Für die Berechnung der durchschnittli-
chen Pachtpreise wurde auf die Stichprobenbetriebe zurückgegriffen. Für die Analyse in 
Kapitel  4 konnten beispielsweise 77 595 einzelbetriebliche Pachtpreisangaben der ASE 
2007 zur Berechnung genutzt werden. Für jeden der 386 Landkreise standen somit im 
Schnitt mehr als 200 Einzelbeobachtungen zur Verfügung.2) Es kann daher davon aus-
gegangen werden, dass die genutzten Einzelbeobachtungen eine recht genaue Berech-
nung des tatsächlichen durchschnittlichen Pachtpreises im Landkreis erlauben. Ein Vorteil 
der verwendeten Pachtpreisdaten aus der ASE ist weiterhin, dass nur Fremdpachtungen 
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berücksichtigt werden. Bestehende Analysen, die auf der Auswertung landwirtschaftlicher 
Buchführungsabschlüsse beruhen, können im Regelfall nicht zwischen Pachtungen inner-
halb der Verwandtschaft und sonstigen Pachtungen unterscheiden. Diese Möglichkeit der 
Verzerrung ist hier somit ausgeschlossen. 

Im Folgenden werden die durchschnittlichen Pachtpreise und Pachtflächenanteile 
zunächst deskriptiv beschrieben.

3  Pachtflächenanteile und Landpachtpreise

3.1  Entwicklung der Pachtflächenanteile und Pachtpreise in Deutschland
Die Pachtung landwirtschaftlicher Flächen hat in Deutschland eine weit zurückreichende 
Tradition. Monetäre Pachtzahlungen sind laut Anton (3) seit dem 13. Jahrhundert nach-
weisbar. Nach Rabe (30) nahm das Pachtland 1882 vom landwirtschaftlich genutzten 
Gesamtareal im Deutschen Reich 14,7 % ein. In ihrer Abhandlung über landwirtschaftli-
che Pachtrechtverhältnisse beziffern von Dietze und Krause (38) den Pachtflächenanteil 
an der gesamten Fläche der landwirtschaftlichen Betriebe (Betriebe mit einer Gesamtflä-
che über 5 Ar) mit 12,6 % im Jahr 1907 und 12,4 % in 1925. In dieser Zeit ist also von 
einem recht konstanten Pachtflächenanteil auszugehen. 

Abbildung  1 zeigt, wie sich der Anteil von Pachtflächen an der LF in Deutschland 
in der Nachkriegszeit entwickelt hat. Lag dieser im Jahr 1949 noch bei rund 12 %, so 
steigerte er sich im früheren Bundesgebiet bis zur Wiedervereinigung auf etwa 38  %. 
Damit ergibt sich ein jährliches Wachstum des Pachtflächenanteils von rund 5,3 %. Hohe 
Steigerungsraten von mehr als 10 % wurden Mitte der 1960er-Jahre erreicht, was mögli-
cherweise auf die zunehmende Mechanisierung in der Landwirtschaft und gute alternative 
Erwerbsmöglichkeiten außerhalb der Landwirtschaft in der Zeit des Wirtschaftswunders 
zurückgeführt werden kann.3) Nach der Wiedervereinigung setzte sich der stete Anstieg 
des Pachtflächenanteils bis auf rund 53  % in 2007 fort. Der Pachtflächenanteil in den 

Abb. 1. Entwicklung des Pachtflächenanteils in Deutschland seit 1949
Quelle: (8; 9)
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neuen Bundesländern erhöhte sich von 1991 bis 1997 auf über 91 %, sinkt jedoch seither 
durch eine fortschreitende Privatisierung der ehemals volkseigenen Flächen verhältnis-
mäßig stark und kontinuierlich ab. Er liegt heute bei etwa 78 %, wodurch sich ein Bun-
desdurchschnitt für den Anteil landwirtschaftlicher Pachtfläche von etwa 62  % der LF 
ergibt. Durch die Flächenprivatisierung in den neuen Bundesländern zeigt sich auch der 
Pachtflächenanteil auf Bundesebene seit 2003 leicht rückläufig, obwohl die Entwicklung 
im früheren Bundesgebiet ungebrochen steigend ist. 

Betrachtet man die Entwicklung der Pachtpreise, so ergibt sich auch hier ein geteiltes 
Bild für die ABL und die NBL. Abbildung 2 illustriert die Entwicklung der durchschnittli-
chen Pachtpreise je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche seit 1975 (ABL) bzw. 1991 
(NBL). Hierbei ist darauf zu achten, dass Pachtungen von Eltern, Geschwistern oder sons-
tigen Verwandten nicht für die Berechnung des Pachtpreises, wohl aber des Pachtanteils, 
berücksichtigt werden. Die Pachtpreise für solche Verwandtschaftspachtungen werden 

Abb. 2. Entwicklung der Pachtpreise für LF im früheren Bundesgebiet und den neuen Bundes-
ländern 
Quelle: (9; 35)
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durch die ASE nicht erhoben. Laut ASE (2007) sind etwa 4,3  % der LF (722 000 von  
16,9 Mio. ha) von Eltern, Ehegatten oder sonstigen Verwandten gepachtet. 

Im früheren Bundesgebiet hat sich der Pachtpreis seit 1975 von 125  €/ha auf 234 
€/ha nominal knapp verdoppelt. Seit 2001 sinkt er allerdings leicht ab. Hier wird eine 
Auswertung der kommenden Agrarstrukturerhebung des Jahres 2010 zeigen, inwiefern 
sich dieser leicht negative Trend nach den sehr hohen Agrarrohstoffpreisen in 2007 und 
2008 möglicherweise umgekehrt hat. In den neuen Bundesländern ist der Pachtpreis seit 
1991 von 67 €/ha bis in 2007 auf 122 €/ha angestiegen. Es hat somit ebenfalls nahezu eine 
Verdoppelung stattgefunden, wenn auch auf deutlich niedrigerem Niveau. 

In den unteren 4 Grafiken aus Abbildung  2 wird die Pachtpreisentwicklung in den 
Kontext landwirtschaftlicher Erzeugerpreise bzw. Betriebsmittelpreise gestellt. Die Aus-
gangsjahre 1975 (West) bzw. 1991 (Ost) sind dabei auf 100 gesetzt worden. Eine Deflation 
beider Zeitreihen mit dem Erzeugerpreisindex (EPI) würde auch hier die Schlussfolge-
rung stärkerer Preisanstiege für Pachtland zulassen. Allerdings würde dabei der technische 
Fortschritt, welcher in den betrachteten Jahren zu erheblichen Ertragszuwächsen geführt 
hat, unberücksichtigt bleiben. Eine Deflation mit dem Betriebsmittelpreisindex (BPI) 
ergibt für das frühere Bundesgebiet moderate reale Pachtpreissteigerungen bis 1999, die 
durch das Absinken des Pachtpreises in den letzten Jahren nahezu ausgeglichen wurden. 
Im Verhältnis zu den übrigen Betriebsmitteln haben sich die Pachtzahlungen also in etwa 
gleich entwickelt. Für die neuen Bundesländer trifft dieser Sachverhalt nicht zu. Hier hat 
gemäß Betriebsmittelpreisindex real eine Steigerung um mehr als 50  % stattgefunden. 
An diesen Ausführungen wird deutlich, dass die jeweilige Referenz einen hohen Einfluss 
auf die Möglichkeiten der Interpretation der Pachtpreisentwicklung hat. Die verwendete 
Referenz sollte somit im Zusammenhang mit der jeweiligen Fragestellung in bestehenden 
Analysen kritisch betrachtet werden. 

3.2  Regionale Pachtpreise in Deutschland
Nach der Darstellung der Entwicklung des Pachtflächenanteils und der Pachtpreise für 
LF für Deutschland insgesamt sollen im Folgenden die regionalen Unterschiede im Fokus 
stehen. 

Betrachtet man die Entwicklung für die einzelnen Bundesländer (die neuen Bundes-
länder seit der Wiedervereinigung, siehe Tab. 1), so fällt auf, dass sich auch in allen ein-
zelnen Bundesländern der Anteil gepachteter landwirtschaftlicher Fläche seit mehr als 30 
Jahren stetig erhöht hat. Dabei weisen einzelne Bundesländer wie Bayern oder Schleswig-
Holstein im Vergleich eher geringere Pachtflächenanteile auf, während sie in Hessen oder 
Rheinland-Pfalz in 2007 bei bereits deutlich über 60 % liegen. Insbesondere Rheinland-
Pfalz wies auch 1975 einen für damalige Verhältnisse schon recht hohen Pachtflächen-
anteil von 43 % auf. Die neuen Bundesländer rangieren zwischen 71 % (Mecklenburg-
Vorpommern) und 86 % (Thüringen).

Ein Vergleich der Pachtpreise auf Ebene der Bundesländer verdeutlicht einmal mehr 
die Unterschiede zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bundesländern. So 
zahlen nordrhein-westfälische Landwirte 2007 mit durchschnittlich 312 €/ha die höchste 
Pacht. In Niedersachsen kosten gepachtete Flächen 279 €/ha. Damit sind diese teurer als 
Pachtflächen in Schleswig-Holstein, wo im Durchschnitt 261 € je Hektar gezahlt werden. 
In Bayern (235 €/ha) und Baden-Württemberg (189 €/ha) ist das Pachtpreisniveau etwas 
niedriger. Deutlich niedrigere Pachtpreise werden in Hessen und im Saarland gezahlt.

In den neuen Bundesländern liegen die Pachtpreise im Durchschnitt auf einem wesent-
lich niedrigeren Niveau. Lediglich die Bördeböden Sachsen-Anhalts reichen mit 172 €/ha 
an die Pachtpreise im Westen heran. Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen 
liegen in etwa auf gleichem Niveau bei rund 120 €/ha. In Brandenburg werden 80 €/ha 
gezahlt.
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Tabelle 1. Pachtpreise und Pachtflächenanteile für die einzelnen Bundesländer

1975 1991 2007
Preis
€/ha

Anteil Preis
€/ha

Anteil Preis
€/ha

Anteil

Schleswig-Holstein 148 0,29 251 0,41 261 0,50
Niedersachsen 129 0,34 248 0,48 279 0,52
Nordrhein-Westfalen 146 0,34 255 0,45 312 0,55
Hessen 94 0,33 139 0,48 140 0,64
Rheinland-Pfalz 128 0,43 177 0,56 192 0,66
Baden-Württemberg 105 0,32 166 0,45 189 0,61
Bayern 121 0,17 230 0,31 235 0,45
Saarland   56 0,44   84 0,60   85 0,68
Durchschnitt West 125 0,29 217 0,42 234 0,53
Brandenburg - - - -   80 0,79
Mecklenburg-Vorpom. - - - - 125 0,71
Sachsen - - - - 116 0,80
Sachsen-Anhalt - - - - 172 0,81
Thüringen - - - - 120 0,86
Durchschnitt Ost - -   67 0,78 122 0,79
Deutschland 141 0,53 183 0,62

Quelle: (35)

Eine vergleichbare Rangfolge ergibt sich bei Untersuchung der Pachtzahlungen für Acker-
land (vgl. 35). Während in Nordrhein-Westfalen 366 €/ha und in Niedersachsen 322 €/ha 
gezahlt werden, bleibt Schleswig-Holstein mit 293 €/ha unter der 300-€-Marke je Hektar. 
In Sachsen-Anhalt werden mit 194 €/ha zwar die höchsten Preise in den NBL gezahlt, im 
Vergleich zu dem höchsten westdeutschen Pachtpreis in Nordrhein-Westfalen ist dieser 
jedoch nahezu 50  % niedriger. In Hessen und Rheinland-Pfalz werden wiederum ver-
gleichbar günstigere 173 bzw. 187 €/ha gezahlt. Die im Durchschnitt niedrigsten Pacht-
preise für Ackerland mit 86 €/ha finden sich in Brandenburg. 

Grünland ist grundsätzlich günstiger zu pachten; im Bundesdurchschnitt sind für einen 
Hektar 123  € zu zahlen. Vergleichbar zum Ackerland in leicht geänderter Reihenfolge 
sind auch die Grünlandflächen am teuersten in Schleswig-Holstein, gefolgt von Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen. Hier werden bis über 200 bzw. rund 180 €/ha gezahlt. 
Thüringen und Brandenburg weisen mit rund 60  €/ha sehr niedrige Grünlandpacht-
preise auf, wobei wiederum auch Hessen und Rheinland-Pfalz Werte mit deutlich unter  
100 €/ha aufweisen. 

Im Folgenden soll die regionale Verteilung der Pachtpreise anhand grafischer Darstel-
lungen weiter veranschaulicht werden. Abbildung 3 zeigt die Pachtpreise für Ackerland 
in Deutschland ebenfalls berechnet auf Grundlage der ASE 2007. Hierbei wird auf Ebene 
der Landkreise aggregiert. Insgesamt liegen für die rund 440 Land- und Stadtkreise in 
Deutschland 44 367 einzelbetriebliche Pachtbeobachtungen zur Höhe der Ackerpacht vor. 
Pachtungen innerhalb der Verwandtschaft sind auch hier nicht berücksichtigt. Die Spanne 
von Pachtpreisen für Ackerland zwischen den Landkreisen Deutschlands beträgt über 
500  €/ha. Besonders hohe Pachtpreise werden im Nordwesten und Südosten Deutsch-
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Abb. 3. Pachtpreise für Ackerland 2007 in Euro je Hektar 
Quelle: eigene Berechnungen basierend auf (15) 
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Abb. 4. Differenz der Pachtpreise für Ackerland 2007 zu 1999 (linke Grafik) sowie Differenz der 
Neupachtungen zu den durchschnittlichen Pachtpreisen für Ackerland (rechte Grafik)
Quelle: eigene Berechnungen basierend auf (15) 
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lands gezahlt. So zum Beispiel in den Landkreisen Viersen (650 €/ha), Bottrop (Stadt-
kreis, 545 €/ha), Cloppenburg (533 €/ha) oder Borken (523 €/ha) in den Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen und im westlichen Niedersachsen.

In den Mittelgebirgsregionen und den NBL bewegen sich die Pachten für Ackerland 
hingegen auf verhältnismäßig niedrigem Niveau. So werden im südlichen Brandenburg 
im Kreis Spree-Neiße 51 €/ha, in Oberspreewald-Lausitz 59 €/ha sowie im Kreis Elbe-
Elster 63  €/ha gezahlt. In südöstlicher Richtung Deutschlands steigen die Pachtpreise 
wiederum deutlich an. So zum Beispiel in den Kreisen Passau (469 €/ha) und Deggendorf  
(457 €/ha). In den neuen Bundesländern liegt der durchschnittliche Ackerpachtpreis mit 
134 €/ha immer noch bei nur der Hälfte des Preises, der im früheren Bundesgebiet gezahlt 
wird (271 €/ha).

Weiterhin werden die Pachtpreise für Ackerland aus 2007 mit denen der Erhebung aus 
1999 verglichen (Abb. 4). Auffällig ist, dass sich in 90 % aller Landkreise die Pachtpreise 
für Ackerland seit 1999 erhöht haben. Für rund 70  % der Kreise liegt die Preissteige-
rung bei mehr als 10 %. Besonders hohe Pachtpreisanstiege weisen die Kreise Müritz, 
Nordvorpommern, Uecker-Randow in Mecklenburg-Vorpommern sowie Elbe-Elster und 
Spree-Neiße in Brandenburg auf. Die Preisanstiege bewegen sich hier zwischen 40  % 
und 50  %. Dabei war das Ausgangsniveau allerdings mit unter 100  €/ha sehr gering. 
In den neuen Bundesländern war die durchschnittliche Pachtpreisentwicklung mit einem 
relativen Anstieg von 26  % höher als im früheren Bundesgebiet (+16  %). Wegen des 
niedrigeren Ausgangsniveaus ist der absolute Pachtpreisanstieg jedoch in beiden Teilen 
Deutschlands ähnlich hoch. 

Ferner werden für Ackerland auch die Pachtverträge analysiert, die in den letzten zwei 
Jahren vor der ASE 2007 erstmals abgeschlossen wurden bzw. für die sich in dieser Zeit 
eine Pachtpreisänderung ergeben hat. Diese werden mit den oben beschriebenen Durch-
schnittswerten verglichen. Für Ackerland zeigt sich hier kein eindeutiges regionales Bild. 
Insgesamt liegt der Pachtpreis für solche Neupachtungen allerdings in rund 2/3 der Land-
kreise über dem jeweiligen Durchschnitt, der alle bestehenden Pachtverträge enthält. 

Für die berechneten durchschnittlichen Pachtpreise von Grünland ergibt sich ein dem 
Ackerland vergleichbares Bild (Abb.  5). Auch hier finden sich die höchsten Preise im 
Nordwesten und Südosten Deutschlands. Die Spanne von hohen zu niedrigen Pachten 
fällt dabei jedoch wesentlich geringer aus. Zwischen vergleichsweise hohen Pachtpreisen 
von deutlich über 300 €/ha in Kleve, Herford oder Viersen und eher niedrigen Preisen im 
Süden Brandenburgs (30 €/ha) ergibt sich ein Spanne von etwa 300 €/ha. 

Betrachtet man auch hier die Entwicklung seit 1999, so kann festgehalten werden, 
dass das Verhältnis von Landkreisen mit Preissteigerungen und solchen, in denen der 
Pachtpreis gesunken ist, deutlich ausgeglichener ausfällt. In rund 40 % der Landkreise 
ist der Pachtpreis für Grünland seit 1999 gesunken. Dabei ist der Unterschied zwischen 
dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bundesländern im Vergleich zum Ackerland 
deutlich größer. Im früheren Bundesgebiet ist der Pachtpreis für Grünland über alle Land-
kreise in etwa unverändert geblieben. Für die neuen Bundesländer ist er um rund 24 % 
angestiegen. Vergleicht man die beiden Karten in Abbildung 5 so fällt auf, dass auch hier 
der Preisanstieg vor allem dort stattgefunden hat, wo sich die Preise auf sehr niedrigem 
Niveau bewegen, insbesondere in den NBL und Mittelgebirgsregionen der ABL.

Zusammenfassend kann bis hierher festgehalten werden, dass die Pachtpreise sowohl 
für Ackerland als auch für Grünland mit Spannen von 500 €/ha bzw. 300 €/ha regional 
große Unterschiede zwischen den Landkreisen aufweisen. Der nun folgende zweite Teil 
des Beitrages untersucht, welche Faktoren diese Unterschiede erklären können.
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Abb. 5. Pachtpreise für Grünland in Euro je Hektar (linke Grafik) sowie die Differenz von 2007 zu 
1999 in % (rechte Grafik)
Quelle: eigene Berechnungen basierend auf (15) 
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4  Bestimmungsgründe für die Höhe landwirtschaftlicher Pachtpreise

In den folgenden Abschnitten erfolgt eine empirische Analyse der Bestimmungsgründe 
unterschiedlicher Pachtpreise aggregiert auf Ebene der Landkreise Deutschlands. Ver-
gleichbare Untersuchungen gibt es hierzu von Margarian (27) sowie Drescher und 
McNamara (13). Insbesondere die Analyse von Margarian (27) erzielt einige sehr inte-
ressante Ergebnisse. Sie vernachlässigt jedoch mögliche räumliche Abhängigkeiten und 
kontrolliert zudem nicht für Endogenität. Bei ähnlicher empirischer Vorgehensweise soll 
die hier präsentierte Analyse diesen Kritikpunkten Rechnung tragen. Die Analyse basiert 
auf der Agrarstrukturerhebung aus dem Jahr 2007.

4.1  Ökonomischer Hintergrund und Einordnung in die Literatur
Die Analyse pachtpreisbestimmender Faktoren beschäftigt Agrarökonomen seit länge-
rem. In Ricardos (31) Ansatz zur Bewertung des Bodens wird das fruchtbarste Land 
zuerst bewirtschaftet. Mit zunehmender Knappheit des Bodens werden auch Regionen mit 
schlechterer Bodenqualität in Bewirtschaftung genommen. Der Wert des Bodens hängt 
somit von den Produktionskosten (Stückkosten) ab; diese variieren mit der Bodenquali-
tät. Auch von Thünen (39) beschäftigt sich mit den Einflussgrößen der Bodenpreise. Er 
sieht den Landwirt als Gewinnmaximierer, dessen Produktion an den Ort seines Landes 
gebunden ist. Er unterstellt konstante Produktionskosten an jedem Ort und einen zentralen 
Markt, z. B. die nächstgelegene Stadt, zu dem das Produkt transportiert werden muss. Mit 
zunehmender Entfernung zum Markt nehmen die Lagerente und damit auch die Zahlungs-
bereitschaft für LF eines jeden einzelnen Landwirts ab. Die zentrale Determinante des 
Bodenwertes stellt die Entfernung zum Markt und damit die Kosten des Transportes dar. 
Der Einfluss der Transportkosten hat sich wegen des technischen Fortschritts und einer 
verbesserten Infrastruktur zwar stark reduziert. Eine gewisse Ballung von Produktions-
richtungen, wie z. B. dem Gemüsebau in stadtnahen Regionen, ist aber auch heute noch 
zu beobachten. 

Wie kann die Höhe der gezahlten Pachtpreise erklärt werden? Hierfür wird in Anleh-
nung an bestehende Analysen auf zwei Komponenten fokussiert (vgl. 4; 5; 12; 23). Dies 
ist zum einen die Zahlungsbereitschaft der Pächter, die abhängig von der Grundrente bzw. 
dem Gewinnbeitrag ist, der auf dem Pachtland erzielt werden kann. Zum anderen beein-
flusst auch die lokale Konkurrenzsituation, welchen Betrag mögliche Pächter tatsächlich 
zahlen müssen, um den Zuschlag zu bekommen. 

Um die durchschnittliche Zahlungsbereitschaft der Landwirte als erste Einflusskompo-
nente für die Höhe der Pachtpreise zu erfassen, werden verschiedene Kennzahlen verwen-
det, die die Rentabilität der landwirtschaftlichen Produktion widerspiegeln. Als Maßstab 
der Bodenqualität werden die durchschnittliche Ertragsmesszahl (EMZ) der LF und der 
durchschnittliche Winterweizenertrag eines Landkreises verwendet (vgl. 4; 12; 13). Zudem 
kontrolliert der Ackerlandanteil an der gepachteten Fläche die Qualitätsunterschiede zwi-
schen Acker- und Grünland. Die Produktionsintensität wird über den Anteil verschiedener 
Produktionsrichtungen an der LF eines Landkreises gemessen. Hierzu werden Frucht-
anteile mit tendenziell höheren Deckungsbeiträgen, wie der Zuckerrüben- und Kartof-
felanteil, als Indikatoren einer höheren Zahlungsbereitschaft verwendet (27). Außerdem 
werden die Anteile der durch Dauerkultur- und Gartenbaubetriebe bewirtschafteten Fläche 
an der gesamten LF eines Landkreises berücksichtigt.4) Als Maß der Produktionsintensität 
dienen zudem die Rindvieh- sowie Schweine- und Geflügeldichte in Großvieheinheiten 
(GV) je Hektar LF (13; 16). 
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Weiterhin wird überprüft, inwiefern die Intensität der Biogaserzeugung einen Einfluss auf 
regionale Pachtpreise aufweist (22). Unter der Annahme, dass für die Biogaserzeugung 
ein lukrativer Anbau von nachwachsenden Rohstoffen möglich ist, wird eine Steigerung 
der Pachtpreise einhergehend mit einer Erhöhung der Konzentration von Biogasanlagen 
in einem Landkreis erwartet. Als Maßgröße wird hierzu die regional installierte Biogas-
Leistung in kW je Hektar LF verwendet. 

Als weitere Einflussfaktoren werden die durchschnittliche Betriebsgröße in Hektar und 
die genutzten Arbeitskrafteinheiten je Hektar aufgenommen. Von der durchschnittlichen 
Betriebsgröße in einem Landkreis wird ein positiver Einfluss auf den Pachtpreis erwartet, 
da größere Betriebe Skalenerträge verwirklichen können und so in der Lage sind, höhere 
Pachten zu zahlen. Dabei können allerdings mögliche Wachstumsschwellen vorliegen, da 
Maschinen und Arbeitskräfte nur in diskreten Einheiten gesteigert werden können (vgl. 
27). Allerdings ist zu beachten, dass die durchschnittliche Betriebsgröße sich auch negativ 
auswirken kann, wenn die Betriebe so groß sind, dass sie möglicherweise Marktmacht 
haben und den Pachtpreis niedrig halten können. Als weiteres Maß für die Konkurrenz-
situation wird der Herfindahl-Index der Pachtflächen genutzt (vgl. 23). 

Zudem kann erwartet werden, dass der Pachtpreis mit steigendem Pachtflächenanteil 
sinkt. Dies impliziert eine steigende Zahlungsbereitschaft für Pachtland mit wachsendem 
Eigenlandanteil, die sich durch den Wachstumsdrang, der bei bestehendem technischem 
Fortschritt und preisunelastischer Nachfrage nach Agrarprodukten entsteht, erklären lässt 
(27). So könnten Landwirte in Regionen mit durchschnittlich hohem Eigenlandanteil bereit 
und in der Lage sein, einen Pachtpreis über ihrem Wertgrenzprodukt der zusätzlichen 
Fläche zu bezahlen, indem sie auf die Entlohnung eigener Faktoren teilweise verzichten. 
Mit steigendem Pachtanteil schwindet die Flexibilität in der Entlohnung des Bodens und 
damit die Bereitschaft, strategische Pachtpreise zu entrichten. 

Außerdem werden zusätzliche, teilweise nicht landwirtschaftliche Variablen, welche 
strukturelle und demografische Charakteristika der Region beschreiben, in die Analyse 
aufgenommen. Hierzu gehört beispielsweise die relative Veränderung der LF eines Land-
kreises über die Zeit als Proxy für die Veränderung der verfügbaren Pachtfläche sowie 
die relative Veränderung des Bevölkerungstandes und die Bevölkerungsdichte. Weiterhin 
werden das durchschnittliche Jahreseinkommen der Erwerbstätigen und die Arbeitslosen-
quote als Maß für den wirtschaftlichen Wohlstand einer Region und damit einhergehender 
möglicher Opportunitätskosten für aktive Landwirte berücksichtigt. 

Auch staatliche Zahlungen können sich auf den Pachtpreis auswirken (20; 23; 25; 29; 
32). Diese Zahlungen werden durch die Aufnahme der regionalen Flächenprämien für 
Ackerland, die im Rahmen der Luxemburger Beschlüsse 2003 eingeführt wurden, berück-
sichtigt. Der Ackerlandanteil korrigiert hier die Effekte unterschiedlicher regionaler Acker- 
und Grünlandanteile. In der Analyse wird nur der Teil der entkoppelten Direktzahlungen 
berücksichtigt, welcher regional einheitlich ausgezahlt wird. Die betriebsindividuellen 
Prämien (sogenannte Top Ups) sind hingegen sehr heterogen. Daten auf Landkreisebene 
für diese Werte stehen uns nicht zur Verfügung. Da die von der Produktion entkoppelten 
Direktzahlungen die Produktionsentscheidungen der Landwirte nicht beeinflussen sollten, 
kann eine nahezu vollständige Überwälzung auf den Verpächter und somit ein positiver 
Einfluss auf die Pachtpreishöhe erwartet werden (29; 32). Nach diesen Erläuterungen zum 
ökonomischen Zusammenhang werden im Folgenden wichtige methodische Anmerkun-
gen gemacht.
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4.2  Methodische Aspekte
In bestehenden Pachtpreisanalysen wird meist angenommen, dass die Pachtpreise im sta-
tistischen Sinne im Raum voneinander unabhängig sind. Die betrachteten Querschnittsda-
ten der durchschnittlichen Pachtpreise sind jedoch an den Ort der Pachtfläche gebunden, 
da der Produktionsfaktor Boden durch Immobilität gekennzeichnet ist. Laut Tobler’s (37) 
erstem Gesetz der Geografie, nach dem alles miteinander verbunden ist, sich näher lie-
gende Dinge jedoch stärker ähneln, sind räumliche Abhängigkeiten in den Pachtpreisen zu 
erwarten. Rein formal liegt räumliche Abhängigkeit immer dann vor, wenn die Kovarianz 
zweier Beobachtungen der erhobenen Zufallsvariable z an den Orten i und j ungleich Null 
ist (2):
	 Cov(zi,zj) = E(zizj) – E(zi) · E(zj) ≠ 0 für i ≠ j				    (1)
In den meisten ökonomischen Analysen wird eine positive Autokorrelation beobachtet, 
d. h. ein ähnliches Verhalten räumlich nahe gelegener Einheiten, das zur Clusterbildung 
von hohen bzw. niedrigen Werten führt (2). Negative Autokorrelation liegt hingegen vor, 
wenn die Werte der Nachbarregionen dem Wert der betrachteten Einheit, wie bei einem 
Schachbrettmuster, sehr unähnlich sind. Diese Effekte verletzen die Annahmen der klassi-
schen Kleinst-Quadrat Schätzung (KQ) und haben somit ernst zu nehmende Implikationen 
für die Modellschätzung und ihre Inferenz. Im Folgenden wird ein Ansatz der räumlichen 
Ökonometrie vorgestellt, mit dessen Hilfe räumliche Effekte in den Daten berücksichtigt 
werden können.

Den Ausgangspunkt für die folgenden Ausführungen bildet das klassische lineare 
Regressionsmodell, welches die Beziehung y = X β + ε unterstellt. Hierbei bezeichnet 
y einen N×1-Vektor mit Beobachtungen des durchschnittlichen Pachtpreises in €/ha, X 
steht für die N×k-Matrix der k exogenen Variablen inklusive Konstante, β für den k×1-
Vektor der zugehörigen Regressionskoeffizienten und ε bezeichnet einen N×1-Vektor von 
Störtermen. Typischerweise wird für ε ein Erwartungswert von Null (E[ε]=0) sowie eine 
unabhängige und identische Verteilung (iid) mit homoskedastischer Varianz (Var[ε]=σ2) 
angenommen. Die Varianz-Kovarianz-Matrix Σ=E[εε′]=σ2I (mit I als Einheitsmatrix) ist 
daher nur auf der Diagonalen mit σ2 besetzt. 

Als Alternative zur klassischen Regression können räumliche Prozesse mithilfe von 
Spatial-Lag-Modellen formuliert werden. Dieses Vorgehen basiert auf der Überzeugung, 
dass einzelne Individuen durch andere in ihrem Verhalten beeinflusst werden. Brueckner 
(6) bezeichnet das auch als räumliche Reaktionsfunktion. Das Ausmaß der gegenseitigen 
Einflussnahme hängt dabei von der Entfernung ab. Je weiter beispielsweise ein benachbar-
ter Landwirt entfernt ist, desto geringer sollte seine Konkurrenzfähigkeit für Pachtflächen 
direkt vor Ort sein. 

Im einfachsten Fall könnte y mithilfe des Spatial-Lags (Wy) ausschließlich durch den 
durchschnittlichen y-Wert der Nachbarn erklärt werden (1): 
	 y = ρWy + ε 						      	 (2)
Dabei illustriert die exogen gegebene Gewichtungsmatrix (W) die Struktur der räumlichen 
Abhängigkeit zwischen den Beobachtungseinheiten. Die einzelnen Elemente wij von W 
sind dann von Null verschieden (wij >  0), wenn eine Nachbarschaft zwischen den Ein-
heiten i und j angenommen wird. Die Definition dieser Elemente kann dabei auf realen 
Distanzen basieren oder binär erfolgen, falls zwei Beobachtungseinheiten beispielsweise 
eine gemeinsame Grenze aufweisen.5) Für die Hauptdiagonalelemente gilt per Konvention 
wii = 0, da Beobachtungseinheiten annahmegemäß keinen Einfluss auf sich selbst ausüben. 
Anschließend wird typischerweise für jede Zeile i der W-Matrix eine Standardisierung 
gemäß Σjwij = 1 vorgenommen. Durch eine Zeilenstandardisierung von W ist das Produkt 
aus Gewichtungsmatrix und Pachtpreisvektor – der Spatial-Lag (Wy) – als durchschnittli-
cher Pachtpreis der benachbarten Beobachtungen zu verstehen. Der zu schätzende Para-
meter ρ quantifiziert dann die Stärke dieser räumlichen Abhängigkeit. Ist ρ signifikant von 
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Null verschieden, so ist der Pachtpreis i durch die Pachtpreise in der Nachbarschaft deter-
miniert. Wird Formel 2 um zusätzliche erklärende Variablen (X) erweitert ergibt sich: 
	 y = ρWy + Xβ +ε 							      (3)
Zu beachten ist bei einem solchen Modell, dass zur Erklärung von y der gewichtete Durch-
schnittswert aller Nachbarn (Wy) einbezogen wird, für die ihrerseits wiederum dasselbe 
gilt. Dieses führt zu Simultanität und Endogenität (26). Anstelle der klassischen KQ-
Schätzung müssen daher alternative Schätzmethoden eingesetzt werden, da die KQ-Schät-
zer verzerrt und inkonsistent sind (1).

Alternativ dazu kann es vorkommen, dass Messfehler oder nur schwer beobachtbare 
exogene Variablen (z.  B. Wetter, Infrastruktur) vorliegen, die zu räumlich korrelierten 
Schätzfehlern führen (2). Dies führt zu einer nicht sphärischen Fehler-Kovarianz-Matrix, 
in der auch Elemente abseits der Diagonalen ungleich Null sind. Werte und Struktur der 
Kovarianzen sind das Ergebnis der räumlichen Anordnung der Beobachtungen. Bei Quer-
schnittsanalysen ist es nicht möglich, diese räumliche Anordnung direkt aus den Daten zu 
gewinnen, da es potenziell N×(N‑1)/2 Kovarianzparameter gibt und nur N Beobachtungen 
zu ihrer Schätzung zur Verfügung stehen (1). In einem solchen Fall kommt das Spatial-
Error-Modell zur Anwendung. Hierbei wird eine Zerlegung des Fehlerterms vorgenom-
men:
	 y = Xβ + ε	 mit	 ε = λ Wε + ξ .	 			   (4)
In diesem Modell ergibt sich der räumlich korrelierte Gesamtfehler ε einer Einheit i als 
gewichteter durchschnittlicher Fehler der Nachbareinheiten (Wε) zuzüglich eines i-spezi-
fischen normalverteilten und unabhängigen Fehlers ξ. Wenn W exogen gegeben ist, kann 
Formel (4) mit Querschnittsdaten geschätzt werden. Der räumlich autoregressive Koeffizi-
ent λ kann als Störungsparameter verstanden werden, welcher das Ausmaß der räumlichen 
Autokorrelation angibt. Die beiden obigen Ansätze – Spatial-Lag und Spatial-Error – las-
sen sich zudem im sogenannten Allgemeinen Räumlichen Modell zusammenfassen.

Ein weiteres wichtiges Charakteristikum des Spatial-Lag und auch des Allgemeinen 
Räumlichen Modells ist die Interpretation der geschätzten Koeffizienten. Der Wert eines 
Koeffizienten kann nicht als marginaler Einfluss auf die zu untersuchende Größe bei Ände-
rung der exogenen Größe um eine Einheit interpretiert werden, wie es im linearen Regres-
sionsmodell allgemein üblich ist (14). Durch Spill-over-Effekte zwischen benachbarten 
Beobachtungen wird eine geänderte Interpretation notwendig.6) Der marginale Effekt von 
xk auf y ergibt sich dann aus:

									         (5)

Offensichtlich hängt der marginale Effekt von den räumlichen Beziehungen der Beobach-
tungen untereinander ab, welche durch W illustriert werden. Für eine zeilenstandardisierte 
Gewichtungsmatrix ist die Zeilensumme von (I−pW) für alle Beobachtungen gleich. Nach 
Easterly und Levine (14) wird diese Summe der Nachbarschaftsmultiplikator („neigh-
bour multiplier“) genannt. Mit diesem Wert müssen also die geschätzten Koeffizienten 
multipliziert werden, um den marginalen Effekt einer Änderung der exogenen Variablen 
zu ermitteln. 

Nach diesen methodischen Ausführungen, auf die später zurückgegriffen wird, werden 
nun die einzelnen untersuchten Einflussfaktoren definiert.

4.3  Untersuchte Einflussfaktoren 
In Tabelle 2 sind die Bezeichnungen, Definitionen und deskriptiven Statistiken der ver-
wendeten Variablen für die untersuchten Landkreise in Deutschland aufgelistet. Die Vari-
ablen werden als Durchschnittswerte auf Landkreisebene weitestgehend auf Basis der 
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Agrarstrukturerhebungen von 2007 gebildet (15). Abweichend davon werden die Daten 
zur Bildung der durchschnittlichen Ertragsmesszahl von den Oberfinanzdirektionen der 
Bundesländer zur Verfügung gestellt.

Tabelle 2. Definition der genutzten Variablen und deskriptive Statistik

Deutschland N = 386
Variable Definition Mittel-

wert
Std. 
abw.

Mini-
mum

Maxi-
mum

Pacht Jahrespacht in €/ha 188,8 88,11 34,7 590,2
EMZ Ø Ertragsmesszahl in 100 je ha 45,53 11,93 22,0 88,0
WWErtrag Winterweizenertrag in dt/ha Durch-

schnitt der Jahre 1999–2007
70,09 9,519 40,6 96,3

ZR Anteil Zuckerrübe an LF 0,0263 0,0418 0 0,251
Kart Anteil Kartoffeln an LF 0,0135 0,0264 0 0,192
Biogas kWel. / ha LF 0,0479 0,166 0 2,098
Rinderdichte Rinderdichte in GV/ha 0,5007 0,345 0,0091 1,772
SundGdichte Schweine- und Geflügeldichte in GV/

ha
0,1573 0,252 0,0001 2,584

AnteilLFDK Anteil der durch Dauerkulturbetriebe 
bewirtschafteten Fläche an der Ge-
samtfläche des Landkreises

0,0217 0,0736 0 0,772

AnteilLFGB Anteil Gartenbaubetriebe an Gesamt-
fläche des Landkreises

0,00653 0,0252 0 0,405

Arbeitskräfte Ø Arbeitkrafteinheiten je ha 0,0366 0,0237 0,0089 0,254
Größe Ø Betriebsgröße in ha 73,70 76,97 9,892 358,2
Pachtflächenanteil Anteil von anderen gepachteter LF an 

Gesamt-LF
0,579 0,167 0,193 0,932

Ackerpachtanteil Anteil Ackerpacht- an Gesamtpacht-
flächen

0,602 0,196 0,0006 0,964

HHI_PF Herfindahl-Index Pachtfläche 0,052 0,0991 0,0032 0,997
Prämie regionale flächenbezogene Beträge 

für Ackerland
291,9 19,89 255,1 322,1

DeltaLF relative Veränderung der LF von 
1999–2007

-0,010 0,0485 -0,422 0,233

Bevölkerung Bevölkerungsdichte Durchschnitt der 
Jahre 2003–2006

395,0 545,1 39,79 4030

Einkommen verfüg. Einkommen der privaten 
Haushalte je Einwohner Durchschnitt 
der Jahre 2003–2006

17042 2258 12708 26872

Arbeitslose Arbeitslosenquote bezogen auf 
Erwerbspersonen Durchschnitt der 
Jahre 2003–2006

11,05 5,292 4,0 27,25

DeltaBev Änderung des Bevölkerungsstandes 
Durchschnitt der Jahre 1999–2007

-0,00815 0,525 -0,231 0,107

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf (15), falls nicht anders angegeben werden die Varia-
blen auf Basis der ASE aus dem Jahr 2007 gebildet 
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Die Variablen Weizenertrag, Bevölkerungsdichte, Einkommen, Arbeitslosenquote und 
Änderung des Bevölkerungsstandes werden als mehrjähriger Durchschnitt mithilfe von 
Daten aus der im Internet frei zugänglichen GENESIS-Datenbank der Statistischen Ämter 
erzeugt (17). Zur Bildung der Biogas-Variable wird die installierte elektrische Anlagen-
leistung, erfasst vom Deutschen Biomasseforschungszentrum in Leipzig, verwendet (11). 
Die regionale Flächenprämie für Ackerland wird der Anlage  15 der „EU-Agrarreform-
Umsetzung in Deutschland, Ausgabe 2006“ entnommen (8). 

Der Herfindahl-Hirschman-Index (HHI_PF) wird auf Basis der ASE berechnet (For-
schungsdatenzentrum). Dieser Index stellt eine häufig genutzte Kennzahl zur Konzentra-
tionsmessung dar.

						      (6)

Dabei steht PF_Betriebi für die von Landwirt i (N = Anzahl der Landwirte) bewirtschaftete 
Pachtfläche und PF_Landkreis für die gesamte Pachtfläche des Landkreises. Der Index 
ergibt sich als Summe der quadrierten individuellen Pachtflächenanteile und wird umso 
größer, je weniger Pächter die Pachtflächen des Landkreises auf sich vereinen. Wenn ein 
Pächter die gesamte Pachtfläche des Landkreises gepachtet hat, nimmt der Index einen 
Wert von Eins an.

In die vorliegende Analyse werden nur die Kreise aufgenommen, die für alle Variablen 
Ausprägungen aufweisen. Insgesamt können 54 Kreise, bei denen es sich überwiegend 
um Stadtkreise handelt, aufgrund fehlender Ausprägungen bei den Variablen Pacht, Win-
terweizenerträge oder Ertragsmesszahl in der Untersuchung nicht berücksichtigt werden. 
Somit liegen dem Datensatz 386 Landkreise zugrunde, von denen 287 in den alten Bun-
desländern und 99 Landkreise in den neuen Bundesländern liegen. Die deskriptiven Sta-
tistiken separat für Ost- und Westdeutschland werden im Anhang aufgeführt.

4.4  Ergebnisse für das frühere Bundesgebiet und die neuen Bundesländer 
Nach Doll und Klare (12) ist die Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) 
in den 1990er-Jahren als Quasimonopolist auf dem ostdeutschen Bodenmarkt anzusehen. 
Der Pachtpreis wurde in den BVVG-Verträgen an der Bodenqualität ausgerichtet. In der 
ersten Phase nach der Wiedervereinigung Deutschlands war die Bandbreite der Pachtpreise 
für BVVG-Flächen auf 2 bis 4 DM pro Bodenpunkt und Hektar festgelegt (12). Auch in 
den Daten der ASE lässt sich noch ein enger Zusammenhang zwischen der Bodenqualität 
und der Pachtpreishöhe feststellen. So erklärt alleine die Ertragsmesszahl im Jahr 1999 
in den neuen Bundesländern 77  % der Streuung der Pachtpreise für landwirtschaftlich 
genutzte Fläche; auch 2007 waren es immerhin noch 69 % Erklärungsanteil (siehe dazu 
auch 27). In den alten Bundesländern hat die Ertragsmesszahl 2007 dagegen nur einen 
Erklärungsanteil von 19 % an der Varianz der Pachtpreise. Die Bodengüte hat demnach 
durch das Vorgehen der BVVG eine überragende Bedeutung für die Pachtpreisbildung 
in den neuen Bundesländern. Der Einfluss der BVVG hat im Zuge der Privatisierung 
der Flächen zwar abgenommen, ist aber auch im Jahr 2007 noch so hoch, dass von einer 
gemeinsamen Schätzung von Ost und West abzusehen ist. Weiterhin wird aus gleichem 
Grund die Hauptanalyse auf das frühere Bundesgebiet fokussieren, da hier deutlich weni-
ger verzerrende institutionelle Einflüsse vorliegen. 

Die Ergebnisse der Schätzungen, basierend auf der klassischen KQ-Methode, sind in 
Tabelle 3 dargestellt − zunächst noch für beide Teilgebiete Deutschlands. Diese dienen im 
Weiteren auch als Ausgangspunkt für Tests auf räumliche Abhängigkeiten. 



73Entwicklungen und Bestimmungsgründe der Landpachtpreise in Deutschland

Tabelle 3. Schätzungen des Pachtpreises (je ha LF) auf Landkreisebene für das 
frühere Bundesgebiet und die neuen Bundesländer

alte Bundesländer (N=287) neue Bundesländer (N=99)
Exogene Variable Koeffizient t-Wert Koeffizient t-Wert
EMZ 1,683 *** 4,33 0,692 *** 3,23
WWErtrag 0,978 ** 2,54 1,158 *** 3,30
ZR 458,7 *** 5,33 1158 *** 6,69
Kart 299,2 *** 2,99 464,6 * 1,68
Biogas -15,15 -1,12 0,233 0,01
Rinderdichte 79,18 *** 7,08 -14,54 -0,70
SundGdichte 104,9 *** 8,61 41,20 ** 2,45
AnteilLFDK 389,4 *** 8,30 249,1 *** 7,06
AnteilLFGB 333,5 *** 3,41 521,9 0,42
Arbeitskräfte 684,7 *** 3,69 -289,1 -1,03
Größe 1,351 *** 5,30 0,0335 0,73
Pachtflächenanteil -148,7 *** -5,76 -25,21 -0,64
Ackerpachtanteil 102,3 *** 5,34 19,55 1,43
HHI_PF -42,72 -1,04 -18,34 -0,91
Prämie 0,651 *** 3,45 0,511 ** 2,45
DeltatLF -149,0 ** -2,44 -136,8 *** -3,49
Bevölkerung 0,00827 1,04 0,0126 1,13
Einkommen -0,00505 *** -3,02 0,00882 ** 2,00
Arbeitslose -1,712 -0,89 1,176 1,31
DeltaBev 239,6 ** 2,27 25,61 0,55
Konstante -176,0 ** -2,19 -313,7 *** -3,08
R2 0,80     0,94  

Signifikanzniveau: * mind. 10 %, ** mind. 5 %, *** mind. 1 %
Quelle: eigene Berechnungen

Falls exogene Variablen hoch miteinander korrelieren, können die Standardfehler ihrer 
Schätzer und damit Aussagen zu ihrer statistischen Signifikanz verzerrt sein. Es handelt 
sich dabei um sogenannte Multikollinearität. In der empirischen Anwendung wird mithilfe 
von Varianz-Inflations-Faktoren (VIF) für Multikollinearität kontrolliert. Für jede erklä-
rende Variable wird ein VIFk = 1/(1-R²k) ermittelt. Dabei stellt R²k das Bestimmtheitsmaß 
von k Hilfsregressionen da, bei denen die exogenen Variablen jeweils separat auf die 
übrigen exogenen Variablen regressiert werden (18). Die VIF liegen in der Schätzung für 
Westdeutschland für jede erklärende Variable unter fünf, für Ostdeutschland unter zehn. 
Außerdem gibt es kein R²k, welches größer als das R² der eigentlichen Schätzung ist. Die 
Ergebnisse werden demnach durch Multikollinearität nicht bzw. in den NBL nur sehr 
gering beeinträchtigt. 

In einer zusätzlichen Regression wird überprüft, ob in der vorliegenden Analyse das 
Problem möglicher Endogenität besteht (exogene Variablen korrelieren mit den Fehler-
termen: Cov (x,ε) ≠ 0). Dazu werden als Instrumente die entsprechenden Werte von 1999 
für möglicherweise endogene erklärende Variablen verwendet. Da die marginalen Effekte 
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in ihrem Vorzeichen unverändert, vom Wert her ähnlich und im Signifikanzniveau stabil 
bleiben, wird gefolgert, dass Endogenität die Anwendung nur in geringem Ausmaß beein-
flusst. 

Wie sieht es nun aber mit räumlichen Abhängigkeiten auf dem Bodenmarkt aus? Um zu 
überprüfen, ob räumliche Effekte vorliegen werden entsprechende Teststatistiken genutzt 
(vgl. 2). In Tabelle 4 sind die Teststatistiken auf Basis der Fehlerterme der KQ-Schätzung 
für die alten Bundesländer dargestellt. Hierfür wird eine Nachbarschaftsmatrix verwendet, 
in der alle Landkreise mit einer Distanz von weniger als 60 km zueinander als Nachbarn 
definiert werden. Dazu werden die Koordinaten des geografischen Schwerpunkts eines 
jeden Landkreises erhoben. Die Angaben in geografischer Länge und Breite werden in 
Entfernungen umgerechnet. Die Elemente, die weniger als 60 km voneinander entfernt 
sind, werden in der Matrix gleich 1, alle anderen gleich Null gesetzt. Anschließend wird 
eine Zeilenstandardisierung durchgeführt. Bei einer maximalen Distanz von 44,3 km zwi-
schen den geografischen Mittelpunkten der Landkreise im Datensatz ist gewährleistet, dass 
es zu keiner Inselbildung kommt. Jeder Landkreis hat also mindestens einen Nachbarn. 
Eine Vergrößerung der maximalen Distanz bis auf 100 km sowie die Verwendung von 
inversen oder linear abnehmenden Distanzen weisen einen vernachlässigbaren Einfluss 
auf die Ergebnisse der Teststatistiken und auch auf die Ergebnisse der Regression auf.

Tabelle 4. Teststatistiken für das Vorliegen räumlicher Abhängigkeiten

Test Testwert Signifikanzniveau
Spatial Error:

Moran‘s I 6,427 0,00
Lagrange multiplier 21,82 0,00
Robust Lagrange multiplier 1,508 0,22

Spatial Lag:
Lagrange multiplier 52,50 0,00
Robust Lagrange multiplier 32,19 0,00

Quelle: eigene Berechnungen

Da Moran’s I signifikant von Null verschieden ist, sind räumliche Abhängigkeiten vor-
handen (28). Über die Form der Abhängigkeit gibt dieser Test jedoch keine Auskunft. 
Um zusätzliche Information zu erhalten, wird der Lagrange-Multiplier-Test durchgeführt 
(vgl.  2). Es stellt sich heraus, dass sowohl der Test auf Spatial-Lag- als auch der Test 
auf Spatial-Error-Abhängigkeiten signifikant ist. Daher wird zusätzlich der robuste Lag-
range-Multiplier Wert als Prüfgröße berechnet. Diese deutet für die ABL auf Spatial-Lag-
Abhängigkeiten hin, welche im folgenden Abschnitt Berücksichtigung finden. Für die 
NBL erweist sich eine Spatial-Error-Schätzung als notwendig (siehe Anhang).

4.5  Ergebnisse für das frühere Bundesgebiet − Diskussion und Einordnung
Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der Schätzung des Allgemeinen Räum-
lichen Modells für das frühere Bundesgebiet erläutert und in den Kontext bestehender 
Untersuchungen gestellt (Tab. 5). In der vorliegenden Analyse findet die räumliche Inter-
dependenz zwischen den Pachtpreisen durch die Aufnahme des mittleren Pachtpreises der 
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Nachbarlandkreise als zusätzliche erklärende Variable (Wy) Berücksichtung. Die Schät-
zung basiert auf Kelejian und Prucha (21). Diese leiten einen Ansatz der verallgemeiner-
ten Momentenmethode her, welcher robust gegen unbekannte Heteroskedastizität ist.7) 

Tabelle 5. Schätzung eines Allgemeinen Räumlichen Modells für die ABL

Alte Bundesländer (N=287)
Variable Koeffizient Sign. marg. Effekt Sign.
EMZ 1,190 *** 0,00 2,135 *** 0,00
WWErtrag 0,911 ** 0,01 1,634 ** 0,01
ZR 419,9 *** 0,00 753,5 *** 0,00
Kart 242,9 *** 0,00 435,8 *** 0,01
Biogas -11,00 0,37 -19,73 0,37
Rinderdichte 57,35 *** 0,00 102,9 *** 0,00
SundGdichte 90,18 *** 0,00 161,8 *** 0,00
AnteilLFDK 392,3 *** 0,00 703,8 *** 0,00
AnteilLFGB 312,4 *** 0,00 560,5 *** 0,00
Arbeitskräfte 714,1 *** 0,00 1281,3 *** 0,00
Größe 1,170 *** 0,00 2,098 *** 0,00
Pachtflächenanteil -97,22 *** 0,00 -174,4 *** 0,00
Ackerpachtanteil 68,55 *** 0,00 123,0 *** 0,00
HHI_PF -59,68 0,11 -107,1 0,12
Prämie 0,691 *** 0,00 1,240 *** 0,00
DeltatLF -99,86 * 0,07 -179,2 * 0,07
Bevölkerung 0,00670 0,36 0,0120 0,36
Einkommen -0,00385 ** 0,01 -0,00690 ** 0,01
Arbeitslose -1,927 0,28 -3,457 0,28
DeltaBev 68,66 0,49 123,2 0,48
Konstante -241,6 *** 0,00
ρ 0,443 *** 0,00
λ 0,050 0,33
Nachbarschaftsmultiplikator 1.794
Korrigiertes R2 0,80  

Signifikanzniveau: * mind. 10 %, ** mind. 5 %, *** mind. 1 %

Der signifikante Spatial-Lag Koeffizient (ρ) von 0,44 ist eine empirische Bestätigung für 
den vermuteten räumlichen Pachtpreiszusammenhang. Eine Steigerung des durchschnitt-
lichen Pachtpreises der Nachbarlandkreise um einen Euro je ha geht mit einer Erhöhung 
des Pachtpreises im betrachteten Landkreis von 44 Cent je ha einher. Dies ist ein Hinweis, 
dass das klassische Regressionsmodell fehlspezifiziert ist und die in Tabelle 3 dargestellten 
Regressionskoeffizienten und Signifikanzniveaus somit möglicherweise verzerrt sind. 

Die Koeffizienten (β) der räumlichen Spezifikation entsprechen nicht, wie in der KQ-
Schätzung, den marginalen Effekten der zugehörigen erklärenden Variablen. Eine Verän-
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derung einer unabhängigen Variablen in einer gegebenen Region kann sich indirekt über 
den Pachtpreis in derselben Region auf den Pachtpreis in Nachbarregionen durch die Mat-
rixinverse (I−pW)−1 auswirken (26; 14). Die Koeffizienten der obigen Regression müssen 
daher, entsprechend Formel 5, mit dem Nachbarschaftsmultiplikator von 1,79 multipliziert 
werden, um die marginalen Effekte der exogenen Variablen zu errechnen.8) Diese sind 
mit ihren zugehörigen Signifikanzniveaus in den letzten beiden Spalten von Tabelle  5 
dargestellt.9) Die marginalen Effekte fast aller exogenen Variablen sind im Vergleich zur 
KQ-Schätzung in ihrem Betrag gestiegen. Durch die Berücksichtigung der räumlichen 
Abhängigkeit kommt es allerdings nicht zu einer Änderung des Vorzeichens von Koeffizi-
enten. Im Vergleich zur KQ-Schätzung ist das Signifikanzniveau der Änderung der LF und 
des Einkommens gesunken. Weiterhin ist der marginale Effekt der Bevölkerungsänderung 
im räumlichen Modell nicht mehr statistisch gesichert von Null verschieden.

In welchem Ausmaß beeinflussen nun aber die untersuchten Faktoren die Pachtpreis-
höhe? 
Die Qualität und Produktivität des Bodens, veranschaulicht durch die Variablen Ertrags-
messzahl und Winterweizenertrag, haben einen positiven Einfluss auf die Höhe der Pacht-
preise. Dieses Ergebnis bestätigt die Untersuchungen von Bierlen et al. (4), Drescher und 
McNamara (13) sowie Margarian (27). Eine Steigerung der EMZ um eine Einheit geht 
mit einer Steigerung des durchschnittlichen Pachtpreises um 2,14 €/ha einher, bei einer 
Steigerung des durchschnittlichen Weizenertrages um 1 dt/ha erhöht sich der Pachtpreis 
c. p. um 1,63 €/ha. Unter der Annahme, dass der marginale Effekt auch für Änderungen 
der Exogenen um mehr als eine Einheit konstant bleibt, kann eine Differenz im Pacht-
preis von rund 140 €/ha mit einer Erhöhung der Ertragsmesszahl von 22 auf 88 erklärt 
werden. Auch höhere Fruchtfolgeanteile von Zuckerrüben und Kartoffeln wirken positiv 
auf den Pachtpreis. So geht eine Steigerung des durchschnittlichen Zuckerrübenanteils in 
der Fruchtfolge um ein Prozentpunkt mit einer Erhöhung des Pachtpreises um 7,5 €/ha 
in diesem Landkreis einher. Bei Breustedt und Habermann (5) zeigen Zuckerrüben- und 
Kartoffelanteil auch auf einzelbetrieblicher Ebene einen signifikant positiven Einfluss auf 
den Pachtpreis. Der Pachtpreis steigt also mit dem Anteil von Feldfrüchten, die einen über-
durchschnittlich hohen Deckungsbeitrag aufweisen. Gleichermaßen weisen die Anteile 
der durch Dauerkultur- und Gartenbaubetriebe bewirtschafteten Fläche einen signifikant 
positiven Einfluss auf (vgl. 27, S. 29). 

Einen großen Einfluss auf die durchschnittlichen Pachtpreise weist die Viehhaltung 
auf. Eine Erhöhung der Schweine- und Geflügeldichte um eine GV/ha in einem Landkreis 
bringt eine Erhöhung des durchschnittlichen Pachtpreises um 162 €/ha mit sich. Dieser 
positive Einfluss kann auf gesetzliche Rahmenbedingungen, nach denen Veredlungsbe-
triebe Zugang zu ausreichend Fläche zum Ausbringen der Wirtschaftsdünger verfügen 
müssen, zurückgeführt werden (13). Außerdem würde eine mögliche Gewerblichkeit Vieh 
haltender Betriebe, die bei Nichteinhaltung gewisser Flächenanforderungen entstünde, 
steuerliche Nachteile mit sich bringen, was ebenso einen entsprechenden Flächenbedarf 
begründet. Eine Erhöhung um eine Großvieheinheit je Hektar in der Rinderhaltung stei-
gert den Pachtpreis um 103 €/ha. Dieser positive Einfluss kann wohl durch den intensiven 
Futterbau in Regionen mit hoher Rinderdichte erklärt werden. So stellt Margarian (27) 
in ihrer Analyse einen besonders positiv ausgeprägten Effekt für den Anteil von spezi-
alisierten Futterbaubetrieben auf den Pachtpreis heraus. Diesen führt sie auf die hohe 
Grenzverwertung der in Grünlandregionen knappen Ackerflächen zurück. 

Die Regression ergibt, entgegen der eingangs aufgestellten Hypothese, keinen signi-
fikant von Null verschiedenen Koeffizienten für die installierte Biogasleistung. Kilian 
et al. (22) kommen dagegen zu dem Ergebnis, dass eine höhere Konzentration der Bio-
gasproduktion mit höheren Pachtpreisen einhergeht. Sie analysieren allerdings Daten auf 
Gemeindeebene. Ein möglicher Erklärungsansatz für die fehlende Signifikanz in vorlie-
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gender Analyse ist, dass es wegen der längeren Laufzeiten von Pachtverträgen [laut Swin-
nen et  al. (36) zwischen 6 bis 11 Jahren in Deutschland] eine gewisse Zeit dauert, bis 
sich Änderungen in den Durchschnittsdaten niederschlagen (vgl. 32). Auch ist der Anteil 
der Fläche, die für die Erzeugung von Biogas verwendet wird, in vielen Landkreisen mit 
unter 1 % der LF noch recht gering. Daher ist es möglich, dass die in den letzten Jahren 
steigende Anzahl von Biogasanlagen noch keinen Preiseffekt im Durchschnitt aller beste-
henden Pachtverträge insbesondere auf Landkreisebene hat. Kleinräumige Heterogenität, 
die einen Einfluss abbilden könnte, wird hier ausgemittelt. Bei einer weiteren Zunahme 
und regionalen Konzentration ist eine Steigerung der Pachtpreise, hervorgerufen durch 
Biogaserzeugung, zu erwarten. Dazu wird es jedoch nur kommen, wenn die Verwertung 
von Mais in der Biogasanlage deutlich über dem Gewinnbeitrag alternativer Ackerfrüchte 
liegt. Eine andere Formulierung der untersuchten Variable für die Biogaserzeugung, so 
zum Beispiel die Verwendung verschiedener Dummies für das Überschreiten bestimmter 
minimal installierter Leistungen, führte ebenfalls zu keinem signifikanten Effekt. 

Die folgenden Variablen bilden die Faktorausstattung der landwirtschaftlichen Betriebe 
ab. Eine Steigerung der Arbeitskrafteinheiten je Hektar um 0,01 Einheiten geht mit einer 
Steigerung des Pachtpreises um rund 13 €/ha einher. Dies wird darauf zurückgeführt, dass 
Produktionsrichtungen mit höherer Flächenverwertung häufig sehr arbeitsintensiv sind. 
Weiterhin werden in Landkreisen mit im Durchschnitt größeren Betrieben höhere Pachten 
gezahlt. So führt eine Steigerung der durchschnittlichen Betriebsgröße um einen Hektar 
LF zu einer Erhöhung des durchschnittlichen Pachtpreises in diesem Landkreis um etwa 
2 €/ha. Dies kann, wie oben erläutert, auf steigende Skalenerträge zurückgeführt werden. 
Der Koeffizient des Pachtflächenanteils weist, wie auch in Fuchs (16), Kilian et al. (22) 
und Margarian (27), ein negatives Vorzeichen auf: steigt der Pachtflächenanteil um ein 
Prozentpunkt, so sinkt der durchschnittliche Pachtpreis um 1,7 €/ha. Ein möglicher Erklä-
rungsansatz ist, dass mit sinkendem Eigenlandanteil die Möglichkeit für die Landwirte, 
schlechtere Jahre durch einen Verzicht auf Entlohnung der eigenen Faktoren zu kompen-
sieren, verringert wird. Klare (24) beobachtet in den ABL einen Verpächtermarkt, in dem 
aufgrund des knappen Flächenangebots die Pächter auf einen Teil der Entlohnung ihrer 
eigenen Faktoren verzichten, um strategische Preise für das angestrebte Flächenwachstum 
über Pachtflächen zu zahlen. Mit steigendem Pachtflächenanteil ist dies auch aus Gesichts-
punkten des Risikomanagements immer weniger möglich. 

Der Anteil Ackerland an der gepachteten LF, welcher für die Nutzungsmöglichkeiten 
der Pachtfläche kontrolliert, weist einen positiven Koeffizienten auf (vgl. 5; 23). Mit einer 
Steigerung des Ackerlandanteils an der Pachtfläche um ein Prozentpunkt geht eine Stei-
gerung des durchschnittlichen Pachtpreises um 1,2  €/ha einher. Dieser Zusammenhang 
illustriert nochmals den starken Einfluss der oben bereits betrachteten Bodenqualität bzw. 
der Nutzungsmöglichkeit für die gepachtete Fläche. 

Die Variable HHI_PF soll die lokale Konkurrenzsituation ausdrücken und für eventuell 
bestehende Marktmacht kontrollieren. Werte nahe an Eins bedeuten, dass es nur wenige 
Pächter im Landkreis gibt, die allerdings den maßgeblichen Anteil der verfügbaren Fläche 
pachten. Daraus kann eine Situation entstehen, in welcher potenzielle Pächter Markt-
macht ausüben können. Aus unseren Ergebnissen kann jedoch keine Beeinflussung des 
Preises durch Marktmacht festgestellt werden, da der Koeffizient der Variable HHI_PF 
nicht signifikant von Null verschieden ist. Möglicherweise reicht dafür insbesondere in 
Westdeutschland das Ausmaß an „Konzentration“ noch nicht aus. Kirwan (23) nutzt den 
Herfindahl-Index ebenfalls als Konzentrationsmaß der Pachtfläche. Er prüft den Effekt der 
Pachtmarktkonzentration auf die Überwälzung von Subventionen mit dem Ergebnis, dass 
diese mit steigender Konzentration sinkt. Margarian (27) verwendet den Gini-Koeffizient 
als Maß der Ungleichverteilung von Fläche zwischen den Betrieben. Sie erhält ein nega-
tives Vorzeichen für Ost- und Westdeutschland. Bierlen et al. (4) hingegen weisen einen 
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positiven Einfluss des Verhältnisses von Pachtfläche zu Pächter nach. An dieser Stelle 
besteht weiterer Forschungsbedarf, da hier in der Literatur uneinheitliche Ergebnisse zu 
finden sind. Eine detaillierte Analyse unterschiedlicher Konzentrationsmaße für die ABL 
und NBL könnte hier interessante Ergebnisse liefern. 

Von den weiteren Einflussgrößen weisen nur die relative Veränderung der LF und das 
verfügbare Einkommen der Erwerbstätigen einen signifikanten Beitrag zur Erklärung des 
Pachtpreises auf. Für die relative Änderung der LF ergibt sich ein negativer Koeffizient. 
Demzufolge führt eine Verknappung der LF zu steigenden Pachtpreisen. Das verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte hat einen negativen Einfluss auf den Pachtpreis. Ein 
um 1 000 €/Jahr höheres durchschnittliches Einkommen geht mit einer Pachtpreisreduktion 
um 6,90 €/ha einher. Der Pachtpreis steigt also mit sinkendem Opportunitätseinkommen 
der Landwirte in einem Landkreis. Bei Fehlen angemessener Alternativen zahlen diese 
also mitunter höhere Pachtpreise und verbleiben im Sektor. Drescher und McNamara 
(13) finden einen positiven Einfluss des Bevölkerungswachstums auf den Pachtpreis, den 
sie mit einer steigenden Nachfrage nach LF aufgrund alternativer Nutzungsmöglichkeiten 
wie Weidefläche für Pferde oder der Ausbau zu Sportplätzen begründen. In der räumlichen 
Schätzung erweist sich diese Variable allerdings nicht mehr als signifikant; ein anschauli-
ches Beispiel für unterschiedliche Schlussfolgerungen aus der klassischen KQ-Schätzung 
und dem räumlichen Ansatz. Die Koeffizienten der Bevölkerungsdichte und der Arbeits-
losenquote sind jeweils nicht signifikant von Null verschieden. 

Schließlich hat die regionale Flächenprämie einen positiven Einfluss auf den Pacht-
preis. Dies zeigen auch Kilian et al. (22) für Bayern, wobei sie die gesamten Direktzah-
lungen der EU berücksichtigen und in ihren regionalen und historischen, betriebsindi-
viduellen Teil untergliedern. Es ergibt sich für beide Variablen ein signifikant positiver 
Koeffizient, wobei sich der regionale Teil der Direktzahlungen stärker in den Pachtpreisen 
niederschlägt. Aufgrund theoretischer Überlegungen wird bei entkoppelten Subventionen 
eine vollständige Überwälzung auf den Flächeneigentümer erwartet, da die Zahlungen die 
Produktionsentscheidungen der Landwirte nicht beeinflussen sollten (32; 29). Dies kann 
in der vorliegenden Untersuchung für die regional einheitlichen Sockelbeträge bestätigt 
werden. Der marginale Effekt unterscheidet sich statistisch nicht signifikant von Eins. Der 
regionale Anteil (Sockelbetrag) der entkoppelten Direktzahlungen wird demnach zumin-
dest marginal komplett in die regionalen Pachtpreise überwälzt. Auch hier besteht wei-
terer Forschungsbedarf, insbesondere für die seit 2005 ausgezahlte Betriebsprämie. Ein 
einzelbetrieblicher Ansatz kann hier zusätzliche Informationen nutzen und die Fehler des 
sogenannten ökologischen Fehlschlusses – die falsche Übertragung gefundener Zusam-
menhänge von einer auf die andere Aggregationsebene – umgehen (33).

Nach dieser Darstellung, Diskussion und Einordnung der Ergebnisse werden im Fol-
genden die zentralen Schlussfolgerungen aus der Analyse gezogen. 

5  Schlussfolgerungen

In diesem Beitrag werden die Entwicklung und räumliche Verteilung landwirtschaftlicher 
Pachtpreise sowie mögliche Einflussfaktoren selbiger untersucht. Die deskriptive Analyse 
der Pachtflächenanteile und regionalen Pachtpreise kommt zu folgenden Ergebnissen:

Die Pachtflächenanteile und vor allem die Pachtpreise weisen große regionale Unter-●●
schiede auf.
Die Spanne der Pachtpreise ist mit über 500  €/ha Differenz vom niedrigsten zum ●●
höchsten Wert zwischen den Landkreisen bei Ackerland größer als bei Grünland mit 
rund 300 €/ha Differenz. 
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Besonders hohe Pachtpreise werden im Nordwesten und Südosten Deutschlands ●●
gezahlt. 
Die Pachtpreise für Ackerland sind von 1999 bis 2007 in fast allen Landkreisen gestie-●●
gen. 
Im Gegensatz dazu sind die Pachtpreise für Grünland im früheren Bundesgebiet viel-●●
fach gesunken, in den neuen Bundesländern wie bei Ackerland fast überall gestiegen. 
Neupachtungen für Ackerland liegen ebenfalls in der Mehrzahl der Landkreise über ●●
dem Durchschnittspachtpreis. Hierbei ist allerdings kein eindeutiger regionaler Trend 
zu erkennen. 

Eine langfristigere Betrachtung der Pachtpreise zeigt, dass diese, obwohl sie nominal stark 
gestiegen sind, sich im Vergleich zu den übrigen Betriebsmitteln im früheren Bundesge-
biet nur wenig verändert haben. Im Gegensatz dazu sind sie in den neuen Bundesländern 
recht deutlich angestiegen. Dennoch befinden sich die Pachtpreise hier immer noch auf 
einem deutlich niedrigeren Niveau. 

Der Pachtflächenanteil ist in den letzten 60 Jahren sehr stark angestiegen. Fast 2/3 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Deutschland werden inzwischen von Pächtern 
bewirtschaftet. Aus diesem Grund haben die zu zahlenden Pachtpreise einen hohen Ein-
fluss auf das Einkommen des aktiven Landwirtes. 

Für die Analyse der Einflussfaktoren landwirtschaftlicher Pachtpreise werden aktu-
elle Daten auf Landkreisebene genutzt. Die getrennte Betrachtung des Bodenmarktes für 
das frühere Bundesgebiet und die neuen Bundesländer ist aufgrund institutioneller Unter-
schiede notwendig. Bei der Analyse der Bestimmungsgründe wird auf das frühere Bundes-
gebiet fokussiert. In der empirischen Untersuchung, welche notwendigerweise auf einem 
räumlich-ökonometrischen Ansatz basiert, stellen sich die Ertragsmesszahl, der Weizener-
trag, der Zuckerrüben- und Kartoffelanteil, die betrachteten Viehdichten und der Anteil der 
durch Dauerkultur- und Gartenbaubetriebe bewirtschafteten Fläche als signifikante und 
positive Einflussfaktoren der Landpachtpreise heraus. Die Biogasdichte zeigt hier (noch) 
keine signifikante Wirkung auf den Pachtpreis. 

Die betriebliche Faktorausstattung wird anhand der Variablen Arbeitskrafteinheiten je 
Hektar und Betriebsgröße betrachtet. Beide üben einen signifikanten, positiven Einfluss 
auf den Pachtpreis aus. Die lokale Konzentration wird durch den Herfindahl-Index der 
Pachtfläche abgebildet. Es stellt sich heraus, dass die Konzentration auf dem Landpacht-
markt in den ABL (noch) nicht so hoch ist, dass Pächter Marktmacht ausüben können. 
An dieser Stelle besteht weiterer Forschungsbedarf, da hier in der Literatur uneinheitliche 
Ergebnisse zu finden sind.

Zudem sinkt der Pachtpreis mit steigendem Pachtanteil. Dieses Ergebnis kann inzwi-
schen als ziemlich gesichert erachtet werden, da zusammen mit dieser Analyse drei wei-
tere Untersuchungen den gleichen Zusammenhang nachweisen. Der Anteil der Ackerflä-
che wirkt dagegen positiv auf den Preis. 

Staatliche Zahlungen werden über die regional einheitlichen Flächenprämien berück-
sichtigt. Sie werden nahezu vollständig in den Pachtpreis kapitalisiert. Auch hier besteht 
weiterer Forschungsbedarf insbesondere für die seit 2005 ausgezahlte Betriebsprämie 
möglichst über einen einzelbetrieblichen Ansatzes. 

Unter den betrachteten nicht landwirtschaftlichen Variablen haben sich nur die relative 
Veränderung der LF und das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte je Einwoh-
ner als signifikante Bestimmungsgründe der Landpachtpreise erwiesen. Beide üben einen 
negativen Einfluss aus. 

Die Analyse illustriert zudem anschaulich, dass räumliche Abhängigkeiten auf dem 
Landpachtmarkt vorliegen und in Untersuchungen berücksichtigt werden müssen. Zum 
einen gewährleistet dieses Vorgehen den Erhalt unverzerrter und effizienter Ergebnisse. 
Zum anderen ermöglicht der Ansatz selbst interessante Aussagen zum Preiszusammen-
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hang auf dem Landpachtmarkt. Die vorliegende Studie zeigt, dass auch regionale land-
wirtschaftliche Pachtpreise einen solchen Preiszusammenhang aufweisen. Auf Landkreis-
ebene im früheren Bundesgebiet geht ein Anstieg des durchschnittlichen Nachbarschafts-
pachtpreises um 1 €/ha mit einer Erhöhung des Pachtpreises im betrachteten Landkreis 
von 44 Cent/ha einher. 

Zusammenfassung
In diesem Beitrag werden Entwicklung und räumliche Verteilung landwirtschaftlicher Pachtpreise 
sowie mögliche Einflussfaktoren selbiger untersucht. Die deskriptive Analyse der Pachtflächenan-
teile und regionalen Pachtpreise zeigt, dass die Pachtpreise hohe regionale Unterschiede aufweisen 
und die Spanne zwischen den Landkreisen mit über 500 €/ha bei Ackerland deutlich größer ist als 
bei Grünland mit rund 300 €/ha. Während die Pachtpreise für Ackerland von 1999 bis 2007 in fast 
allen Landkreisen gestiegen sind, ist für Grünland lediglich in rund der Hälfte der Landkreise, ins-
besondere in den neuen Bundesländern, eine Steigerung zu verzeichnen. Auch der Pachtflächenanteil 
ist in den letzten 60 Jahren stark angestiegen. Fast 2/3 der landwirtschaftlich genutzten Fläche in 
Deutschland werden inzwischen von Pächtern bewirtschaftet. 

Die empirische Untersuchung der Einflussfaktoren landwirtschaftlicher Pachtpreise fokussiert 
auf das frühere Bundesgebiet. Die Ertragsmesszahl, der Weizenertrag, der Anteil Ackerfläche an der 
Pachtfläche, der Zuckerrüben- und Kartoffelanteil, die Viehdichte und der Anteil der durch Dau-
erkultur- und Gartenbaubetriebe bewirtschafteten Fläche stellen sich als signifikante und positive 
Einflussfaktoren der Landpachtpreise heraus. Die Biogasdichte zeigt, entgegen aller Erwartungen, 
auf Landkreisebene bisher keine signifikante Wirkung auf den Pachtpreis. Die betriebliche Faktor-
ausstattung wird anhand der Variablen Arbeitskrafteinheiten je Hektar und Betriebsgröße in Hektar 
LF betrachtet. Beide üben einen signifikanten, positiven Einfluss auf den Pachtpreis aus. Es stellt 
sich zudem heraus, dass die Konzentration auf dem Landpachtmarkt nicht so hoch ist, dass wenige 
Pächter Marktmacht ausüben können. An dieser Stelle besteht weiterer Forschungsbedarf, da hier in 
der Literatur uneinheitliche Ergebnisse zu finden sind. Weiterhin sinkt der Pachtpreis mit steigendem 
Pachtanteil. Staatliche Zahlungen werden über die regional einheitlichen Sockelbeträge berücksich-
tigt. Diese werden zumindest marginal vollständig in den Pachtpreis überwälzt. Auch hier besteht 
weiterer Forschungsbedarf.

Summary 
Developments and determinants of farmland rental rates in Germany

This article analyses the development, spatial distribution and determinants of farmland rental rates 
in Germany at the county level. Starting with a descriptive analysis of rental rates, it is shown that 
a difference of more than 500 €/ha exists between the lowest and the highest rental rates for arable 
land. Rental rates for pasture land in different districts differ by up to 300 €/ha. While arable farm-
land rental rates rose in nearly all German districts between 1999 and 2007, increases in pasture 
land rental rates were restricted almost entirely to the former GDR. As well as the rental rates, the 
rental share of utilisable agricultural area also increased significantly from 12 % in 1949 to nearly 
two-thirds in 2007. 

The estimations of determinants of farmland rental rates use regional averages at district level. 
The study focuses on Western Germany and finds that soil quality, share of arable acreage, share of 
sugar beets, potatoes and vegetables as well as stocking rates positively impact on farmland rental 
rates. The extent of biogas production does not exhibit a significant effect. Labour force and farm 
size measured in hectares also positively influence land rents. Levels of concentration on local land 
markets are not high enough to have a significant impact. Higher shares of rented land coincide with 
lower rental prices – a finding which confirms results of previous work. Finally, the regional part 
of decoupled direct payments, enacted by the EU in 2003, may fully capitalise into farmland rental 
rates.

Résumé 
Évolutions et déterminants des prix du bail rural en Allemagne

Cette contribution étudie l’évolution et la distribution géographique des prix du bail rural ainsi que 
les facteurs potentiels influençant ceux-ci. L’analyse descriptive de la proportion des terrains à bail 
et des prix du bail au niveau régional montre que les prix du bail varient fortement d’une région à 
l’autre et que la marge entre les districts ruraux est nettement plus grande en ce qui concerne les 
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terres arables (plus de 500 euros/ha) qu’en ce qui concerne les pâturages (environ 300 euros/ha). 
Tandis que, de 1999 à 2007, les prix du bail pour les terres arables ont augmenté dans presque tous 
les districts ruraux, une hausse n’a été enregistrée pour les pâturages que dans la moitié des districts 
ruraux, en particulier dans les nouveaux Länder. La proportion des terrains à bail a fortement aug-
menté pendant les 60 dernières années. En Allemagne, environ 2/3 de la superficie agricole utilisée 
sont actuellement gérés par des preneurs à bail. 

L’examen empirique des facteurs influençant les prix du bail rural se concentre sur le territoire 
des anciens Länder. L’indice de rendement, le rendement du blé, la proportion des terres arables sur 
le terrain à bail, la superficie occupée par les betteraves et les pommes de terre, la densité de bétail 
et la part des terres cultivées consacrées à des cultures permanentes et à l’horticulture s’avèrent être 
des facteurs d’influence importants et positifs pour les prix du bail rural. Contre toute attente, au 
niveau des districts ruraux, la densité de biogaz ne produit jusqu’à présent pas d’effet significatif sur 
le prix du bail. La dotation en facteurs de production est examinée selon deux variables, à savoir les 
unités de travail par hectare et la taille de l’exploitation en hectares de superficie agricole utilisée. 
Toutes les deux ont une influence importante et positive pour le prix du bail. En plus, il apparaît que 
la concentration sur le marché du bsail rural n’est pas très élevée de sorte que peu de preneurs à bail 
peuvent faire jouer leur pouvoir de marché. Comme la littérature présente à ce sujet des résultats 
hétérogènes, il conviendra d’approfondir les recherches dans ce domaine. Par ailleurs, le prix du bail 
continue à baisser avec l’augmentation de la proportion des terrains à bail. Les payements publics 
sont pris en compte à travers les montants de base unitaires au niveau régional. Ceux-ci se voient 
du moins marginalement répercutés de manière intégrale sur le prix du bail. Cet aspect nécessite 
également une recherche approfondie.
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Fußnoten
1)	 Eine detaillierte Übersicht zu den Erhebungsumfängen und jeweils erhobenen Merkmalskomple-

xen findet der Leser auf Seite 7 in der Fachserie 3, Reihe 2.1.6 des Statistischen Bundesamtes 
(2008).

2)	 Lediglich in vier der Landkreise standen weniger als zehn, jedoch mindestens sieben Einzelbe-
obachtungen zur Verfügung. 
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3)	 Der Bestand an Ackerschleppern je 1000 ha landwirtschaftliche Nutzfläche stieg zwischen 1949 
(5,5 Schlepper je 1000 ha LN) und 1965 (84,6 Schlepper je 1000 ha LN) um mehr als das 
15-Fache an. (BMELF, 1960 und 1980).

4)	 Dauerkulturbetriebe: Mehr als 2/3 des Standarddeckungsbeitrages (StDB) aus Obst- und Bee-
renobstanlagen, Rebanlagen, sonstige Dauerkulturen; Gartenbaubetriebe: Mehr als 2/3 des StDB 
aus Gemüse, Erdbeeren, Blumen und Zierpflanzen, Pilze und Baumschulen.

5)	 Vgl. Cliff und Ord (1973) für eine frühe und verständliche Abhandlung zur Erstellung von 
Gewichtungsmatrizen.

6)	 Der interessierte Leser sei hier an Easterly und Levine (1998) für eine anschauliche Erklärung 
verwiesen.

7)	 Kelejian und Prucha (im Druck) nennen diesen Ansatz „generalised spatial two stage least 
squares (GS2SLS)“.

8)	 Nachbarschaftsmultiplikator für zeilenstandardisierte W = 1/(1-ρ) (Easterly und Levine, 1998)
9)	 Bestimmung der Wahrscheinlichkeitswerte der marginalen Effekte nach der Delta-Methode 

(Greene, 2003, S. 913 ff.)
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Anhang

Anhang 1. Deskriptive Statistik getrennt nach ABL und NBL

ABL, N=287 NBL, N=99
Variable Mittel-

wert
Std.
abw.

Min. Max. Mittel-
wert

Std.
abw.

Min. Max.

Pacht 211,4 85,90 34,70 590,2 123,3 56,05 39,98 316,7
EMZ 45,59 9,953 27 80,1 45,34 16,43 22 88
WWErtrag 71,68 9,152 41,9 96,3 65,51 9,106 40,6 81,2
ZR 0,0288 0,0466 0 0,251 0,0191 0,0212 0 0,0829
Kart 0,0158 0,03 0 0,192 0,0069 0,0065 0 0,0305
Biogas 0,0509 0,191 0 2,098 0,0391 0,0503 0 0,297
Rinderdichte 0,565 0,367 0,0091 1,772 0,316 0,162 0,0386 0,805
SundGdichte 0,173 0,279 0,0006 2,584 0,111 0,130 0,0001 1,161
AnteilLFDK 0,0240 0,0713 0 0,551 0,0153 0,0801 0 0,772
AnteilLFGB 0,0084 0,029 0 0,405 0,001 0,0021 0 0,013
Arbeitskräfte 0,0420 0,0239 0,0143 0,254 0,0208 0,0144 0,0089 0,114
Größe 35,86 15,57 9,892 101,5 183,4 78,87 27,18 358,2
Pachtanteil 0,504 0,117 0,193 0,922 0,799 0,0648 0,643 0,932
Ackerpachtanteil 0,574 0,202 0,0006 0,964 0,684 0,154 0,248 0,950
HHI_PF 0,0441 0,0775 0,0032 0,625 0,0747 0,143 0,0075 0,997
Prämie 285,9 18,21 255,1 304,6 309,1 13,55 280,6 322,1
DeltaLF -0,0106 0,0416 -0,15 0,200 -0,0083 0,0648 -0,422 0,233
Bevölkerung 456,8 597,3 42,18 4030 215,9 287,1 39,79 1678,2
Einkommen 17987 1801 14699 26872 14303 618,4 12708 15917
Arbeistlose 8,396 2,548 4 16,28 18,72 3,307 12,23 27,25
DeltaBev 0,0124 0,0331 -0,0823 0,107 -0,0678 0,053 -0,231 0,0897

Quelle: eigene Berechnungen
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Anhang 2. Schätzung des Allgemeinen Räumlichen Modells für die NBL

neue Bundesländer (N=99)
Variable Koeffizient Signifikanzniveau
EMZ 0,644 *** 0,00
WWErtrag 1,100 *** 0,00
ZR 1197 *** 0,00
Kart 408,3 0,13
Biogas 16,99 0,65
Rinderdichte -21,15 0,31
SundGdichte 40,63 *** 0,01
AnteilLFDK 242,9 *** 0,00
AnteilLFGB 217,5 0,85
Arbeitskräfte -147,3 0,60
Größe 0,0474 0,29
Pachtflächenanteil -15,45 0,72
Ackerpachtanteil 26,87 ** 0,05
HHI_PF -17,80 0,34
Prämie 0,604 *** 0,01
DeltatLF -144,9 *** 0,00
Bevölkerung 0,0104 0,34
Einkommen 0,0105 *** 0,01
Arbeitslose 1,666 * 0,06
DeltaBev 16,79 0,71
Konstante -229,4 *** 0,00
ρ -0,058 0,54
λ 0,395 *** 0,00
Korrigiertes R2 0,91    

Signifikanzniveau: * mind. 10 %, ** mind. 5 %, *** mind. 1 %; da ρ nicht signifikant ist, entspre-
chen die ausgewiesenen Koeffizienten den marginalen Effekten 
Quelle: Eigene Berechnungen
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Standards und Kennzeichen für Öko-Lebensmittel aus Ver-
brauchersicht: Empfehlungen für agrarpolitische Entschei-

dungsträger

Von Meike Janssen und Ulrich Hamm, Witzenhausen

1  Einleitung

1.1  Thema und Zielsetzung des Beitrags
Ökologisch erzeugte Lebensmittel – in diesem Beitrag kurz Öko-Produkte genannt – 
müssen genau definierte Richtlinien erfüllen. Den ordnungspolitischen Rahmen für die 
Erzeugung, Verarbeitung, Kennzeichnung und Kontrolle von Öko-Produkten bildet in den 
Ländern der Europäischen Union die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 (im Folgenden: EG-
Öko-Verordnung genannt), die am 1. Januar 2009 die Verordnung (EWG) 2092/91 ablöste. 
Ausschließlich Produkte, die den Richtlinien der EG-Öko-Verordnung genügen, können 
als „Öko“ bzw. „Bio“ gekennzeichnet und entsprechend auf den Markt gebracht werden. 
Bezüglich der Kennzeichnung von Öko-Produkten sieht die EG-Öko-Verordnung eine 
Neuerung vor: Ab Juli 2010 wird das bislang optional zu nutzende EU-Öko-Logo durch 
ein neues EU-Logo ersetzt, das für alle abgepackten Öko-Produkte in der EU verpflichtend 
ist. Anders als bisher, muss direkt neben dem Logo einer der drei folgenden Hinweise 
zur Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe platziert sein: „aus EU-Landwirt-
schaft“, „aus Nicht-EU-Landwirtschaft“ oder „aus EU-/Nicht-EU-Landwirtschaft“. Nur 
wenn mindestens 98 % der Ausgangsstoffe aus demselben Land stammen, kann stattdes-
sen das entsprechende Land genannt werden (30).

In Deutschland gibt es seit vielen Jahren zahlreiche freiwillige Öko-Zertifizierungszei-
chen. Das in Deutschland am weitesten verbreitete Zertifizierungslogo für Öko-Produkte 
ist das staatliche Bio-Siegel. Das Bio-Siegel kann auf Antrag auf allen Produkten, die 
den Vorgaben der EG-Öko-Verordnung genügen, gebührenfrei verwendet werden. Das 
Bio-Siegel bezieht sich somit auf dieselben Öko-Standards wie das EU-Logo, nur dass es 
keinen obligatorischen Hinweis auf die Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe 
vorsieht. Daneben existieren in Deutschland bereits seit Jahrzehnten private Anbauver-
bände mit eigenen Richtlinien zur Erzeugung und Herstellung von Öko-Produkten, die 
teilweise das erklärte Ziel verfolgen, die eigenen Produkte durch die Erfüllung höherer 
Standards von Produkten nach EG-Öko-Verordnung abzuheben, also eine Differenzierung 
innerhalb des Öko-Marktes zu erreichen (siehe bspw. 3; 9; 22).

Die Entstehung der neuen EU-Regelung zur Kennzeichnung von Öko-Produkten wurde 
von kontroversen Diskussionen begleitet, weil der erste Entwurf vorsah, die Verwendung 
privater Öko-Zertifizierungslogos zu verbieten. Dieser Vorschlag stieß auf heftige Gegen-
wehr, insbesondere vonseiten der Anbauverbände (vgl. 4; 8), sodass die entsprechenden 
Passagen aus dem Entwurf gestrichen wurden. Somit können die bestehenden Öko-Logos 
auch zukünftig – zusätzlich zur obligatorischen EU-Kennzeichnung – verwendet wer-
den. Grundsätzlich richten sich die meisten der auf Öko-Produkten ausgelobten Zertifi-
zierungslogos in erster Linie an den Endverbraucher. Ihre Kernfunktion besteht darin, die 
Einhaltung definierter Standards zu kommunizieren (vgl. 13; 12). Die Auslobung eines 
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zusätzlichen Öko-Logos erscheint insbesondere dann sinnvoll, wenn Verbraucher mit dem 
Logo einen Mehrwert, wie beispielsweise die Einhaltung höherer Öko-Standards oder eine 
vermeintlich höhere Sicherheit, verbinden. Vor diesem Hintergrund sollten sich sowohl 
private Anbauverbände als auch staatliche Stellen mit eigenen Öko-Logos mit der Frage 
befassen, welche Konsequenzen die Einführung der obligatorischen EU-Kennzeichnung 
haben könnte.

Der vorliegende Beitrag untersucht, wie erfolgreich die jeweiligen Öko-Standards 
gegenüber Verbrauchern bislang ausgerichtet und kommuniziert wurden und leitet aus 
dieser Analyse Handlungsempfehlungen für agrarpolitische Entscheidungsträger auf EU-, 
Bundes- und Länderebene sowie für private Anbauverbände ab. Bei der Analyse stehen 
folgende Fragen im Mittelpunkt:

Inwiefern nehmen Verbraucher bislang Unterschiede zwischen verschiedenen Öko-●●
Standards wahr? 
Warum bevorzugen Verbraucher Produkte mit bestimmten Öko-Standards?●●
Welche Vor- und Nachteile sehen Verbraucher in der neuen obligatorischen EU-Kenn-●●
zeichnung für Öko-Produkte?

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Nach einer kurzen Einführung in die Rolle der Zer-
tifizierung und Kennzeichnung von Öko-Produkten werden in Kapitel 2 die Methode der 
Datenerhebung mit Fokusgruppen und die Methode der Datenauswertung beschrieben. 
Im Anschluss werden die Ergebnisse der Datenanalyse vorgestellt. In der abschließenden 
Diskussion der Ergebnisse werden Empfehlungen für die neue EU-Kennzeichnung, das 
staatliche Bio-Siegel und die Zeichen der Anbauverbände abgeleitet.

1.2  Zur Rolle der Zertifizierung und Kennzeichnung von Öko-Produkten
Das Erfordernis einer Zertifizierung und Kennzeichnung von Öko-Produkten ergibt sich 
aus der Tatsache, dass Öko-Standards in erster Linie den Produktionsprozess regeln und 
sich weniger auf Eigenschaften des Endprodukts selbst beziehen. Verbraucher können 
die Einhaltung von Öko-Standards anhand des Endprodukts nicht überprüfen und auch 
Spezialisten ist der Nachweis nur mithilfe aufwendiger Verfahren möglich. Die Wert-
schöpfungskette für Öko-Lebensmittel weist somit eine hohe Informationsasymmetrie auf 
und ist anfällig für opportunistisches Verhalten wie beispielsweise Betrug (vgl. 19; 13). 
Prozessbezogene Produkteigenschaften dieser Art werden gemäß der informationsöko-
nomischen Systematik als sogenannte Potemkin-Eigenschaften bezeichnet (vgl. 28). Die 
Zertifizierung von ökologisch erzeugten Lebensmitteln durch unabhängige Kontrollstel-
len und die entsprechende Produktkennzeichnung (beispielsweise mit einem Logo) zielen 
darauf ab, Verbrauchern die Einhaltung der Öko-Standards zu signalisieren, um so dem 
grundsätzlichen Problem der Informationsasymmetrie entgegenzuwirken (vgl.  25). Der 
Erfolg eines Zertifizierungssystems – wie das der Öko-Zertifizierung – hängt maßgeb-
lich davon ab, ob die Verbraucher die Produktkennzeichnung wahrnehmen, inwieweit sie 
das dahinter stehende Produktionssystem verstehen, dem Zertifizierungssystem Vertrauen 
schenken und die entsprechenden Produkte bevorzugen (vgl. 13; 12). 

2  Methoden

Für die vorliegende Zielsetzung wurde ein qualitativer Forschungsansatz mithilfe von 
Fokusgruppendiskussionen gewählt. Der Oberbegriff ‚qualitative Forschung’ umfasst eine 
Fülle verschiedener Ansätze und Methoden, deren wesentliche Gemeinsamkeiten in einer 
interpretativen Erkenntnisgewinnung durch Beschreiben, Rekonstruieren und Verstehen 
liegen (vgl. 20; 24). Im Gegensatz zur quantitativen Forschung wird dabei nicht das Ziel 
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verfolgt, Zusammenhänge statistisch zu erfassen und in numerischer Form zu analysieren 
(vgl. 20). Nachteile qualitativer Ansätze sind somit eine mangelnde Repräsentativität und 
Quantifizierbarkeit der Ergebnisse (vgl.  20). Qualitative Forschung zielt hingegen auf 
Theoriebildung ab und eignet sich speziell zur Untersuchung von Fragestellungen, zu 
denen kaum oder nur unzureichende Erkenntnisse vorliegen (vgl. 14). Das trifft auf die 
zu untersuchenden Fragestellungen in dieser Studie zu. Bisher ist kaum bekannt, wie Ver-
braucher von Öko-Lebensmitteln Unterschiede zwischen verschiedenen Öko-Standards 
wahrnehmen und beurteilen. Ferner ist zum jetzigen Zeitpunkt unklar, wie Verbraucher 
die neue obligatorische EU-Kennzeichnung einschätzen. Mithilfe dieser Studie soll das 
Spektrum an Einstellungen unter Verbrauchern von Öko-Lebensmitteln erfasst und die 
hinter den Einstellungen stehenden Grundhaltungen aufgedeckt werden. Im Folgenden 
wird näher auf Methode, Design und Durchführung der Datenerhebung und -analyse ein-
gegangen.

2.1  Datenerhebung

2.1.1  Methode der Datenerhebung
Als Methode der Datenerhebung wurden Fokusgruppendiskussionen gewählt. Fokusgrup-
pendiskussionen1) sind eine Methode der qualitativen Datenerhebung, bei der die Teil-
nehmer (grundsätzlich zwischen 6 und 12 Personen) unter der Leitung eines Moderators 
bestimmte Fragestellungen diskutieren (vgl. 10). Eine Fokusgruppendiskussion beruht auf 
einem Gesprächsleitfaden, der die Rahmenthemen in Form von offenen Fragen vorgibt 
und je nach Untersuchungsfeld mehr oder weniger stark strukturiert ist (vgl. 14; 5). Mit-
hilfe dieser Methode lassen sich insbesondere „Einblicke in die verschiedenen Aspekte 
und Dimensionen eines Problems“ (14) gewinnen. Ein typischer Anwendungsbereich von 
Fokusgruppendiskussionen in der Konsumentenforschung liegt in der Untersuchung von 
Einstellungen, Meinungen, Kaufmotiven und Produktpräferenzen (vgl. 4; 16; 7). Dem 
kommunikativen Charakter von Fokusgruppendiskussionen kommt dabei eine zentrale 
Bedeutung zu. Im Vergleich zu stärker standardisierten Methoden weist diese Methode 
eine hohe Alltagsnähe auf, indem sich die Teilnehmer in ihren eigenen Worten äußern 
und miteinander austauschen können (vgl.  5). Gegenüber anderen qualitativen Erhe-
bungsverfahren mit Einzelinterviews liegt ein Vorteil in der gegenseitigen Stimulierung 
der Teilnehmer, wodurch in aller Regel ein breiteres Spektrum an Meinungen zum Vor-
schein kommt, da die Teilnehmer miteinander interagieren und die Meinungen der anderen 
reflektieren (vgl. 14; 5; 27). 

2.1.2  Design und Durchführung der Datenerhebung
Der Gesprächsleitfaden für die Fokusgruppendiskussionen enthielt drei zentrale Leitfra-
gen. Zunächst wurden die Teilnehmer gefragt, ob sie Produkte mit bestimmten Öko-Logos 
bevorzugten. An dieser Stelle wurde das Thema Öko-Richtlinien und -Standards vonseiten 
des Moderators noch nicht erwähnt. Aufgrund dieser Vorgehensweise konnte untersucht 
werden, inwiefern die Teilnehmer selbst die Verbindung zwischen Öko-Logos und den 
dahinter stehenden Standards herstellten. Im Anschluss an Frage 1 erläuterte der Modera-
tor, dass die abgebildeten Logos für bestimmte Öko-Richtlinien stehen und die Teilnehmer 
wurden nun gefragt, ob sie zwischen den verschiedenen Richtlinien wichtige Unterschiede 
sehen. Im Anschluss daran wurde die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Produkte kurz 
erläutert und zur Debatte gestellt. Alle Leitfragen wurden als visuelle Unterstützung in 
Form einer computergestützten Präsentation nacheinander mit einem Beamer an die Wand 
projiziert. Bei Frage 1 und 2 waren verschiedene Öko-Logos gemäß Abbildung 1 in Farbe 
abgebildet. Zur Diskussion standen das staatliche Bio-Siegel, das alte EU-Logo sowie 
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die Logos der drei Anbauverbände Bioland, Demeter und Naturland. Die Auswahl der 
Logos erfolgte mittels einer Bestandsaufnahme in Einkaufsstätten im Raum Kassel und 
Göttingen, wenige Monate vor Durchführung der Fokusgruppendiskussionen, wonach die 
ausgewählten Logos die am weitesten verbreiteten Logos in dieser Region waren.

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt drei Fokusgruppendiskussionen mit je 10 bis 
15 Teilnehmern in Kassel und Göttingen im Mai 2009 durchgeführt. Die 60 bis 70 Minu-
ten dauernden Diskussionen wurden unter Zuhilfenahme einer Videokamera und zweier 
Audio-Aufnahmegeräte aufgezeichnet. Zielgruppe der Studie waren Gelegenheits- und 
Intensivkäufer von Öko-Lebensmitteln. Die Rekrutierung der Teilnehmer fand vor Natur-
kostläden und konventionellen Lebensmittelgeschäften mit einem breiten Sortiment an 
Öko-Lebensmitteln statt. Die Auswahl der Teilnehmer erfolgte mittels eines Screening-
Fragebogens, der neben verschiedenen Ausschlusskriterien2) Quoten3) für die Alters- und 
Geschlechterzusammensetzung der Fokusgruppen (FG) vorgab. Weiterhin wurde im 
Screening-Fragebogen die Öko-Kaufintensität der Teilnehmer mit einem Index bestimmt.4) 
Die Teilnehmer wurden daraufhin in Öko-Gelegenheitskäufer und Öko-Intensivkäufer 
unterteilt, wobei zwei Fokusgruppen ausschließlich aus Öko-Gelegenheitskäufern und 
eine Fokusgruppe aus Öko-Intensivkäufern bestand. Die Trennung der beiden Käufer-
segmente erfolgte aufgrund der Annahme, dass Unterschiede im Öko-Kaufverhalten mit 
Unterschieden im Erfahrungs- und Kenntnisstand bezüglich Öko-Richtlinien einhergehen. 
Infolgedessen könnte in „gemischten Fokusgruppen“ Intensivkäufern eine Art Experten-
rolle zugeschrieben werden, sodass sich Gelegenheitskäufer mit geringerem Kenntnis-
stand weniger beteiligen würden. Von einer derartig heterogenen Zusammensetzung einer 
Fokusgruppe wird im Allgemeinen abgeraten (vgl. 10; 16). 

Die tatsächliche Zusammensetzung der drei Fokusgruppen ist in Tabelle 1 dargestellt. 
Die Gruppengröße variierte zwischen 10 und 15 Teilnehmern, da die Quote der nicht 
erschienenen Personen in den drei Gruppen sehr unterschiedlich ausfiel (0 % bei FG2 und 

Abb. 1. Auszug aus der visuellen Unterstützung zum Gesprächsleitfaden

Bevorzugen Sie Produkte mit einem dieser Warenzeichen
gegenüber Produkten mit anderen Warenzeichen, die hier 

gezeigt sind?

auf dem Produkt 
steht nur 

das Wort „Bio“
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33 % bei FG3). Mit einem Verhältnis von 61 % Frauen und 39 % Männern sowie 56 % 
in der jüngeren (18–44 Jahre) und 44 % in der älteren (45–75 Jahre) Altersgruppe weicht 
die tatsächliche Zusammensetzung der Gruppen aufgrund des unvorhersehbaren Nichter-
scheinens mehrerer Personen leicht von den ursprünglich angestrebten Quoten ab. Diese 
Verzerrungen liegen im für Fokusgruppen üblichen Rahmen.

Tabelle 1. Zusammensetzung der Fokusgruppen

Geschlecht 
und Alter

Total

Gruppe 1
Öko-Gelegen-

heitskäufer

Gruppe 2
Öko-Gelegen-

heitskäufer

Gruppe 3
Öko-Intensiv-

käufer
N % N % N % N %

Frauen,
18-44 Jahre

12 33,3 5 45,5 5 33,3 2 20,0

Frauen,
45-75 Jahre

10 27,8 2 18,2 3 20,0 5 50,0

Männer,
18-44 Jahre

8 22,2 1 9,1 5 33,3 2 20,0

Männer,
45-75 Jahre

6 16,7 3 27,3 2 13,3 1 10,0

Total 36 100,0 11 100,0 15 100,0 10 100,0

2.2  Datenanalyse

Die Analyse der Daten erfolgte mit der Methode der qualitativen Inhaltsanalyse in Anleh-
nung an Mayring (17) sowie Gläser und Laudel (11). Die qualitative Inhaltsanalyse 
ist eine Methode zur systematischen und regelgeleiteten Analyse sprachlichen Materials. 
Die im Textmaterial enthaltenen, für die Forschungsfragen relevanten Informationen wer-
den dabei extrahiert, zusammengefasst und interpretiert (vgl.  18). Bei der qualitativen 
Inhaltsanalyse wird das Textmaterial in Analyseeinheiten unterteilt und nach einem vorab 
definierten Ablaufschema analysiert (vgl. 17).

Mithilfe der Audio- und Videoaufzeichnungen wurden zunächst Transkriptionen der 
Fokusgruppendiskussionen mit Standardorthografie angefertigt. Die strukturierte und 
regelgeleitete Auswertung der Daten erfolgte mittels eines Kategoriensystems, das sich 
eng an den Forschungsfragen orientierte und gemäß der Vorgehensweise nach Gläser und 
Laudel (11) im Laufe des Analyseprozesses anhand des untersuchten Materials erweitert 
wurde. Die im Textmaterial identifizierten Analyseeinheiten wurden zunächst verdichtet, 
d. h. auf deren Kernaussagen reduziert, bevor sie in zwei weiteren Textdurchläufen den 
Kategorien zugeordnet wurden. Daran anschließend wurden alle zu einer Kategorie gehö-
renden Aussagen gesammelt, zusammengefasst und interpretiert. 

Im gesamten Auswertungsprozess erfolgte jeder Analyseschritt quer über die drei 
Fokusgruppen. Bei der Zusammenfassung und Interpretation der Ergebnisse wurde 
berücksichtigt, inwiefern ein Aspekt in den drei verschiedenen Fokusgruppen thematisiert 
wurde. So konnte in der Darstellung der Ergebnisse vermerkt werden, in welchen Gruppen 
ein Aspekt genannt wurde. Es sei an dieser Stelle jedoch darauf hingewiesen, dass keine 
quantitative Analyse angestrebt wurde, da die Häufigkeit geäußerter Argumente innerhalb 
einer Fokusgruppe kaum interpretiert werden kann (vgl. 16). In der vorliegenden Studie 
wurde davon ausgegangen, dass lediglich die Tatsache, ob ein Aspekt in einer Gruppe 
genannt wurde oder nicht, gewisse Rückschlüsse auf dessen Relevanz zulässt. 
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3  Ergebnisse

Die Darstellung der Ergebnisse ist entsprechend der Forschungsfragen in drei Abschnitte 
unterteilt. Der erste Abschnitt befasst sich mit der Wahrnehmung von Unterschieden zwi-
schen verschiedenen Öko-Richtlinien. Im zweiten Abschnitt wird dargelegt, inwiefern die 
Teilnehmer Produkte mit bestimmten Öko-Standards bevorzugten. Im dritten Abschnitt 
wird auf die Einstellungen der Teilnehmer zur neuen EU-Kennzeichnung für Öko-Lebens-
mittel eingegangen. Zur Veranschaulichung der Ergebnisse sind stellvertretende Original-
zitate der Teilnehmer angeführt. Alle Zitate sind am Ende mit Angaben zur Fokusgruppe 
(1 bis 3), zur Öko-Kaufintensität („G“ für Gelegenheitskäufer und „I“ für Intensivkäufer) 
sowie zur anonymisierten Teilnehmernummer (1 bis 15) versehen. In den Zitaten sind 
Weglassungen durch runde Klammern (…) gekennzeichnet. Angaben in eckigen Klam-
mern sind Ergänzungen der Verfasser, die zum Verständnis des Zitats notwendig sind.

3.1  Wahrnehmung von Unterschieden zwischen verschiedenen Öko-Standards
Die Wahrnehmung von verschiedenen Öko-Standards reichte bei den Teilnehmern von 
völliger Unkenntnis bis zu punktuellem Wissen über die Inhalte bestimmter Standards. 
Mehrere Teilnehmer verglichen die hinter den verschiedenen Logos stehenden Richtlinien 
miteinander, indem sie Rangfolgen von hohen zu niedrigen Standards bildeten. Es muss 
jedoch betont werden, dass nur wenige Teilnehmer tatsächlich mehrere Standards mit-
einander verglichen. Während das staatliche Bio-Siegel allen Teilnehmern vertraut war, 
kannte so gut wie keiner das EU-Logo. Bezüglich der drei Anbauverbände wiederum 
ergab sich ein uneinheitliches Bild: Einige Teilnehmer waren mit Demeter, Bioland und 
Naturland vertraut, andere wiederum kannten keines der drei Logos. Insgesamt herrschte 
in allen drei Gruppen unter den Teilnehmern keine Scheu, Unkenntnis offen zuzugeben. 
Außerdem wurde deutlich, dass die Wahrnehmung bei vielen Teilnehmern nicht wesent-
lich über eine ungefähre Vorstellung von hohen im Gegensatz zu niedrigeren Standards 
hinausging. 

Insgesamt brachten die Teilnehmer am häufigsten Demeter mit höheren Standards in 
Verbindung. Im Gegensatz dazu wurde das Bio-Siegel häufig mit Mindeststandards, teil-
weise auch mit Massenproduktion und „Billigläden“ (FG3-G/8) assoziiert.

„Ich glaube, dass Demeter deshalb deutlich teurer ist, weil die von den Bauern in 
der Umgebung ihre Produkte (…) beziehen. Ich bin mir nicht ganz sicher. Und Bio 
nach EG-Öko-Verordnung wird ja von überall hertransportiert. Das ist eine Mas-
senproduktion, biologische Massenproduktion sozusagen. Und daher wird es auch 
schon wieder günstiger.“ (FG1-G/3).

Produkte ohne Zertifizierungslogo, nur mit dem Wort „Bio“ oder „Öko“ versehen, wurden 
hingegen am niedrigsten eingestuft. Die meisten Teilnehmer zweifelten an, dass diese Pro-
dukte überhaupt unter festgelegte Richtlinien fielen, weshalb sie diesen Produkten nicht 
vertrauten. Vielen Teilnehmern war offensichtlich nicht bekannt, dass die Verwendung der 
Begriffe „Bio“ und „Öko“ gesetzlich geregelt ist.

„Ich habe auch oft das Gefühl, wo nur Bio draufsteht, dass das einfach nur drauf-
geschrieben wird, damit die Leute das vermehrt kaufen, oder damit sie bereit sind, 
einen höheren Preis zu zahlen. Weil gerade bei dieser reinen Aufschrift Bio hat man 
oft das Gefühl, da steht überhaupt nichts dahinter.“ (FG1-G/9).

Die Richtlinien der Anbauverbände Bioland und Naturland wurden entweder zwischen 
Demeter und dem Bio-Siegel oder gleichwertig mit Demeter eingestuft.

„Von der Priorität her, würde ich sagen, ist das Demeter so das am höchsten ange-
siedelte oder das ehrlichste. Und das Bioland ist, bin mir jetzt nicht sicher, das ist 
irgend so eine Übergangslösung. Das ist nicht ganz rein, aber doch auf dem Weg 
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dahin. Und das Bio [Bio-Siegel] sagt mir [nichts], also da habe ich keinen Inhalt 
dazu. Das ist einfach nur Bio. Was da jetzt wirklich dahinter steht, weiß ich nicht.“ 
(FG1-G/11).

Als einzige konkrete Unterschiede zwischen den Standards wurden spezielle Eigenschaf-
ten von Demeter genannt, die in Abschnitt 3.2 dargestellt werden. 

In allen Fokusgruppen gaben einige Personen offen zu, überhaupt keine Unterschiede 
zwischen verschiedenen Richtlinien zu kennen. 

„Ich würde sagen, (…) wenn mir die Öko-Richtlinien sowieso nicht bekannt sind 
oder relativ unbekannt, dann kann ich auch zu den Unterschieden gar nichts sagen, 
da kann ich eigentlich nur Vertrauen haben.“ (FG1-G/1).

In zwei Fokusgruppen stellten mehrere Personen fest, dass ihnen die Bedeutung des 
Begriffs „Bio“ unklar war. Hier herrschte große Unsicherheit bezüglich der Vorgaben für 
die Erzeugung von Öko-Produkten. 

„Was ist Bio genau? Vielleicht kann mich auch mal jemand aufklären? (…) Viel-
leicht kann mir dabei jemand weiterhelfen? Was steckt jetzt wirklich dahinter?“ 
(FG1-G/5).

Daneben fragten sich einige Teilnehmer, ob Öko-Produkte generell unter ein Kontrollsys-
tem fallen und inwieweit das auch auf importierte Öko-Produkte zutrifft. 

3.2  Verbraucherpräferenzen für bestimmte Öko-Standards
Entsprechend der unterschiedlichen Wahrnehmung von Öko-Standards wurden auch die 
Fragen nach Präferenzen für bestimmte Öko-Standards von den Teilnehmern sehr unter-
schiedlich beantwortet. Einige Teilnehmer schienen eine klare Vorliebe für bestimmte 
Öko-Standards zu haben, andere hingegen überhaupt nicht, was im Folgenden näher dar-
gestellt wird.

In allen Fokusgruppen brachten einige Teilnehmer eine Präferenz für vermeintlich 
höhere Standards zum Ausdruck. Diese Aussagen bezogen sich ausnahmslos auf die Stan-
dards der Anbauverbände. Demeter wurde dabei am häufigsten genannt, einige Personen 
bevorzugten jedoch ausdrücklich Bioland, trotz vermeintlich niedrigerer Standards als 
Demeter. 

„Ich finde Bioland ganz gut von den Verbandsrichtlinien. Es ist halt ein bisschen 
strenger als Bio [Bio-Siegel], aber nicht so streng wie Demeter und auch nicht so 
aufwendig in der Landwirtschaft wie Demeter.“ (FG3-G/14).

Andere Teilnehmer wiederum machten keine Unterschiede zwischen Demeter, Bioland 
und Naturland und zogen diese drei Anbauverbände dem Bio-Siegel vor.

„Meine Liste wäre jetzt Bioland, Demeter, Naturland relativ gleichrangig und 
dieses EU-Bio [Bio-Siegel] kaufe ich wirklich immer nur unter ganz bestimmten 
Umständen. Denn ich denke mal, das ist zwar besser als gar nichts, aber da weiß 
ich, da sind die Standards einfach so niedrig, das kaufe ich also dann, wenn es das 
Produkt als was anderes nicht gibt.“ (FG3-G/7).

Insgesamt gingen die Teilnehmer kaum darauf ein, weshalb sie Wert auf höhere Standards 
legten und worin ihrer Ansicht nach die Unterschiede zwischen den Standards bestanden. 
Einige Teilnehmer bevorzugten Demeter aufgrund des anthroposophischen Hintergrunds, 
wobei Anthroposophie aber nicht näher erläutert wurde. Vereinzelt wurden spezielle 
Eigenschaften der Produktionsweise von Demeter angeführt, wie die Berücksichtigung 
kosmischer Bedingungen. Zwei Personen erwähnten den besseren Geschmack von Deme-
ter-Milch. 

„Von Anthroposophie halte ich eigentlich jetzt nichts, aber Milch kaufe ich zum 
Beispiel bei Demeter, weil die die Milch nicht behandeln und die anderen machen 
ja so H-Milch. Und ich finde, das schmeckt man auch.“ (FG3-G/14).
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Aus einigen Aussagen ging hervor, dass höhere Standards mit strengeren Kontrollen in 
Verbindung gebracht wurden, was zu größerem Vertrauen in die Echtheit der Öko-Pro-
dukte führte.

„So ein Label wie zum Beispiel Bioland, da kann ich eher davon ausgehen, dass 
die strenger kontrollieren. Erstens strenger kontrollieren, insbesondere strengere 
Standards an die Produktionsweise haben.“ (FG3-G/7).

Andere Teilnehmer sprachen allgemein von hoher Produktqualität als Folge von hohen 
Standards, ohne näher darzulegen, was sie unter Qualität verstanden. Eine Person stellte 
ausführlich dar, dass ihr Einkaufsverhalten von der jeweiligen Art des Produkts abhing. 
Sie erachtete höhere Produktionsstandards als besonders wichtig bei Obst und Gemüse mit 
essbarer Schale sowie bei Produkten, deren Erzeugung große Belastungen für die Umwelt 
und die beteiligten Arbeiter verursachte. Diese Person verband mit höheren Produktions-
standards demnach sowohl persönliche als auch altruistische Motive.

Interessanterweise schränkten viele Teilnehmer, die angaben, Demeter aufgrund höhe-
rer Produktionsstandards zu bevorzugen, ihre Aussagen ein und verwiesen darauf, dass 
sie sich Demeter-Produkte aufgrund der hohen Preise nur bedingt leisten konnten bzw. 
wollten. 

„Ich bevorzuge nach wie vor Demeter, wenn es irgendwie geht, wenn es auch 
preislich geht. Ich kaufe öfter auch abgelaufene Ware, dann geht das meistens.“ 
(FG2-I/6). „Ja, da würde ich mich auch anschließen. Kommt ja natürlich auch auf 
den Preis an, denn Demeter ist ja häufig deutlich teurer. Dann würde ich auch ein 
preiswerteres Produkt bevorzugen. Aber sonst Demeter wegen der anthroposophi-
schen Ausrichtung.” (FG2-I/9).

In allen Fokusgruppen gaben einige Teilnehmer an, grundsätzlich keine Präferenzen für 
bestimmte Öko-Standards zu haben. Außerdem gab es mehrere Teilnehmer, die keine 
Unterschiede zwischen verschiedenen Öko-Standards kannten. 

„Ich kenne die Unterschiede nicht, gebe ich ehrlich zu, von daher hat es für mich 
auch nicht wirklich eine Bedeutung.“ (FG1-G/5).

Öko-Zertifizierungslogos spielten für viele dieser Teilnehmer dennoch eine Rolle, und 
zwar als schlichtes Erkennungsmerkmal für Öko-Lebensmittel. Produkte mit bekannten 
Zertifizierungslogos wurden klar bevorzugt, ohne dass damit konkrete Vorstellungen über 
die Höhe der Standards einhergingen. Vertrauen spielte hier die entscheidende Rolle, da 
Öko-Produkten ohne Zertifizierungslogo misstraut wurde.

„Das linke [EU-Logo] kenne ich gar nicht. Und dieses Naturland ist mir auch nicht 
vertraut. Ich achte in erster Linie auf dieses Sechseck [Bio-Siegel] und Bioland. 
Und an dritter Stelle käme Demeter.“ (FG2-I/8).
„Wenn jetzt einfach nur das Wort Bio draufsteht, [den Produkten] würde ich prin-
zipiell eher misstrauen, weil, ich weiß nicht, ob das Wort irgendwie rechtlich 
geschützt ist. Wahrscheinlich kann man das einfach draufschreiben. Daher würde 
ich dem Wort nicht trauen, aber allen anderen, die eher so zertifikatmäßig aussehen, 
dann schon.“ (FG3-G/3).

Andere Teilnehmer gingen explizit darauf ein, dass ihnen andere Kriterien bei der Auswahl 
eines Öko-Produkts wichtiger waren als die Unterschiede zwischen verschiedenen Stan-
dards. In vielen Aussagen wurde eine Präferenz für regionale Produkte deutlich. Neben der 
Herkunft der Produkte wurde auch der Preis als Auswahlkriterium von vielen Teilnehmern 
thematisiert. Einige Teilnehmer ließen wissen, dass sie mehrheitlich preisgünstigere Öko-
Produkte wählten, ohne dabei auf ein bestimmtes Öko-Logo zu achten.

„Ich würde auch immer dazu neigen, einen Preisvergleich zu machen und mich dann 
wahrscheinlich für das günstigste [entscheiden], oder wenn im mittleren Bereich 
was gut aussieht, dann nehme ich auch das.“ (FG2-I/8).
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Aussehen und Geschmack eines Produkts wurden als weitere Auswahlkriterien genannt. 
In der Gruppe der Öko-Intensivkäufer wurde darüber hinaus angeführt, dass es sich bei 
Öko-Richtlinien nur um Mindeststandards handelt und es von daher entscheidend ist, wie 
der einzelne Betrieb die Richtlinien umsetzt. In erster Linie waren diesen Teilnehmern die 
Unterschiede zwischen ökologisch und konventionell erzeugten Produkten wichtig.

„Das ist für mich das Hauptkriterium, zu wissen der Unterschied zwischen Bio und 
konventionell. Der Unterschied innerhalb der Bio-Ware ist so groß nicht.“ (FG2-
I/1).

3.3  Verbrauchereinstellungen gegenüber der neuen EU-Kennzeichnung  
für Öko-Lebensmittel

Die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Lebensmittel wurde den Teilnehmern einleitend 
wie folgt durch den Moderator erläutert:

„Als Letztes möchten wir gerne Ihre Meinung hören zu einem aktuellen Thema. Ab 
Juli 2010 wird es ein EU-weites, einheitliches Bio-Warenzeichen geben. Alle Bio-
Produkte, die in der EU hergestellt werden, müssen dann mit diesem Warenzeichen 
versehen sein. Zusätzlich zu den Warenzeichen muss ausgewiesen sein, wo die 
landwirtschaftlichen Rohstoffe herkommen, aus denen das Produkt besteht.“

Die verschiedenen Angaben zur Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe wurden 
an die Wand projiziert und erläutert. Daneben wurden die Teilnehmer informiert, dass 
zusätzlich zur verpflichtenden Kennzeichnung weitere Öko-Logos verwendet werden kön-
nen. Zum Zeitpunkt der Fokusgruppen stand das konkrete Aussehen des neuen EU-Logos 
noch nicht fest, worüber die Teilnehmer in Kenntnis gesetzt wurden.

In allen Fokusgruppen wurde die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Lebensmittel leb-
haft diskutiert, wobei sowohl positive Aspekte als auch Bedenken zur Sprache kamen. 
Insgesamt standen viele Teilnehmer der neuen Regelung eher skeptisch gegenüber und 
formulierten Bedingungen, unter denen sie die neue Kennzeichnung akzeptieren würden. 
Die Darstellung der Ergebnisse ist in die folgenden vier Themen untergliedert, die von den 
Teilnehmern in den Diskussionen aufgeworfen wurden: 
I.	 Einführung eines einheitlichen, verpflichtenden Logos, 
II.	 Standards und Kontrolle, 
III.	 Angabe zur Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe und 
IV.	 Verwendung bestehender Öko-Logos.

3.3.1  Einführung eines einheitlichen, verpflichtenden Logos
Einige Teilnehmer begrüßten die Einführung eines einheitlichen, verpflichtenden Logos 
für Öko-Lebensmittel, weil es dadurch einfacher sei, Öko-Lebensmittel zu identifizieren, 
insbesondere für Verbraucher, die nicht so häufig Öko-Produkte kauften. 

„Ich glaube, für Leute, die sich nicht so mit Bio-Lebensmitteln auseinandersetzen, 
ist das gut, so ein großes Oberkennzeichen zu haben. Aber für Leute, die Ahnung 
haben und die sich damit beschäftigen, ist es natürlich ein bisschen doppelt gemop-
pelt.“ (FG1-G/6).

Daneben wurde in allen Fokusgruppen erwähnt, dass ein EU-weites Logo bei Aufenthal-
ten im Ausland, wie beispielsweise im Urlaub, hilfreich sei, da sich deutsche Verbraucher 
in aller Regel nicht mit den ausländischen Öko-Richtlinien und -Logos auskennen und ein 
einheitliches Logo von daher Sicherheit bei der Produktwahl liefere. 

Demgegenüber stand eine Reihe von kritischen Stimmen, die die Einführung eines 
neuen Logos für überflüssig hielten. Es wurde angeführt, dass Öko-Lebensmittel bereits 
eindeutig gekennzeichnet seien.
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„Was macht das für einen Sinn? Wenn es Bio ist, dann erkennt man das jetzt auch 
schon.“ (FG2-I/4). 

Darüber hinaus wurde in allen Fokusgruppen konkret über die zukünftige Rolle des Bio-
Siegels spekuliert, das - aus Sicht der Teilnehmer - in Deutschland bereits die Funktion des 
neuen EU-Logos erfüllte. Dieser Punkt verursachte Unverständnis unter den Teilnehmern, 
weshalb die neue Kennzeichnung eher skeptisch beurteilt wurde.

„Mir ist noch nicht ganz klar, (…) ersetzt das [neue EU-Logo] dann dieses sechs-
eckige [Bio-Siegel] oder könnte dann beides nebeneinander stehen? Oder was für 
eine Funktion soll das [neue EU-Logo] haben?“ (FG3-G/7).

Einige Teilnehmer waren der Ansicht, dass die Einführung eines neuen Logos die Iden-
tifizierung von Öko-Ware nicht vereinfachen, sondern vielmehr erschweren würde, da es 
zu Verwirrungen aufseiten der Verbraucher kommen könnte. Als Begründung wurde die 
Vielzahl bereits bestehender Logos angeführt.

„Das [neue EU-Logo] würde dann (…) nicht zu einer Vereinheitlichung beitragen, 
sondern eher zu einem Wust von noch mehr Kennzeichnung und mich würde das 
eher in die Irre führen.“ (FG1-G/1).

3.3.2  Standards und Kontrolle
Die am häufigsten geäußerten Bedenken gegenüber der neuen Kennzeichnung betrafen 
die hinter der Kennzeichnung stehenden Öko-Standards. In allen Fokusgruppen gingen 
die Teilnehmer davon aus, dass sich die EU-weite Kennzeichnung auf niedrigere als die in 
Deutschland gesetzlich vorgeschriebenen Standards stützen würde. Den Teilnehmern war 
offensichtlich nicht bewusst, dass es bereits EU-weit einheitliche Öko-Richtlinien gibt, 
die in Deutschland den gesetzlich vorgeschriebenen Mindeststandard bilden. Die Beden-
ken resultierten aus der falschen Vorstellung, dass die Vorgaben in anderen europäischen 
Ländern niedriger seien als in Deutschland.

„Ich vermute mal, dass die Standards heruntergeschraubt werden. Ich weiß nicht, ob 
in anderen Ländern die Standards genauso hoch sind wie in Deutschland.“ (FG2-
I/10).

Einige Teilnehmer begründeten ihre Befürchtung einer Herabsetzung der Standards mit 
ihrer Skepsis gegenüber EU-Verordnungen im Allgemeinen. 

„Was immer die Tendenz ist, bei den europäischen Sachen, ist dieses Verallgemei-
nernde. So, dass es so ein Bio-Brei wird, dass man im Einzelnen dann doch nicht 
mehr unterscheiden kann.“ (FG2-I/5).

Infolge der Verunsicherung hinsichtlich der Höhe der Standards verlangten viele Teilneh-
mer nach weiteren Informationen und regten an, dass bei Einführung des neuen Logos die 
zugrunde liegenden Standards kommuniziert werden sollten. Ein Teilnehmer machte dazu 
einen ganz konkreten Vorschlag:

„Es scheint überhaupt noch an Information zu fehlen. Wenn man so ein Etikett [wie 
das neue EU-Logo] einführt, dann muss man auch zum Beispiel in den Läden eine 
entsprechende Tafel aufhängen, wo dann die Richtlinien draufstehen, damit jeder 
das auch mit Inhalt füllen kann, dieses Zeichen.“ (FG1-G/11).

In allen Fokusgruppen wurde darüber hinaus infrage gestellt, wie die Einhaltung von EU-
weiten Standards kontrolliert werden kann. Misstrauen herrschte insbesondere gegenüber 
importierten Öko-Lebensmitteln aus Drittländern. Die Teilnehmer gingen davon aus, dass 
mit der neuen Kennzeichnung die Einführung eines neuen Kontrollsystems notwendig 
sei. 

„Die minimalen Anforderungen müssen immer eingehalten werden. Die Frage ist 
nur: Wer kontrolliert das?“ (FG3-G/6). „Das würde ich auch spannend finden. EU-
Landwirtschaft, Nicht-EU-Landwirtschaft, die Kontrolle. Also wir wissen ja, Mit-
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tel-, Zentral-, Südamerika (…), ist so die Frage, wie das da so ist.“ (FG3-G/9). „Da 
reicht mir schon Süditalien, mit der Mafia und so.“ (FG3-G/8).

Interessanterweise wurde die Frage nach der Kontrolle von ausländischer Ware nur im 
Zusammenhang mit der neuen EU-Kennzeichnung thematisiert. Aus den Diskussionen 
ging nicht hervor, worin die Teilnehmer Unterschiede zur momentanen Regelung sahen. 
Insgesamt verdeutlichten die Wortbeiträge den geringen Kenntnisstand der Teilnehmer 
bezüglich Öko-Standards und -Kontrolle. In einer Fokusgruppe wurde vermutet, dass mit 
einem EU-weiten Kontrollsystem erhebliche Kosten verbunden seien und die Teilnehmer 
spekulierten darüber, ob für Produzenten zusätzliche Lizenzkosten anfielen. Infolgedessen 
wurde der EU unterstellt, mit der neuen Regelung Einnahmen generieren zu wollen. 

„Das ist eigentlich Geldmacherei für mich. Es gibt ja schon ein Zeichen, dass es 
[das Produkt] nach EU ist.“ (FG2-I/4).

3.3.3  Angabe zur Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe
In allen Fokusgruppen wurde die in der neuen Kennzeichnung vorgesehene Angabe zur 
Herkunft der landwirtschaftlichen Ausgangsstoffe eingehend diskutiert. Dabei stießen die 
Angaben „aus EU-Landwirtschaft“ bzw. „aus Nicht-EU-Landwirtschaft“ weitestgehend 
auf Ablehnung. Nur einzelne Teilnehmer sahen in dieser Kennzeichnung Vorteile. Die 
meisten fanden die Angabe zu ungenau, weil ihrer Ansicht nach zwischen den EU-Ländern 
sehr große Unterschiede herrschten. Es wurde deutlich, dass Öko-Produkten aus bestimm-
ten Herkunftsländern weniger vertraut wurde als anderen. 

„Ich finde es einen großen Unterschied, ob Gemüse aus Spanien oder aus Belgien 
kommt. Also  [Produkte aus] Spanien kaufe ich viel weniger. Ist viel vergifteter. Ist 
beides EU.“ (FG3-G/5).

Einige Teilnehmer befürchteten, dass es durch die Herkunftsbezeichnungen „aus EU-
Landwirtschaft“ bzw. „aus Nicht-EU-Landwirtschaft“ zu „Verschleierungen“ (FG3-G/11) 
kommen könnte. Daneben spielte für einige Teilnehmer das Herkunftsland eine wichtige 
Rolle als Informationsquelle über die zurückgelegten Transportwege. Insgesamt bevor-
zugten so gut wie alle Teilnehmer die Angabe eines konkreten Herkunftslands.

„Ich denke, was aus Deutschland kommt, das ist noch mal ein Stück kontrollierter 
als alles, was [von] weiter weg kommt. Und [von] je weiter (...) weg [es] kommt, 
desto (…) mehr Umschlagplätze gibt es, desto mehr Möglichkeiten gibt es, da 
irgendwo Sachen anders umzuverpacken und dergleichen. Und von daher würde ich 
[es] schon begrüßen, wenn das Herkunftsland tatsächlich darauf steht.“ (FG2-I/1).

3.3.4  Verwendung bestehender Öko-Logos
Die Tatsache, dass die bestehenden Öko-Logos zusätzlich zur obligatorischen EU-Kenn-
zeichnung weiterhin verwendet werden können, wurde in allen Fokusgruppen ausdrück-
lich begrüßt und es wurde deutlich, dass eine gegenteilige Regelung auf breite Ablehnung 
gestoßen wäre.

„Auf alle Fälle sollten die Zusatzbezeichnungen Demeter, Bioland oder so was 
bleiben, damit der interne Markt einfach differenziert werden kann.“ (FG3-G/6).

Einige Teilnehmer gaben in diesem Zusammenhang an, die neue Regelung grundsätzlich 
zu akzeptieren, sich aber weiterhin an den bestehenden Logos zu orientieren.

„Ich würde es nach wie vor begrüßen, wenn die (…) Verbände draufstehen [und] 
gute Hinweise auf den Erzeuger. Und ich habe auch so ein bisschen Schwierigkei-
ten damit, [wie] die EU alles über einen Kamm zu scheren. Aber dagegen habe ich 
nichts, also wenn da noch ein weiteres Zeichen drauf ist.” (FG2-I/1).

Andere Teilnehmer wiederum äußerten die Befürchtung, dass die neue Kennzeichnung die 
Logos der Anbauverbände verdrängen könnte.
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„Das [neue EU-Logo] könnte auch dazu führen, dass so etwas wie Demeter ganz 
verschwindet, weil man diese Gesetzgebung einfach überstülpt. Also diese Standar-
disierungen sind auch ziemlich gefährlich.“ (FG3-G/15).

4  Diskussion und Schlussfolgerungen

Aus den Ergebnissen der Fokusgruppendiskussionen lassen sich Empfehlungen für 
agrarpolitische Entscheidungsträger ableiten. Im Folgenden wird gezielt auf die neue 
EU-Kennzeichnung für Öko-Produkte, das staatliche Bio-Siegel sowie die Zeichen der 
Anbauverbände eingegangen. Zunächst soll jedoch ein Punkt angesprochen werden, der 
alle Akteure mit eigenen Öko-Zertifizierungszeichen betrifft. In den Fokusgruppen wurde 
deutlich, dass Öko-Produkten ohne Zertifizierungszeichen generell misstraut wurde. In 
der Wahrnehmung der Teilnehmer waren bekannte Logos grundsätzlich ein Hinweis auf 
die Einhaltung bestimmter Richtlinien. Wissen über konkrete Inhalte von verschiedenen 
Standards war hingegen gar nicht oder nur ansatzweise vorhanden. Daneben war nicht 
allen Teilnehmern klar, dass Öko-Produkte generell einem Kontrollsystem unterliegen, 
was sich teilweise in mangelndem Vertrauen in die Produkte niederschlug. Folglich sollte 
die Öko-Branche verstärkt darauf setzen, die wesentlichen Einzelmerkmale des Öko-
Landbaus verbrauchergerecht zu kommunizieren (vgl. 27). Dabei sollte insbesondere das 
Kontroll- und Zertifizierungssystem hervorgehoben werden. 

4.1  Die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Produkte
Die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Produkte wurde von den Fokusgruppenteilnehmern 
eher skeptisch beurteilt. Viele Teilnehmer sahen in der neuen EU-Kennzeichnung kaum 
Vorteile gegenüber dem Status Quo oder hielten sie schlicht für überflüssig. Tatsächlich 
wurde eine Reihe von Bedenken geäußert. Die Diskussionen verdeutlichten die Unwis-
senheit vieler Teilnehmer bezüglich Standards und Kontrolle von Öko-Produkten auf EU-
Ebene. Interessanterweise waren die geäußerten Bedenken größtenteils unbegründet, da 
die Teilnehmer von falschen Tatsachen ausgingen wie beispielsweise der Annahme, dass 
die Öko-Standards in anderen EU-Ländern niedriger seien als in Deutschland. Für den 
Markterfolg der neuen Kennzeichnung ist letztendlich entscheidend, wie Verbraucher die 
Kennzeichnung wahrnehmen und beurteilen, wobei zunächst nachrangig ist, ob die Ein-
schätzungen aus Verbrauchersicht auf Tatsachen beruhen oder nicht. Anders als bei der 
Einführung freiwilliger Logos wird die neue obligatorische EU-Kennzeichnung verhältnis-
mäßig schnell einen hohen Bekanntheitsgrad erlangen, weil das Logo auf allen verpackten 
Öko-Produkten platziert sein muss. Die Herausforderung liegt jedoch darin, unbegründete 
Bedenken auf Verbraucherseite auszuräumen und das Vertrauen der Verbraucher zu gewin-
nen. Deshalb sollte die Kennzeichnung in der Wahrnehmung der Verbraucher mit positiv 
belegten Inhalten verknüpft werden. Dazu bedarf es – möglichst bereits bei Einführung 
des neuen Logos – flankierender Kommunikationsmaßnahmen, um der Entstehung eines 
negativen Images vorzubeugen. 

Die Möglichkeit der zusätzlichen Auslobung bestehender Zertifizierungslogos stieß 
unter den Fokusgruppenteilnehmern auf breite Zustimmung. Viele Teilnehmer machten 
deutlich, dass sie einen differenzierten Öko-Markt begrüßten. Somit war die Entschei-
dung der Kommission, auf ein Verbot privater Logos zu verzichten, aus Sicht deutscher 
Verbraucher richtig.
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4.2 Das staatliche Bio-Siegel

Grundsätzlich steht das deutsche Bio-Siegel für die gleiche Aussage wie das neue obli-
gatorische EU-Zeichen: Die Kennzeichnung von Lebensmitteln, die auf der Grundlage 
der EG-Öko-Verordnung erzeugt wurden. Daher muss die Frage gestellt werden, ob es 
sinnvoll ist, zwei unterschiedliche Zeichen mit derselben Bedeutung parallel einzusetzen. 
Zunächst einmal ist festzustellen, dass das deutsche Bio-Siegel unter den Fokusgruppen-
teilnehmern den höchsten Bekanntheitsgrad aufwies. Kein anderes der diskutierten Öko-
Logos wurde von den Teilnehmern jedoch so gegensätzlich wahrgenommen wie das Bio-
Siegel. Für einige Teilnehmer stellte das Bio-Siegel das zentrale Erkennungsmerkmal für 
Öko-Produkte dar, andere Teilnehmer hingegen assoziierten es mit Mindeststandards oder 
Massenproduktion. Wegen der für viele deutsche Verbraucher wichtigen Funktion eines 
Erkennungsmerkmals für Öko-Produkte sollte das Bio-Siegel zumindest so lange bestehen 
bleiben, wie das neue zentrale Erkennungszeichen der EU bei deutschen Verbrauchern 
noch nicht bekannt ist. Die obligatorische Verwendung des EU-Zeichens auf allen Verpa-
ckungen ist allein noch keine Gewähr für eine schnelle Durchdringung des Marktes. Diese 
hängt in erster Linie vom Umfang der Kommunikationsanstrengungen seitens der EU ab 
und in zweiter Linie von der Aussagekraft und der Anmutungsleistung des zum Zeitpunkt 
dieser Veröffentlichung noch nicht bekannten Designs des Zeichens an sich. Neben der 
Verbrauchersicht sind jedoch auch die Interessen der Anbieterseite zu berücksichtigen. 
Mit der verpflichtenden EU-Kennzeichnung, für die eine Mindestgröße von 20 mm vor-
geschrieben ist, stehen Hersteller und Händler vor dem Problem, ein neues Zeichen auf 
Produktpackungen und eventuell zusätzlich auf Preisschildern und Werbematerialien inte-
grieren zu müssen. Angesichts des eng begrenzten Raumes auf Produktpackungen ist die 
Frage zu stellen, ob bzw. wie lange sich Anbieter einen parallelen Aufdruck von zwei Zei-
chen, die für die gleiche Aussage stehen, leisten. Es erscheint unwahrscheinlich, dass dies 
über einen größeren Zeitraum hinweg erfolgen wird. Es sollten daher von allen Beteiligten 
– Politik und Marktakteuren – Anstrengungen unternommen werden, das verpflichtende 
EU-Zeichen für Öko-Produkte bei Verbrauchern rasch bekannt zu machen.

Ein Relaunch des Bio-Siegels in Richtung auf ein deutsches Herkunftszeichen ist ange-
sichts der Möglichkeit, dem neuen EU-Logo den Zusatz „aus Deutschland“ beizufügen, 
wenig zielführend. Ebenso wäre eine Neuausrichtung des Bio-Siegels in Richtung auf 
kleinräumigere Herkunftszeichen problematisch. In den Fokusgruppen sprachen zwar 
viele Teilnehmer der regionalen Herkunft eines Produkts eine hohe Bedeutung bei der 
Kaufentscheidung zu, was auch durch andere Studien belegt wird (vgl. 27; 23). Laut 
EG-Vertrag ist es jedoch nur zulässig, Produkte mit einer bestimmten geografischen Her-
kunft durch staatliche Maßnahmen am Markt hervorzuheben, wenn die Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 510/2006 für eine geschützte Ursprungsbezeichnung bzw. geogra-
fische Angabe erfüllt sind (vgl. 1). Die Auslobung eines gemeinschaftlichen Logos kann 
als staatliche Maßnahme interpretiert werden. Als Reaktion auf eine Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs vom 5. November 2002 musste u. a. das Zeichen „Herkunft 
und Qualität aus Baden-Württemberg“ umbenannt werden in „Gesicherte Qualität Baden-
Württemberg“ (vgl.  2). Vor diesem Hintergrund erscheint es problematisch, eine große 
Zahl regionaler Kennzeichnungen auf Grundlage des staatlichen Bio-Siegels einzuführen 
und die regionale Herkunft in den Mittelpunkt der Kennzeichen zu stellen.

4.3  Private Anbauverbände
Die Ergebnisse der Fokusgruppendiskussionen lassen die Schlussfolgerung zu, dass sich 
die Anbauverbände in der Außenwahrnehmung nicht deutlich genug vom gesetzlichen 
Mindeststandard abheben. Für viele Teilnehmer stellten die Standards der Anbauverbände 
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als solche noch kein Alleinstellungsmerkmal dar, für das sie bereit waren, einen höheren 
Preis zu zahlen. So führte die Wahrnehmung von Unterschieden zwischen den Richtlinien 
nicht bei allen Teilnehmern zu einer Präferenz für Produkte der Anbauverbände. Verschie-
dene Teilnehmer erklärten, Öko-Produkte anhand mehrerer Kriterien, wie Preis, Herkunft 
und Aussehen, auszuwählen, wobei die Höhe der Standards nachrangig sei. Einige Teil-
nehmer kannten keines der drei Logos, für andere Teilnehmer fungierten Demeter und 
Bioland ähnlich wie das Bio-Siegel schlicht als Erkennungsmerkmal für Öko-Produkte. 
Im Vergleich zu Bioland und Naturland schien Demeter aufgrund der anthroposophischen 
Ausrichtung unter den Teilnehmern noch am ehesten als einzigartig wahrgenommen zu 
werden. Bioland, den größten deutschen Anbauverband, assoziierten einige Teilnehmer 
zwar mit strengeren Richtlinien und Kontrollen, nicht aber mit einem besonderen Image. 
Naturland wiederum war nur einzelnen Teilnehmern bekannt und wurde somit in allen 
Fokusgruppen vergleichsweise wenig kommentiert. Insgesamt schienen viele Teilnehmer 
nicht zu wissen, dass hinter Bioland, Demeter und Naturland private Vereine mit Mitglie-
dern stehen, sodass die Logos teilweise als Marken oder Firmen bezeichnet und in einem 
Atemzug mit Handelsmarken genannt wurden. 

Vor dem Hintergrund der neuen, obligatorischen EU-Kennzeichnung müssen die 
Anbauverbände ihr Profil stärken, damit Hersteller und Händler die Logos der Anbauver-
bände weiterhin auf Produktpackungen und Preisschildern ausloben. Bei vielen Produkten 
mit einer Handelsmarke wird jetzt schon darauf verzichtet, die Logos der Anbauverbände 
zu verwenden. Dieser Trend könnte sich verstärken, falls die neue EU-Kennzeichnung 
großes Vertrauen unter Verbrauchern erlangt. Zur besseren Abgrenzung gegenüber ande-
ren Öko-Produkten sollten die Anbauverbände daher ihre Standards deutlicher als bisher 
von den Vorgaben der EG-Öko-Verordnung abheben und vor allem besser kommuni-
zieren. Von betrieblichen Ausnahmegenehmigungen, die es nach wie vor bei deutschen 
Öko-Verbänden zahlreich gibt, sollte dann aber abgesehen werden, weil nur so konkrete 
Unterschiede zu Produkten nach EG-Öko-Verordnung Verbrauchern gegenüber glaubhaft 
kommuniziert werden können. 

Zusammenfassung
Abgepackte Öko-Lebensmittel müssen ab Juli 2010 mit dem neuen EU-Logo gekennzeichnet sein. In 
Deutschland gibt es seit vielen Jahren zahlreiche freiwillige Öko-Zertifizierungszeichen. Dieser Bei-
trag untersucht, wie Verbraucher Unterschiede zwischen den hinter den verschiedenen Kennzeichen 
stehenden Öko-Standards wahrnehmen und beurteilen. Aus der Analyse werden Handlungsempfeh-
lungen für agrarpolitische Entscheidungsträger auf EU-Ebene, Bundes- und Länderebene sowie für 
private Anbauverbände abgeleitet.

Die Fokusgruppendiskussionen mit Verbrauchern zeigten, dass nur einzelne Teilnehmer konkrete 
Unterschiede zwischen verschiedenen Öko-Standards benennen konnten. Einige Teilnehmer hatten 
eine ungefähre Vorstellung von hohen Standards der Anbauverbände im Gegensatz zu niedrigeren, 
gesetzlich vorgeschriebenen Standards. Viele Teilnehmer waren sich jedoch keiner Unterschiede be-
wusst. Die neue EU-Kennzeichnung für Öko-Lebensmittel wurde von den Teilnehmern eher kritisch 
bewertet. So wurde u. a. eine Herabsetzung der Öko-Standards befürchtet und das Kontrollsystem in-
frage gestellt. Es wird daher dringend empfohlen, bei der Einführung der neuen EU-Kennzeichnung 
umfassende Kommunikationsmaßnahmen durchzuführen, um das Vertrauen der Verbraucher rasch 
zu gewinnen. In einer Übergangsphase sollte das Bio-Siegel weitergeführt und zusätzlich zum ver-
pflichtenden EU-Logo genutzt werden, um Verbrauchern eine eindeutige Identifizierung von Öko-
Produkten zu erleichtern. Wenn die deutschen Anbauverbände mit ihren Kennzeichen am Markt 
bestehen bleiben wollen, müssen sie ihre Standards deutlicher als bisher von den EU-Standards 
abgrenzen und Verbrauchern ihre Alleinstellungsmerkmale besser kommunizieren.
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Summary
Consumer perception of standards and labels for organic food

From July 2010 on, prepacked organic food products will have to be labelled with the new EU logo. 
For many years, there have been numerous voluntary organic certification labels in Germany. This 
paper examines how consumers perceive differences between the organic standards behind the dif-
ferent labels. From the analysis, recommendations are derived for agrarian political decision makers 
at EU level, national and regional level as well as for private farmers’ associations.

The focus group discussions with consumers showed that only a few participants could name spe-
cific differences between different organic standards. Some participants distinguished between high 
standards of the farmers’ associations and the lower legal requirements. Many participants, however, 
were not aware of any differences. The new EU label for organic food was viewed rather critically 
by the participants. It was feared that the organic standards might be lowered and the control system 
was questioned. Hence, it is urgently recommended that comprehensive communication campaigns 
should be carried out when the new EU label is introduced, in order to gain consumer trust. In an 
interim phase, the Bio-Siegel should be used in addition to the mandatory EU logo so that consumers 
can easily recognise organic food. The farmers’ associations will have to create a clearer distinction 
between their standards and those of the EU and put more emphasis on communicating the added 
values to consumers, if they do not want their logos to disappear from the market.

Résumé 
Perception des consommateurs à l’égard des normes et marques pour les denrées alimentaires 

biologiques: recommandations pour les décideurs de la politique agricole
À partir de juillet 2010, les denrées alimentaires biologiques emballées doivent être marquées du 

nouveau logo de l’UE. En Allemagne, il existe depuis plusieurs années sur une base volontaire de 
nombreuses marques de certification «biologique». La façon dont les consommateurs perçoivent et 
jugent les différences entre les normes biologiques qui se cachent derrière les marques diverses sera 
examinée dans cette contribution. À partir de cette analyse, des recommandations d’action seront 
dérivées pour les décideurs de la politique agricole au niveau de l’UE, au niveau national et régional 
ainsi que pour les associations privées des cultivateurs.

Lors des discussions de groupe avec les consommateurs, il s’est avéré que seuls certains parti-
cipants pouvaient indiquer des différences nettes entre les normes biologiques diverses. Quelques 
participants avaient une idée vague des normes élevées des associations des cultivateurs par rapport 
aux normes inférieures prévues par la loi. De nombreux participants n’étaient pourtant pas du tout 
conscients de l’existence de différences. Le nouvel étiquetage de l’UE pour les denrées alimentaires 
biologiques était plutôt jugé de manière critique par les participants. C’est ainsi, entre autres, que la 
crainte que les normes biologiques soient dévalorisées a été exprimée et que le système de contrôle 
a été remis en question. Il est par conséquent instamment recommandé de mettre en oeuvre de larges 
mesures de communication lors de l’introduction du nouvel étiquetage de l’UE afin de gagner rapi-
dement la confiance des consommateurs. Pendant une période transitoire, le logo biologique devrait 
être maintenu et utilisé en addition au logo contraignant de l’UE afin de permettre aux consomma-
teurs d’identifier plus facilement de façon claire et nette les produits biologiques. Si les associations 
allemandes des cultivateurs souhaitent maintenir leurs marques de certification biologique sur le 
marché, elles doivent, plus nettement que jusqu’à présent, différencier leurs normes des normes de 
l’UE et communiquer plus clairement leurs arguments clés de vente aux consommateurs.
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Fußnoten
1)	 In der Literatur werden die Begriffe Fokusgruppendiskussionen, Fokusgruppen, Gruppendis-

kussionen und Fokusgruppeninterview zum Teil synonym verwendet. Zur Abgrenzung des in 
Deutschland vorherrschenden und diesem Beitrag zugrunde liegenden Verständnisses von Fo-
kusgruppendiskussionen von der im angloamerikanischen Raum verbreiteten Methode der Focus 
Groups wird hier auf die Beiträge von Lamnek (14) sowie Bohnsack und Przyborski (6) verwie-
sen.

2)	 Von der Teilnahme ausgeschlossen wurden Personen, die nicht für den Lebensmitteleinkauf in 
ihrem Haushalt zuständig waren, die in der Landwirtschaft, im Bereich Lebensmittelverarbei-
tung, in der Marktforschung oder am Fachbereich Ökologische Agrarwissenschaften der Uni-
versität Kassel arbeiteten, sowie Personen, die im vergangenen Jahr an einer Gruppendiskussion 
teilgenommen hatten.

3)	 Bezüglich des Alters der Teilnehmer wurde zwischen den zwei Kategorien „18 bis 44 Jahre“ 
und „45 bis 75 Jahre“ unterschieden, wobei gemäß der demografischen Verteilung in der bun-
desdeutschen Bevölkerung (26) der Anteil beider Kategorien jeweils 50 % betragen sollte. Im 
Hinblick auf die geschlechtermäßige Zusammensetzung der Fokusgruppen wurden Anteile von 
65 % Frauen und 35 % Männer angestrebt, da frühere Studien mit zufälliger Auswahl der Teil-
nehmer in Einkaufsstätten einen Frauenanteil von circa 65 % ergaben (siehe beispielsweise 21; 
15).

4)	 Für sieben Gruppen von Lebensmitteln wurde abgefragt, inwieweit und wie häufig die Teilneh-
mer die einzelnen Produktgruppen in Öko-Qualität kauften. Aus den drei Antwortkategorien „so 
gut wie nie“ (0 Punkte), „ab und zu“ (1 Punkt) und „so gut wie immer“ (2 Punkte) wurde eine 
Gesamtpunktzahl zwischen 0 und 14 errechnet. Teilnehmer mit einer Gesamtpunktzahl von 3 bis 
6 Punkten wurden als Gelegenheitskäufer und Teilnehmer mit 7 bis 14 Punkten als Intensivkäu-
fer eingestuft. Personen mit weniger als 3 Punkten wurden von der Teilnahme ausgeschlossen.
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Strategien für eine wettbewerbsfähige Milchproduktion  
im Berggebiet Österreichs

Von Leopold Kirner, Wien

1  Einleitung und Problemstellung

Im Jahr 2008 wirtschafteten 72 % der österreichischen Milchviehbetriebe mit einer natür-
lichen Erschwernis – etwa zwei Drittel der Milch stammten aus Bergbauernbetrieben (11). 
Generell gilt, dass bei natürlichen Standortnachteilen die Milch mit erheblichen Mehr-
kosten produziert wird, was vor allem auf die kürzere Vegetationsperiode, die ungüns-
tige Topografie und die schlechteren Verkehrsanbindungen zurückgeführt werden kann. 
Bergbauernbetriebe produzieren jedoch nicht nur Agrarrohstoffe, sondern pflegen häufig 
touristisch und ökologisch wertvolle Flächen und leisten einen Beitrag zur Offenhaltung 
der Kulturlandschaft und dezentralen Besiedelung in peripheren Regionen. 

Die Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft und speziell für die Milchproduktion 
ändern sich wesentlich in den kommenden Jahren. Die Milchquote wird als Folge der 
Beschlüsse zur Gesundheitsüberprüfung der EU schrittweise erhöht mit dem Ziel, diese 
ab 2015 völlig auslaufen zu lassen. Auch andere Sicherheitsnetze für den Milchmarkt, wie 
die Intervention oder Exporterstattungen, sollen künftig eingeschränkt bzw. gänzlich auf-
gelassen werden (12). Zudem endet die laufende Finanzperiode im EU-Haushalt im Jahr 
2013, künftige Zahlungen für die Landwirtschaft könnten ab 2014 reduziert werden.

Vor diesem Hintergrund wird häufig die Forderung postuliert, dass sich die Milchbau-
ern und Milchbäuerinnen strategisch auf die neuen Bedingungen einrichten müssten. Zwei 
Fragen interessieren insbesondere in der vorliegenden Arbeit: Ob sich die Milchproduk-
tion im besonders benachteiligten Berggebiet künftig behaupten kann und über welches 
Potenzial Bergbauernbetriebe im Allgemeinen und besonders benachteiligte Bergbauern-
betriebe im Speziellen für eine strategische Ausrichtung der Milchproduktion unter geän-
derten Rahmenbedingungen verfügen. Die vorliegende Arbeit geht von der Überlegung 
aus, dass wettbewerbsfähige Betriebe die Milchproduktion in Zukunft ausdehnen, wäh-
rend weniger oder nicht wettbewerbsfähige Betriebe die Milchproduktion einschränken 
oder aufgeben. Die Wettbewerbsfähigkeit von Milchkuhbetrieben in den vergangenen Jah-
ren wird in der Arbeit mithilfe geeigneter Kennzahlen sowie dem bisherigen Verlauf des 
agrarstrukturellen Wandels ausgedrückt. 

Die Strategien für eine ökonomisch-nachhaltige Milchviehhaltung im Berggebiet 
beziehen sich nicht nur auf den Betrieb, sondern betreffen den gesamten Haushalt, da 
die Milch im Berggebiet fast ausschließlich in bäuerlichen Familienbetrieben erzeugt 
wird. Aufbauend darauf werden unter Einbeziehung der zu erwartenden agrarpolitischen 
Rahmenbedingungen zwei typisierte Bergbauernbetriebe bis ins Jahr 2018 mithilfe eines 
dynamisch-rekursiven Simulationsmodells projiziert. Die Ergebnisse geben Hinweise auf 
die Rentabilität, Stabilität und Liquidität der Betriebe je – nach Strategie – und erlauben 
Aussagen zum künftigen Anpassungsbedarf ähnlich gelagerter Betriebe im Berggebiet. 
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2  Informationen und Überlegungen zur Milchproduktion im Berggebiet

Als Bergbauernbetrieb zählt ein Betrieb in Österreich dann, wenn er infolge der natürli-
chen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen durch ungünstige Gelände- und Kli-
maverhältnisse und ungünstige Verkehrsbedingungen als benachteiligt eingestuft wird. 
In Österreich wird seit 2002 die natürliche Erschwernis der Bergbauernbetriebe nach 
dem System des Berghöfekatasters (BHK) festgelegt. Die Erschwernis wird dabei nach 
einem Punktesystem für jeden Bergbauernbetrieb individuell ermittelt (je höher die BHK-
Punktezahl, desto benachteiligter der Betrieb), sie orientiert sich an den drei Hauptkrite-
rien laut Berghöfekataster: innere Verkehrslage (z. B. Hangneigung), äußere Verkehrslage 
(z. B. Entfernung zu Verarbeitungsstätten) sowie Klima- und Bodenverhältnisse (20). Für 
statistische und wissenschaftliche Analysen werden die Bergbauernbetriebe häufig nach 
ihrer natürlichen Erschwernis in Gruppen von 1 bis 4 zusammengefasst: Gruppe 1: bis 
90 BHK-Punkte, Gruppe 2: 91 bis 180 BHK-Punkte, Gruppe 3: 181 bis 270 BHK-Punkte 
und Gruppe 4: über 270 BHK-Punkte. Die natürliche Erschwernis steigt somit von der 
BHK-Gruppe 1 bis zur BHK-Gruppe 4. In den Darstellungen des Kapitels 3 werden die 
Bergbauernbetriebe darüber hinaus in die BHK-Gruppe 1+2 (bis 180 BHK-Punkte) und 
BHK-Gruppe 3+4 (über 180 BHK-Punkte) aggregiert.
Die Milchproduktion im Berggebiet basiert auf anderen Strukturen und Voraussetzungen 
als außerhalb, wie Tabelle 1 belegt. Bergbauernbetriebe bewirtschaften weniger landwirt-
schaftliche Flächen (ausgenommen Almen) und mehr Grünland, sie halten weniger Tiere 
bzw. Milchkühe und verfügen über weniger Milchquoten als Nicht-Bergbauernbetriebe. 
Mit zunehmender natürlicher Erschwernis nehmen die Unterschiede signifikant zu. 

Tabelle 1. Strukturmerkmale der Bergbauernbetriebe und  
Nicht-Bergbauernbetriebe mit Milchproduktion im Jahr 2008

Die Standortnachteile und die daraus resultierenden kleineren Strukturen im Berggebiet 
führen in aller Regel zu höheren Gestehungskosten in der Milchproduktion. Vergleicht 
man die Produktionskosten von Bergbauernbetrieben mit jenen von Nicht-Bergbauernbe-
trieben, so können zwei Phänomene beobachtet werden. Zum einen produzieren Bergbau-
ernbetriebe zu höheren Stückkosten, zum anderen fallen die hohen Opportunitätskosten 
für familieneigene Produktionsfaktoren, insbesondere für die Arbeit, ins Gewicht. (8; 9). 
Diese Tendenzen verstärken sich erheblich mit zunehmender Erschwernis. Trotz höherer 
Kosten und tieferer Arbeitsentlohnung ist in der Praxis immer wieder festzustellen, dass 

Abk.: BHK= Berghöfekataster: die natürliche Erschwernis steigt von Gruppe 1 bis Gruppe 4;  
LF = Landwirtschaftlich genutzte Fläche ohne Almen; GVE = Großvieheinheiten.
Quelle: eigene Auswertung nach Invekos-Daten 2008
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Bergbauern und Bergbäuerinnen auf den Betrieben verbleiben und auch die Betriebsüber-
nahme der nachfolgenden Generation häufig gesichert ist. Dafür gibt es mehrere Erklä-
rungsansätze. 

Zum einen erhalten die Bergbauernbetriebe bis dato spezielle Ausgleichszahlungen 
für ihre Standortnachteile. Die Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete in Österreich 
differenziert deutlich je nach natürlicher Erschwernis und bietet einen Sockelbetrag für 
kleinere Betriebe (1). Im Schnitt wurden im Jahr 2008 knapp 4 900 € je Bergbauernbe-
trieb bzw. 243 € je Hektar an Ausgleichszulage ausbezahlt. Nicht-Bergbauernbetriebe im 
benachteiligten Gebiet erhalten ebenso eine Ausgleichszulage, wobei die Beträge je Hek-
tar deutlich niedriger liegen. Das österreichische Umweltprogramm unterstützt naturnahe 
und extensive Produktionsweisen, von denen Bergbauernbetriebe tendenziell mehr profi-
tieren als Nicht-Bergbauernbetriebe, wie die höheren Prämiensätze je Hektar in Tabelle 2 
zeigen. Auf Ebene des Betriebes ergeben sich jedoch kaum Unterschiede, da die Nicht-
Bergbauernbetriebe mehr ertragfähiges Land bewirtschaften als Bergbauernbetriebe. Aus 
der Marktordnung (vor allem Betriebsprämie) erhalten die Bergbauernbetriebe im Schnitt 
deutlich weniger Geld als Nicht-Bergbauernbetriebe. Differenzierte Daten über die Direkt-
zahlungen der Milchviehbetriebe nach ihrer natürlichen Erschwernis liegen nicht vor, 
daher die Darstellung für alle Bergbauern- bzw. Nicht-Bergbauernbetriebe in Tabelle 2. 

Tabelle 2. Höhe und Zusammensetzung der Direktzahlungen nach Bergbauern – 
und Nicht-Bergbauernbetrieben in Österreich im Jahr 2008

Zum anderen entscheiden die wirtschaftlichen Alternativen der eingesetzten fixen Produk-
tionsfaktoren über den Verbleib in oder Ausstieg aus der Milchproduktion, wie Berech-
nungen von Kirner und Gazzarin (10) bestätigen. So konnte nachgewiesen werden, dass 
Grünland ökonomisch weniger gewinnbringend außerhalb der Milchproduktion genutzt 
werden kann als Ackerland. Ein statistischer Zusammenhang zwischen der Änderung der 
Milchproduktion und dem Lohnniveau in einer Region konnte hingegen nicht festgestellt 
werden. 

Darüber hinaus ist in Österreich der Milchviehbetrieb eingebettet in ein sozioöko-
nomisches System mit Familie und Haushalt. Für das Verständnis der Wettbewerbsfä-
higkeit und Erklärungen von beobachteten Phänomenen erscheint es daher zielführend 
zu sein, neben der Urproduktion auch die unterschiedlichen Möglichkeiten und Formen 
der Erwerbskombination in bäuerlichen Familienbetrieben in die Betrachtungen einzube-
ziehen. Landwirtschaftliche Haushalte, die nur einen kleinen Teil ihres Haushalts- bzw. 
Gesamteinkommens aus der Urproduktion erwirtschaften sind anders in Bezug auf die 

*) ÖPUL (Österreichisches Programm für umweltgerechte Landwirtschaft)
Quelle: eigene Darstellung nach BMLFUW (3)
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Wettbewerbsfähigkeit in der Milchproduktion einzustufen als jene mit bedeutender land- 
und forstwirtschaftlicher Produktion. Die Theorie des landwirtschaftlichen Haushalts lie-
fert uns die theoretische Fundierung, die erstmals von Tschajanow (22) eingeführt und 
später von Lee (14) und Nakajima (16) erweitert wurde. Nach dieser Theorie erfolgt die 
Allokation des Arbeitseinsatzes für den land- und forstwirtschaftlichen Betrieb einer-
seits und für die Erwerbskombinationen andererseits zum Zwecke des nutzenmaximalen 
Gesamteinkommens des landwirtschaftlichen Haushalts. Warum auch kleine Bergbauern-
betriebe weiterhin Milch produzieren erklärt sich u. a. daraus, dass aus der Kombination 
von landwirtschaftlicher und nicht-landwirtschaftlicher Erwerbsfunktion ein höheres Nut-
zenniveau erzielt werden kann als bei alleiniger außerlandwirtschaftlicher Tätigkeit (19).
Zu berücksichtigen sind auch allgemeine nutzentheoretische Überlegungen im Hinblick 
auf die Persistenz von (kleineren) Bergbauernbetrieben. So nimmt, laut einer Schweizer 
Studie, die Zufriedenheit mit abnehmender Gemeindegröße klar zu. Die ökologischen und 
sozialen Qualitäten des Landlebens tragen demzufolge positiv zur Zufriedenheit bei (15). 
Folglich kann die Landwirtschaft aufgrund ihrer Lage in ländlichen Gebieten (vor allem 
im Berggebiet) einen wohl nicht zu unterschätzenden immateriellen Nutzen stiften, der 
offenbar ökonomische Defizite kompensiert. Als weiterer Grund für den Verbleib in der 
Landwirtschaft bzw. in der Milchproduktion ist zweifellos auch die Tradition gepaart mit 
dem Theorem der Pfadabhängigkeit zu sehen (u. a. 2; 4; 13; 21). So weist die Milchpro-
duktion in den Berggebieten der Alpenländer eine jahrhundertealte Tradition und Kultur 
auf, die von der neuen ökonomischen Rationalität zwar zunehmend bedrängt werden, 
jedoch weiterhin Investitionsentscheide beeinflussen können. 

3  Entwicklungen in der österreichischen Milchproduktion  
nach Standortbedingungen

3.1  Agrarstruktureller Wandel seit 1995
Seit dem Beitritt Österreichs in die EU im Jahr 1995 hat die Anzahl der Milchviehbe-
triebe um 46 % abgenommen. Bei den Bergbauernbetrieben fiel der Rückgang geringer 
aus (-41 %) als bei den Nicht-Bergbauernbetrieben (-56 %). Innerhalb des Berggebiets 
verringerte sich die Betriebszahl in den günstigeren Lagen (BHK-Gruppen 1+2) etwas 
weniger als in den besonders benachteiligten Regionen (BHK-Gruppen 3+4)1). Wie sich 
die einzelbetrieblichen Milchquoten im Durchschnitt der Bergbauernbetriebe und Nicht-
Bergbauernbetriebe seit 1995 entwickelten, zeigt Abbildung 1. Insgesamt stieg die Milch-
quote bundesweit seit 1995 um 11 %. Die Bergbauernbetriebe erhöhten ihre Milchquote 
um durchschnittlich 19  %, während die Milchquote in den Nicht-Bergbauernbetrieben 
um 2,5 % abnahm. Ein Teil der Zunahme im Berggebiet resultiert somit aus Zukäufen 
von Betrieben außerhalb des Berggebiets. Ebenso zeigt Abbildung 1, dass die Zunahme 
im Berggebiet ungleich auf die Erschwerniskategorien stattgefunden hat: Eine deutliche 
Zunahme in weniger benachteiligten Bergbauernbetrieben; eine leichte Abnahme in Betrie-
ben mit besonderen Standortnachteilen. Dementsprechend stieg auch die durchschnittliche 
Milchquote je Betrieb in letzteren signifikant weniger an als in den günstiger gelegenen 
Bergbauernbetrieben.
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3.2  Ökonomische Entwicklungen seit 2003
Wie sich Bergbauernbetriebe im Vergleich zu Nicht-Bergbauernbetrieben von 2003 bis 
2008 ökonomisch entwickelten, zeigt Abbildung  22). Grundlage sind Milchviehspezial-
betriebe aus dem Netz der freiwillig Buch führenden Betriebe in Österreich: Der Stan-
darddeckungsbeitrag (SDB) aus dem Futterbau beträgt mindestens 75  % vom Gesamt-
SDB. Der SDB der Milch übertrifft jenen aus der Rinderhaltung (3). Erfasst sind aus-
schließlich idente Betriebe, die in allen sechs Jahren im Datensatz enthalten waren: 89 
Nicht-Bergbauernbetriebe, 242 Bergbauernbetriebe der BHK-Gruppen 1 und 2 sowie 38 
Bergbauernbetriebe der BHK-Gruppen  3 und 4. Alle Ergebnisse wurden entsprechend 
dem einzelbetrieblichen Betriebsgewicht hochgerechnet, um Aussagen für das gesamte 
Bundesgebiet abzuleiten. Als Maßstab für die Rentabilität werden die Einkünfte aus der 
Land- und Forstwirtschaft je Betrieb herangezogen. Als Indikator für die Stabilität eines 
landwirtschaftlichen Betriebs bzw. Haushalts dient die Eigenkapitalbildung. Sie errechnet 
sich, indem vom Gesamteinkommen der Privatverbrauch und die Sozialversicherungsbei-
träge abgezogen werden. Ein positiver Unterschiedsbetrag dient für Erweiterungsinvestiti-
onen und stellt einen Puffer für schwierige Zeiten dar. Zudem informiert die Abbildung 2 
über die Entwicklung der Milchquote sowie den Verbrauch der bäuerlichen Familien seit 
2003.

Die Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft je Betrieb erhöhten sich in Bergbau-
ernbetrieben mit großer Erschwernis (BHK-Gruppen 3+4) von 2003 bis 2008 um 16 %, 
während sie in Nicht-Bergbauernbetrieben um 61 % und im Schnitt der Bergbauernbetriebe 
der BHK-Gruppen 1+2 um 52 % stiegen. Ähnliche Zuwächse, je nach Erschwernis, kön-
nen für die Einkünfte je Arbeitskraft festgestellt werden (nicht in der Abb. 2 dargestellt). 
Die relative Wettbewerbsfähigkeit der besonders benachteiligten Betriebe hat somit mar-
kant abgenommen: Während diese bei den Einkünften aus der Land- und Forstwirtschaft 

* Daten nach dem Berghöfekataster (BHK) liegen erst seit 2003 vor
Abb. 1. Änderung der Milchquote nach natürlicher Erschwernis seit 1995
Quelle: eigene Darstellung nach Invekos-Daten
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im Jahr 2003 noch vorne lagen, wurden sie in den letzten Jahren vom Durchschnitt der 
anderen Betriebe überholt. Ähnliche Entwicklungen zeigen sich für die Eigenkapitalbil-
dung. Nicht-Bergbauernbetriebe verdreifachten, Bergbauernbetriebe der BHK-Gruppen 
1+2 verdoppelten die Eigenkapitalbildung von 2003 bis 2008. In den besonders benachtei-
ligten Bergbauernbetrieben nahm der entsprechende Wert im gleichen Zeitraum um etwa 
die Hälfte zu. Trotzdem lagen Letztere bei dieser Kennzahl auch 2008 im Durchschnitt 
der Betriebe vor den anderen beiden Betriebsgruppen. Dieser Vorteil konnte jedoch nur 
realisiert werden, weil die Ausgaben für die Lebenshaltung seit 2003 mehr oder weniger 
stagnierten, während diese in den anderen beiden Betriebsgruppen signifikant stiegen. 

3.3  Zwischenfazit
Die hier präsentierten Auswertungen belegen eindeutig, dass nicht von der Wettbewerbs-
fähigkeit der Bergbauernbetriebe mit Milchproduktion gesprochen werden kann, sondern 
je nach Standortbedingungen zu differenzieren ist. Während weniger benachteiligte Berg-
bauernbetriebe mit den Nicht-Bergbauernbetrieben sowohl bei der Rentabilität als auch 
bei der Stabilität nicht nur mithalten, sondern diese im Schnitt übertrafen, büßten die 
besonders benachteiligten Bergbauernbetriebe in den vergangenen Jahren an relativer 
Wettbewerbsfähigkeit ein. Dies kann als eine Erklärung dafür dienen, warum die Milch-
produktion in Bergbauernbetrieben mit über 180 Berghöfekataster-Punkte österreichweit 
abnahm (seit 2003 um über 3 %), während sie in den begünstigten Bergbauernbetrieben 
im selben Zeitraum um über 7 % zunahm.

Abb. 2. Ökonomische Kennzahlen österreichischer Milchviehspezialbetriebe von 2003–2008 
Quelle: eigene Auswertung nach LBG 2003–2008
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4  Einzelbetriebliche Simulation von typischen Bergbauernbetrieben

4.1  Künftige Rahmenbedingungen
Die künftigen Rahmenbedingungen werden im Wesentlichen durch die Gemeinsame 
Agrarpolitik der EU und die Entwicklungen auf den internationalen Agrarmärkten deter-
miniert. In den kommenden Jahren werden die Beschlüsse zum Health Check umgesetzt. 
Im Wesentlichen bedeutet der Health Check für Österreich eine Fortführung der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik im Jahr 2003. Das historische Betriebsprämienmodell 
kann bis 2013 fortgesetzt werden, ein Systemwechsel ist nicht verpflichtend. Die Modu-
lation wird um weitere 5 % in den kommenden vier Jahren ausgedehnt und beträgt ab 2012 
insgesamt 10 % für Prämien über 5000 €. Die einzelbetrieblichen Milchquoten werden zur 
Anpassung an das Auslaufen der Milchquotenregelung bis 2013 schrittweise angehoben. 
Als Ausgleich für das Ende der Milchquotenregelung können Begleitmaßnahmen für die 
Milchwirtschaft gesetzt werden. In Österreich sollen eine gekoppelte Milchkuhprämie und 
direkte Beihilfen im Rahmen der ländlichen Entwicklung an Milchbauern und Milchbäue-
rinnen gewährt werden (12). Ab 2014 muss mit einem Systemwechsel bei den Direktzah-
lungen gerechnet werden, generell ist von Kürzungen auszugehen.

Hinweise über die Entwicklung auf den internationalen Milchmärkten geben die Ein-
schätzungen der OECD und FAO (17). Die Prognosen gehen davon aus, dass die Talsohle 
bei den wichtigsten weltweit gehandelten Milchprodukten 2009 erreicht wurde. Bis 2018 
wird generell mit einem langsamen und stetigen Preisanstieg gerechnet, wobei das Niveau 
von 2006–2008 durchschnittlich nicht erreicht wird. Preissteigerungen werden auch für 
Futtergetreide, Treibstoffe und Handelsdünger erwartet. 

4.2  Grundsatzüberlegungen zur Betriebstypisierung
Ausgehend von der Hypothese, dass Einkommenseinbußen in den Betrieben deren Wett-
bewerbsfähigkeit mittel- bis langfristig negativ beeinträchtigen, sollen die Auswirkungen 
der kommenden Rahmenbedingungen nun einzelbetrieblich analysiert werden. Hierbei 
soll eine Haushaltsbetrachtung erfolgen unter Einbeziehung des außerlandwirtschaftlichen 
Erwerbs und der bereits getätigten Investitionen im Maschinen- und Gebäudebereich. Dies 
erfordert eine detaillierte Aufnahme der Ist-Situation. Die Erhebung der Daten anhand 
der Betriebsbuchhaltung von Einzelbetrieben ist dabei nahe liegend. Zu hinterfragen ist 
jedoch die eingeschränkte Repräsentativität, welche aufgrund der hohen Heterogenität 
der Betriebe zwangsläufig auftritt. Auch eine Erweiterung der Stichprobe ist angesichts 
des unverhältnismäßigen Erfassungsaufwandes keine praktikable Methode. Als alternative 
Datenquelle bieten sich die Buchhaltungsnetze an. Durch das Bilden von Betriebsgrup-
pen oder Betriebstypen kann die Repräsentativität einzelbetrieblicher Daten zwar erhöht 
werden, doch geht die betriebliche Einheit aufgrund der Durchschnittsbildung verloren 
und auch die betriebliche Ausstattung im Maschinen- und Gebäudebereich bleibt unbe-
kannt. Aufgrund dieses Dilemmas eines nicht repräsentativen Fallbeispiels einerseits und 
eines wenig realistischen Durchschnittsbetriebes andererseits wurde mit dem Konzept der 
Typisierung von Einzelbetrieben eine pragmatisch orientierte Alternative entwickelt (7). 
Sie ermöglicht eine einzelbetriebliche Analyse mit verhältnismäßig hoher Allgemeingül-
tigkeit. Als Datengrundlage dienen Buchführungsergebnisse sowie statistische Auswer-
tungen von selektierten Betrieben innerhalb einer Erschwerniskategorie.
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4.3  Analysierte Betriebe und Strategien

Im Folgenden werden für zwei Bergbauernbetriebe Projektionen bis 2018 ausgeführt. Die 
Analyse beschränkt sich auf besonders benachteiligte Bergbauernbetriebe, um vor allem 
Strategien unter schwierigen Standortverhältnissen zu diskutieren. Außerdem werden nur 
Strategien berücksichtigt, die die Milchproduktion erhalten, um die Wettbewerbsfähigkeit 
und Entwicklungsmöglichkeiten der Milchviehhaltung im Berggebiet unter geänderten 
Bedingungen abzubilden. Der eine Bergbauernbetrieb ist der Berghöfekataster-Gruppe 3 
(221 Punkte) zuzurechnen und weist folgende Eckdaten in der Ausgangssituation auf: 
28 ha Grünland (davon 8 ha gepachtet), 15 Milchkühe im Laufstall, 75 t Milchquote und 
5500 kg Milchertrag je Kuh und Jahr. Der andere Bergbauernbetrieb zählt zur Berghö-
fekataster-Gruppe  4 (307 Punkte). Dieser verfügt in der Ausgangssituation über 35  ha 
Grünland (davon 5 ha Pachtland und 18 ha Almen), acht Milchkühe im Anbindestall und 
32 t Milchquote; der Milchertrag je Kuh und Jahr beläuft sich auf 4500 kg. Die Daten der 
Betriebe orientieren sich an Ergebnissen ähnlich gelagerter Betriebe im Buchführungs-
netz. 

In dem rekursiv-dynamischen Simulationsmodell TIPICAL (7) werden die Erlös- und 
Kostenpositionen für 2009 und den folgenden neun Jahren fortgeschrieben. Dabei fließen 
die voraussichtliche Preisentwicklung der Produkte (Milch, Rindfleisch) und Produktions-
mittel sowie die agrarpolitischen Maßnahmen (Direktzahlungen) als Szenario in die Simu-
lation ein. Im Modell können neben der Referenzstrategie verschiedene Anpassungsstrate-
gien abgebildet werden. In der Referenzstrategie wird die bisherige Produktion bezüglich 
Umfang und Struktur fortgeführt, die Investitionen beschränken sich auf den Ersatz von 
abgeschriebenen Maschinen. Fläche und Kuhzahl bleiben konstant. Einzig die Milchleis-
tung pro Kuh steigt um 1 % pro Jahr; analog dazu steigt der Kraftfuttereinsatz. Zusätzlich 
zur Referenzstrategie werden je zwei Anpassungsstrategien gerechnet, die unter den unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen der beiden Betriebe als umsetzbar erscheinen. 

4.3.1  Bergbauernbetrieb mit 15 Milchkühen
Optimierung der Produktion:●●  Die Milchleistung je Kuh und Jahr wird bis 2018 um ins-
gesamt 30 % erhöht (auf 7150 kg). Der Kraftfutterbedarf steigt von 0,20 auf 0,25 kg je 
kg produzierte Milch. Die zusätzliche Milch wird mit Lieferkosten von anfangs sechs 
€ct je kg bewertet und im Zuge des Auslaufens der Milchquote schrittweise auf einen 
€ct reduziert. Alle weiteren Parameter bleiben unverändert.
Optimierung der Produktion und Ausdehnung der Kuhherde:●●  Optimierung der Pro-
duktion wie oben. Die Kuhherde wird um zehn Stück erweitert; zudem müssen 12 ha 
Grünland gepachtet werden. Für die zusätzlichen Stallplätze sind Investitionen von 
35  000  € nach Abzug des Investitionszuschusses erforderlich (Laufstall bereits vor-
handen). Der außerbetriebliche Erwerb wird von 7600  € auf 1500  € reduziert, um 
zusätzliche Arbeitszeit für die Bestandesausweitung bereit zu stellen.

4.3.2 Bergbauernbetrieb mit acht Milchkühen
Optimierung der Produktion:●●  Die Milchleistung je Kuh und Jahr wird bis 2018 ebenso 
um insgesamt 30  % erhöht (auf 5850  kg). Der Kraftfutterbedarf wird entsprechend 
angepasst, das zusätzliche Milchlieferrecht wie oben bewertet. Alle weiteren Parameter 
bleiben unverändert.
Erwerbskombination:●●  Die Ausdehnung der Kuhherde wird für diesen besonders 
benachteiligten Betrieb nicht in Erwägung gezogen, da in solchen Betrieben Flächen in 
der Nähe schwer verfügbar sind oder mit einem überproportionalen Aufwand bewirt-
schaftet werden müssten; zudem müsste der Anbindestall umgebaut werden. Daher die 
Überlegung, dass durch Umstrukturierungen im Betrieb freie Arbeitszeit (500 Stun-
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den) gewonnen wird, die den außerbetrieblichen Erwerb um weitere 6000 € pro Jahr 
(zusätzlich zu den 8500 € in 2009) erhöht.

4.4  Berechnungsgrundlagen und Kennzahlen
In der Situation für 2009 wird ein Milchpreis von 32 €ct je kg (inkl. MwSt.) festgelegt. 
Auf der Grundlage der Einschätzungen der OECD und FAO (OECD-FAO 2009) steigt der 
Milchpreis bis 2013 schrittweise um 5 % und verbleibt dann bis 2018 auf diesem Niveau 
(keine weitere Erhöhung als Folge des Quotenendes). Die Preise für Rinder bleiben unver-
ändert, die Inputpreise (Diesel, Maschinen, Kraftfutter) etc. werden entsprechend den 
Projektionen der OECD und FAO angepasst. Die Direktzahlungen werden auf Basis der 
Beschlüsse zum Health Check geringfügig bis 2013 adaptiert (z. B. Einführung der Milch-
kuhprämie ab 2010). Wie die Direktzahlungen für die europäische Landwirtschaft in der 
Finanzperiode ab 2014 ausgestaltet werden, ist bis dato völlig offen. In den vorliegenden 
Berechnungen wurden ab 2014 die Betriebsprämie um 30 %, die Prämien für ÖPUL um 
20 % und die Ausgleichszulage für benachteiligte Betriebe um 10 % gekürzt.

In der Referenzstrategie werden die Ergebnisse mit dem Free Chashflow dargestellt: 
Alle Einnahmen und Ausgaben des land- und forstwirtschaftlichen Haushalts sind erfasst 
(vgl. Tab. 3). Der Free Cashflow ist ein wichtiger Indikator für die Eigenfinanzierung des 
Haushaltes und somit auch für die Tragbarkeit von Investitionen. Mit einem positiven Free 
Cashflow ist der Haushalt in der Lage, Reserven zu bilden. Ein über längere Zeit negati-
ver Free Cashflow zeigt an, dass der Betrieb bzw. Haushalt gezwungen ist, Anpassungen 
vorzunehmen, wie Senkung der Direktkosten, Einschränkungen beim Familienverbrauch 
oder Aufnahme eines Nebenerwerbs. Die beiden anderen im Folgenden betrachteten Indi-
katoren betreffen die Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft sowie die Eigenkapi-
talbildung. 

Tabelle 3. Berechnung des jährlichen Free Cashflows

Verkäufe von Produkten und Dienstleistungen (Einnahmen)
+ Direktzahlungen (Einnahmen)
- Käufe von Waren und Dienstleistungen (Ausgaben)
= Mittelfluss Landwirtschaft (vor Zinsen)
+ Mittelfluss außerbetrieblicher Erwerb
- Familienverbrauch (Privatverbrauch und Sozialversicherungsbeiträge)
- Investitionen (Zukauf Anlagevermögen)
+ Desinvestitionen (Verkauf Anlagevermögen)
- Tilgungen mittel- und langfristiges Kapital
= Free Cashflow (ohne Fremdfinanzierung)

Quelle: eigene Darstellung nach Kirner und Gazzarin (10)
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4.5  Ergebnisse der Simulation für den Bergbauernbetrieb mit 15 Kühen

Die Haushaltssituation in der Referenzstrategie bis 2018 präsentiert Abbildung  3. Die 
Säulen enthalten die Cash-Ausgaben für Verbrauch, Tilgungen und Investitionen. Der Ver-
brauch der Familie steigt kontinuierlich um 500 € pro Jahr, die Ersatzinvestitionen fallen 
zu unterschiedlichen Zeiten an. Die Schulden können reduziert, jedoch nicht vollständig 
abgebaut werden. Der Mittelfluss aus der Land- und Forstwirtschaft und der Free Cash-
flow sind mit Linien dargestellt. Der Mittelfluss aus der Land- und Forstwirtschaft steigt 
2010 etwas an, ausgelöst durch einen etwas höheren Milchpreis sowie die neu hinzukom-
mende Milchkuhprämie. Nach einer Phase der Stagnation sinkt der Mittelfluss von 2013 
auf 2014 als Folge der unterstellten Kürzung der Direktzahlungen, danach verbleibt er in 
etwa auf diesem Niveau. Der Free Cashflow gerät in Phasen größerer Maschineninvestiti-
onen deutlich unter Null, in den anderen Jahren liegt er leicht positiv. 

Die Auswirkungen der drei Strategien auf die Einkünfte aus der Land- und Forstwirt-
schaft sowie die Eigenkapitalbildung sind in Abbildung 4 ersichtlich. Sowohl das Ein-
kommen aus der Land- und Forstwirtschaft als auch die Eigenkapitalbildung sinken in der 
Referenzstrategie bis 2018, insbesondere wegen der Kürzungen der Direktzahlungen ab 
2014. Mithilfe der Optimierung der Produktion als eine Variante der Professionalisierung 
kann das land- und forstwirtschaftliche Einkommen trotz des Rückgangs der Direktzah-
lungen leicht gesteigert werden; die Eigenkapitalbildung bleibt jedoch niedriger als in der 
Ausgangssituation, weil die Lebenshaltungskosten laufend zunehmen. Die Optimierung 
der Produktion bei gleichzeitiger Ausdehnung der Kuhherde vermag die Einkünfte aus 
der Land- und Forstwirtschaft nachhaltig zu steigern, jedoch erhöht sich auch der Arbeits-
einsatz in der Land- und Forstwirtschaft um 1000 Arbeitskraftstunden. Der Zuwachs der 
Eigenkapitalbildung fällt hingegen deutlich geringer aus; die außerbetrieblichen Einkünfte 
wurden erheblich reduziert, damit Arbeitszeit für die Betriebserweiterung freigesetzt wer-
den konnte.

Abb. 3. Haushaltssituation für den Bergbauernbetrieb mit 15 Kühen in der Referenzstrategie 
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4.6  Ergebnisse der Simulation für den Bergbauernbetrieb mit acht Kühen
Die Haushaltssituation für den Bergbauernbetrieb mit acht Milchkühen in Abbildung 5 
verweist auf ähnliche Tendenzen, wenn auch das Niveau der Geldflüsse deutlich niedriger 
liegt (gleiche Skalierung wie in Abb.  3). Der Free Cashflow liegt in allen Jahren ohne 
Ersatzinvestition deutlich über Null, kleinere Investitionen können sogar aus Eigenmitteln 

Abb. 4. Entwicklung der Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft sowie der Eigenkapital-
bildung je nach Strategie für den Bergbauernbetrieb mit 15 Kühen 

Abb. 5. Haushaltssituation für den Bergbauernbetrieb mit acht Kühen in der Referenzstrategie 



114 Leopold Kirner

finanziert werden. Das außerbetriebliche Einkommen ist für diese verhältnismäßig stabile 
Entwicklung des Haushalts maßgeblich verantwortlich. Denn wie beim anderen Betrieb 
sinkt auch hier der Mittelfluss aus der Land- und Forstwirtschaft als Folge der geänder-
ten Rahmenbedingungen, während das außerbetriebliche Einkommen nominell durch die 
jährliche Inflationsabgeltung etwas steigt. 

Trotz der Kürzungen bei den Direktzahlungen kann in den folgenden Jahren eine posi-
tive Eigenkapitalbildung ausgewiesen werden (siehe Abb.  6). Dennoch erscheint auch 
hier eine nachhaltige Betriebs- bzw. Haushaltsentwicklung in der Referenzstrategie nur 
bedingt gegeben: Sowohl die Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft als auch die 
Eigenkapitalbildung nehmen mehr oder weiniger stetig ab. Zu berücksichtigen ist darüber 
hinaus, dass die Lebenshaltungskosten auf äußerst niedrigem Niveau verbleiben. Ähnlich 
wie beim vorigen Betrieb vermag die Optimierung der Produktion die Einbußen beim 
land- und forstwirtschaftlichen Einkommen auszugleichen. Auch der Rückgang bei der 
Eigenkapitalbildung kann etwas abgefedert werden, trotzdem fällt diese ab 2014 niedriger 
aus als im Ausgangsjahr. Die zusätzliche außerbetriebliche Tätigkeit erhöht die Eigenka-
pitalbildung signifikant, insbesondere im ersten Jahr nach der Ausdehnung (2010). Die 
Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft steigen auch durch die Erwerbskombination 
geringfügig, weil weniger Schuldzinsen gezahlt werden müssen (Betriebskredite können 
früher getilgt werden).

4.7  Zwischenfazit
Ohne Änderung der Produktion bzw. zusätzlichem Einkommen außerhalb der Urproduk-
tion verschlechtert sich die Haushaltssituation der Bergbauernbetriebe in den kommen-
den Jahren. Zum einen dürften die Direktzahlungen abnehmen, zum anderen steigen die 
laufenden Lebenshaltungskosten. Eine effizientere Milchproduktion durch Steigerung der 
Milchleistung vermag einen Teil der Nachteile zu kompensieren. Nur größere Adaptionen 

Abb. 6. Entwicklung der Einkünfte aus der Land- und Forstwirtschaft sowie der Eigenkapitalbil-
dung je nach Strategie für den Bergbauernbetrieb mit acht Kühen 
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innerhalb und/oder außerhalb der Landwirtschaft können jedoch das Betriebsergebnis und 
die Haushaltssituation nachhaltig und substanziell verbessern.

5  Schlussfolgerungen und Ausblick

Die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit deuten auf eine weitere Verlagerung der Milch-
produktion in die weniger benachteiligten Regionen des Berggebiets („Gunstlagen des 
Berggebiets“) in Österreich hin. Hier erwirtschaften die Betriebe durchschnittlich höhere 
Einkommen aus der Land- und Forstwirtschaft und weisen eine bessere finanzielle Stabi-
lität auf als Milchviehbetriebe außerhalb des Berggebiets oder besonders benachteiligte 
Bergbauernbetriebe. Dies dürfte auch unter den Rahmenbedingungen der kommenden 
Jahre der Fall sein. Da die Milchproduktion der Bergbauernbetriebe häufiger auf Grünland 
basiert, verfügen sie, im Vergleich zu Nicht-Bergbauernbetrieben, über weniger ökono-
mische Alternativen bei einem Ausstieg aus der Milchproduktion. Gegenüber besonders 
benachteiligten Bergbauernbetrieben können die Milchviehbetriebe in den „Gunstlagen 
des Berggebiets“ ihre Milch einerseits effizienter produzieren, andererseits besteht eher 
die Möglichkeit, die Produktion zu intensivieren oder auszudehnen. In besonders benach-
teiligten Bergbauernbetrieben können häufig nur zwei Schnitte gemäht oder die Produk-
tion kann wegen des überproportionalen Arbeitsaufwandes nicht ausgedehnt werden.

Wenn es um Strategien und Entwicklungsmuster in Bergbauernbetrieben geht, muss die 
Vernetzung von Betrieb und Familie mit bedacht werden. Ein hilfreiches Konzept dafür 
liefern Dax und Oedl-Wieser (6) sowie Dax (5), indem sie unterschiedliche Entwicklungs-
strategien für landwirtschaftliche Haushalte ermitteln und zwischen Professionalisierung, 
Stabilisierung und Marginalisierung unterscheiden. Die Strategie der Professionalisierung 
kennzeichnet neben Intensivierung und Wachstum auch eine grundlegende Änderung der 
Produktion wie beispielsweise die Differenzierung oder die Nischenstrategie (18). Alle 
Formen der Professionalisierung in der Milchproduktion setzen bestimmte betriebliche 
Rahmenbedingungen voraus und sind daher nur für einen Teil der Bergbauernbetriebe 
umsetzbar. In besonders benachteiligten Betrieben stößt die Professionalisierung in aller 
Regel früher an ökonomische Grenzen. Für den Großteil der besonders benachteiligten 
Betriebe kommt daher eine Art Stabilisierungsstrategie infrage, bei der nur kleinere Ände-
rungen in der landwirtschaftlichen Produktion vorgenommen werden. Eingesparte oder 
frei werdende Arbeitszeit muss hier sukzessive für andere Einkommensquellen außerhalb 
der Milchproduktion genutzt werden, um eine stabile Haushaltssituation in den kommen-
den Jahren zu gewährleisten. Arbeit und Kapital sind dort einzusetzen, wo sie den größten 
Nutzen für die bäuerliche Familie stiften. Dieser Nutzen hängt wesentlich von den gesetz-
ten Zielen und vorhandenen Neigungen der betroffenen Personen ab, daher sind indivi-
duelle Lösungen unentbehrlich. Die Marginalisierungsstrategie wäre aus ökonomischer 
Sicht dann zu verfolgen, wenn längerfristig ohne Milchproduktion ein höheres Haushalts-
einkommen erzielt werden kann als bei Fortführung der Milchproduktion. Laut Theorie 
des landwirtschaftlichen Haushalts tritt dieser Fall ein, wenn die freigesetzte Arbeitszeit 
bei Aufgabe der Milchproduktion durch alternative Einkommensquellen (z. B. Umstellung 
auf Mutterkuhhaltung oder Formen der inner- und außerbetrieblichen Erwerbskombina-
tion) besser verwertet werden kann.

Die vorliegenden Ergebnisse liefern Argumente dafür, dass die Milchproduktion in 
Regionen mit besonders hohen Standortnachteilen zunehmend marginalisiert wird. Kür-
zungen von Direktzahlungen oder Steigerungen der Lebenshaltungskosten lassen sich nicht 
in allen Regionen bzw. Betrieben nachhaltig abfedern. Das bisherige hohe Beharrungs-
vermögen bzw. die hohe Stabilität dieser Betriebe lässt sich trotz deutlich niedrigerem 
Einkommen aus der Land- und Forstwirtschaft mit geringen inner- und außerbetrieblichen 
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Alternativen sowie der sparsamen Lebensführung erklären. Weitere Einschnitte bei den 
Lebenshaltungskosten sind jedoch nicht vertretbar, zumal Hofübernehmer bzw. Hofüber-
nehmerinnen in besonders benachteiligten Regionen ebenso am allgemeinen Wohlstand 
der Gesellschaft teilnehmen sollen. Ob die Pflege und Offenhaltung der Kulturlandschaft 
in peripheren Regionen auch ohne Milchproduktion längerfristig bewerkstelligt werden 
kann, lässt sich an dieser Stelle nicht beantworten. Grundsätzlich bedeutet die Aufgabe 
der Milchproduktion einen Verlust an Wertschöpfung, womit die Wahrscheinlichkeit einer 
längerfristigen Bewirtschaftung und Besiedelung solcher Regionen tendenziell abnimmt. 
Daraus ergeben sich zahlreiche Herausforderungen für die Agrar- und Regionalpolitik in 
den kommenden Jahren. 

Zusammenfassung
Für Österreich stellt das Berggebiet einen bedeutenden Standort für die Milchproduktion dar. Wegen 
der natürlichen Standortnachteile wird die Milch in diesen Regionen zu erheblich höheren Kosten 
produziert. Trotzdem verlief der agrarstrukturelle Wandel in der Milchproduktion im Berggebiet 
weniger rasant als außerhalb davon, wobei deutlich zu differenzieren ist zwischen weniger und 
besonders benachteiligten Regionen. Generell lässt sich ableiten, dass sich die Milchproduktion 
in Österreich weiterhin in die „Gunstlagen des Berggebiets“ verlagert, während sie außerhalb des 
Berggebiets abnimmt und in besonders benachteiligten Regionen zunehmend marginalisiert wird. 
Ein rekursiv-dynamisches Simulationsmodell analysiert mögliche Strategien in der Milchproduk-
tion für ausgewählte Bergbauernbetriebe unter geänderten Rahmenbedingungen. Beleuchtet und 
diskutiert werden Indikatoren des land- und forstwirtschaftlichen Betriebs sowie die gesamte Haus-
haltssituation. Ergebnisse der Simulationen verweisen darauf, dass die hier untersuchten Strategien 
unterschiedlichen Nutzen stiften und wesentlich von innerbetrieblichen und außerbetrieblichen Vo-
raussetzungen und Rahmenbedingungen abhängen.

Schlüsselwörter: Milchproduktion, Bergbauernbetriebe, Strategien, Betriebsmodell, Simulation.

Summary
Strategies for competitive milk production in mountain areas in Austria

The mountain areas of Austria are major locations for dairy farming in the country. Owing to natural 
conditions, milk in these areas is produced at considerably higher cost than elsewhere. Nevertheless, 
structural change in the mountain areas is proceeding at a lower pace, although there is a clear dis-
tinction between less and extremely disadvantaged regions. The general result of this analysis is that 
milk production in Austria will further increase in less disadvantaged mountain areas and decrease 
in plain areas and extremely disadvantaged mountain areas. Possible strategies for adaptation of 
particular dairy farms were evaluated using a recursively dynamic single farm model and assuming 
alternative economic conditions in the future. The analysis and discussion is based on farm indica-
tors and on the overall budgetary situation. Results of the model simulations vary according to the 
strategies analysed, and the economic benefits of these strategies depend substantially on conditions 
and circumstances within and outside of the farm.

Keywords: milk production, mountain farms, farm management, strategies, farm model, simu-
lation

Résumé 
Stratégies pour une production laitière compétitive dans les régions montagneuses en Autriche

En Autriche, les régions montagneuses représentent un site important pour la production laitière. En 
raison de conditions naturelles défavorables, les coûts de production sont plus élevés dans ces régi-
ons. Pourtant, les changements structurels dans le secteur agricole en matière de production laitière 
se sont imposés plus lentement dans les régions montagneuses qu‘ailleurs, bien qu’il faille différen-
cier clairement entre régions peu défavorisées et régions particulièrement défavorisées. De manière 
générale, on peut en conclure que la production laitière autrichienne continue à se délocaliser vers 
« les régions montagneuses favorables », alors qu’elle diminue en dehors des régions montagneuses 
et se voit de plus en plus marginalisée dans les régions particulièrement défavorisées. Un modèle 
de simulation récursif dynamique analyse, pour des exploitations montagnardes sélectionnées, les 
stratégies possibles en matière de production laitière dans différentes conditions d’exploitation. Les 
indicateurs du secteur agricole et sylvicole ainsi que la situation budgétaire globale font l’objet de 
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l’étude et de l’analyse. Les résultats de la simulation indiquent que les stratégies analysées mènent 
à différents bénéfices économiques et dépendent essentiellement des conditions internes et externes 
de l’exploitation.

mots-clés: production laitière, exploitations montagnardes, stratégies, modèles d’exploitation, 
simulation.
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20 Jahre Transformation der Landwirtschaft in Mittel- und 
Osteuropa: Errungenschaften und Herausforderungen

Von Agata Pieniadz, Jürgen Wandel, Thomas Glauben, Jon H. Hanf, Halle

1  Einleitung

Zwanzig Jahre sind nun vergangen, seitdem die ehemals sozialistischen Staaten Mittel- 
und Osteuropas1) begonnen haben, ihre Volkswirtschaften in marktwirtschaftliche Systeme 
umzuwandeln. Von diesem Prozess sind rund 30 Länder und über 400 Mio. Menschen 
betroffen; das sind knapp 10 % der Weltbevölkerung (7, S. 1). Die Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft spielt in diesen Ländern nach wie vor eine deutlich bedeutendere Rolle für die 
Volkswirtschaft als in etablierten Markwirtschaften. Fast ein Drittel der von diesem Trans-
formationsprozess betroffenen Menschen (rd. 160 Mio.) leben in den ländlichen Räumen 
und bewirtschaften rund 13 % der weltweiten landwirtschaftlichen Nutzfläche (15; 18).

Bei allen Gemeinsamkeiten, die diese Transformationsstaaten Mittel- und Osteuropas 
aufweisen, gibt es auch einige bemerkenswerte Unterschiede. Einige Länder wie Ungarn 
oder das ehemalige Jugoslawien hatten sich bereits vor 1989 dem Westen gegenüber 
geöffnet und konnten als „sozialistische Marktwirtschaften“ bezeichnet werden (12, S. 1). 
In anderen Ländern war die Umgestaltung der Wirtschaft mit der Gründung neuer Staaten 
verbunden (Nachfolgestaaten Jugoslawiens, der Sowjetunion und der Tschechoslowakei) 
und in einem Fall – der DDR – verschwand sogar ein ehemals sozialistischer Staat durch 
die deutsche Vereinigung als selbständiger Staat wieder von der Bildfläche. Weiter erfolgte 
in einigen Ländern die Umgestaltung unter der Erwartung, dass eine baldige Integration 
in die Europäische Union bevorsteht und dass somit die entsprechenden Beitrittsvoraus-
setzungen der EU zu erfüllen sind, während bei anderen Transformationsländern derartige 
Überlegungen gar keine oder nur eine untergeordnete Rolle spiel(t)en. Daher bestanden 
die Unterschiede nicht nur in den Anfangsbedingungen, sondern auch in der gewählten 
Reformstrategie und folglich in der hierdurch induzierten wirtschaftlichen Entwicklung. 
Während einige Länder einer raschen und gleichzeitigen Durchführung möglichst vieler 
Reformmaßnahmen den Vorzug gaben (z. B. Polen, Tschechien, Slowakei, Estland), setz-
ten andere auf graduelle Reformen (Ukraine, Kasachstan). Wieder andere Staaten wech-
selten zwischen diesen beiden grundsätzlichen Strategien (z. B. Russland, Kirgisien) im 
Transformationsverlauf (25, S. 6). In einigen Ländern setzte die wirtschaftliche Erholung 
sowohl der Gesamt- als auch der Agrar- und Ernährungswirtschaft verhältnismäßig rasch 
ein, in anderen erst viel später. Diese Divergenz in den wirtschaftlichen Entwicklungen 
wirft erneut die Frage auf, die sich schon zu Beginn des Transformationsprozesses Öko-
nomen und Politikern stellte, welche Reformstrategie besser geeignet ist, nachhaltige wirt-
schaftliche Erfolge zu erzielen.

Dieser Beitrag versucht dieser Frage mit Blick auf die Agrar- und Ernährungswirtschaft 
der mittel- und osteuropäischen Transformationsländer nachzugehen. Er macht dabei eine 
vergleichende Bestandsaufnahme der Errungenschaften des bisherigen Transformations-
prozesses in den Agrar- und Ernährungswirtschaften Mittel- und Osteuropas und iden-
tifiziert weitere Herausforderungen. Nach 20 Jahren Transformation lassen sich hierzu 
fundiertere Aussagen treffen, da nun für einen längeren Zeitraum ausreichend Daten zur 
Verfügung stehen, die nicht nur die negativen wirtschaftlichen Entwicklungen der Anpas-
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sungsrezession der ersten Reformjahre erfassen, sondern auch die wirtschaftlich positiven 
Effekte (25, S. 2). Der Artikel leistet somit einen Beitrag zur theoretischen und empiri-
schen Transformationsforschung im Agrar- und Ernährungssektor sowie zur allgemeinen 
Frage des Zusammenhangs zwischen Reformpolitik und wirtschaftlicher Entwicklung.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Kapitel 2 rekapituliert die Kernelemente der ideal-
typischen wirtschafts- und agrarpolitischen Reformstrategien. Kapitel 3 zeigt, wie diese 
in den einzelnen Ländern umgesetzt wurden. Anschließend analysiert Kapitel 4 wie sich 
die Betriebsstrukturen verändert haben und Kapitel 5 wie sich die wirtschaftliche Lage 
in der Agrar- und Ernährungswirtschaft der betrachteten Länder mit Blick auf Produkti-
onsvolumen und Produktivität entwickelt hat. Dabei wird diskutiert, wie die jeweiligen 
Entwicklungen zu erklären sind. Abschließend fasst Kapitel 6 die Ergebnisse zusammen 
und identifiziert kommende Herausforderungen.

2  Grundsätzliche Reformstrategien

Die Umwandlung einer Plan- in eine Marktwirtschaft stellte historisch eine noch nie dage-
wesene Aufgabe dar. Dennoch fehlte es nicht an Konzepten, wie diese Aufgabe bewältigt 
werden sollte (25, S. 2; 7, S. 33). Das bekannteste Maßnahmenpaket ist der sogenannte 
„Washington Consensus“. Diese Bezeichnung geht auf John Williamson zurück und 
meint Politikmaßnahmen, die eine Gruppe von Ökonomen und Politiker aufgrund der 
Erfahrungen mit der Reformierung lateinamerikanischer Volkswirtschaften auch als uner-
lässlich für die Einführung der Marktwirtschaft in den Transformationsländern ansahen 
(78). Der Maßnahmenkatalog des „Consensus“ umfasst insgesamt 10 Punkte, die einer-
seits auf monetäre Stabilisierung (Inflationsbekämpfung) einschließlich der Behebung von 
Zahlungsbilanzproblemen zielten, andererseits auf Wachstumsbelebung durch Einführung 
privater Verfügungsrechte, flankiert durch eine außenwirtschaftliche Öffnung (7, S.  31; 
21, S. 341). In der Literatur zur Transformation werden die Maßnahmen im Allgemeinen 
zu den folgenden vier Politikbereichen zusammengefasst (16, S.  388  ff.; 8; 7, S.  33): 
Makroökonomische Stabilisierung, binnen- und außenwirtschaftliche Liberalisierung, Pri-
vatisierung und die Bildung von Institutionen.

Zu betonen ist, dass der Washington Consensus keine unfassende Handlungsanleitung 
darstellt, sondern nur eine Auflistung von Maßnahmen, die Ökonomen generell für eine 
funktionsfähige Marktwirtschaft als notwendig erachten. Er sagt nichts über die konkrete 
Ausgestaltung und Umsetzung der Maßnahmen aus, insbesondere in welcher Reihenfolge 
(„sequencing“) und Geschwindigkeit („speed“) diese erfolgen sollen (68, S. 1; 7, S. 32). 
Dennoch wird der „Washington Consensus“ in aller Regel mit einem „Schocktherapie“- 
oder „Big Bang“-Ansatz gleichgesetzt, für den sich Reformpolitiker wie Balcerowicz in 
Polen, Klaus in der noch damaligen Tschechoslowakei und Gaidar in Russland ausge-
sprochen haben und die ihre Reformprogramme eng am Washington Consensus ausge-
richtet hatten (7, S. 32).

„Big Bang“-Anhänger befürworteten eine rasche und gleichzeitige Durchführung 
möglichst vieler Reformmaßnahmen, um Möglichkeiten für Rent-seeking-Aktivitäten und 
Reformwiderstände gering zu halten. 

Demgegenüber traten Anhänger einer graduellen Strategie (z. B. Stiglitz) für eine lang-
same, schrittweise Vorgehensweise ein, weil sie angesichts der maroden Wirtschaftsstruk-
turen hohe soziale Kosten befürchteten (62). Sie sprachen sich insbesondere dafür aus, 
vor einer umfassenden Liberalisierung (aller Preise, des Außenhandels, der Finanzen, des 
Arbeitsmarktes) zunächst die notwendigen formalen institutionellen Rahmenbedingungen 
zu schaffen (62). Anders als manche Kritiker (z. B. Stiglitz oder North) des „Big Bang“-
Ansatzes meinen, wurden Institutionen aber auch bei den „Schocktherapeuten“ keines-
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wegs vernachlässigt (62; 39, S. 359; 7, S. 34; 25, S. 3). So impliziert die Liberalisierung 
der Preise und die Abschaffung von Pflichtablieferungen die Institution Handlungs- und 
Vertragsfreiheit. Ebenso ist mit der Privatisierung die Einführung der Institution der Ver-
fügungsrechte verbunden, sogar wenn diese Rechte noch nicht bzw. noch nicht umfassend 
kodifiziert sind. Übersehen wird zudem, dass auch bei den Schocktherapeuten keineswegs 
der Anspruch erhoben wurde, ausnahmslos alle Maßnahmen gleichzeitig einführen zu 
können (7, S. 35). Während sich einige Schritte buchstäblich über Nacht umsetzen las-
sen (z. B. die Freigabe der Preise oder Einstellung von Subventionen), benötigen andere 
unweigerlich eine längere Vorbereitungs- und Durchführungszeit (z. B. die Privatisierung 
ehemals staatlicher Betriebe oder die Ausarbeitung und Verabschiedung verschiedener 
Rechtsakte). Da es also den idealtypischen „Big Bang“ nicht gibt, wird der Übergang von 
der Plan- zur Marktwirtschaft zwangsläufig immer gradueller Natur sein. Somit ist die 
Abgrenzung vom „Big Bang“ und dem Gradualismus stets mit einer gewissen Willkür 
behaftet (25, S. 3).

3  Die praktische Umsetzung der Reformstrategien

Die einzelnen Länder verfolgten in den ersten Jahren nach dem Systemzusammenbruch 
unterschiedliche Reformstrategien, die sich in ein Kontinuum vom idealtypischen „Big 
Bang“ bis weitgehend unreformiert einordnen lassen. Oleh Havrylyshyn (25) hat eine 
diesbezügliche Klassifizierung vorgenommen, die in Tabelle  1 wiedergegeben ist. Er 
unterscheidet fünf Kategorien von Reformstrategien die ein Spektrum zwischen 1) nach-
haltigem „Big Bang“ und 5) begrenzten Reformen einnehmen.

Tabelle 1. Anfängliche Reformstrategien der Transformationsländer 
Mittel- und Osteuropas

1) Nachhaltiger  
„Big Bang“

2) Fortge- 
schrittene  
Anfangs- 

bedingungen/
kontinuier-
licher Fort-

schritt

3) Abge- 
brochener  

„Big Bang“

4) Graduelle  
Reformen

5) Begrenzte  
Reformen

Estland Kroatien Albanien Aserbaidschan Weißrussland
Lettland Slowenien Bulgarien Armenien Usbekistan
Litauen Ungarn Mazedonien Georgien Turkmenistan
Tschechien Kirgisien Kasachstan
Polen Russland Ukraine
Slowakei Tadschikistan

Rumänien
Quelle: (25, S. 6)

Tabelle  1 zeigt, dass nur sechs Länder die „Big Bang“-Politik konsequent über einen 
längeren Zeitraum durchgehalten haben (Spalte  1). Weitere drei Länder (u.  a. Ungarn) 
wiesen bereits zu Beginn der 90er-Jahre fortgeschrittene Reformen auf, da sie schon vor 
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der Transformation marktwirtschaftliche Elemente in ihrem Wirtschaftssystem einge-
führt haben. Sie verzeichneten ebenfalls einen kontinuierlichen Reformfortschritt über 
den Transformationsprozess hinweg. Fünf Staaten, darunter Russland, haben mit einer 
„Big Bang“-Politik begonnen (Spalte 3), sie aber später abgebrochen und sind auf einen 
graduellen Weg umgeschwenkt. In die Kategorie „graduelle Reformen“ fallen die meisten 
Länder. Dort setzten die makroökonomische Stabilisierung und eine durchgreifende Libe-
ralisierung mit zwei- bis dreijähriger Verzögerung ein. Bei drei GUS-Ländern [(Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten (GUS)], darunter Weißrussland (Spalte  5), haben bislang 
keine tief greifenden marktwirtschaftlichen Reformen stattgefunden. 

Zur Erfassung des Reformfortschritts gibt es eine Vielzahl von Indikatoren, die von 
verschiedenen Organisationen entwickelt wurden und dann zur Bildung von sogenannten 
Länderrankings verwendet werden. Der bekannteste Index für Transformationsländer ist 
der Transition Indicator der European Bank for Reconstruction and Development (EBRD). 
Weitere bekannte Einschätzungen und Rankings des Wirtschaftssystems – nicht nur von 
Transformationsländern – stammen vom Weltwirtschaftsforum (WEF) in Genf (Global 
Competitiveness Index), vom International Institute for Management Development (IMD) 
in Lausanne, (IMD World Global Competitiveness Index), vom Fraser Institute, Vancou-
ver (Economic Freedom of the World Index), von der Heritage Foundation, Washington, 
DC (Index of Economic Freedom) und der Weltbank (Ease of Doing Business und World-
wide Governance Indicators – Regulation). Alle diese Indizes bewerten in aller Regel die 
Liberalität und Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftssystems sowie das Geschäftsumfeld, 
das als wichtige Voraussetzung für Investitionen und damit für Wirtschaftswachstum gese-
hen wird. Den Indizes der Rankings liegt eine Kombination aus Expertenmeinungen und 
statistischen Daten zugrunde.

Die Aussagekraft solcher Rankings ist aufgrund folgender methodischer Probleme 
beschränkt (50): a) die Subjektivität der Experteneinschätzungen; b) die Unzuverlässigkeit 
vieler nationaler Statistiken; c) die Vergleichbarkeit der Daten zwischen verschiedenen 
Ländern und d) die Indexkonstruktion. Sowohl die Auswahl als auch die Gewichtung 
der einzelnen Indikatoren haben zwingend eine subjektive Komponente und können die 
Ergebnisse erheblich beeinflussen. Die Rankings bewerten also nicht einfach nur Fakten. 
Sie propagieren auch bestimmte Bereiche als wichtig und andere als weniger wichtig (40; 
66, S. 144 ff.). Trotz dieser Kritik geben sie doch eine gewisse Orientierungsgröße durch 
die Verdichtung komplexer Zusammenhänge auf einfache Positionsangaben und bestim-
men dadurch gleichzeitig das Image des jeweiligen Landes mit.

Für die Bewertung des Transformationsfortschrittes in der Agrar- und Ernährungswirt-
schaft in den mittel- und osteuropäischen Ländern hat die Weltbank (2005) ein separates 
Ranking erstellt. Dazu werden fünf Reformbereiche jeweils mit Punkten in einer Skala 
von 1–10 bewertet, wobei 1 für „Planwirtschaft“ und 10 für „vollendete marktwirtschaft-
liche Reformen“ steht (10; 27): 1) Deregulierung und Liberalisierung von Preisen und 
Märkten; 2) Privatisierung von Land und Restrukturierung der Agrarbetriebe; 3) Privati-
sierung und Demonopolisierung des vor- und nachgelagerten Bereichs der Landwirtschaft; 
4) Implementierung eines ländlichen Banken- und Kreditsystems und 5) Etablierung einer 
funktionierenden institutionellen Infrastruktur.
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Tabelle 2. Fortschritt der Agrarreformen in der Transformation nach 
Reformbereichen zwischen den Jahren 1997–2005

Reform-
bereiche

1) Markt- 
und Preis-
reformen

2) Land- 
reformen

3) Privati-
sierung und 

Demono
polisierung

4) Länd-
liche Finan-

zierung

5) Institu-
tionen

Jahre
Länder 97 00 05 97 00 05 97 00 05 97 00 05 97 00 05

Ungarn 9 8 10 9 9 10 9 10 10 8 9 10 8 9 10
Polen 9 8 10 8 9 10 8 9 10 6 7 10 8 8 10
Bulgarien 6 9 9 7 8 8 7 8 9 4 7 8 5 8 9
Rumänien 7 7 9 7 8 8 6 8 9 6 6 8 4 6 8
Russland 7 6 6 5 6 6 7 7 9 5 6 7 5 4 5
Ukraine 7 6 6 5 5 5 6 7 8 5 6 7 3 4 5
Kasachstan 7 6 7 5 8 8 6 6 6 5 6 5 5 5 5
Weißrussland 3 2 3 1 2 2 2 2 4 2 2 2 1 1 4
Turkmenistan 2 2 2 2 3 2 1 1 2 1 1 1 3 2 2

Quelle: (10; 27)

Tabelle 2, welche die Bewertung der Weltbank wiedergibt, zeigt, dass in allen betrachteten 
Ländern unabhängig vom erreichten Level, die Privatisierung und die Demonopolisierung 
des vor- und nachgelagerten Bereichs der Landwirtschaft am schnellsten voranging (<5 
Punkte). Besonders frühzeitig setzte die Umstrukturierung in der Verarbeitungsindustrie 
ein. Die Werte von 7–8 zeigen eine bedeutende Beteiligung ausländischer Investoren bei 
der Umstrukturierung, während die Punkte 9–10 auf eine verbesserte internationale Wett-
bewerbsfähigkeit hindeuten.

Errechnet man für jedes Land und Jahr einen Mittelwert über die genannten fünf 
Reformbereiche, so ergibt sich eine Punktzahl, die den länderspezifischen Reformfort-
schritt in der Agrar- und Ernährungswirtschaft in einem bestimmten Jahr abbildet. Die 
Entwicklung des durchschnittlichen Reformfortschritts in mittel- und osteuropäischen 
Ländern (MOEL) stellt Abbildung 1 dar. Hierbei werden die Länder nach dem Reform-
fortschritt in vier Gruppen von Staaten eingeteilt. Eine Gruppe erfasst die bereits trans-
formierten Staaten (Gesamtpunktzahl=10). Die drei übrigen Gruppen betreffen Länder, 
welche sich immer noch im Transformationsprozess befinden und als schnelle, moderate 
bzw. langsame Reformer bezeichnet werden können.

Als transformiert gelten seit 2005 die acht mittel- und osteuropäischen Länder, die im 
Mai 2004 in die EU aufgenommen wurden (NMS-8) und neuerdings auch Rumänien und 
Bulgarien (NMS-2), die im Januar 2007 der EU beigetreten sind. Die beiden letztgenann-
ten Balkanstaaten zählten 2005 noch zur Gruppe der „schnellen Reformer“ zusammen mit 
den heutigen EU-Beitrittskandidaten (u. a. Kroatien und der ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien), potenziellen EU-Beitrittskandidaten (u. a. Serbien, Montenegro, 
Albanien) sowie einigen GUS-Staaten, wie Armenien und Kirgisien (10).

Die mittlerweile in die EU eingetretenen MOEL profitierten zum einen von EU-Mit-
teln, die ihnen im Rahmen von Vorbereitungsprogrammen zum EU-Beitritt wie PHARE, 
ISPA und SAPARD2) bereitgestellt wurden, zum anderen auch von Beratungen und Schu-
lungen bei der Anpassung ihrer formalen Institutionen an den sogenannten „acquis com-
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munautair“, also an den institutionellen Besitzstand der EU. Der Vorteil davon war, dass 
den beitrittswilligen Ländern so ein Anreiz gegeben war, ihre Institutionen an ein etablier-
tes marktwirtschaftliches Vorbild zügig anzupassen. Insbesondere mit SAPARD wurden 
zudem viele Maßnahmen zur Verbesserung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft und zur Schaffung von Arbeitsplätzen in den ländlichen 
Gebieten unterstützt, um sie so auf die EU-Mitgliedschaft und die Partizipation an der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) erfolgreich vorzubereiten. Gleichzeitig ermöglichte 
der mit der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes verbundene Zugang zu 
finanziellen Mitteln aus dem EU-Haushalt höhere Einkommenstransfers an die Landwirt-
schaft (5). So sollen beispielsweise in Polen im Jahr 2008 ca. 16 % der Einnahmen der 
landwirtschaftlichen Betriebe aus Transferzahlungen stammen (19). Die zur Verfügung 
gestellten EU-Mittel wurden von den einzelnen NMS unterschiedlich zur selektiven För-
derung einzelner Branchen eingesetzt. In Rumänien flossen sie vor allem in den Ausbau 
der Schweine- und Geflügelmast. Hingegen konzentrierten sich Bulgarien und Polen auf 
die Umstrukturierung des Milch- und zum Teil auch des Getreidesektors.

Zu beachten ist, dass das Niveau der Subventionierung vor dem Beitritt generell gerin-
ger war als in der EU-15 (47). Betrachtet man die einzelnen Produktmärkte, so zeigt sich, 
dass seit dem EU-Beitritt z. B. in Polen der Getreide- und der Milchmarkt viel stärker 
durch agrarpolitische Maßnahmen beeinflusst und viel höher subventioniert werden. In 
Ungarn dagegen ist die Subventionierung des Milchmarktes mit dem Beitritt abgebaut 
worden. Auch in Rumänien ist das landwirtschaftliche Stützungsniveau nach dem EU-
Beitritt deutlich zurückgegangen (41). In den beiden Balkanländern wurden insbesondere 
sensible Produkte, wie Zucker und Geflügel vor dem Beitritt stark subventioniert, während 

Anmerkung: Die Gesamtpunktzahl auf der Ordinate entspricht dem Mittelwert aus fünf Reformbe-
reichen.
Abb. 1. Übersicht über den durchschnittlichen Reformfortschritt in Transformationsländern in den 
Jahren 1997–2005
Quelle: Eigene Darstellung (nach 10; 27)
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wettbewerbsfähige Produkte (Sonnenblumenkerne bzw. auch Schaffleisch in Rumänien) 
eher diskriminiert wurden. Hierdurch ergaben sich integrationsbedingte Preis- und folg-
lich Produktionseffekte nach dem Beitritt.3)

Als Nachteil der Übernahme des „acquis commaunutaire“ kann gesehen werden, dass 
das westeuropäische Model der „sozialen“ Marktwirtschaft – gerade im Agrarbereich – 
sehr viele Regulierungen beinhaltet. Dies kann aus liberaler ökonomischer Sicht als eine 
Bremse für die Dynamik des gesamtwirtschaftlichen Wachstums angesehen werden, da 
es eher ein Rent-seeking-Verhalten fördert, als die Suche nach Gewinngelegenheiten auf 
den Märkten (7, S. 7).

Mit Blick auf das Weltbankranking der Reformfortschritte in den neuen EU-Mitglied-
staaten (NMS) bzw. den EU-beitrittswilligen Ländern stellt sich daher insbesondere bezüg-
lich des Bereichs „Preis- und Marktreform“ die Frage, ob das zugrunde gelegte Referenz-
modell einer den WTO-Regeln entsprechenden Marktregulierung (10, S. 5) wirklich eine 
Aussage zum Stand der marktwirtschaftlichen Entwicklung erlaubt. Trotz Agrarreformen, 
die auf eine Reduzierung der Preisstützungen zielen, kann nicht behauptet werden, dass 
die Agrarmärkte der EU (und auch nicht der USA) „marktwirtschaftlich“ sind, da nach 
wie vor noch eine Vielzahl von Regulierungen existieren, die diesen Sektor vor wirklich 
freien Marktkräften schützen. Polit-ökonomisch sind hohe Werte für die Preis- und Markt-
reformen für die neuen EU-Mitgliedsländer nachvollziehbar, da die EU ihre eigene Politik 
der Agrarmarktregulierung in absehbarer Zeit kaum abschaffen wird. Die Märkte der EU 
aber als freier zu bewerten als etwa die Märkte in Russland erscheint fraglich, da Russland 
die Stützung nach Transformationsbeginn radikal zurückgefahren hat und 2005–2007 mit 
14 % ein nach wie vor viel geringeres PSE (Producer subsidy equivalent) aufweist als der 
OECD-Durchschnitt mit 26 % (42, S. 114).

Ähnlich problematisch ist die Weltbank-Einschätzung der Landreform, da die Privati-
sierung von Land mit dem Stand der Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Betriebe 
in Beziehung gesetzt wird. So erhält ein Agrarsektor, in dem „Großbetriebe (large-scale 
farms) dominieren“ die niedrigsten Werte, dort wo die „Bodenprivatisierung fortgeschrit-
ten ist, aber die Umstrukturierung der Großbetriebe noch nicht vollendet ist“, eine mitt-
lere Punktzahl, während eine „Betriebsstruktur basierend auf Privateigentum und einem 
aktiven Bodenmarkte“ die Höchstpunktzahl bekommt (10, S. 5). Der implizit unterstellte 
Gegensatz zwischen Großbetrieb und Betriebsstrukturen auf der Grundlage von Privat-
eigentum muss keineswegs bestehen. In Russland beispielsweise sind die allermeisten 
landwirtschaftlichen Betriebe privatisiert und trotzdem „large scale“. Damit wird eine 
weitere implizite Annahme fragwürdig, die sich aus der Weltbank-Einschätzung her-
auslesen lässt und besagt, dass ein wie immer auch definierter „aktiver“ Bodenmarkt 
unweigerlich zu einer einzelbäuerlichen Betriebsstruktur führen müsse. Entsprechend 
haben Länder mit einer kleinbetrieblichen, einzelbäuerlichen Agrarstruktur, wie Bulga-
rien, Rumänien und Armenien sehr hohe Punktzahlen erhalten. Bleiben dagegen Groß-
betriebe weiter bestehen oder entstehen gar Unternehmensgruppen, die gleich mehrere 
Großbetriebe kontrollieren, wie dies in Russland, der Ukraine und Kasachstan mit den 
„Agroholdings“ zu beobachten ist, wird dies als Indikator für einen unterentwickelten 
Bodenmarkt gewertet. Entsprechend haben diese GUS-Länder, die als „moderate Refor-
mer“ eingestuft werden (u. a. Russland, Kasachstan, Ukraine) nur eine mittelmäßige 
Punktzahl erhalten. Zwar ist in Russland erst 2002 und in Kasachstan erst 2003 mit 
der Verabschiedung des Bodenkodexes der Verkauf und Kauf von Agrarland legalisiert 
worden, dies hat aber einen Bodenmarkt keineswegs verhindert, denn pachten und ver-
pachten war immer möglich und diese Form des Agrarlandverkehrs dominiert auch in 
westlichen Ländern. Selbst wenn der Verkauf und Kauf von Agrarland schon früher mög-
lich und frei von jeglichen bürokratischen Hürden gewesen wäre, ist keineswegs gesagt, 
dass sich dann die Großbetriebe aufgelöst hätten und Familienbetriebe entstanden wären, 
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denn Marktprozesse sind grundsätzlich immer ergebnisoffen (26, S. 373  f.) und nicht 
völlig unabhängig von kulturellen Traditionen und politischen Vorgaben.
Die vierte Gruppe der „langsamen Reformer“ bilden Weißrussland, Usbekistan und Turk-
menistan, die das alte sozialistische System nahezu unverändert beibehalten haben.

4  Entwicklung der Betriebsstrukturen

In den meisten MOEL und GUS-Staaten zeigt sich ein Nebeneinander von großen, mitt-
leren und kleinen Betrieben. Allerdings gibt es Unterschiede in der relativen Bedeutung 
der einzelnen Betriebsstrukturgruppen (18; 56, S. 425 f.). So dominieren einzelbäuerliche 
Betriebe im Baltikum, in Polen und auf dem Balkan, während in Tschechien und der Slo-
wakei sowie den meisten GUS-Staaten große Betriebe in Form von Kapitalgesellschaften 
das meiste Agrarland bewirtschaften, welche aus der Privatisierung und Umstrukturierung 
der ehemaligen Kollektiv- und Staatsbetriebe hervorgingen (vgl. Abb.  2). Diese unter-
schiedlichen Entwicklungen werden häufig mit unterschiedlichen Vorgehensweisen bei 
der Bodenreform erklärt (56, S. 424 f.).

4.1  Neue EU-Mitgliedstaaten
Während in Polen und Ex-Jugoslawien (heute u.  a. Slowenien) die Landwirtschaft aus 
historischen Gründen schon vor dem Systemwechsel kleinbetrieblich strukturiert war, 
sind die Betriebsstrukturen in den anderen neuen EU-Mitgliedstaaten (NMS) eine Folge 
der jeweiligen Privatisierungspolitik. In den meisten mitteleuropäischen und baltischen 
Ländern sowie auf dem Balkan wurde landwirtschaftlicher Grund und Boden auf dem 
Wege der Restitution an die einstigen Besitzer vor der Kollektivierung zurückgegeben, 
und zwar in der damaligen Größe. In einigen Ländern wurde die Restitution mit anderen 
Privatisierungsmethoden kombiniert. In Ungarn war dies die Voucherprivatisierung, in 

Anmerkung: Bei den GUS-Ländern wurden „Private Bauernwirtschaften“ sowie  
„Klein- und Nebenwirtschaften“ als „Betriebe mit Alleinbesitzer“ betrachtet.
Abb. 2. Struktur der landwirtschaftlichen Nutzfläche in den NMS und den GUS-Ländern nach 
Rechtsreform im Jahr 2007
Quelle: (14, S. 248; 60, S. 389; 55; 61, S. 158)
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Rumänien die Zuteilung von Land im Staatsbesitz und in Tschechien die Verpachtung von 
Land im Staatsbesitz (56, S. 424). Auch der Umgang mit den Genossenschaften war sehr 
unterschiedlich. Bulgarien zum Beispiel hat viele Genossenschaften, die nach der Wende 
bankrottgingen, nicht wie andernorts (z. B. in Rumänien) zerschlagen und den Besitzern 
vor der Kollektivierung zurückgegeben, sondern als ganzen Betrieb einem neuen Pächter 
oder Eigentümer zugeführt.

Die Restitution führte zwar zu einer Fragmentierung der Eigentümerstruktur aber eher 
selten zu einer Fragmentierung der Betriebe selbst. Mathijs und Swinnen begründen dies 
mit hohen Transaktionskosten auf dem Bodenmarkt. In vielen Ländern wurde im Wege 
der Restitution Agrarland an Personen zurückgegeben, die selbst nicht (mehr) in der Land-
wirtschaft arbeiteten (36). Das waren im Regelfall die ehemaligen Bauern oder ihre Erben. 
Mit Ausnahme einiger armer Länder, kehrten die neuen alten Eigentümer nicht wieder 
aufs Land zurück, um selbst Landwirtschaft zu betrieben, sondern waren daran interes-
siert, dieses zu verpachten. Mathijs und Swinnen erklären nun (36): „Because the search 
and negotiation costs of identifying individuals who were willing to rent the land were so 
high, the easiest way for the new land owners to find a renter was to contact those already 
using the land. Consequently, in most cases the new lessees became those who had been 
involved with farming on the large pre-reform farms“. Aus diesem Grund sei es nicht zu 
einer radikalen Verkleinerung der Betriebsgrößen gekommen.

Betrachtet man die Rechtsformen in den NMS, so bewirtschaften heutzutage in der 
ehemaligen Tschechoslowakei juristische Personen, die im Regelfall große Betriebe ver-
körpern, einen Großteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche (LNF) (s. Abb.  2). In der 
Slowakei beispielsweise umfassen juristische Personen im Jahr 2007 lediglich 0,2 % aller 
landwirtschaftlichen Betriebe. Sie bewirtschaften aber 80 % der LNF und beschäftigten 
54 % der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte. Hierbei ist die Form der Genossenschaften 
ebenso wie in der Tschechischen Republik die dominierende Eigentumsform. In Bulga-
rien, Ungarn und Estland wird etwa die Hälfte der LNF von juristischen Personen bewirt-
schaftet, während in Rumänien ähnlich wie in Deutschland ca. ein Drittel der landwirt-
schaftlichen Fläche durch juristische Personen genutzt wird. In den sonstigen NMS domi-
nieren Betriebe mit Alleinbesitzern, die überwiegend kleinbäuerliche Familienbetriebe 
darstellen.

Nach Angaben von Eurostat waren im Jahr 2007 knapp 1 % der Betriebe in Bulgarien 
größer als 100 ha. Diese Betriebe bewirtschafteten insgesamt 77 % der landwirtschaftli-
chen Fläche. Insbesondere in der Schwarzmeerregion (im Nordosten Bulgariens) existie-
ren heute viele große und leistungsfähige landwirtschaftliche Betriebe. Jungklaus zeigt 
auf, dass die bulgarischen Großbetriebe schon vor dem Beitritt einen guten Zugang zu den 
EU-Vorbereitungsprogrammen (wie SAPARD) hatten (30). Hierdurch konnten sie ihre 
Technik erneuern und sich westlichen Produktionsstandards annähern. In Rumänien waren 
nur 0,3 % der Betriebe größer als 100 ha, sie bearbeiteten allerdings 38 % der gesam-
ten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Gleichzeitig sind in beiden Ländern noch sehr viele 
Klein- und Subsistenzlandwirte in der Pflanzenproduktion tätig. Dadurch ergibt sich eine 
durchschnittliche Betriebsgröße in Bulgarien von ca. 6,4 ha, welche den Durchschnitts-
werten aus Polen und Slowenien entspricht (14). In Rumänien ist die Zahl der kleinen 
Pflanzenproduzenten noch relevanter. Die Durchschnittsgröße von lediglich 3,6  ha pro 
Betrieb (2007) verdeutlicht diese Tatsache und platziert Rumänien als den Mitgliedstaat 
mit der kleinsten durchschnittlichen Betriebsgröße in der EU (14).

Es herrschte die Überzeugung, dass der Strukturwandel in den klein strukturierten 
Ländern nach ihren EU-Beitritt beschleunigt wird. Allerdings zeigt das Beispiel Polens, 
dass sich die Agrarstruktur bzw. die Struktur im pflanzlichen Bereich über die letzten Jahre 
nur sehr moderat änderte. So ist in Polen in der Gruppe der direktzahlungsberechtigten 
Betriebe (>1 ha) der Anteil von Betrieben mit mehr als 20 ha von 34,7 % in 2002 auf 
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37,6 % in 2007 gestiegen. Gleichzeitig verringert sich der Anteil von Betrieben bzw. Sub-
sistenzwirtschaften mit weniger als 1 ha von 33,36 % in 2002 auf 29,9 % in 2007. Jedoch 
lässt sich beobachten, dass der Strukturwandel in der tierischen Produktion der NMS sehr 
dynamisch vorangeht, auch wenn dieser Sektor immer noch in allen betrachteten Ländern 
durch Existenz von vielen kleinen, bäuerlichen Privatbetrieben gekennzeichnet ist.

Zum Beispiel, gab es in Rumänien zum Zeitpunkt seines Beitritts (2007) mehr tierische 
Produzenten als in den acht neuen EU-Mitgliedern der ersten Erweiterungsrunde zusam-
men (15). Viele dieser Betriebe waren in der Milchproduktion tätig. Obwohl im gesam-
ten europäischen Milchsektor ein dynamischer Strukturwandel stattfindet,4) existierten im 
Frühjahr 2009 in Rumänien immer noch ca. 850 Tausend Milchproduzenten. Die größte 
Gruppe bilden dabei immer noch Subsistenz- bzw. Nebenerwerbswirtschaften, die ein bis 
zwei Milchkühe hielten (s. Abb. 3).

Trotzt der generell ausgeprägten Fragmentierung lässt sich eine allmähliche Zunahme 
der durchschnittlichen Betriebsgröße in allen bis dato klein strukturierten NMS beobach-
ten. Dabei nimmt die Bedeutung von spezialisierten Großbetrieben überproportional zu, 
während mittelgroße Betriebe wegen eingeschränktem Zugang zu Kapital und Wissen 
stagnieren. Das verhältnismäßig niedrige Einkommen im ländlichen Raum, die Veralte-
rungsprozesse, die anhaltende Arbeitslosigkeit und die zunehmende Funktion der Land-
wirtschaft und der ländlichen Gebiete als Auffangbecken für freigesetzte Arbeitskräfte in 
anderen Wirtschaftssektoren tragen zur Persistenz der Subsistenzproduzenten bei.

In den NMS leben immer noch zwischen ca. 25 % (Tschechien, Bulgarien) und 50 % 
(Slowenien, Rumänien) der Gesamtbevölkerung in ländlichen Gebieten. Insbesondere in 
Polen und in den baltischen Ländern ist ein großer Teil der ländlichen Bevölkerung von 
der Landwirtschaft abhängig (vgl. Abb.  4). Wie schnell sich der Strukturwandel voll-
zieht, dürfte nicht zuletzt von alternativen Einkommensquellen abhängen, die gegenwärtig 
versucht werden, unter anderem mit Unterstützung von EU-Mitteln, in den ländlichen 

Abb. 3. Struktur der Milchproduktion in Rumänien nach Betriebsgrößenklassen im Jahr 2009
Quelle: (53)
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Räumen zu schaffen. Auf längere Sicht ist eine weitergehende Diversifizierung der Wirt-
schaftstätigkeiten der ländlichen Gebiete zu erwarten (38). Allerdings zeigt die Erfahrung 
Polens, dass sich dieser Prozess viel länger hinziehen kann als erwartet. Eine Studie, die 
sich mit den polnischen Karpaten beschäftigt, zeigt, dass sich die Landwirtschaft der 
Bergregionen durch eine niedrige Leistungsfähigkeit auszeichnet und kaum zur Einkom-
menssicherung der landwirtschaftlichen Haushalte beiträgt. Durch die niedrige Kaufkraft 
in den bergigen Regionen sind unternehmerische Aktivitäten im nicht landwirtschaftlichen 
Bereich ebenfalls wenig attraktiv. Die verhältnismäßig kurze Periode der Implementierung 
der GAP zur ländlichen Entwicklung hat bis dato zu keinen relevanten strukturellen Ver-
änderungen geführt. Vielmehr haben sich durch die EU-Integration und die Öffnung der 
neuen Arbeitsmärkte die Abwanderungsprozesse verstärkt (58). Eine ähnliche Entwick-
lung zeichnet sich bereits in den rumänischen Karpaten ab (48). Somit besteht eine der 
größten Herausforderungen für die strukturschwächeren NMS darin, den Wohlstand in der 
Landwirtschaft und in den ländlichen Gebieten sowie die Produktivität des Agrarsektors 
in ihren Ländern zu vergrößern.

4.2  GUS-Länder
In den größeren GUS-Ländern Russland, Ukraine und Kasachstan erfolgte die Schaffung 
privater Verfügungsrechte in der Landwirtschaft in mehreren Schritten. Die ehemaligen 
Kolchosen und Sowchosen wurden zunächst in selbständige privatrechtliche Unterneh-
men umgewandelt, die eigenverantwortlich wirtschaften sollten. Anschließend wurden das 
Anlagevermögen und die Betriebsmittel der Kolchosen und Sowchosen in das individuelle 
Eigentum der einzelnen Belegschaftsmitglieder übertragen und unter ihnen aufgeteilt. Als 
letzter Schritt folgten die Entstaatlichung des landwirtschaftlich genutzten Bodens und 
die Übereignung an die in den Betrieben beschäftigten Mitarbeiter, einschließlich der 
Pensionäre und Beschäftigte im Sozialbereich. Erlaubt war außerdem die Neugründung 
von sogenannten privaten Bauernwirtschaften (fermerskie bzw. krest’janskie chozjajstva), 
also bäuerlichen Familienbetrieben.

Abb. 4. Bedeutung der ländlichen Bevölkerung und der landwirtschaftlichen Beschäftigung in 
ausgewählten Ländern
Quelle: (15)
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4.2.1  Russland
In Russland vollzog sich die Umwandlung der bisherigen Staats- und Kollektivbetriebe 
in neue privatwirtschaftliche Rechtsformen verhältnismäßig schnell. Bereits Anfang 1994 
war die Reorganisation der alten Großbetriebe und die Entstaatlichung des Betriebsver-
mögens abgeschlossen (75, S. 14). Im Jahr 2007 waren GmbHs die am meisten verwen-
dete Rechtsform, knapp vor den Produktionsgenossenschaften und mit Abstand vor den 
geschlossenen und offenen Aktiengesellschaften (37, S. 21).

Bei der Überführung des bislang staatlichen Eigentums an Grund und Boden in Privat-
eigentum wurde zunächst der Boden, der von den ehemaligen Kolchosen und Sowchosen 
bewirtschaftet wurde, den Nachfolgebetrieben übertragen, mit der Maßgabe, ihn anteilig 
auf die in den Unternehmen Beschäftigten einschließlich Pensionäre und im Sozialbereich 
Tätige als Eigentum weiterzugeben. In den Betrieben wurde dann jedem Betriebsmit-
glied ein prozentualer Anteil am Gesamtgrundstücksbestand zugewiesen und ein Zertifikat 
darüber ausgestellt. Allerdings war diesem Papier kein konkretes Grundstück in natura 
zugeordnet (17, S. 61). Erst wenn das betreffende Mitglied aus dem Kollektivbetrieb aus-
scheiden wollte, wurde ein entsprechendes Grundstück zugeteilt. Das kam aber nicht oft 
vor. Bis zum Jahr 2000 haben 70,8 % aller Besitzer eines Bodenanteils diesen demjenigen 
Betrieb verpachtet, in dem sie arbeiten, und 25,5 % haben ihn ins Grund- bzw. Stammka-
pital des entsprechenden Betriebes eingebracht. Lediglich 3,8 % haben ihren Anteil gegen 
ein reales Stück Land eingelöst, um entweder ihre private Nebenwirtschaft oder ihren 
Bauernbetrieb zu vergrößern (43, S. 24). Alle diejenigen, die ihren Bodenanteil im alten 
Betrieb gelassen haben, hatten kein konkretes physisches Stück Land als Gegenwert für 
ihr Zertifikat (75, S. 8 u. 12 f.).

Diese Entwicklung zeigt, dass in Russland Privateigentum an landwirtschaftlich 
genutztem Grund und Boden nicht notwendigerweise gleichbedeutend mit individuellem 
Eigentum ist (75, S. 4). Tatsächlich sind verschiedene Formen der Landnutzung entstan-
den: individuelle private Nutzung durch private Bauernwirtschaften und/oder Neben-
wirtschaften, lebenslanger vererbbarer Besitz, ständige Nutzungsrechte und Pacht. Wie 
Tabelle 3 zeigt, ist ein besonderes Ergebnis der russischen Bodenreform, dass nach der 
Entstaatlichung des Grund und Bodens der Großteil des landwirtschaftlich genutzten Lan-
des nach wie vor von Groß- und Mittelbetrieben auf der Basis kollektiven Miteigentums 
bewirtschaftet wird, auch wenn der Anteil von 90 % im Jahr 1991 auf 64 % im Jahr 2006 
gesunken ist. Der Anteil individuell genutzten Bodens an der gesamten russischen land-
wirtschaftlichen Nutzfläche (private Bauernwirtschaften, Klein- und Nebenwirtschaften) 
belief sich 2006 auf gut 30 % nach nur etwas mehr als 3 % 1991.

Tabelle 3. Landnutzung nach Betriebsarten in Russland  
(in %) der landwirtschaftlichen Nutzfläche

Betriebsart 1990 1991 1995 2000 2001 2003 2006
Groß- und Mittelbetriebe 98,1 91,2 81,7 80,0 78,7 68,1 64,1
Private Bauernwirtschaften - 0,6 5,4 7,9 8,8 7,7 12,9
Klein- und Nebenwirtschaften 1,8 2,8 3,4 3,7 3,9 12,3 19,8
Sonstige (u. a. Spezialfonds 
der Umverteilung des Bodens) 0,1 5,4 9,5 8,4 8,6 11,9 3,2

Quelle: für den Zeitraum 1990–2001 (20, S. 203); für das Jahr 2003 (35, S. 271); für 2006 (54, 
S. 474)
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Die geringe Bedeutung der privaten Bauernwirtschaften in der russischen Landwirtschaft 
wird auch an ihrer Anzahl deutlich.5) Sie erreichte ihren Höhepunkt im Jahr 1995 mit 280 
Tausend Betrieben. Seither nahm sie bis 2006 leicht aber kontinuierlich bis auf 255 000 
private Bauernwirtschaften ab. Die durchschnittliche Größe der Betriebe betrug zu Beginn 
des Transformationsprozesses 43 ha und hat sich seither auf 81 ha fast verdoppelt. Ins-
gesamt entfielen auf diese Betriebsform 2006 aber nur knapp 13 % der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche und lediglich 6,5  % der gesamten landwirtschaftlichen Produktion  
(54, S. 445 f.).

Seit Beginn des Transformationsprozesses war die Zulassung und konkrete Ausgestal-
tung des Verfügungsrechts der Veräußerung von landwirtschaftlich genutztem Boden ein 
Streitpunkt zwischen den verschiedenen politischen Gruppen in der russischen Regierung 
und im Parlament. Erst unter Präsident Putin trat am 24.07.2002 nach gut zehnjähriger 
Diskussion das sogenannte Agrarlandverkehrsgesetz in Kraft, das den Kauf und Verkauf 
von Agrarland sowie die Beleihung des Bodens grundsätzlich erlaubt. Allerdings unterlie-
gen die Transaktionen mit Agrarland weiterhin Restriktionen. Dazu gehört in erster Linie 
ein Vorkaufsrecht der Organe der örtlichen Selbstverwaltung. Wie in Kapitel 3 erwähnt, 
wechselte trotz des langjährigen Fehlens einer gesetzlichen Regelung des Kaufs und Ver-
kaufs Agrarland den Nutzer. Dies geschah hauptsächlich auf dem Wege der Pacht, aber 
auch durch den schon immer legal sanktionierten Verkauf und Kauf von individuellen 
Garten- und Nebenerwerbsgrundstücken sowie der Bodenanteilsscheine. Derjenige, der 
Anteilsscheine gekauft hatte, konnte den entsprechenden Betrieb bitten, ihm dafür phy-
sisch ein Stück Land zuzuweisen, um eine Bauernwirtschaft oder persönliche Nebenwirt-
schaft zu gründen (35, S. 274 f.).

4.2.2  Kasachstan
In Kasachstan wurde das Betriebsvermögen der ehemaligen Kolchosen und Sowchosen 
ähnlich privatisiert wie in Russland. Aber anders als Russland, das das Privateigentum 
an Boden bereits 1993 in der Verfassung und im Zivilkodex von 1994 anerkannt hat 
(75, S. 24), blieb in Kasachstan der Boden bis 2003 in staatlichem Eigentum. Allerdings 
gewährte das Gesetz von 1995 „Über den Grund und Boden“ sehr wohl private Nutzungs-
rechte auf der Basis langfristiger Pachtverträge (bis 99 Jahre). Wie in Russland wurde der 
Boden der umstrukturierten Landwirtschaftsbetriebe auf die Betriebsangehörigen gegen 
Ausgabe eines Anteilsscheines aufgeteilt, aber nicht zum Eigentum, sondern zur stän-
digen Nutzung. Verbunden damit war das Recht, den Anteilsschein in das Grundkapital 
eines Unternehmens einzubringen, ihn zu verpachten oder gegen ein physisches Stück 
Land einzutauschen, um eine private Bauernwirtschaft zu gründen (72; 74). Aus insti-
tutionsökonomischer Sicht, welche das Eigentum als ein Bündel von Verfügungsrechten 
begreift, bestanden somit faktisch durchaus private Verfügungsrechte an Agrarland, auch 
wenn formaljuristisch der Boden im staatlichen Eigentum blieb. Erst im Jahr 2003 hat die 
Regierung Kasachstans ein neues Bodengesetz verabschiedet, welches das bisher geltende 
formale Staatseigentum an Boden aufhob und den freien und ungehinderten Verkauf und 
Kauf von Agrarland zuließ.

Ein weiterer Unterschied zu Russland ist, dass die Dominanz der Großbetriebe in 
Kasachstan geringer ist. Die privatisierten Nachfolgebetriebe der Kolchosen und Sowcho-
sen bewirtschafteten 2006 nur noch 51 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche, während 
der Anteil privater Bauernwirtschaften auf 48,1 % anstieg. Persönliche Nebenwirtschaften 
waren mit einem Anteil von 0,7 % unbedeutend (Tab. 4).
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Tabelle 4. Landnutzung nach Betriebsarten in Kasachstan  
(in %) der landwirtschaftlichen Nutzfläche

2001 2002 2003 2004 2005 2006
Agrarunternehmen 66,1 63,1 60,3 57,1 54,2 51,2
Private Bauernwirtschaften 35,5 36,4 39,2 42,4 45,4 48,1
Klein- und Nebenwirtschaften 0,4 0,5 0,5 0,5 0,4 0,7

Quelle: (2, S. 243; 1, S. 238) 

Weiterhin fällt in Kasachstan eine geografische Konzentration der einzelnen Betriebs-
strukturen auf. So befinden sich die meisten Bauernwirtschaften in den südlichen und öst-
lichen Oblasten Almaty, Atyrau, Zhambyl, Süd- und Ost-Kasachstan, wo sie fast 70 % des 
Agrarlandes bewirtschaften. Demgegenüber konzentrieren sich die Großbetriebe in Form 
von Kapitalgesellschaften in den Weizenanbaugebieten der nördlichen Oblaste Akmola, 
Kostana, und Nord-Kasachstan. Dort entfallen auf einzelne bäuerliche Betriebe nur 30 % 
des kultivierten Landes (11, S. 48).

Tabelle 5. Struktur der landwirtschaftlichen Produktion nach Betriebsarten  
in Kasachstan (in %) der Gesamtproduktion

2001 2002 2003 2004 2005 2006
Agrarunternehmen 26,7 22,3 23,1 24,5 23,9 24,8
Private Bauernwirtschaften 25,0 26,2 26,8 25,5 21,9 21,7
Klein- und Nebenwirtschaften 48,3 51,4 50,1 50,0 54,2 53,5

Quelle: (2, S. 245; 1, S. 252) 

Auch am Beitrag zur gesamten Agrarproduktion wird die gesunkene Bedeutung von Groß-
betrieben in Kasachstan deutlich. 2007 entfielen auf sie nur 25 % der Gesamtproduktion, 
auf Nebenwirtschaften 54 % und Bauernwirtschaften 21 % (Tab. 5). Allerdings gibt es 
Unterschiede je nach Produktgruppe. So betreiben Großbetriebe sowie Bauernwirtschaf-
ten hauptsächlich Pflanzenproduktion, während die landwirtschaftlichen Nebenwirtschaf-
ten vornehmlich in der Tierproduktion tätig sind. Fast zwei Drittel des gesamten Getreides 
stammt im Jahr 2007 von Großbetrieben (1).

4.2.3  Weißrussland
In Weißrussland wurde der Reformprozess einschließlich der Privatisierung mit dem 
Machtantritt von Präsident Lukaschenko schon 1994 gestoppt. Mit Ausnahme von Neben-
wirtschaften ist Agrarland grundsätzlich in staatlichem Eigentum mit beschränkten Nut-
zungsrechten. Nach wie vor dominieren große Kollektivbetriebe die weißrussische Land-
wirtschaft, die in vielen Fällen nicht einmal ihre Rechtsform geändert haben. Dies war 
bei 96 % aller Betriebe in 1998 der Fall (9, S. 15 ff.). Die Gründung privater Bauernwirt-
schaften wurde noch vor dem Zerfall der Sowjetunion durch den Bodenkodex der UdSSR 
von 1990 erlaubt. Allerdings gehört auch den Bauernwirtschaften nicht der von ihnen 
bewirtschaftete Boden. Im Jahr 1995 zählte man mit 3 000 die meisten Bauernwirtschaf-
ten. Seither hat ihre Zahl abgenommen und belief sich im Jahr 2006 auf 2 204 Betriebe. 
Die durchschnittliche Bodenfläche dieser Betriebe nimmt außerdem kontinuierlich ab. Im 
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Jahr 2006 betrug sie rund 67 ha. Ähnliche Entwicklungstendenzen sind hinsichtlich der 
Klein- und Nebenwirtschaften zu beobachten. Insgesamt ist der Anteil des individuell 
genutzten Bodens an der gesamten weißrussischen landwirtschaftlichen Nutzfläche (pri-
vate Bauernwirtschaften, Klein- und Nebenwirtschaften) rückläufig. Im Jahr 2008 belief 
sich dieser auf gut 13 % (vgl. Tab. 6). Zusammen erwirtschaften diese Betriebe ein Drittel 
des weißrussischen landwirtschaftlichen Produktionswertes (in 2007). Der überproportio-
nale Anteil dieser Betriebe am gesamten Produktionswert geht teilweise auf die Produk-
tion von Agrargütern mit höherer Wertschöpfung zurück (u. a. tierische Produktion).

Tabelle 6. Landnutzung nach Betriebsarten in Weißrussland  
(in %) der landwirtschaftlichen Nutzfläche

2003 2004 2005 2006 2007 2008
Agrarunternehmen 83 % 83 % 84 % 84 % 85 % 86 %
Private Bauernwirtschaften* 1 % 2 % 2 % 1 % 1 % 1 %
Klein- und Nebenwirtschaften 16 % 15 % 14 % 14 % 13 % 12 %

* Zu den Bauernwirtschaften werden auch Einzelunternehmer gezählt.
Quelle: (59, S. 398; 60, S. 389)

4.3  Agroholdings
Eine besondere Entwicklung in Russland, Kasachstan und der Ukraine ist die Entstehung 
von Agroholdings. Unter Agroholdings versteht man Unternehmensgruppen im Agrar- 
und Ernährungssektor, also Zusammenschlüsse mehrerer rechtlich selbständig bleibender 
Unternehmen über Anteilsbesitz, unter der einheitlichen Leitung einer Dachgesellschaft 
(65, S. 6). Die Gründer der Agroholdings kommen meistens aus dem Handel und der Ver-
arbeitung von Agrarprodukten sowie aus sektorfremden Branchen wie dem Energie- oder 
Metallurgiesektor.

Zuerst wurde diese Organisationsform in Russland registriert, später auch in Kasach-
stan und in der Ukraine. Offizielle Daten, die gesicherte Aussagen über die Bedeutung 
von Agroholdings in der Agrar- und Ernährungswirtschaft der einzelnen Länder im All-
gemeinen und in einzelnen Branchen im Besonderen erlauben würden, gibt es aus folgen-
den Gründen nicht: zum einen stellen „Agroholdings“ keine offiziell anerkannte eigene 
Betriebs- oder Rechtsform dar, sodass die statistischen Ämter nicht veranlasst waren, ent-
sprechende Informationen systematisch zu erheben. Zum anderen treten „Agroholdings“ 
im Regelfall offiziell gar nicht als konsolidierte Unternehmensgruppe an die Öffentlich-
keit. Daher ist es für externe Beobachter kaum ohne Weiteres möglich herauszufinden, 
welche Betriebe zu einer Holding gehören und welche nicht (73). Einige Agrarökono-
men haben trotz dieser Probleme versucht eigene Erhebungen durchzuführen und Zahlen 
zur Verbreitung von Agroholdings zusammenzustellen. Für Russland stammt die jüngste 
aus dem Jahr 2007 vom Allrussischen Forschungsinstitut für Agrarfragen und Informatik 
„Nikonov“. Tabelle 7 stellt ausgewählte Indikatoren zur Bedeutung von Agroholdings in 
Russland aus den zugänglichen Quellen dar. Es zeigt sich, dass Agroholdings ein nicht zu 
übersehendes Phänomen des russischen Agrar- und Ernährungssektors darstellen. Diese 
Betriebsformen haben seit 2001 sowohl zahlenmäßig als auch hinsichtlich ihres Anteils 
der von ihnen kontrollierten landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftlichen Nutz-
fläche sowie der bei ihnen Beschäftigten zugenommen. Nach wie vor wirtschaftet aber 
den vorliegenden Quellen zufolge die große Mehrzahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
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unabhängig. Die Erfolgsindikatoren – Beitrag zur landwirtschaftlichen Gesamtproduktion 
und Anteil am Gesamtgewinn des Agrarsektors – stagnieren zwar, sind aber angesichts 
ihrer im Vergleich zu unabhängigen Betrieben geringen Zahl vor allem in der ersten Hälfte 
des Jahrzehnts durchaus beachtlich.

Tabelle 7. Dynamik der Verbreitung von Agroholdings in Russland 2001–2006

Indikator 2001 2002 2006a)

Anzahl der Agroholdings 93 k. A. 713
Anteil der ldw. Betriebe, die zu Agroholdings  
gehören (in % aller ldw. Betriebe Russlands)

6 % k. A. 20,7 %

Beitrag der Agroholdings zur gesamten ldw.  
Produktion

10–20 % k. A. 14,8 %b)

Anteil an den insgesamt in der Landw.  
Beschäftigten

1,2 % k. A. 6,6 %

Anteil an der gesamten ldw. Nutzfläche k. A. 2 % 8,6 %
Anteil am Gesamtgewinn des Agrarsektors k. A. 29 % 25,0 %

a) Für 2006 beziehen sich die Angaben nur auf mittlere und große ldw. Betriebe. 
b) Die Produktion wird in der relevanten Quelle anhand der Verkaufserlöse gemessen.
Quelle: Zahlen für 2001 (57; 34); Zahlen für 2002 (3); Zahlen für 2006 (13, S. 16 f.)

Regional sind Agroholdings in Russland in den Föderationssubjekten konzentriert, die in 
der Zentralen Schwarzerdezone (Oblast Belgorod und Oblast Voronež), der Wolgaregion 
(die Oblaste Saratov, Volgograd und Penza) und im Nordkaukasus (Rostov oder der Kraj 
Stavropol’) liegen (70). Die meisten Agroholdings befinden sich im Oblast Belgorod. 
Angaben von Petrikov zufolge, sollen 2003 Agroholdings 56 % der regionalen Ackerflä-
che bewirtschaftet und 71 % der Bruttoagrarproduktion des Oblastes erzeugt haben (45, 
S. 28).

Noch weniger statistische Informationen als in Russland gibt es zur Verbreitung von 
Agroholdings in Kasachstan. Gespräche mit kasachischen Agrarökonomen lassen vermu-
ten, dass Agroholdings in Kasachstan viel weniger verbreitet sind als im benachbarten 
Russland (73). Vereinzelte Untersuchungen kasachischer Analysten deuten darauf hin, 
dass diese hauptsächlich im Getreidesektor anzutreffen sind und zu einem geringeren Teil 
im Bereich Ölsaaten und Milch (29). Akimbekova schätzt die Zahl von „Agroholdings“ im 
Getreidesektor auf ungefähr 40. Sie sollen ca. 30 % der Getreideanbaufläche kontrollieren 
und zwei Drittel des im In- und Ausland vermarkteten Getreides bereitstellen (4).

Ähnlich wenige Informationen gibt es zur Rolle der Agroholdings in der Ukraine. 
Tovstopyat und Lissitsa vom ukrainischen Agribusiness Club berichteten auf dem IAMO 
Forum 2008 von 27 Agroholdings 2007 und 40 im Jahr 2008, die knapp 4,5 Mio. Hektar 
Ackerland bewirtschaften (64). Wie in Russland und Kasachstan sind diese Unternehmens-
gruppen auch in der Ukraine vorwiegend in der Pflanzenproduktion (Weizen, Ölsaaten, 
Zucker) und der Geflügelproduktion tätig (70; 71; 73). Das sind Sektoren, die in diesen 
Ländern aufgrund von Skalenerträgen und/oder günstigen Weltmarktpreisen (Getreide, 
Ölsaaten) eine vergleichsweise hohe Rentabilität und wegen kurzer Produktionszyklen ein 
verhältnismäßig geringes Investitionsrisiko aufweisen (32, S. 119 f.; 29).

Es bleibt aber die Frage, warum einige Wirtschaftssubjekte in diesen Sektoren eine Prä-
ferenz für die Organisationsform „integrierte Unternehmensgruppe mit Holding-Struktur“ 
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entwickelt haben. Die Wirtschaftstheorie bietet hierfür eine ganze Reihe von möglichen 
Gründen an (70). Einige betonen produktionstechnische Gründe und Marktmachtmotive, 
andere verweisen auf Transaktionskosten- und Principal-Agent-Probleme auf Faktor-, 
Kapital- und Produktmärkten (28) und wiederum andere auf Pfadabhängigkeiten im Sinne 
einer durch die Vergangenheit bedingte Präferenz für große integrierte Strukturen (33). 
Khanna und Yafeh führen in ihrer Literaturanalyse zu Unternehmensgruppen in verschie-
denen anderen Ländern als weiteren möglichen Entstehungsgrund die Unterstützung durch 
die Regierung an (31, S. 351). Untersuchungen von Wandel zeigen, dass in den russischen 
Agroholdings oftmals Principal-Agent-Probleme mit Lieferanten und/oder nachgelagerten 
Abnehmern ein Motiv bilden Unternehmensgruppen entlang der vertikalen Wertschöp-
fungskette aufzubauen (70; 71). Darüber identifizierte er auch politischen Druck vonseiten 
der Regionalregierungen als Motiv Agroholdings aufzubauen. Das gilt insbesondere für 
den Oblast Belgorod im Süden Russlands, in dem Agroholdings besonders stark verbreitet 
sind. Dort hat die Oblastregierung auf Grundlage der Verordnung vom 14.12.1999 Nr. 710 
„Über Maßnahmen zur Sanierung zahlungsunfähiger landwirtschaftlicher Unternehmen 
des Oblastes“ die Bildung von Agroholdings gefördert, um zahlungsunfähige landwirt-
schaftliche Betriebe zu sanieren und zu modernisieren (69). Zu diesem Zweck wurde land-
wirtschaftlichen Betrieben, die sich in Zahlungsschwierigkeiten befinden, „empfohlen“, 
von der Oblastverwaltung dazu gedrängt, sich mit „wirtschaftlich gesunden“ Industrie-, 
Landwirtschafts- und Verarbeitungsbetrieben zusammenzuschließen. Umgekehrt wurden 
nicht landwirtschaftlichen Betrieben Investitionen im Oblast Belgorod häufig nur mit der 
(sozialpolitischen) Auflage gestattet, u.  a. ein paar marode Landwirtschaftsbetriebe zu 
sanieren. Dabei wurde der Zugang zu zinsverbilligten Krediten in Aussicht gestellt (69; 
71). Für die Ukraine und Kasachstan gibt es bislang keine Anzeichen für eine vergleich-
bare politische Einflussnahme. Die verfügbaren Informationen lassen darauf schließen, 
dass dort Agroholdings das Resultat ausschließlich eines privaten und findigen Unterneh-
mertums, unter den jeweiligen länderspezifischen Bedingungen der Transformationsperi-
ode, sind. Endgültige und eindeutige Antworten zu den Entstehungsgründen von „Agro-
holdings“ in Russland, Kasachstan und der Ukraine gibt es aber nicht.

5  Produktion und Produktivitätsentwicklung

5.1  Produktionsentwicklung
Mit dem Zusammenbruch des planwirtschaftlichen Systems und der Einführung markt-
wirtschaftlicher Institutionen ging eine Anpassungsrezession einher, die auch in der Land-
wirtschaft zu einem Einbruch der landwirtschaftlichen Produktion führte. Die Messung 
dieses Einbruchs ist allerdings nicht leicht, denn der häufig verwendete Vergleich des aktu-
ellen Produktionsniveaus mit dem von 1990, also vor Beginn der Transformation, ist aus 
folgenden Gründen problematisch (6; 7, S. 63 ff.; 22, S. 70 f.): Zum einen gibt es Anhalts-
punkte dafür, dass der Output vor Beginn des Transformationsprozesses tendenziell über-
schätzt wurde, weil die Statistiken auch das politische Ziel hatten, eine bessere Situation 
vorzuspielen als sie tatsächlich gegeben war. Nach der Einleitung des Systemwandels 
stellte sich das Problem, dass ein Teil des Outputs in der Schattenwirtschaft erstellt wurde, 
der schwer zu erfassen ist. Zum anderen wird verkannt, dass in der Planwirtschaft der 
gesamte volkswirtschaftliche und sektorale Produktionsaufbau durch die Planvorgaben 
völlig verzerrt war. Die in diesem System produzierten Güterbündel lassen sich nicht ohne 
Weiteres mit denen in der Marktwirtschaft vergleichen, weil die sozialistische Produktion 
viele Erzeugnisse umfasste, die unter marktwirtschaftlichen Verhältnissen niemals nach-
gefragt worden wären. Götz definiert diese Unterschiede als verschiedene „Warenwelten“. 
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Schließlich werden die durch eine stärkere Marktorientierung der Unternehmen bedingten 
Qualitätsverbesserungen der Produkte nur unvollständig berücksichtigt (22, S. 71).

Ungeachtet dieser methodischen Schwierigkeiten war festzustellen, dass in den Agrar- 
und Ernährungswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Transformationsländer die 
tierische Produktion (besonders Rindfleisch- und Milchproduktion) erheblich stärkere 
Einbußen zu verzeichnen hatte als die pflanzliche Produktion. Des Weiteren waren Länder 
mit großbetrieblichen Agrarstrukturen (ehemalige Sowjetunion und Tschechoslowakei) 
stärker von den Produktionsrückgängen betroffen. Der Grund hierfür ist, dass durch die 
wirtschaftliche Liberalisierung vor allem Genossenschaften und Staatsbetriebe in Liqui-
ditätsengpässe geraten sind und dadurch ihre Tätigkeit aufgeben mussten. Die veralteten 
Anlagen und Betriebsmittel sowie fehlende Investitionen standen einer schnellen wirt-
schaftlichen Belebung der verbliebenen oder privatisierten Großbetriebe im Wege.

In Russland wurden diese negativen Produktionsentwicklungen erst nach der Rubel-
Krise im August 1998 beendet. Seither zeichnet sich eine positive Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Erzeugung ab, insbesondere in der Pflanzenproduktion (67). Allerdings 
liegt das Niveau der landwirtschaftlichen Produktion in diesem Land bis heute insgesamt 
noch um 20 % unter dem Wert von 1990.6) Ähnliche Entwicklungen, inklusive der Bele-
bung der Pflanzenproduktion nach dem Jahr 1998, sind in den meisten GUS-Ländern 
zu beobachten. Die Getreideproduktion dieser Länder zeichnet sich durch erhebliche 
Ertragsschwankungen aus, da ein großer Teil der Anbauflächen zu Regionen mit erhöh-
tem Anbaurisiko gehört.

Die Milchproduktion in der GUS hat ebenfalls ihre Talsohle im Jahr 1998 erreicht. 
Seit dem Jahr steigt die Produktion in allen GUS-Ländern allmählich wieder an. Im Jahr 
2007 haben die zwei größten Milchproduzenten in der GUS, Russland und die Ukraine, 
ca. 70 % bzw. 60 % des Ausgangsniveaus von 1990/91 erzielt. Gleichzeitig nähern sich 
Kasachstan und Weißrussland bereits dem Ausgangsniveau ihrer Milchproduktionen an 
(15).

Vergleichbar war der Produktionseinbruch in den baltischen Ländern und in Tsche-
chien. Im Jahr 2007 betrug die Milchproduktion in diesen Ländern zwischen ca. 55 % 
(Lettland) und 80  % (Litauen) des Niveaus aus dem Jahr 1992. Wie in nahezu jedem 
osteuropäischen Land brach die Tierproduktion in Bulgarien und Rumänien nach dem 
Umsturz 1989 ebenfalls deutlich ein (47).

Seit Mitte der 90er-Jahre befindet sich die Milchproduktion in MOEL bzw. in den 
heutigen NMS in einem leichten Aufwärtstrend. Dieser positive Trend wurde durch die 
Finanzkrise in Russland (1998) und die resultierenden Exporteinbrüche leicht abgebremst 
und anschließend durch die zunehmende Integration mit den EU-Märkten verstärkt. Heut-
zutage lässt sich eine stabile Entwicklung beobachten. Während sich die Milchproduktion 
der Baltischen Länder in einem leichten Aufwärtstrend befindet, ist die Produktion in 
Tschechien, der Slowakei und Ungarn stabil bzw. leicht rückgängig. Für einige Länder 
(bspw. Polen) stellt die Milchquote bereits eine Wachstumsbarriere dar, da die Referenz-
mengen erzielt wurden (46).

Des Weiteren waren Länder mit einem schon zu sozialistischen Zeiten großen Anteil 
von bäuerlichen Privatbetrieben (Polen, Ex-Jugoslawien) weniger von den Produktions-
rückgängen betroffen als die großbetrieblich strukturierten Regionen. Eine Erklärung 
hierfür könnte sein, dass diese (Klein)Betriebe über andere Anpassungsstrategien und 
Eigenschaften verfügen, die es ihnen erlaubten sich in Umbruchphasen erfolgreicher zu 
behaupten. So weisen einige Studien darauf hin, dass gerade kleine landwirtschaftliche 
Familienbetriebe in der Lage sind flexibler auf die sich dynamisch ändernden Marktbe-
dingungen zu reagieren, in dem sie leichter sowohl den gesamten Output als auch die 
Zusammensetzung der Produktionslinien und der Produktionsfaktoren verändern können 
(52; 77). Eine große Bedeutung spielt dabei der Zugang zu diversen Faktormärkten. So 
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zeigen einige Studien, dass der eingeschränkte Zugang zu Kreditmärkten in Transforma-
tionsländern eine wesentliche Determinante der Produktionsentscheidungen ist (44). In 
Ländern mit Dominanz von Familienbetrieben kann diese institutionelle Einschränkung 
durch Zugang zu familiären Ressourcen teilweise kompensiert werden. In der Studie von 
Renner et  al. aus dem Jahr 2008 wurde deutlich, dass die polnischen Familienbetriebe 
umso anpassungsfähiger sind, je mehr Familienmitglieder eine Lohnarbeit in anderen 
Wirtschaftssektoren hatten und je mehr Personen im produktiven Alter in einem Haushalt 
lebten (52).

5.2  Produktivitätsentwicklung
Im Vergleich zu den alten EU-Ländern kennzeichnet die meisten Länder des ehemaligen 
Ostblocks noch immer eine niedrige Produktivität der Landwirtschaft. Insbesondere in 
Ländern mit mehrheitlich kleinen Betrieben ist die Produktivität gering. Ein Indiz dafür 
ist die vergleichsweise schwache Bruttowertschöpfung pro Beschäftigten in der Landwirt-
schaft, welche in Abbildung 5 dargestellt ist.

Während z. B. in den Niederlanden eine Arbeitskraft im Durchschnitt ca. 50  000  € 
pro Arbeitskraft erwirtschaftet, erreichen selbst die leistungsfähigeren Länder unter den 
NMS (Tschechien und Estland) eine Bruttowertschöpfung von nur 10 000 € pro Arbeits-
kraft. Bei den jüngsten EU-Mitgliedern (Bulgarien, Rumänien) fällt diese Kennziffer 
noch geringer aus. Eine Erklärung hierfür könnte eine generell geringere Bedeutung der 
Qualitätsproduktion sowie der hoch spezialisierten Agrarbetriebe und somit eine niedri-
gere Wertschöpfung der Agrarsektoren in den NMS sein. In einigen Ländern (u. a. Polen, 
Rumänien) kommt die hohe Anzahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten hinzu.

Betrachtet man die Entwicklung der Erträge, so ist festzustellen, dass sich die abso-
luten Ertragswerte in allen Ländern in den letzten Jahren positiv entwickeln. Vergleicht 
man jedoch deren Entwicklung mit der in Deutschland, ist zu sehen, dass sich der Abstand 

Abb. 5. Arbeitsproduktivität des Agrarsektors in der EU im Jahr 2007
Quelle: (14)
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lediglich in einzelnen Ländern und Produktionsbereichen verringert. In Abbildung 6 ist 
der Vergleich der Hektarerträge bei Weizen und der Milchleistung pro Kuh zwischen NMS 
und GUS-Ländern und Deutschland zu sehen. Insgesamt ist festzustellen, dass bei der 
Weizenproduktion die relative Leistung niedriger ist als bei der Milchproduktion. Im Jahr 
2007 erreichten die NMS-8 zwischen 50 % (Lettland) und 70 % (Tschechien) des deut-
schen Ertragsniveaus bei Weizen. In Rumänien und Bulgarien ist die Produktivitätslücke 
mit ca. 30–40 % noch größer und ähnlich wie in der Ukraine, Weißrussland und Russland 
(15).

Anmerkung: Weizenerträge (Referenz: BRD 6,9 t/ha im Jahr 2007), Milcherträge  
(Referenz: BRD 7 048 kg/Kuh im Jahr 2007)
Abb. 6. Ertragsentwicklung in ausgewählten MOEL im Vergleich zu Deutschland (D=100 %)
Quelle: (15)
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Obwohl die meisten GUS-Länder (insbesondere Russland, Ukraine, Kasachstan) sowie 
Bulgarien und Rumänien zum großen Teil über sehr fruchtbare Böden verfügen (vgl. u. a. 
23), sind die Produktivitätszuwächse sehr moderat. Gründe hierfür sind ein im Durch-
schnitt viel geringerer Düngereinsatz (1/20 des Niveaus im Westen) und die Verwendung 
qualitativ minderwertigen Saatguts sowie veralteter Landtechnik. Darüber hinaus führt oft-
mals eine schlechtere Qualifikation des Managements und der Arbeitskräfte zu einer sub-
optimalen Nutzung betrieblicher Ressourcen. Ein Beispiel dafür ist eine fehlerhafte bzw. 
spätzeitige Erkennung von Pflanzenkrankheiten und -schädlingen oder Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln zu falschen Zeitpunkten. Die wesentliche Ursache für den geringen 
Einsatz moderner Produktionsfaktoren ist in der mangelnden Liquidität und geringen Kre-
ditwürdigkeit vieler Landwirtschaftsbetriebe zu sehen. Beispielsweise in Russland führte 
der Mangel an Agrartechnik nicht nur zur Reduzierung der Saatflächen, sondern aufgrund 
fehlender Schlagkraft auch zur Nichteinhaltung der optimalen Arbeitszeitspannen auf dem 
Feld. Deshalb hat sich die Getreideernte im Laufe der neunziger Jahre durchschnittlich 
um 10–12 Tage verlängert, was unmittelbare Ernteverluste zur Folge hatte. Die ältere 
Mechanisierung ist allerdings in den größeren Betrieben rückläufig (67).

Bei den NMS lässt sich beobachten, dass die Produktivität der tierischen Produktion 
dynamischer ansteigt als in der pflanzlichen Produktion. Am schnellsten erfolgte der 
Strukturwandel bei der Milchproduktion. Der Grund hierfür war die Adaption von EU-
Qualitätsstandards sowie die Aktivitäten der ausländischen Investoren in den Milchket-
ten dieser Länder. Ein Ergebnis war ein Anstieg des technologischen Niveaus der Bran-
chenführer (Markenproduzenten) und gleichzeitig der Marktausstieg von verhältnismäßig 
kleinen und ineffizienten Milchproduzenten (24; 49). Ein Resultat ist eine Steigerung der 
Milchleistung sowie der Qualität von Rohmilch, sodass heute Länder wie Tschechien, 
Ungarn und Estland beinahe das deutsche Niveau erreichen. Dagegen ist in NMS mit 
kleinbetrieblichen Strukturen (Polen, Litauen und Lettland sowie Rumänien und Bulga-
rien) eher eine relative Stagnation zu beobachten. Beispielsweise erreichte Polen 64 % des 
deutschen Milchertragsniveaus im Jahr 2008. Auch hat sich die Produktivitätslücke seit 
2003 nur um einen Prozentpunkt verringert (46; 15).

6  Fazit und künftige Herausforderungen

Der Beitrag hat gezeigt, dass 20 Jahre nach Transformationsbeginn die Länder des ehe-
maligen Ostblocks unterschiedliche wirtschaftliche Entwicklungen genommen haben. 
Generell lässt sich feststellen, dass diejenigen Länder, welche verhältnismäßig rasch tief 
greifende Reformen durchgeführt haben, schneller eine positive wirtschaftliche Entwick-
lung genommen haben, als Länder, die eine langsamere Reformstrategie verfolgt haben 
(7; 25). Als Grund für diese Entwicklung können Rent-seeking-Aktivitäten bestimmter 
Interessengruppen angesehen werden, die den Reformprozess verzögert haben.

Folglich ist auch der Transformationsfortschritt im Agrar- und Ernährungssektor die-
ser Länder unterschiedlich. Für die neuen EU-Mitgliedstaaten, die heute als transformierte 
Volkswirtschaften gelten, wirkte die in Aussicht gestellte EU-Mitgliedschaft mit den damit 
verbundenen Förderprogrammen als zusätzlicher Umstrukturierungsanreiz. Die EU-Mit-
gliedschaft hat nicht nur die Richtung und das Tempo der wirtschaftlichen Reformen in den 
NMS geprägt, sondern auch viele ausländische Investoren angelockt, die ihre Beschaffungs-
praktiken und Anforderungen in diese Länder importiert haben und dadurch zur Diffusion 
der Technologien und des Wissens in den gesamten Wertschöpfungsketten der NMS geführt 
haben (24). Nach dem Einbruch in den 90er-Jahren wächst die Wirtschaft dieser Länder 
immer noch schneller als der EU-15-Durchschnitt. Dies kann unter anderem durch die Vor-
teile des Wegfalls von Handels- und Investitionshindernissen für die NMS erklärt werden.
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Im Laufe des Transformationsprozesses haben die Länder der ehemaligen Sowjetunion 
teilweise unterschiedliche Entwicklungspfade beschritten. In den großen GUS-Ländern 
Russland, Ukraine und Kasachstan setzten nach der Finanzkrise 1998 dynamisch wirt-
schaftliche Entwicklungen ein, die auch den Agrar- und Ernährungssektor erfasst haben. 
Bei anderen GUS-Ländern, wie Weißrussland, Usbekistan und Turkmenistan, welche 
marktwirtschaftliche Reformen nur sehr langsam durchführen und bislang das alte sozia-
listische System nahezu unverändert beibehielten, ist eher eine wirtschaftliche Stagnation 
zu verzeichnen. Die bis 2007 verhältnismäßig stabile wirtschaftliche Situation in Weiß-
russland war zum großen Teil auf die Unterstützung durch Russland (u.  a. verbilligter 
Import von Energie) zurückzuführen. Die weißrussische Wirtschaft ist jedoch strukturell 
unausgeglichen und verbirgt ein verstecktes Inflationspotenzial. Dazu kommt, dass die 
große Korruption und die hieraus resultierenden großen Transaktionskosten die Attrakti-
vität Weißrusslands für ausländische Investoren gering macht.

Unabhängig jedoch von dem gewählten Weg und dem Reformfortschritt dominieren in 
den heutigen GUS-Ländern nach wie vor großbetriebliche Agrarstrukturen, insbesondere 
im pflanzlichen Bereich. Während in Russland, Kasachstan und in der Ukraine die Pri-
vatisierung der Agrarbetriebe weitgehend fortgeschritten ist und neue Organisationsfor-
men wie Agrarholdings entstanden sind, ist die weißrussische Landwirtschaft größtenteils 
nach wie vor in Staatshand. Zusätzlich existieren in allen osteuropäischen Ländern private 
Bauernwirtschaften sowie Klein- und Nebenwirtschaften. Generell wird beobachtet, dass 
die durchschnittliche Größe der privaten Bauernwirtschaften zunimmt, wobei ihre Anzahl 
stabil bleibt bzw. schrumpft. Diesen Trend kann man sowohl in der GUS als auch in den 
NMS beobachten. Allerdings liegen hierbei relevante Größenunterschiede vor. Während 
die durchschnittliche Größe der Bauernwirtschaften ca. 80 ha in Russland bzw. ca. 250 ha 
in Kasachstan (2006) beträgt, liegen die entsprechenden Werte zwischen 4 ha und 8 ha für 
NMS wie Rumänien, Bulgarien oder Polen.

Hinsichtlich der Produktionsentwicklung ist zu beobachten, dass sich insbesondere 
die pflanzliche Produktion in allen Transformationsländern gut erholt hat. Trotzdem gibt 
es immer noch erhebliche Produktivitätslücken zu den etablierten, westlichen Agrar- und 
Ernährungswirtschaften. In diesen Produktivitätsunterschieden spiegeln sich unterschied-
liche Produktionstechnologien sowie natürliche und ökonomische Rahmenbedingungen 
wider. Einerseits erschweren die geringe Bodenqualität (in einigen NMS) und die prob-
lematischen klimatischen Bedingungen (insbesondere in Zentralasien) das Erreichen von 
westeuropäischen Ertragsniveaus. Die im Durchschnitt mangelnde Liquidität der Betriebe 
schränkt den Einsatz moderner Technik (Bewässerungsanlagen, Landtechnik), Techno-
logien und Betriebsmittel (zertifiziertes Saatgut, Dünger) besonders in der pflanzlichen 
Produktion ein. Andererseits kann davon ausgegangen werden, dass in einigen Ländern 
die klein strukturierte Landwirtschaft und die hohe Arbeitsintensität die Adoption von 
ertragssteigernden technischen Fortschritten erschweren. Es scheint somit noch ein großer 
Nachholbedarf zu bestehen.

Die EU-Integration hat neue Entwicklungsmöglichkeiten für die Landwirte in den NMS 
eröffnet. Allerdings profitiert nur ein Teil der Agrarbetriebe von diesen Entwicklungen. 
Fünf Jahre nach der ersten Erweiterungsrunde ist die Landwirtschaft in einigen Ländern 
immer noch eher extensiv ausgerichtet. Generell wird seit dem Beitritt beobachtet, dass 
sich die Anpassungsprozesse sowie der zusätzliche Einkommenstransfer aus dem EU-
Budget positiv auf die Liquidität der Agrarbetriebe auswirken. Der hierdurch induzierte 
verstärkte Betriebsmitteleinsatz aktiviert die Produktivitätspotenziale, besonders bei den 
größten Agrarproduzenten. Im generellen herrscht immer noch ein Nachholbedarf nicht 
nur im Bereich der Steigerung der Produktivität und Qualität, sondern auch bei der Sub-
stitution von Arbeit durch Kapital.
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Die existierenden Entwicklungsunterschiede sowie ausgeprägte agrarstrukturelle Hete-
rogenität der Länder verdeutlichen, dass die zukünftigen Herausforderungen für die ein-
zelnen Länder verschieden sind. Während die neuen EU-Mitgliedsländer kaum noch inhä-
rente Transformationsaufgaben zu erfüllen haben, sondern sich auf Schritte zur weiteren 
Integration wie etwa die Einführung des Euros bzw. die Adoption der sich ändernden GAP 
konzentrieren können, stehen den unreformierten Ländern Weißrussland, Turkmenistan 
und Usbekistan tief greifende marktwirtschaftliche Reformen erst noch bevor. Die größe-
ren GUS-Länder Russland, Kasachstan und die Ukraine stehen vor der Herausforderung, 
dem „Rule of Law“ Geltung zu verschaffen. Außerdem müssen sie eine Entscheidung über 
die Rolle des Staates in der Wirtschaft insgesamt und im Agrar- und Ernährungssektor im 
Besonderen machen. Z. B. in Russland haben sich in letzter Zeit die protektionistischen 
und interventionistischen Tendenzen verstärkt (vgl. 71). Vorläufige Höhepunkte sind das 
„Nationale Vorrangprojekt‚ Entwicklung des Agro-Industriellen Komplexes“ von Septem-
ber 2005, sein Nachfolgeprogramm von Juli 2007 „Staatliches Programm zur Entwick-
lung der Landwirtschaft und Regulierung der Märkte für landwirtschaftliche Produkte, 
Rohstoffe und Nahrungsmittel 2008–2012“, die insbesondere die Tierproduktion fördern 
sollen sowie die Doktrin zur Ernährungssicherheit von Ende 2008, die für konkrete Pro-
dukte einen bestimmten Selbstversorgungsgrad festlegt (76).

Ähnliche Tendenzen gibt es in Kasachstan, wo eigens die Staatsholding „KazA-
gro“ gegründet wurde, um die Regierungskonzeption für nachhaltige Entwicklung des 
Agro-Industriellen Komplexes 2006–2010 umzusetzen. Dazu gehört die Steuerung von 
Investitionen in Branchen von prioritärer Bedeutung, die Entwicklung der Infrastruktur, 
Regulierung und Stabilisierung der Agrarmärkte im Inneren, Mitwirkung bei der Bildung 
von Clustern und die Umsetzung des im Februar 2007 verabschiedeten „Programms 30 
Corporate Leaders“ im Agrar- und Ernährungssektor (73).

Motiviert durch die seit 15 Jahren beste Getreideernte im Jahr 2008 will nun Russland 
zum Weltmarktführer auf dem Exportmarkt werden. Bei der ambitionierten russischen 
Wirtschaftswelt kommt es jedoch (oft) darauf an, den Anspruch (Exportmeister) und die 
Wirklichkeit (Nachholbedarf) auf einen Nenner zu bringen. Die Potenziale sind nicht nur 
wegen der Bodenfruchtbarkeit vorhanden. In Russland liegen etwa 50 Mio. ha Acker-
land brach – eine Fläche so groß wie Spanien. Die Produktionszuwächse sind bereits im 
europäischen Teil Russlands sichtbar. Dagegen besteht in Sibirien – auch im sogenann-
ten Agrardreieck Westsibiriens – nach wie vor ein Nachholbedarf besonders im Bereich 
der Ertragssteigerung. Hierfür sind hohe Investitionen sowohl im Bereich der Landwirt-
schaftstechnik, des Humankapitals als auch im Bereich der Verkehrsinfrastruktur ländli-
cher Gebiete erforderlich. Alleine für die (russische) Landwirtschaft schätzen Experten 
einen Investitionsbedarf bis 2013 auf mindestens 45 Mrd. € (51). Die Investitionen sollen 
durch staatliche Unterstützung (u. a. Subventionierung von langfristigen Investitionskredi-
ten) als auch durch zunehmende Öffnung gegenüber ausländischen Investoren erfolgen. So 
erhöhten sich die ausländischen Investitionen im Agrarsektor von 158 Mio. US$ im Jahr 
2005 auf 468 Mio. US$ im Jahr 2007. Erschwerend kommt jedoch hinzu, dass die jahre-
lange Unterfinanzierung des Agrarsektors, das vergleichsweise niedrige Einkommen im 
ländlichen Raum und die steigende Arbeitslosigkeit zu massiver Landflucht und Abwan-
derung der Arbeitskräfte zu besser prosperierenden Gebieten und Wirtschaftssektoren 
geführt haben. Heute mangelt es an den Arbeitskräften sowohl im strategischen als auch 
im operativen Geschäft, gerade auch in den Agroholdings. Einige Agrarexperten sehen den 
Fachkräftemangel als größtes Hindernis auf dem Weg zu den ehrgeizigen agrarpolitischen 
Zielen bzw. Ansprüchen. Zwar besteht in Russland ein gutes Netz an landwirtschaftlichen 
Ausbildungsstätten (darunter 59 Agraruniversitäten) doch entspricht die Ausbildung nicht 
den Anforderungen der sich schnell wandelnden Wirtschaft (63). Die Universitäten sind 
seit 20 Jahren unterfinanziert, es fehlt an Lehr- und Forschungsmitteln. Ferner sind die 
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Lernmodelle und -inhalte veraltet. Eine Folge ist eine niedrige Qualität der Agrarausbil-
dung und -beratung der nationalen Fachkräfte. So müssen die aufsteigenden Agrarmanager 
viele Probleme selbst lösen oder eben ausländische Spezialisten engagieren.

Insbesondere die Knappheit beim Faktor Arbeit in Hinsicht auf die Verfügbarkeit 
(Menge) und die Qualität scheint eine der wichtigsten Herausforderungen für diese Län-
der zu sein. Eine Möglichkeit, dem Arbeitskräftemangel in quantitativer und qualitati-
ver Hinsicht zu begegnen, könnte eine verstärkte Kapitalisierung der Landwirtschaft sein 
(Mechanisierung, Automatisierung), nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund des steigen-
den globalen Leistungsdrucks. Dies gilt insbesondere für Bereiche, in denen Skaleneffekte 
von zunehmender Bedeutung sind (Milch, Getreide). Gleichzeitig soll in die Qualität der 
Agrarausbildung und -beratung der nationalen Fachkräfte investiert werden. So soll nicht 
nur die Forschung und Lehre sowie das Zusammenspiel zwischen Landwirtschaft und 
Wissenschaft einen höheren Stellenwert bekommen, sondern auch die Ausbildung von 
Arbeitskräften für das operative Geschäft und Führungskräften für die Landwirtschaft den 
Anforderungen der sich schnell wandelnden Wirtschaft entsprechen. Gleichzeitig soll die 
infrastrukturelle Entwicklung der ländlichen Räume vorangetrieben werden, um die Anzie-
hungskraft dieser Gebiete nicht nur für die gut ausgebildeten Fachkräfte zu erhöhen.

Eine weitere Herausforderung für alle Transformationsstaaten besteht darin, wie dem 
Wohlstandsgefälle zwischen urbanen und ländlichen Gebieten zu begegnen ist. In einigen 
osteuropäischen Ländern lebt die Hälfte der Gesamtbevölkerung in ländlichen Gebieten. 
In diesen Ländern hängt ein großer Teil der ländlichen Bevölkerung von der Landwirt-
schaft ab. Dies ist beispielesweise in Polen und in den baltischen Ländern der Fall. Die 
Umsetzung der Reformen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) verstärkt den Anpas-
sungsdruck und die Unsicherheiten für die europäische Landwirtschaft und die ländliche 
Bevölkerung insgesamt. Im Hinblick auf die kurze Geschichte der Mitgliedschaft sind die 
neuesten EU-Länder kaum von der Reduktion von preisbedingten Produktionsanreizen 
und Direktzahlungen betroffen. Allerdings führen die teilweise sinkenden Produkt- und 
steigende Faktorpreise dazu, dass immer weniger landwirtschaftliche Haushalte ein aus-
reichendes Einkommen aus der landwirtschaftlichen Produktion erwirtschaften können. 
Hiervon sind Länder mit einer Dominanz von kleinen Betrieben besonders betroffen. Die 
Bedeutung der Erwerbskombination aus landwirtschaftlichen und außerlandwirtschaftli-
chen Tätigkeiten nimmt somit zu.

Schließlich sind sowohl in den NMS als auch in den GUS-Ländern ähnliche Entwick-
lungen in den ländlichen Räumen zu beobachten wie in den westeuropäischen Ländern, 
nämlich ein zunehmender Alterungsprozess und eine verstärkte Abwanderung der Bevöl-
kerung. Anders als in den westlichen Ländern gibt es in vielen Ländern des ehemaligen 
Ostblocks noch keine vollentwickelten Sozialversicherungssysteme, sodass oft die Sub-
sistenzlandwirtschaft diese soziale Funktion ausfüllt. Es stellt sich die Frage, ob das Ver-
bleiben oder gar das Fördern des Verbleibens in der Landwirtschaft die beste Antwort dar-
stellt. Wie auch immer diese Frage in den einzelnen Ländern beantwortet wird, zumindest 
sollten mit der Agrarpolitik nicht auch Ziele verfolgt werden, die eigentlich Gegenstand 
der Sozialpolitik sind. Soziale Ziele sollten im Sinne der Tinbergen-Regel, wonach zur 
Erreichung von n Zielen wenigstens n unterschiedliche Instrumente erforderlich sind, mit 
Instrumenten einer eigenständigen Sozialpolitik betrieben werden.

Zusammenfassung
Der Beitrag macht eine vergleichende Bestandsaufnahme der Errungenschaften des bisherigen 
Transformationsprozesses in den Agrar- und Ernährungswirtschaften Mittel- und Osteuropas und 
identifiziert weitere Herausforderungen. Es zeigt sich, dass zwanzig Jahre nach Transformationsbe-
ginn diejenigen Länder, welche verhältnismäßig rasch tief greifende Reformen durchgeführt haben, 
schneller eine positive wirtschaftliche Entwicklung genommen haben, als Länder, die eine lang-
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samere Reformstrategie verfolgt haben. Für die neuen EU-Mitgliedstaaten wirkte die in Aussicht 
gestellte EU-Mitgliedschaft dabei als zusätzlicher positiver Umstrukturierungsanreiz. Die Nachfol-
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion haben teilweise recht unterschiedliche Entwicklungspfade 
beschritten. Während in den reformfreudigeren Ländern wie Russland, die Ukraine und Kasachstan 
nach der Finanzkrise 1998 dynamische wirtschaftliche Entwicklungen auch im Agrar- und Ernäh-
rungssektor einsetzten, stagnieren weiterhin GUS-Länder, die nur rudimentäre marktwirtschaftliche 
Reformen durchgeführt haben. Dort herrscht ein großer Nachholbedarf bei der Steigerung der Pro-
duktivität und Qualität der Agrarproduktion sowie bei der Substitution von Arbeit durch Kapital. 
Eine bleibende Herausforderung in allen Transformationsländern sind Investitionen in Humankapital 
von Agrarfachkräften und in die Infrastruktur in den ländlichen Räumen, um Abwanderungsten-
denzen entgegenzuwirken.

Summary
20 Years of Transition in Central and Eastern European Agriculture:  

Achievements and Challenges
This paper discusses the achievements of the transition process in the respective agri-food sectors of 
Central and Eastern European countries and identifies challenges for further development. Twenty 
years after the beginning of transition, countries that have carried out relatively rapid and far-rea-
ching reforms show better economic performance than countries with slower reform strategies. For 
the new EU member states, the prospect of EU membership provided an additional incentive for 
restructuring. The newly independent states of the former Soviet Union show quite diverse paths of 
economic development. After the financial crisis of 1998, countries labelled as advanced reformers, 
such as Russia, the Ukraine and Kazakhstan, have experienced dynamic economic development, 
including in their agri-food sectors, whereas CIS countries that have carried out only rudimentary 
market reforms continue to stagnate. In these latter countries, there is a considerable need for re-
structuring in order to improve productivity and the quality of agricultural and food products, as well 
as for the substitution of labour with capital. Further challenges in all transition countries include 
investments in the human capital of agricultural labour and in the infrastructure of rural areas to 
counteract rural depopulation.

Résumé
20 ans de transition du secteur agricole en Europe Centrale et Orientale : 

acquis et défis
Cette contribution compare les acquis liés au processus de transition et identifie les défis futurs à 
relever dans le secteur agroalimentaire en Europe Centrale et Orientale. On peut constater que vingt 
ans après le début de la transition, les pays dans lesquels des réformes profondes ont été mises en 
œuvre rapidement ont développé une économie vigoureuse plus vite que les pays ayant poursuivi 
des stratégies de réforme plus timides. Dans les nouveaux États membres de l’Union européenne, la 
perspective de l’intégration européenne a constitué une incitation pour les restructurations. De leur 
côté, les États issus de l’effondrement de l’ex-URSS ont emprunté des trajectoires de développement 
hétérogènes. Après la crise financière de 1998, les pays plutôt favorables aux réformes comme la 
Russie, l’Ukraine et le Kazakhstan ont connu un développement dynamique du secteur agroalimen-
taire, tandis que les États de la CEI, qui avaient lancé des réformes insuffisantes dans le domaine 
de l’économie de marché, continuent à voir leurs performances stagner. Ces pays ont grandement 
besoin de poursuivre les réformes structurelles afin d’améliorer la productivité du secteur agricole 
et la qualité des produits agroalimentaires et de favoriser la substitution du travail par le capital. 
Des défis restent à relever dans tous les pays en transition, par exemple en matière d’investissement 
en capital humain (spécialistes agricoles) et en infrastructures dans les zones rurales afin de limiter 
l’exode rural.
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Fußnoten
1)	 Der Begriff Mittel- und Osteuropa schließt in diesem Beitrag die Nachfolgestaaten der ehema-

ligen Sowjetunion mit ein.
2)	 PHARE: Poland and Hungary Action for Reconstruction of the Economy [EU-Programm für 

Polen und Ungarn zum Wiederaufbau der Wirtschaft]; ISPA: Instrument for Structural Policies 
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for Pre-Accession [war eine Ergänzung zum PHARE-Programm für Investitionen in den Be-
reichen Umwelt und Transport]; SAPARD: Special Accession Programme for Agriculture and 
Rural Development [Spezielles Beitrittsprogramm für Landwirtschaft und ländliche Entwick-
lung]; IPA: Instrument for Pre-accession Assistance [Instrument für Heranführungshilfe]. Das 
IPA ersetzt unter anderem die drei oben genannten Finanzierungsinstrumente der Jahre 2000 
bis 2006 (PHARE, ISPA, SAPARD) und unterstützt die derzeitigen Beitrittskandidaten (u.  a. 
Kroatien) sowie die potenziellen Beitrittskandidaten (u. a. Albanien, Serbien) bei ihren Umstruk-
turierungen mit Blick auf eine künftige EU-Mitgliedschaft.

3)	 Z. B. in Polen stieg die Milchpulverproduktion, die primär für die subventionierten Exportmär-
kte vorgesehen war an. In Folge der Reduzierung der Exportsubventionen in Ungarn nach dem 
Beitritt, ist die Milchproduktion, insbesondere in den exportorientierten Regionen (Tiefland) 
eingebrochen. Eine Folge war ein dynamischer Marktaustritt von weniger rentablen Milchpro-
duzenten und -verarbeitern.

4)	 Durch den EU-Beitritt sind die Anpassungen im Milchsektor der NMS besonders intensiv. Zum 
Beispiel verringerte sich die Anzahl der Milchproduzenten in Ungarn dramatisch. Während im 
Jahr 2000 noch 26 000 Milchproduzenten tätig waren, reduzierte sich die Anzahl auf 6 500 im 
Jahr 2007 (AgraFood EE, 8/2009). In Polen waren die Prozesse ebenso intensiv. Die Milchpro-
duktion hat sich allerdings in Ungarn kaum verringert bzw. ist sogar in Polen gestiegen, da die 
großen und leistungsorientierten Betriebe von dieser Marktbereinigung profitiert haben.

5)	 Genaue und konsistente Zahlen zur Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Russland ins-
gesamt und deren Aufteilung auf einzelne landwirtschaftliche Betriebsformen gibt es nicht. Das 
russische Statistikamt Goskomstat unterscheidet zwar drei Kategorien von Betriebsformen: die 
landwirtschaftlichen Organisationen (zu ihnen werden Unternehmen in der Rechtsform juri-
stischer Personen gezählt, inklusive Versuchsstationen), die privaten Bauernwirtschaften und die 
persönlichen Nebenwirtschaften. Erfasst werden jedoch nur große und mittelgroße, nicht jedoch 
kleine landwirtschaftliche Unternehmen, wobei eine genaue Größenabgrenzung im Statistischen 
Jahrbuch nicht vorgenommen wird (20, S. 396 f.).

6)	 Während noch zu Beginn der 90er-Jahre die russischen Ernten mit rund 100 Mio. Tonnen Ge-
treide pro Jahr erzielt wurden, ergab die Ernte im Jahr 1998 lediglich noch ca. 50 Mio. Tonnen. 
Im Jahr 2007 stieg die Ernte wieder auf ca. 80 Mio. Tonnen an (15; 67).
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Fleischexporteur mit Modellcharakter 
– Bedeutung der uruguayischen Produktion  

von Rind- und Lammfleisch –

Von Wolfgang Branscheid, Kulmbach

Uruguay ist ein Agrarland, das trotz geringer Größe und erheblicher räumlicher Entfer-
nung von den großen Lebensmittelmärkten in einer Reihe von Aspekten weit oben in den 
von der FAO (21) geführten Weltranglisten der Exporteure landwirtschaftlicher Produkte 
steht. Wegen seiner geringen Größe, seines hohen Grades an Spezialisierung und eben 
dieser starken Abhängigkeit vom Export ist Uruguay ein sensibler Indikator für jene Pro-
zesse, die mit der sukzessiven Realisierung der globalisierten Agrarmärkte einhergehen. 
Dies macht es reizvoll, die Entwicklung des Landes im Hinblick auf die Rind- und Lamm-
fleischproduktion und deren Umfeld aufzuarbeiten. Dabei sollen Aspekte der Produktqua-
lität ergänzend berücksichtigt werden.

1  Weiden unsere Kühe am La Plata?

In der heutigen Situation des Weltmarktes sind wir, anders als vor 100 Jahren, weit davon 
entfernt, zwingend auf Fleischimporte aus den beiden La Plata-Ländern Argentinien und 
Uruguay angewiesen zu sein. Argentinien ist ohnedies, obwohl es die vier- bis fünffache 
Produktionskapazität des uruguayischen Volumens hat, in den vergangenen Jahrzehnten 
und bis heute immer wieder ein unsicherer Lieferant gewesen. Kurzatmige Regierungs-
maßnahmen, sanitäre Probleme (Maul- und Klauenseuche − MKS), Trockenperioden und 
die starke Abhängigkeit vom Inlandverbrauch, die so in Uruguay nicht gegeben ist, waren 
die regelmäßigen Ursachen.

Andererseits erscheint Uruguay nur im Kontext der großen Nachbarländer unbedeu-
tend. Betrachtet man beispielsweise die Flächenausstattung des Exportlandes im Vergleich 
zu Deutschland, so wird augenfällig, wie nahe beide Länder beieinander stehen. Zwar ist 
die Gesamtfläche Deutschlands doppelt so groß wie die Uruguays, die landwirtschaft-
liche Nutzfläche (LN) hat jedoch die gleiche Größenordnung (Tab. 1). In der Struktur der 
Kulturflächen zeigt sich aber die unterschiedliche Spezialisierung: Uruguay stützt seine 
Produktion zu mehr als 75  % auf Weidenutzung, die in Deutschland mit 15  % Anteil 
deutlich hinter dem Ackerland (34 %) zurücksteht. Zu beachten ist weiter, dass etwa 70 % 
der Gesamtfläche in Uruguay aus naturbelassenen Weideflächen („praderas naturales“) 
bestehen, die ausschließlich durch den Weideumtrieb gepflegt und ansonsten wenig beein-
flusst werden.
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Tabelle 1. Anteil der Kulturflächen an der Gesamtfläche in Uruguay  
und in Deutschland

Darin drückt sich der entscheidende ökologische Vorteil der uruguayischen Landwirt-
schaft aus, der von Backhaus und Diaz (2, S.  10) weit vorausschauend hervorgehoben 
wird. Sie sehen die Nutzung durch extensive Weidehaltung als die einzig sinnvolle Pro-
duktionsform an. Dies hängt auch heute noch mit den entscheidenden komparativen Kos-
tenvorteile der uruguayischen Produktion zusammen: Die Gewichtseinheit Rindfleisch 
kann zu einem Drittel bis einem Viertel der Kosten, die in den europäischen Ländern 
entstehen, produziert werden (8). Giuffra (14, S.  11) weist allerdings schon mahnend 
auf Veränderungen des ursprünglichen Charakters der Grassteppenlandschaft hin, die 
mit der Nutzung einhergehen. Dies wird im uruguayischen Umweltbericht durch neuere 
Erkenntnisse, z.  B. zur Artenvielfalt ergänzt (18). Auch Faggi et  al. (9, S.  10) weisen, 
allerdings für die argentinische Pampa, auf den negativen Einfluss hin, der sich durch 
Kultivierungsmaßnahmen für die Artenvielfalt in der Region ergibt und sich stärker als 
das städtische Wachstum der Metropolregion Buenos Aires auswirkt. Trotzdem gilt für 
die zukünftige Entwicklung, dass in Uruguay die Verhältnisse verhältnismäßig stabil sind: 
Die landwirtschaftliche Nutzfläche und insbesondere die Weideflächen sind in den letzten 
20 Jahren kaum zurückgegangen (-0,8 % bzw. -0,4 %), während in Deutschland 8 % der 
Fläche in andere Verwendungen abgeschmolzen sind, die Weideflächen mit 16 % dabei 
weit überproportional (21). 

Quelle: (21)

Quelle: (21)

Tabelle 2. Bestände an Rindern und Schafen in Uruguay und  
in Deutschland (in 1000 Stück)
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Den Charakter der uruguayischen Landschaft prägen die Rinder- und Schafherden. 
Daher steht Uruguay in der Größe der Tierbestände nicht hinter Deutschland zurück 
(Tab. 2). Der Bestand an Rindern liegt in Uruguay heute schon fast gleichauf, natürlich 
auch, weil er in Deutschland seit 1980 um 35 % gesunken ist und wohl auch weiter sinken 
wird. Bei den Schafen hat Uruguay den vierfachen Bestand, obwohl dieser seit 1980 um 
die Hälfte reduziert wurde. 

Auch im Export der landwirtschaftlichen Produkte treffen sich Deutschland und Uru-
guay in überraschender Weise bisweilen auf gleicher Augenhöhe. Dies gilt z. B. für: Honig 
(21; 2004, Rang nach Wert: D-2., URU-8.), Sonnenblumenkerne (D-15., URU-9.), Gers-
tenmalz (D-5., URU-8.), Wolle (D-4., URU-10.), Tierhaare (D-4., URU-1.), Schafe lebend 
(D-17., URU-7.), aber auch für Rindfleisch (Teilstücke ohne Knochen; D-8., URU-9.) und 
Lammfleisch (D-10., URU-11.).

Die Präsenz auf den Exportmärkten über alle Produktkategorien betrachtet drückt sich 
in einem – aus uruguayischer Sicht – regen und wertmäßig bedeutenden Handel zwischen 
der EU und Uruguay aus: Die EU als größter Abnehmer nimmt 20 % der uruguayischen 
Exporte auf (20; Wert 2007 768  Mio.  €;) und liefert immerhin 14  % der Importe, die 
in Uruguay eintreffen (Wert 2007 741 Mio. €; Platz 3 nach Argentinien und Brasilien). 
72 % der uruguayischen Exporte in die EU sind landwirtschaftliche Produkte, von diesen 
wiederum beziehen sich 80 % auf Rindfleisch. Für die EU machen diese aber nur 0,6 % 
ihrer Gesamtimporte aus. 

Es weiden also offenbar tatsächlich Rinder und Lämmer für uns am La Plata, wobei 
deren Bedeutung für die uruguayischen Erzeuger entscheidend, für Deutschland und die 
EU allerdings untergeordnet ist. Genau in diesem ungleichen Verhältnis und in den auf 
solcher Basis gleich am Anfang falsch ausgerichteten Gehversuchen der gemeinschaftli-
chen Agrarpolitik sieht Gaese (13, S. 10) die Ursache der Probleme Uruguays, auf dem 
Weltmarkt zu bestehen. Für die 1970er-Jahre führt er den damals gerade aktuellen Import-
stop der EG für Rindfleisch (1974) an, dessen Folgen zusätzlich durch Maßnahmen im 
Rahmen der Marktordnung (Freisetzung von Interventionsbeständen) verschärft wurden. 
Er brachte – wie in der Folge die über 2 Jahrzehnte nicht abreißende Serie von Interven-
tionsmaßnahmen – hoch spezialisierte Exportländer wie Uruguay in extreme wirtschaft-
liche Schwierigkeiten mit unübersehbaren Folgen für die Prosperität der Bevölkerung 
und die politische Stabilität des Gemeinwesens. Nicht zuletzt in der Spezialisierung auf 
Rindfleisch sieht Gaese (13, S. 11) daher ein Hauptproblem der uruguayischen Landwirt-
schaft und mahnt eine stärkere Diversifizierung an. Gleichzeitig weist er aber auf deren 
geografisch bedingte Grenzen hin. Die Diversifizierung hat sich aber dennoch in den letz-
ten Jahren als eine Teillösung der wirtschaftlichen Probleme durchgesetzt: Rindfleisch 
ist zwar heute weiterhin wichtigster Exportartikel, aber die 4 wichtigsten pflanzlichen 
Produkte (Reis, Soja, Gerstenmalz, Sonnenblumenkerne) erreichen zusammengenommen 
bereits 55 % des Exportwertes von Rindfleisch (einschließlich Zubereitungen) und liegen 
jedes für sich alleine betrachtet jeweils über dem Wert von Lammfleisch (21). Dass die 
Handelsbeschränkungen, wie sie in den 1970er-Jahren bestanden haben, auf der Basis der 
WTO-Verhandlungen zu heutiger Zeit an Wirksamkeit eingebüßt haben und dies auch 
weiter so sein wird, sei hier angemerkt.

2  Rindfleischerzeugung als Basis der uruguayischen Fleischwirtschaft

Die Fleischerzeugung in Uruguay folgt einem innerhalb des letzten Jahrhunderts ver-
hältnismäßig stabilen System. Bei praktisch kaum veränderter Weidefläche oszilliert der 
Rinderbestand seit 1900 zwischen 7 Mio. und 12 Mio. (Abb. 1). Dabei wurde ein erstes 
Maximum mit mehr als 9 Mio. Rindern und 24 Mio. Schafen in den Jahren von 1908 bis 
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nach dem Ersten Weltkrieg erreicht, die Truppenversorgung der kriegslustigen Europäer 
mit Fleisch und Wolle war Motor des Handels. Heute bewegt sich der Bestand zwischen 
10 bis 12 Mio. Rindern. Besonders bemerkenswert an den langfristigen Veränderungen ist, 
dass das Verhältnis der Rinder zu den Schafen sich jahrzehntelang ziemlich konstant bei 
1:2,5 bis 3,0 gehalten hat und sich erst durch drastische Umwälzungen im Schafbestand 
seit Ende der 1990er-Jahre (s. u.) auf heute 1:1,0 und weniger verschoben hat.

Parallel zu dieser Veränderung hat der Rinderbestand, die Lücken der Schafe füllend, 
seit 2001 zugenommen (+1 Mio. Rinder). Dabei hat sich gleichzeitig das Spektrum der 
Kategorien stark verändert (Abb. 2): 

Im Wesentlichen geht die Zunahme auf Rechnung der Kälber (+26 %) und der gedeck-●●
ten Kühe (+8,2  %) und damit auf die Kategorien der Bestandserhaltung. Eine ent-
sprechende Zunahme findet sich deshalb auch bei den noch nicht marktfähigen 1- bis 
2-jährigen Ochsen und Färsen (ca. +15 %). Dass der Anteil der ungedeckten älteren 
Färsen zwar insgesamt gestiegen ist (+12 %), aber seit 2005 kräftig sinkt, ist hinsicht-
lich der Remonte ein positives Signal. Zusammengenommen ist die Bestandserhöhung 
mit einer Verjüngung verbunden.
Alle Mastendprodukte wurden im Gegensatz dazu mehr oder weniger kräftig abge-●●
räumt, am weitaus stärksten die Ochsen mit mehr als 3 Jahren (-26 %).

Abb. 1. Bestände (Mio.) an Rindern und Schafen in Uruguay und Verhältnis des Rinder- zum 
Schafbestand 
Quelle: (22; 2; 14; eigene Berechnungen)
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Abb. 2. Veränderung des Rinderbestandes in Uruguay zwischen 2001 und 2007 (in Mio.) 
Quelle: (19; eigene Berechnungen)

Abb. 3. Schlachtungen von Rindern in Uruguay (Jahresmittelwerte in 1000 Stück)
Quelle: (22; eigene Darstellung)
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In der Nettoerzeugung von Rindfleisch nimmt Uruguay mit 0,5 Mio. t weltweit den zwölf-
ten Rang ein, an der Spitze liegen die USA (12 Mio. t), Brasilien (9,5 Mio. t) und Argen-
tinien (3,2 Mio.  t). Deutschland weist mit immer noch 1,2 Mio.  t fast das Doppelte der 
uruguayischen Erzeugung auf, obwohl die Rinderbestände in beiden Ländern nur wenig 
auseinander liegen (21, 25). Der Unterschied in der erzeugten Fleischmenge macht die 
geringere Intensität des Mastverfahrens mit etwa der doppelten Mastdauer in Uruguay 
augenfällig. 

Seit 1991 haben sich die Schlachtungen der Rinder stark erhöht (von ca. >1 Mio. auf 
>2,5 Mio.; Abb. 3). Der Einbruch im Jahr 2001 ist gleichsam die Narbe des damaligen 
MKS-Ausbruchs. Die Verzögerung des Abtriebs 2001 ging mit einer starken Erhöhung 
des mittleren Schlachtgewichtes der Ochsen um 15  kg einher, die nachfolgend wieder 
kompensiert wurde (23). In den Folgejahren seit 2002 wurden die Schlachtungen beson-
ders forciert: Während der Rinderbestand seither nur um 9 % angestiegen ist, hat sich die 
Zahl der Schlachtungen im gleichen Zeitraum um 60 % erhöht. Bei diesem Anstieg ist 
bedeutsam, dass zunächst nur die Jungmastochsen, mit Verzögerung und dann überpro-
portional auch die Kühe (auf niedrigem Niveau die Färsen) beteiligt sind (Ochsen +50 %, 
Kühe +80 %; Tab. 3). 

Tabelle 3. Anteil der wichtigsten Kategorien an der Gesamtschlachtung  
in Uruguay (in 1000 Stück)

Dass es sich dabei überwiegend um ältere (und ausgemästete) Kühe handeln muss, geht 
aus der grundsätzlich positiven Entwicklung des Kuhbestandes im gleichen Zeitraum her-
vor. Auch das Altersspektrum bei den Mastochsen ist vom Wandel gezeichnet (Tab. 4): 
der Anteil der älteren Ochsen (>3 Jahre) nimmt bei den Schlachtungen stark zu, während 
die jüngeren Ochsen zuletzt gerade noch ein Drittel ausmachen. 

1) Anteil an der Gesamtschlachtung des Jahres
Quelle: (22; eigene Berechnungen)
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Tabelle 4. Anteil der wichtigsten Altersklassen innerhalb der Gesamtschlachtung 
von Mastochsen in Uruguay (in % der Rinderschlachtungen ges.)

1) 4 dientes“ = 2,5–3 Jahre; „6 dientes = 3–4 Jahre; „boca llena“ >4 Jahre
Quelle: (22; eigene Berechnungen)

Abb. 4. Entwicklung der Preise (Schlachtgewicht; jeweilige Preise) für die Kategorie Ochsen 
(„Novillos“ gesamt) in Uruguay und die Kategorie Jungbullen (Hkl. R3) in Deutschland (URU: 
wöchentlich; D: monatlich)
Quelle: (22; 25; eigene Darstellung) 
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Auch dies spiegelt sich in der Bestandsentwicklung wieder (Abb.  2). Eine wesentliche 
Ursache für die Entwicklung der Schlachtungen seit 2001 dürfte der gleichzeitige deutli-
che Anstieg der Erzeugerpreise sein, der auf höherem Niveau, aber ansonsten in ähnlicher 
Weise auch in Deutschland zu beobachten ist (Abb. 4). In Uruguay stiegen die Preise in 
diesem Zeitraum kontinuierlich um mehr als 60 %, in Deutschland um 40 % an.

Die Schlachtungen der Rinder erfolgen im Jahresgang nicht kontinuierlich, sondern mit 
ausgeprägten, wiederkehrenden Minima und Maxima. Der Vergleich der uruguayischen 
Verhältnisse mit Deutschland (Abb. 5) zeigt die Systematik. Entsprechend den gegenläu-
figen Vegetationsperioden liegen in der ersten Jahreshälfte die Maxima in Uruguay, die 
Minima in Deutschland, in der zweiten Jahreshälfte genau spiegelbildlich dazu. Es fällt 
aber auf, dass das lukrative Weihnachtsgeschäft erdteilübergreifend in beiden Ländern zu 
einem Zwischenhoch der Schlachtungen führt. Zudem ist es durchaus nicht so, dass etwa 
die Schlachtung aus der weniger flächenabhängigen deutschen Rindermast weniger stark 
oszillieren würde als die aus der ausschließlichen Weidehaltung in Uruguay.

Das derzeitige Spektrum der Schlachtungen ist nicht durchgehend positiv zu bewerten. 
Die Mastochsen sind für die Gesamtproduktion die Wert bestimmende Kategorie. Wenn 
sich bei diesen eine Verschiebung in Richtung auf die höheren Altersklassen ergibt, so 
hat dies für die Qualität des Endproduktes grundsätzlich negative Folgen (s. u.). Weil mit 
dieser Verschiebung auch keine entscheidende Zunahme im mittleren Schlachtgewicht 
verbunden ist (22; mittleres Schlachtgewicht seit 2004 zwischen 258 und 263 kg), so steht 
auch wirtschaftlich in Frage, ob die längere Mastdauer langfristig tolerabel ist. Besorgnis-
erregend ist zudem die zeitweise Konzentration der Schlachtungen auf weibliche Tiere. 
Wenn die Zuchtbetriebe langfristig mit ihren Kühen eine „Gewinnmitnahme“ betreiben, 

Abb. 5. Schlachtungen von Rindern (ges.) in Uruguay und Deutschland (Monatsmittelwerte in 
1000 Stück)
Quelle: (22; 25; eigene Berechnungen)
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weil die Kuhschlachtung lukrativer als die Kälberproduktion ist, kann dies zu Engpässen 
in der Kälberversorgung führen, wie sie immer wieder sogar in der Publikumspresse in 
Uruguay prognostiziert werden (1; 6). 

3  Lammfleischerzeugung – Nebenprodukt des Rindfleischmarktes

Seit Anfang der 1990er-Jahre verringerte sich der Schafbestand von einem Maximum 
von 26 Mio. (1991) auf 10 Mio. (2007) drastisch, wobei das wesentliche Geschehen seit 
Mitte der 1990er-Jahre abgelaufen ist (Abb. 1). Die Schlachtungen, besonders die Lamm-
schlachtungen waren der wesentliche Motor der Bewegung, wenn auch die ersten Oszil-
lationen des Zeitraumes von forcierten Hammelschlachtungen hervorgerufen wurden. Mit 
vorangehenden Schwankungen erreichten die Schlachtungen zwischen 1995 und 2001 
ein Maximum und fielen dann extrem rasch in das Minimum des Jahres 2003, von dem 
ausgehend bis 2007 eine Erholung wirksam wurde (Abb. 6). 

Der sich ergebende heftige Abbau des Schafbestandes (1997 bis 2007 −44 %; Tab. 5) 
drückt sich unterdurchschnittlich bei den Lämmern (−23  %) und bei den Mutterscha-
fen (−35 %), am stärksten bei den Hammeln aus (−74 %). Fokussiert auf den Zeitraum 
2001/2007 wird aber sichtbar, dass nach dem Abstieg insgesamt wohl eine Stabilisierung 
eingetreten ist (Abb. 7). Nur der Bestand an Hammeln, die für den Export unbedeutend 
sind, wird offensichtlich weiter stark vermindert. Das Minimum, das sich nach 2001 bei 
den Mutter- und Jährlingsschafen ergeben hat, dürfte im Zusammenhang mit dem MKS-
Ausbruch dieses Jahres stehen; die sehr hohen Schlachtzahlen 2001 stehen damit im Ein-
klang. Sie schafften sehr effizient eine kurzfristige Entlastung der Weidekapazität, die 
wegen der ausgebliebenen Schlachtungen bei den Rindern sichtlich notwendig gewesen 
ist. Insgesamt ist aber das Fehlen der Schafe weidetechnisch negativ zu bewerten und führt 
zu zunehmender Verbuschung der Flächen (12). 

Abb. 6. Schlachtungen von Schafen in Uruguay (Jahresmittelwerte in 1000 Stück)
Quelle: (22; eigene Darstellung)
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Tabelle 5. Veränderung der Bestände und der Schlachtungen von Schafen 
in Uruguay zwischen 1997 und 2007

SG = Schlachtgewicht
1) Milchlämmer + Lämmer <1 Jahr
2) Geschätzt aus Anzahl Lämmer und mittlerem Schlachtgewicht je Jahr
Quelle: (22; eigene Berechnungen)

Abb. 7. Veränderung des Schafbestandes in Uruguay zwischen 2001 und 2007 (in Mio.) 
Quelle: (19; eigene Darstellung)
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Die Verminderung der Tierzahl in Bestand und Schlachtung hat nur wenig Einfluss auf 
die letzten Endes resultierende Lammfleischproduktion. Denn im untersuchten Zeitraum 
steigt das mittlere Lebendgewicht der Lämmer kontinuierlich an, seit 1997 annähernd 
um mehr als 8 kg auf jetzt 34 kg (Abb. 8). Dies ist auf die seit 1996 propagierte Produk-
tion eines schweren Lammes (>34 kg statt 24 kg lebend) zurückzuführen, das heute das 
leichte Lamm praktisch verdrängt hat (3). Trotz dieser Erhöhung verschlechtert sich die 
Schlachtausbeute nicht. Dies rechtfertigt die Annahme, dass keine Tendenz zu höherer 
Verfettung (größerer Anteil der Fettabschnitte) mit dem höheren Gewicht einhergeht. In 
der Synopse der Jahre 1997/2007 werden die Verhältnisse noch deutlicher (Tab. 5). Es 
zeigt sich, dass letzten Endes trotz erheblich verkleinerter Schafbestände die Produktivität 
der Lammfleischerzeugung sogar um ein Viertel erhöht werden konnte.

In der Nettoerzeugung von Lammfleisch (21; 22; 25; eigene Berechnungen) hat Uru-
guay mit nur 30  kt (2007) weltweit keine besondere Bedeutung. An der Spitze liegen 
Australien (692 kt), Neuseeland (541 kt) und das VK (325 kt), Deutschland dagegen mit 
44 kt wie Uruguay weit im Hintergrund.

Die aufgezeigte lang- und mittelfristige Entwicklung ist Ausdruck eines gravierenden 
Systemwechsels der uruguayischen Schaffleischerzeugung, die den Schwerpunkt von der 
Wollproduktion auf die Fleischerzeugung verlegt hat. Dass dies mit der Wertschöpfung 
auf dem Weltmarkt zu tun hat, zeigt sich im Gleichlauf der sinkenden Exportmenge an 
Wolle und dem Verfall des Wertes der Produkteinheit Wolle in den 1990er-Jahren auf 
weniger als die Hälfte des Ausgangswertes (Abb. 9).

Abb. 8. Schlachtungen von Lämmern in Uruguay: Lebend- und Schlachtgewicht sowie 
Schlachtausbeute über die Jahre von 1995 bis 2007 (gewichtete Jahresmittel)
Quelle: (22; eigene Darstellung)
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Entsprechend wurde die Wolle aus der Liste der 20 vom Wert her ertragreichsten Agrar-
exportgüter Uruguays verdrängt, während 1995 der Ertrag aus Wollexporten insgesamt 
noch bei 380 Mio. US$ gelegen hatte (21). Die Erholung der Preise seit 2002 veranlasst 
offensichtlich nur wenig zur Erhöhung der Produktion. Uruguay ist übrigens seither einer 
der größten Nettoimporteure von Rohwolle (21).

4  Exporte von Rind- und Schaffleisch

Uruguay gilt international als beispielhafter Rindfleischexporteur, dem mit der Aner-
kennung der MKS-Freiheit im Jahr 1996 ein international beachteter und einträglicher 
Wurf gelang. Die damals erzielte Wertsteigerung wird mit 20 Mio. US$ (Export USA) 
und 90 Mio. US$ (Export Pazifik-Anrainer-Staaten) pro Jahr beziffert (10). Spitzenreiter 
der uruguayischen Exporte ist, nach Wegfall der Wolle und nach kräftiger wertmäßiger 
Zunahme von 2003 ab, unangefochten Rindfleisch, das heute praktisch ausschließlich 
ohne Knochen, das heißt in hochwertigen Zuschnitten, vermarktet wird. Die Exporte von 
Schaf-/Lammfleisch haben sich der Menge nach nicht verändert, da ja auch die Lamm-
fleischproduktion praktisch nicht nachgelassen hat. Auch der Wert ist konstant geblie-
ben.

Aus der Detailbetrachtung der Entwicklung bei Rindfleisch in den letzten 5 Jahren 
ergibt sich, dass Exportmengen zwischen 400 und 500 kt (SG) pro Jahr die vorhandene 
Kapazität derzeit ausschöpfen (Abb. 10). Dennoch stiegen die uruguayischen Einnahmen 
aus Rindfleischexporten aufgrund der Zunahme des Produktpreises je Gewichtseinheit im 
betrachteten Zeitraum kräftig an. Diese Zunahme lässt sich u. a. gut mit einer stärkeren 
Veredelung des Produktes und der leichten mengenmäßigen Verschiebung der Exporte in 
die EU erklären (Abb. 11). 

Abb. 9. Menge der aus Uruguay exportierten Schafwolle (Rohwolle) und Wert je Gewichtseinheit 
(Jahresmittelwerte in 1000 t bzw. US$/t) 
Quelle: (21; eigene Darstellung)
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Abb. 10. Uruguayische Exporte von Rindfleisch (Monatsmittelwerte; 1000 t Schlachtgewicht und 
Mio. US$ – jeweilige Preise)
Quelle: (22; eigene Berechnungen)

Abb. 11. Uruguayische Exporte von Rindfleisch in die Exportregionen (1000 t und US$ - jeweilige 
Preise) und der Exportwert je Produkteinheit (US$/kg)
Quelle: (22; eigene Berechnungen)
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In der EU werden traditionell die mit Abstand höchsten Produktpreise erzielt, in den 
letzten Jahren hat sich dieser Abstand gegenüber den übrigen Regionen sogar noch wei-
ter vergrößert. Aus den verfügbaren aktuellen Daten für 2008 ist ersichtlich, dass diese 
Entwicklung anhält (22). Dennoch nehmen, zumal von der Menge her betrachtet, die 
NAFTA-Länder USA, Kanada und Mexico den Löwenanteil der uruguayischen Exporte 
ab. Die MERCOSUR-Länder Argentinien, Brasilien und Paraguay haben nur untergeord-
nete Bedeutung. 

Gaese (12, S. 10) sieht für Uruguay sogar die Notwendigkeit, sich im Export weiter 
von diesen Ländern zu lösen und nach neuen Wegen der Diversifizierung wie dem Export 
von Ökofleisch in die EU zu suchen und damit komparative Kostenvorteile besser auszu-
nutzen. Speziell auf Deutschland gerichtet zeigt sich in diesem Kontext die Sonderrolle: 
Zusammen mit Spanien und den Niederlanden nehmen die deutschen Importeure beson-
ders hochwertige Ware ab (Abb. 12).

Die Zusammensetzung der Rindfleischexporte zeigt einen starken Überhang der tief-
gefrorenen Ware, die etwa 80 % des gesamten Exportvolumens ausmacht; die gekühlte 
Ware („Frischfleisch“) folgt mit 15 % (Tab. 6). Die verarbeiteten Anteile (inkl. gesalzen) 
sind von der Menge her bedeutungslos (6 % bzw. 1 %). Der Inlandverbrauch macht gerade 
40 % der Exporte an Rindfleisch aus, hat also als Konkurrenzweg der Vermarktung keine 
allein entscheidende Bedeutung. Der Rindfleischexport nach Deutschland erreicht knapp 
5 % des Exports der Fleischart. Mit 57 % ist der Anteil der gekühlten Ware ausgesprochen 
hoch und erklärt teilweise den besonders hohen Wert der deutschen Importe (Tab. 7).

Abb. 12. Wert der uruguayischen Exporte von Rindfleisch in die wichtigsten EU-Mitgliedstaaten 
(US$/kg) 
Quelle: (22; eigene Berechnungen)
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Tabelle 6. Exporte, Inlandverbrauch und Gesamtproduktion von Rind 
und Schaffleisch in Uruguay (2007, in t bzw. US$)

Tabelle 7. Rind- und Schaffleischexporte von Uruguay nach Deutschland  
entsprechend der Versandform (2007, in t bzw. US$)

SG = Schlachtgewicht
1) bezogen auf Exportgewicht
Quelle: (23; eigene Berechnungen)

SG = Schlachtgewicht
1) bezogen auf Exportgewicht
2) Anteil Deutschland am Gesamtexport je Fleischart; nach Wert in US$
Quelle: (23; eigene Berechnungen)
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Der Schaffleischexport, der per Saldo reiner Lammfleischexport ist, vollzieht über die 
Jahre 1995/2004 betrachtet die Entwicklung der Bestände und der Schlachtungen parallel 
nach (Abb. 13). 

Der Verlust an Tierzahlen macht jedoch, ungeachtet der starken Oszillation in den 
Zwischenjahren, letzten Endes nur 9 % aus. Entsprechend dem seit 2000 mächtig anstei-
genden Wert je Produkteinheit ist der Wert des Lammfleischexports im gleichen Zeitraum 
sogar um 67 % gestiegen. Dies ist auch auf die veränderten Produktlinien zurückzuführen. 
Seit 1996 wird in Uruguay die Produktion des schweren Lamms („cordero pesado“ mit 
>34 kg Lebendgewicht bzw. 24 kg Schlachtgewicht,) durch die Beratung gefördert. Mit 
dessen Einführung als überwiegendem Produktionsziel ist die Herrichtung von Teilstü-
cken für den Export wesentlich besser möglich geworden als die Vermarktung ganzer 
Schlachtkörper (3). Dies dürfte zukünftig auch eine Umstellung auf andere als Rassen als 
die bisher traditionell verwendeten Corriedale mit sich bringen (4). 

Beim Lammfleisch ist das Verhältnis der Zustandsformen des Produktes noch extremer 
als beim Rindfleisch: Zu fast 100 % wird das Fleisch tiefgefroren vermarktet. Dies wird 
insbesondere daraus verständlich, dass die Spanne der Wertschöpfung zwischen beiden 
Produktformen viel geringer ist als beim Rind (Tab.  7). Der Inlandverbrauch erreicht 
gerade 25 % der Exportmenge und wirkt keinesfalls beeinträchtigend auf die Lieferkapazi-
tät. Deutschland nimmt 10 % des Exports ab, davon überdurchschnittlich viel als gekühlte 
Ware (14 %), den Rest tiefgefroren (86 %). Anders als im Mittel der anderen Abnehmer ist 
beim deutschen Konvolut der Wert der tiefgefrorenen Ware höher als der der Frischware, 
wobei dies entsprechend auch in den Vorjahren gilt (23). Dies könnte als Anpassungs
reaktion an die hochwertige tiefgefrorene Ware aus Neuseeland verstanden werden, die 
den deutschen Markt dominiert.

Die sehr enge Spezialisierung auf die Vermarktung von tiefgefrorener Ware bei Lamm-
fleisch ist allerdings erst ein Entwicklung der letzten Jahre, die auch mit weiteren Verän-
derungen der Herrichtung der Produkte einherging; im Vergleich des Jahres 1999 gegen 
das Jahr 2007 zeigt sich (23):

Abb. 13. Menge und Wert der Exporte von Schaffleisch aus Uruguay (in Mio. US$ − jew. Preise − 
bzw. 1000 t)
Quelle: (21; eigene Darstellung)
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1999 wurden noch 27 % der Produkte gekühlt vermarktet, 2007 nur noch 2 %;●●
1999 betrug der Anteil der als Schlachtkörper vermarkteten Produkte (gekühlt, gefro-●●
ren) 24 %, 2007 nur noch 8 %;
1999 betrug der Anteil der als besonders hochwertig zugerichteten Teilstücke (insbe-●●
sondere aus dem Hinterviertel) 57 %, 2007 89 %.

Auch dieser Wandel in der Zurichtung der Teilstücke dürfte mit dem Übergang auf die 
schweren Lämmer zu tun haben, die sich aufgrund der Konformation und der Teilstück-
zusammensetzung besser für die Teilstückvermarktung eignen (vgl. 4).

5  Verbraucherakzeptanz von uruguayischem Rind- und Lammfleisch 
auf dem europäischen Markt

Aus der Marktentwicklung ergeben sich zwei wichtige Fragen, die auf die Qualität des 
Endproduktes und die Akzeptanz beim Verbraucher gerichtet sind:

Das Schlachtalter der Ochsen hat sich in Uruguay in den letzten Jahren erhöht, da der ●●
Anteil der Ochsen mit über 3 Jahren stark zugenommen hat (Tab. 4). Die Zartheit des 
Fleisches ist mit dem Alter korreliert und erfährt selbst bei den mittelrahmigen Fleisch-
rassen (Hereford, Angus) oberhalb von 3 bis 4 Jahren spürbare Einschränkungen (7; 
16; 17). Vor allem die abnehmende Löslichkeit des Kollagens wird für den Effekt 
verantwortlich gemacht.
Die seit 1996 vorangetriebene Produktion des schweren Lamms („cordero pesado“) ●●
äußert sich in der sukzessiven Erhöhung des Schlachtgewichts seit dieser Zeit (Abb. 8). 
Das schwere Lamm ist älter als ein Jahr und gelangt damit ebenfalls in sensorisch 
kritische Bereiche. Insbesondere die stärkere Verfettung (4) und die u.  U. stärkere 
Ausprägung des Schafaromas könnten zu Problemen führen. 

Zu diesen Fragen wurde auf uruguayische Initiative eine Serie von Studien in Deutsch-
land, Spanien und dem Vereinigten Königreich durchgeführt, in denen die Akzeptanz von 
uruguayischem Rind- und Lammfleisch im Vergleich zu heimischem Qualitätsfleisch in 
Europa geprüft wurde (5; 11; 15). Die Untersuchungen zeigen, dass sich die deutschen 
Verbraucher generell positiver zur Qualität des uruguayischen Fleisches äußern als die 
englischen und spanischen. Dies gilt besonders für Rindfleisch (Tab. 8; nur Zartheit dar-
gestellt), bei dem die deutschen Verbraucher an Teilstücke gewöhnt sind, die zu mehr als 
95 % nicht gereift sind und zudem ganz überwiegend von Jungbullen stammen. Solches 
Fleisch ist fettarm, wenig aromatisch und selbst in den Edelteilstücken eher zäh. Fol-
gerichtig spielt für die deutschen Verbraucher im Gesamteindruck von Rindfleisch vor 
allem die Zartheit eine Rolle und weniger als für die Spanier und Engländer das Aroma. 
Insbesondere für die Engländer scheint die gleichlaufende Beurteilung von Zartheit und 
Aroma die unterdurchschnittliche Bewertung der uruguayischen Proben zu verstärken, 
ohne dass ein gesicherter Alterseinfluss bei der Bewertung des Fleisches der 3-jährigen 
Ochsen festzustellen wäre. Zu beachten ist gerade im VK, dass die uruguayischen Proben 
sogar deutlich schlechter eingeschätzt werden als die unzulänglich gereiften heimischen 
Proben (Ochsen mit 7 Tage Reifung). Die wenig gereiften deutschen Proben schneiden 
beim entsprechenden Vergleich viel schlechter ab, wohl auch weil das hier geprüfte Jung-
bullenfleisch es ohnedies im Vergleich zu Ochsenfleisch schwer hat.
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Tabelle 8. Einschätzung des Genusswertes1) von uruguayischem und inländischem  
Rind-und Lammfleisch durch deutsche, spanische und englische Verbraucher  

(LSQ-Mittelwerte der Einschätzungen)

Bei Lammfleisch ist in aller Regel nicht die Zartheit, sondern das Aroma die proble-
matische Eigenschaft. Die Clusteranalyse zeigt für die deutschen Verbraucher, dass 
der Gesamteindruck beim Lammfleisch in Übereinstimmung damit stärker vom Aroma 
bestimmt wird als von der Zartheit (5). Grund dafür könnte u. a. sein, dass die deutschen 
Verbraucher an Lammfleisch und dessen spezifisches Aroma kaum gewöhnt sind: In der 
Untersuchung gaben sie zu 65 % an, kein Lammfleisch zu essen. In Spanien und VK lag 
der Anteil bei nur 3 %, während 20 % jede Woche Lammfleisch essen (DE 3 %). Gänzlich 
unerwartet benoten jedoch auch die deutschen Verbraucher das Lammfleisch nicht nur in 
der Zartheit, sondern auch im Aroma und Gesamteindruck als überdurchschnittlich gut 
und bewerten die schweren uruguayischen Lämmer in der Tendenz sogar besser als die 
leichten. In Spanien und dem VK liegen die Verhältnisse ähnlich (Tab. 8).

Die Untersuchungen geben also sowohl beim Rind- als auch beim Lammfleisch Anlass, 
die Produktionsstrategien, wie sie sich aus der Situation der Märkte ergeben haben, opti-
mistisch zu beurteilen. Wichtigste Instrumente des Erfolgs sind: 

die Neuausrichtung der Mastverfahren bei Lämmern und Ochsen mit Ausnutzung eines ●●
höheren Mastendgewichtes, 
die stärkere Diversifizierung des Angebots an Fleischzuschnitten mit einer besseren ●●
Anpassung an die unterschiedlichen Abnehmer und mit der gleichzeitigen Erhöhung 
des Verarbeitungsgrades und der Wertschöpfung sowie 
die unvermindert gute sensorische Qualität des Endproduktes.●●

Zusammenfassung
Uruguay eignet sich in besonderer Weise als Indikator zur Beobachtung der globalisierten Fleisch-
märkte. Die wesentlichen Gründe sind der hohe Anteil der landwirtschaftlichen Nutzfläche am nati-
onalen Territorium, die Klima bedingte extreme Spezialisierung auf die Weidewirtschaft mit Rindern 
und Schafen sowie die geringe Größe des Inlandmarktes und die daraus resultierende vollständige 
Abhängigkeit der Volkswirtschaft vom Export. Der Zusammenbruch des internationalen Wollmarktes 
gegen Ende des 20. Jahrhunderts war für die uruguayische Tierproduktion das Schlüsselereignis. Auf 
dieses reagierten die Betriebe mit einer weitgehenden Umstrukturierung des Produktionssystems, die 
sich am schärfsten im Tierbesatz ausdrückt. Das traditionelle und für die Weidewirtschaft bis dahin 
sinnvolle Verhältnis von Schafen zu Rindern von ehemals 3:1 ist heute auf weniger als 1:1 abge-

Skala 1 (außerordentlich schlecht) bis 8 (außerordentlich gut) 
Quelle: (11; 15)
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sunken. Trotz des verminderten Schafbestandes wurde die Größenordnung der lukrativen Lamm-
fleischproduktion und -exporte gehalten, indem Schlachtalter und Schlachtgewicht der Lämmer 
wesentlich erhöht wurden. Darüber hinaus wurde auch bei den Jungmastochsen die Ausnutzung der 
verfügbaren Weideflächen durch die Erhöhung des Schlachtalters gesichert. Durch diese Maßnah-
men wurde das Qualitätsniveau der Endprodukte nicht beeinträchtigt. Bei beiden Fleischarten war 
die vom Weltmarkt erzwungene Umstrukturierung mit einer besseren Anpassung der uruguayischen 
Fleischwirtschaft an den internationalen Wettbewerb verbunden. Dies hat zu einer fortschreitenden 
Diversifizierung der Fleischzuschnitte und zu einer Erhöhung des Verarbeitungsgrades und der Wert-
schöpfung der Produkte geführt.

Summary
The model meat exporter  

– Significance of the Uruguayan production of lamb and beef 
Uruguay is ideally suited as an indicator of the globalised meat markets. The main reasons are 
that a high proportion of the national territory is used for agricultural purposes, there is extreme 
specialization on pasture economy with beef and sheep due to the climatic conditions, and the fact 
that the inland market is small, resulting in complete dependency of the economy on exports. The 
collapse of the international wool market was the key experience for Uruguayan animal production 
in the last decades of the 20th century. The producers reacted to this with a vast transformation of the 
production systems, mostly by changing the animal stock. The traditional ratio of sheep to cattle of 
3:1, which had until then been expedient in terms of the grazing system dropped to its current level 
of less than 1 : 1. Despite the reduced sheep stock, the quantity of profitable lamb meat production 
and exports did not drop because age and weight at slaughter increased considerably. Additionally, 
a similar increase in the age of steers guaranteed the full exploitation of the available pasture area. 
These measures did not compromise the quality level of the final products. In both types of meat, 
the transformation forced by the world market contributed to a better adaptation of the Uruguayan 
meat industry to international competition. This led to ongoing diversification of meat cuts, and to 
an increase in both the degree of processing and added value of the products.

Résumé
Un exportateur de viande modèle  

- l’importance de la production de viande de boeuf et d’agneau en Uruguay 
L’Uruguay peut servir d’indicateur idéal pour observer le marché international de la viande. Les 
principaux éléments à l’appui de cette thèse sont la proportion importante des superficies agricoles 
sur le territoire national, la spécialisation accrue dans le pâturage bovin et ovin, due aux conditions 
climatiques, ainsi que la taille réduite du marché national, qui entraîne une dépendance complète de 
l’économie du pays vis-à-vis des exportations. L’effondrement du marché international de la laine 
vers la fin du 20ème siècle a constitué l’élément déclencheur de la production animale de l’Uruguay. 
En réaction, les exploitations agricoles ont largement restructuré le système de production, ce qui 
s’est traduit en particulier par des changements importants concernant le cheptel. L’ancien rapport 
traditionnel de trois moutons pour un bovin, qui était jusque-là idéal pour le pâturage, a diminué, 
passant à moins de un mouton pour un bovin aujourd’hui. Malgré un cheptel d’ovins réduit, le niveau 
de rentabilité de la production et de l’exportation d’agneaux a été maintenu en augmentant l’âge 
d’abattage et le poids en carcasse des agneaux.  En outre, en augmentant également l’âge d’abattage 
des bouvillons à l’engrais, il a été possible de maintenir l’exploitation des pâturages disponibles. 
Toutes ces mesures n’ont pas affecté le niveau de qualité des produits finals. En ce qui concerne 
la viande des deux espèces considérées, la restructuration imposée par le marché mondial était liée 
à une meilleure adaptation de l’industrie des produits carnés de l’Uruguay à la concurrence inter-
nationale. Cette restructuration a entraîné une diversification progressive des découpes de viande, 
une augmentation du niveau de transformation des viandes ainsi qu’un accroissement de la valeur 
ajoutée des produits.
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